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Am 19. Juni gab das ungariſche Minifterium Folgendes über 
die Vorgänge in Carlowitz bekannt: f 
V Aus einem mittelſt Depeſche vom 15. d. M. angelangten Bericht des 
königl. Commiſſärs und Feldmarſchalllieutenants Joh. Hrabopßky wurden 
wir über Folgendes verſtändigt: Nachdem der im Monat Mai l. J. zu 
Carlowitz gebildete ſerbiſche Centralausſchuß ſeit einiger Zeit nicht nur 
gegen den königl. Commiſſär und Feldmarſchalllieutenant eine feindliche 
Stellung einnahm, ſondern zu ſeiner Hilfe, ſowohl die Bewohner der 
Militärgrenze als der ganzen untern Gegend, angeblich wegen vorge⸗ 
nommener Vermehrung der militäriſchen Hilfsſtreitkraft, in Waffen geru⸗ 
fen hat, der auf mehrere Tauſende anwachſende Volkshaufe aber immer 
gefährlicher zu werden ſchien, hat er ſie in Berückſichtigung deſſen am 
11. d. M. angegriffen. Das Treffen, welches, nachdem die mobile Colonne 
gleich bei ihrem erſten Erſcheinen mit einem Kugelregen empfangen wurde, 
um 6 Uhr Morgens anfing, hielt bis ſpät Abends an; und weil er das 
Militär wegen des Herabfeuerns aus den Häuſern nicht durch Carlowitz 
führen konnte, hat er einen Theil der Stadt mit Granaten in den Brand 
geſteckt, und im Freien gegen etwa 6000 Mann gefochten, deren größter 
Theil mit Waffen verſehen war. 

Die Inſurgenten, deren größter Theil aus der Bevölkerung der Mi⸗ 
litärgrenze und der untern Provinz beſtand, haben mit fanatiſcher Wuth 
gefochten, und erhielten während des Kampfes von jeder Seite Hilfe, weil 
überall in den umliegenden Ortſchaften Sturm geläutet wurde. 

Von der im Gefolge der militäriſchen Schaar ſich befindenden Caval⸗ 
lerie hat der F. M. L. wegen der gebirgigen Gegend keinen erfolgrei- 
chen Nutzen ziehen können. 

Das vor Neuſatz zwiſchen den ſogenannten römiſchen Schanzen, vor⸗ 
züglich von den Bewohnern der Militärgrenze und des Banats, und 
dem Cſaikiſtenbataillon gebildete, auf ungefähr 5000 Köpfe ſich belau⸗ 
fende Lager, hat der königl. Commiſſaͤr und Feldmarſchalllieutenant von 
Neuſatz und Temerin her im „Schach“ gehalten, und dadurch verhindert, 
daß ſie ihren Spießgeſellen nach Carlowitz keine Hilfe zuſenden konnten. 

Unter den Inſurgenten ſind viele Todte und Verwundete; von den 
Letzteren wurden fünf in das Militärſpital eingebracht, und daſelbſt mit 
der vorzüglichſten Sorge verpflegt. 

Unter der Schaar des königl. Commiſſärs zählt man einen todten Ge 
meinen und ſieben Verwundete, unter dieſen iſt der vortreffliche Lieutenan 
Weinhengſt. 

Am 13 d. M. herrſcht vielleicht nur ſcheinbare Ruhe, doch glaubt 
der k. Commiſſär, daß das geſtrige ſtrenge Auftreten gute Folgen haben 
werde; übrigens müſſen heute, wie man ſagt, nur in Carlowitz allein 15,000 
Mann ſich verſammeln; was ſehr wahrſcheinlich iſt, weil ſowohl die ganze 
Bevölkerung der Militärgrenze als der umherliegenden Oriſchaften in 
vollem Aufruhr begriffen, und jedes Band der Diseiplin vollkommen 
gelöſt iſt; das Volk aber ſich feſt entſchloſſen zeigt, gegen die Ungarn und 
A Miniſterium bis auf den letzten Blutstropfen ſich zu ver 

eidigen. | 

Die Inſurgenten haben von Titel 8 dreipfündige Kanonen und drei 
Boote gewaltſam herübergeſchleppt, und den Hauptmann Molin ari 
zufolge der Anzeige des Cſaikiſtenbataillons gebunden nach Carlowitz ge⸗ 
bracht. Mehrere Officiere des Cſaikiſtenbataillons wie des peterwardeiner 
Regiments wurden in der That vertrieben. 1 

12 hält es der königl. Commiſſaͤr für keine kleine Aufgabe 
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das im Empörungszuſtande befindliche Volk mit bewaffneter Hand zur 
Raiſon zu bringen. ; 

Endlich geht die Nachricht ein, daß der in Carlowitz verſammelte fer» 
biſche Nationalausſchuß, deſſen Präſident Georg Sztratimirovics, 
beſchloſſen hat, ſämmtliche Bataillons der Militärgrenze aus Italien zus 
rückberufen, und mit dieſen im Vereine den ganzen Vertheidigungsplan 
vorzubereiten; indeſſen hofft der F. M. L., daß dieſer Ausſchuß in Folge 
des geſtrigen Vorfalles von Carlowitz ſich entfernen wird. 

Aus einem am Vorabende des Treffens an den Fönigl. Commiſſär 
gelangten Schreiben iſt erſichtlich: daß der erwähnte Ausſchuß dem königl. 
Commiſſär gegenüber eine überaus feindſelige Sprache führt.“ 

Im amtlichen Theile des »Közlöny“ wurde dieſe Bekanntma⸗ 
chung noch durch nachſtehende Mittheilungen ergänzt: 

»In einem Schreiben an Hrabooßky drückt ſich der Carlowitzer ſerbiſche 
Centralausſchuß aus, daß er alle Angriffe auf die ſerbiſche Nationa⸗ 
lität, die von dem königlichen Commiſſär herrühren, nicht als den 
Meinungsausfluß Sr. Majeſtät und der k. k. Staaten, ſondern als aus 
deſſen individueller Anſicht allein entſprungen anſehen wird. In der 
Adreſſe des Centralausſchuſſes an den König klagt derſelbe den königl. 
Commiſſär an, daß eine abgeſchickte Deputation in deſſen Gemächern die 
im feierlichſten Tone gegebene Antwort erhalten habe: »Es exiſtire im 
öſterreichiſchen Ländergebiete keine ſerbiſche Nation; Hrabovßky kenne die 
Benennung: Serbe nicht, er erkenne in Oeſterreich eine ſerbiſche Natio⸗ 
nalität nicht an. — Der Centralausſchuß bittet daher um die Entfernung 
Hrabovßky's aus dieſer Gegend, und Einſetzung der drei Männer: Pa: 
triarch Rajachich, Ban Jellachich und Woiwode Supplikatz an 
deſſen Stelle. — Die von Hraboyßky an die Croaten und Slavonier, und 
an die Bewohner der Militärgrenze erlaſſenen Proclamationen, die in dem 
beſänftigendſten, nachgiebigſten Tone geſchrieben ſind, wurden einem aus 
Peterwardein vom 15. d. M. datirten Schreiben des königl. Commiſſärs 
zufolge, von der in voller Empörung begriffenen Bevölkerung dieſer Ge⸗ 
gend mit Füßen getreten. » f 

Die Proclamation des F. M. L. Hrabovßky an die in Carlowitz 
und den römiſchen Schanzen verſammelten Militärgrenzer lautete: 

»Nachdem ich von allen Seiten dahin benachrichtiget worden, daß die 
in Carlowitz und am Cſaikiſtenbezirk in den ſogenannten römiſchen Schan⸗ 
zen verſammelten Militärgrenzer blos aus Anhänglichkeit an Se. Maj. 
unſern allergnädigſten Herrn und König, aus Liebe zu ihrem Vaterlande 
und zur Wahrung ihres Glaubens zuſammengetreten ſind; ſo bringe ich 
hiemit zur öffentlichen Kunde, daß wegen dieſer Zuſammenkunft niemand 
zur Verantwortung oder zu irgend einer Strafe gezogen werden wird — 
weß halb Jeder ganz ruhig und ohne Beſorgniß zu den Seinigen und feiner 
Beſchäftigung nach Hauſe kehren kann. 1 

Peterwardein den 10. Juni 1848. Baron Hrabooßky m. p., 

k. k. Feldmarſchalllieutenant und Comman⸗ 
dirender von Slavonien und Sirmien.“ 

Am 20. Juni Nachts reiſte Se. k. k. Hoheit der Erzherzog 
Stephan Palatin, und die Miniſter Szechenyi und Eötvös nach 
Innsbruck ab, wohin auch der Banus von Croatien berufen wurde. 
Am 23. Juni wurde durch die officiellen Blätter in Peſth nachſte. 
hender Bericht aus Innsbruck, datirt vom 17. Juni, bekannt 
gemacht: N 0 mi 
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„Geſtern langte Joſeph Jellachich, mit ſeinen zahlreichen eroatiſchen 

illyriſchen Genoſſen an, welche die durch den Pſeudolandtag gebrachten 

Beſchlüſſe der Beſtätigung wegen unterbreiten wollen, ganz vergeſſend, 

daß Se. Majeſtät dieſen ohne Ihre allerhöchſte Einwilligung eigenmächtig 

zuſammenberufenen Landtag für ungeſetzlich, und die von demſelben zu 
bringenden Beſchlüſſe ſchon im voraus für ungiltig erklärte. 

Heute wollte Jellachich dem Erzherzog Franz Carl ſeine Aufwartung 
machen. Als er dieſes Anliegen durch den Oberſthofmeiſter des Erzherzogs 
dem Minifter des Auswärtigen Fürſt Paul Eßterhäzy anmelden ließ, drang 
erſtens der Miniſter darauf, daß er als Ban von Croatien und Präſes 
der durch den geſetzwidrigen Provinziallandtag ausgeſchickten Deputation 
nicht angenommen werden könne; zweitens, daß, wenn er als Baron 
Jellachich ſeine Auſwartung machen will, der Erzherzog, von dem die 
croatiſchen Zeitungen auf eine gewiſſenloſe Weiſe verbreiteten, als erfreute 
ſich Baron Joſeph Jellachich ſeiner beſonderen Protection, ihn blos in 
Gegenwart des erwähnten ungariſchen Miniſters des Aus wärtigen em: 
pfangen möge. Der Erzherzog, welcher der Erklärung des Fürſten Eßter⸗ 
hazy gemäß die Audienz auf 1 Uhr Nachmittags feſtſetzte, ließ den Baron 
Jellachich davon durch ſeinen Oberſthofmeiſter benachrichtigen; die Ant⸗ 
wort überraſchte auf eine unangenehme Weiſe Jellachich, der in Gegen: 
wart feiner Genoſſen im Prachtgewande der Stunde des Empfanges 
harrte. In den erſten Augenblicken des Betroffenſeins wollten Alle nach 
Agram zurückkehren — denn ſie fanden darin ihre Nationalität aufs äußerſte 
gekränkt, daß ein croatiſcher Unterthan mit dem Erzherzoge ohne Vers 
mittlung eines ungariſchen Miniſters nicht ſprechen könne. Jellachich gab 
dem Oberſthofmeiſter ſomit zur Antwort, daß ihn der Beſcheid mit ‘Be: 
trübniß erfülle, und er denſelben als eine abſchlägige Antwort betrachten 
müſſe; da ihm jedoch die Ausgleichungen der obwaltenden Streitigkeiten 
am Herzen liege, ſo erſuche er neuerdings den Erzherzog, ihm ohne 
Dazwiſchenkunft des ungariſchen Miniſters eine Audienz gewähren zu 
wollen. 

In Folge deſſen berieth ſich Fürſt Eßterhäzy mit den Erzherzogen 
Franz Carl und Johann, und man kam darin überein, daß, da die Da⸗ 
zwiſchenkunft des Miniſters eigentlich nur bei den von Sr. Majeſtät er⸗ 
theilten Audienzen erforderlich, und der ungariſche Miniſter ſeine Ge. 
genwart eigentlich blos im Intereſſe des Erzherzogs Franz Carls nöthig 
erachtete, dadurch jedoch die Ausgleichung nicht zu verhindern beabſichtigte, 
ferner der Erzherzog Franz Carl mit Jellachich dem von Eßterhazy ge 
brachten Vorſchlag gemäß ſich berathen werde, die gebetene Audienz ohne 
Dazwiſchenkunft des ungariſchen Miniſters geſtattet werde. 

Der Oberſthofmeiſter überbrachte die betreffende Antwort dem Baron 
Jellachich; bis zur Stunde weiß man jedoch nicht, ob Jellachich in Folge 
jenes Beſcheides, daß ihm, nachdem der ungariſche Miniſter von ſeinem 
frühern Verlangen abſtand, als Baron Jellachich, die Audienz ohne 
Dazwiſchenkunft des genannten Miniſters geſtattet wurde, dieſelbe neh⸗ 
men werde oder nicht? 

Da der Erzherzog Franz Carl die während der Krankheit Sr. Maj. 
ihm übertragene Regierungsvollmacht nicht annahm, ſo würde Erzherzog 
Johann mit derſelben bekleidet, und ſomit wird zur Eröffnung des 
ungariſchen Landtages wahrſcheinlich Erzherzog Franz Joſeph als 
königl. Commiſſär geſchickt werdens f 

Den 24. Juni wurden folgendes allerhöchſte k. k. Handſchreiben, 
fo wie die in ſolchem berührte Proclamation Sr. Majeſtät 
J 1 [3 25% N. 
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des Kaiſers an die Cſaikiſten und Grenzer, in Peſth 


veröffentlicht: 
v Allerböchſtes Handſchreiben. 

Lieber Baron Hrabovßky! In Folge Ihres Berichtes vom 10. Juni 
1. J. ſende Ich behufs der Beruhigung der durch verſchiedene falſche Eins 
flüſterungen irregeführten Cſaikiſten und Grenzer beiliegende von Mir 
unterſchriebene Proclamation; glauben Sie, daß nach der Verkündung 
meines vorangelaſſenen, im Wege des ungariſchen Miniſteriums Ihnen 
überiendeten Manifeſtes vom 10. Juni die Kundmachung gegenwärtiger 
Proclamation nothwendig iſt: ſo ermächtige Ich Sie davon allſogleich 
Gebrauch zu machen, und die ferneren Mittel zur Beſchwichtigung der 
ganz grundloſen Aufregung meinem ungariſchen Miniſterium, das zu 
allen vernünftigen Conceſſionen bereit iſt, vorzuſchlagen. 

Innsbruck den 16. Juni 1848. 

Ferdinand m. p.“ 

»Wir Ferdinand J. von Gottes Gnaden Kaiſer von Oeſterreich, 
apoſtoliſcher König von Ungarn, Böhmen, Croatien, Slavonien und 
Dalmatien, dieſes Namens der Fünfte, Erzherzog von Oeſterreich ꝛc. ꝛc. 
verſichern Unſerer kaiſerlichen und königlichen Huld und Gnade, Alle 
Unſere treuen Cſaikiſten und Grenzer. In Unſerem Mani⸗ 
feſte vom 10. Juni l. J. haben Wir Euch ermahnt, den fanatiſchen Ein⸗ 
flüſterungen der unter Euch eingeſchlichenen Aufwiegler, die Euch in 
Eurer Uns und Unſeren Erlauchten Ahnen oft bewieſenen Treue und 
Gehorſam durch verſchiedene Vorſpiegelungen zu beieren trachten, keinen 
Glauben zu ſchenken: daher Wir mit Bedauern vernahmen, daß Unſere 
durch dieſe Einflüſterungen irregeführten Cſaikiſten und Peterwardeiner 
Grenzer ſich erkühnten Unſer kaiſerliches Gut anzutaften, und acht Kas 
nonen ſich anzueignen, viele Unſerer Grenzer ihre Heimat verlaſſend, 
zwecklos herumirren, und ihre Felder unbebaut laſſen, ja ſogar im offenen 
Aufſtande gegen ihre Vorgeſetzten ſich befinden. Wir ermahnen Euch hie⸗ 
mit noch einmal, zur Ruhe und zum Gehorſam zurückzukehren, die acht 
Kanonen allſogleich zurückzuſtellen, zu Euren Familien zurückzukehren, 
Eure Felder zu bebauen, und hiedurch Euch Unſerer kaiſerlichen Gnade 
würdig zu machen. — Euch drohen von nirgendher Gefahren, Eure Re⸗ 
ligion und Sprache werden geſchützt, und Wir werden Euren durch Euren 
Congreß Uns vorzulegenden geſetzlichen Bitten und Wünſchen mit väter⸗ 
licher Bereitwilligkeit willfahren, und ſo wie Unſer in Gott ruhender 
Erlauchter Vater Euch fernerhin ſchirmen und beſchützen; erklären aber 
zugleich, daß Wir den Ungehorfam gegen Unſere allerhöchſten Befehle, 
welche Euch kund gemacht wurden, nicht dulden, und gegen die Ueber⸗ 
treter verdientermaßen verfahren werden. Verirrte! kehret zum Gehorſam 
zurück, Wir verſichern Euch dann Unſerer kaiſerlichen Huld und Gnade. 

Gegeben in Unſerer Tiroler Hauptſtadt. 

Innsbruck am 16. Juni 1848. Ferdinand m. p.“ 

Am 29. Juni enthielt der „Közlöny“ in feinem ämtlichen 
Theile nachſtehendes Reſumé über die in Innsbruck bereits ge= 
pflogenen Verhandlungen bezüglich der ſüdſlaviſchen Vor⸗ 
gänge. Dieſes Aetenſtück lautete: 

»Das ungariſche Miniſterium hat von dem Augenblicke an, wo es 
in Folge der auf dem letzten Landtag gebrachten und von Sr. Ma jeſtät 
ſanctionirten Geſetze die Regierung des Landes übernahm, Alles aufge⸗ 
boten, um die Einheit der Krone zu erhalten, und ſo nicht nur die Rechts⸗ 


gleichheſt und Freiheit aller im Lande wohnenden Nationen jeder Zunge 
und jedes Glaubens zu gewährleiſten, ſondern dieſelbe auch auf die Ne⸗ 
benländer ohne Ausnahme auszudehnen; insbeſondere aber alle jene For⸗ 
derungen der Croaten, welche den Rechten der ungariſchen Krone, der 
geſetzlichen Natur des achthundertjährigen Verbandes, und dem Staats- 
leben der ungariſchen Nation nicht widerſtreiten, innerhalb der Schranken 
ſeiner Verantwortlichkeit zu gewähren, oder inſofern ſie deſſen Vollmacht 
überſchreiten, für den Landtag vorzubereiten. Unwiderlegliche Beweiſe 
davon find jene zahlreichen Verordnungen und k. Reſeripte, welche in 
dieſer Beziehung ſeit dem Schluſſe des Landtags erlaſſen wurden. Da jedoch 
das Miniſterium zu ſeiner Betrübniß erfahren mußte, daß durch verdam— 
mungswürdige Beſtrebungen einiger Aufwiegler die Bevölkerung Croa⸗ 
tiens und der Militärgrenze von dem irrigen Wahne geleitet werde, 
als geſchehe das, was im Namen Sr. Maieftät und des verantwortlichen 
Miniſteriums geſchieht, nicht aus dem offenen und freien Willen Sr. 
Majeſtät; fo beauftragte es den Miniſterpräſidenten Grafen Batthyany 
ſich perſönlich zu Sr, Majeſtät zu begeben, und beruhigende königl. Vers 
ordnungen zu erbitten. Mit welchem Erfolge der Miniſterpräſident dies 
ſes feines Auftrages ſich entledigte, iſt dem Publicum bekannt. Ja, indem 
auch dieß nicht genügte zur Erreichung des gewünſchlen Zweckes, und 
zur Ausgleichung der immer mehr ſich verwirrenden croatiſchen Verhält— 
niſſe das neuerliche Erſcheinen ſowohl des Miniſterpräſidenten als auch 
das des Baron Joſeph Jellachich vor Sr. Majeſtät erforderlich war, 
reiſte Graf Ludwig Batthyany zu Sr. Majeſtät nach Innsbruck. 

Das Miniſterium hoffte, daß es hier das Schluß ſtadium der ges 
wünſchten Ausgleichung finden werde; erfahrend jedoch, daß Jellachich 
ſich nicht zur beſtimmten Zeit nach Innsbruck begibt, ſondern ſogar dem 
Verbote des Königs entgegen einen illyriſchen Conventikel abhält, der 
die offene Losreißung von Ungarn zu decretiren ſich anſchickt, konnte es 
mit Recht vorausſetzen, daß die Gegner die von Sr. Majeſtät heraus⸗ 
zugebenden k. Verordnungen neuerdings falſch auslegen, und dem be— 
thörten Volke neuerdings glauben machen werden, daß ſelbſt die mit dem 
Namen Sr. Majeſtät unterzeichneten Verordnungen nicht den eigenen 
Willen Sr. Majeſtät enthalten. Zur Vorbeugung dieſer irreführenden 
Verleumdungen hielt es daher das Miniſterium für das Zweckmäßigſte, 
wenn ein ſolches Glied der k. Familie, auf welches die verſtockteſte Bös— 
willigkeit nicht im Stande wäre den Verdacht zu laden, daß es auf die 
Schwächung der königl. Macht Sr. Majeſtät hinwirke, perſönlich und 
mündlich die Bewohner Croatiens darüber aufkläre, daß Se. Majeftät 
die Wagniſſe des Jellachich für ſträflichen Treubruch, ja für ein Maje⸗ 
ſtätsverbrechen halte; und verlange und befehle, daß die Croaten zum 
Gehorſam gegen die Geſetze zurückkehren. 

Deßhalb erſuchte es den Erzherzog Johann, deſſen Popularität 
noch von den Kriegszeiten her in dem Gedächtniß der Grenzer fortlebt, 
ſich perſönlich nach Agram begeben, die irrigen Anſichten aufklären und 
die Gemüther beſchwichtigen zu wollen, und ſo der Macht jener mit 
dem Schein der Treue gegen Se. Majeſtät ſich ſchützenden Faction die 
Wurzel unterſchneidend, dieſe Gelegenheit zugleich zu benützen, um die 
wahren Wünſche der Croaten in Erfahrung zu bringen, und fie deſſen 
zu vergewiſſern, daß bei der ungariſchen Regierung alle ihre gerechten 
und billigen Wünſche Anerkennung und Unterſtützung finden werden. 

Baron Jellachich erſchien zu der von Sr. Majeftät anbefohlenen Zeit 
nicht in Innsbruck, ſondern nachdem er die geſetzwidrig auf den 5. Juni 
einberufene croatiſche Landes congregation abgehalten, kam er in Folge 
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ihrer Beſchlüſſe ſpäter mit einer Deputation ſchon nach den von Sr. Ma: 
jeſtät an die Croaten und an die Grenzer erlaſſenen Manifeſten nach 
Innsbruck. 

Am 19. Juni ward der ungariſche Miniſter der auswärtigen Angele⸗ 
genheiten, Fürſt Paul Eßterhäzy, der ſchon vom Morgen an im königl. 
Palaft gegenwärtig, alles was geſchah, aufmerkſam verfolgte, davon be⸗ 
nachrichtigt: daß die croatiſchen Abgeordneten auf halb 1 Uhr Nachmittag 
zu Sr. Majeſtät beordert ſeien, wobei jedoch Se. Majeſtät höchſteigen 
befahlen, daß bei dieſer Audienz auch der ungarifhe Miniſter der aus: 
wärtigen Angelegenheiten zugegen ſei, und daß die Croaten nicht als 
Deputirte, ſondern als Privatperſonen empfangen werden, denen Se. Maj. 
Höchſtihre Unzufriedenheit mit ihrem bisherigen Benehmen ausdrücken, 
und ſie zur Aufrechthaltung des alten Verbandes mit den Ungarn und zur 
friedlichen Ausgleichung der obſchwebenden Wirren auffordern, ja Ihr 
Mißfallen auch dem Baron Jellachich kundgeben wolle. 


Der Miniſter des Aeußern hat dieſem allerhöchſten Willen nachgegeben, 
und ſo hat Se. Majeſtät in Gegenwart Ihrer Majeſtät der Königin, des 
Erzherzogs Franz Carl und des ungariſchen Miniſters des Auswärtigen 
zum erſten Male den Baron Joſeph Jellachich vor ſich gelaſſen — der 
wegen der bisher verſchobenen Erfüllung des ihn nach Innsbruck vorla— 
denden Befehle ſich entſchuldigend, von Sr. Majeſtät erfuhr, daß deſſen 
Auflehnen Se. Majeſtät empfindlich verletzte, und zur Unterſuchung der 
Sache der Baron Hrabooßky ausgeſandt wurde, nichts deſto minder aber 
Se. Majeſtät eine Ausgleichung wünſchte. Hierauf erſchienen unter An— 
führung und Anrede des Baron Jellachich die Croaten, welche in über⸗ 
reichten Bittſchriften den ſchon bekannten puncten gemäß verlangten. 


1. Da ſie die jetzige ungariſche Regierung nicht anerkennen können, 
möge Se. Majeſtät alle bisherigen Verordnungen des ungariſchen Mini⸗ 
ſteriums in Beziehung auf Croatien, Slavonien und Dalmatien annul⸗ 
liren, und eine unter dem Präſidium des Bans ſtehende, der Reichsver⸗ 
ſammlung der erwähnten Länder verantwortliche beſondere Regierung 
errichten. f . 

2. Die Finanz, Kriegs- und Handelsangelegenheiten leite ein der gan⸗ 
zen öſterreichiſchen Monarchie verantwortliches Miniſterium, dem ein der 
Reichs verſammlung der erwähnten Länder verantwortlicher Staatsrath 
einverleibt werde. 

3. Der erwähnten beſondern croatiſchen Regierung ſeien auch die 
Militärgrenzen in allen nicht ſtrenge militäriſchen Angelegenheiten unter⸗ 
geordnet. 

4. Die Amtsſprache ſoll ausſchließlich die ſlaviſche fein. 

5. Jeder die innern Angelegenheiten betreffende Gegenſtand gehöre 
vor die Reichs verſammlung der vereinigten Länder, das Auswärtige aber 
vor den öſterreichiſchen Centrallandtag, wohin ſchon Deputirte gewählt 
wurden. 

6. Dalmatien ſoll mit Croatien und Slavonien abermals und factiſch 
vereinigt werden. f 5 

7. Betreffs der in Ungarn wohnenden Nationen fol im Sinne der 
pragmatiſchen Sanction, und auf der Baſis der Freiheit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit, das bisherige freundſchaftliche Verhältniß auch ferner auf 
recht erhalten bleiben; deſſen praktiſche Ausführung aber können die Croa⸗ 
ten nur dann beſtimmen, wenn ſie von Sr. Majeſtät eine günſtige Ant⸗ 
wort auf ihre Bitten erhalten, und Ungarns Stellung zur öſterreichiſchen 
Monarchie noch deutlicher hervortritt. & 
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8. Alle politiſchen und Juſtizbeamten ſoll mit Gutheißung Sr. Maj. 
der Ban ernennen. 

9. Bis zur neuen Einrichtung des Gerichtsganges ſollen die Proceſſe 
im Appellationswege nicht nach Ungarn geſendet werden. 

10. Zur Ermittlung aller dieſer Verlangen iſt der Baron Freiherr 
Kulmer als Repräſentant der croatifhen Nation von Sr. Majeftät 
erwählt worden. 

11. Nachdem im Sinne des Geſetzartikels 11: 1608 die Macht des 
Bans von der Drau bis zum adriatiſchen Meere ſich erſtreckt, ſo ſollen 
die Comitate Veröcze, Pozſega und Sirmien, die Gradiskaner, Broder 
und Peterwardeiner Militärgrenzen, fo wie die unter der Benennung 
Unterſlavonien bekannte Provinz, und der Fiumaner, Bukkarier und Rico⸗ 
doler Bezirk als ergänzende Theile Croatiens angeſehen werden. 

Auf dieſe Wünſche geruhten Se. Maj. in folgenden Ausdrücken zu 
antworten: 

»Nachdem Ich die, auf den 5. Juni ohne meine Zuſtimmung ange⸗ 
ſagte Landescongregation für ungeſetzlich erklärte, kann Ich Sie als Des 
putirte nicht empfangen; muß zugleich offen mein Mißfallen kundgeben 
ob Ihrer Beſtrebungen gegen meine ungariſche Krone, zu welcher Croa⸗ 
tien ſeit 700 Jahren gehört. Ich bin feſt entſchloſſen, dieſes Band auf⸗ 
rechtzuerhalten, und wünſche eine Verſtändigung beider Länder um ſo mehr 
zu erzielen, als die Tapferkeit Meiner Grenzer Meine volle Anerkennung 
verdient. Mein Oheim, der Erzherzog Johann, hat die Vermittlung ange— 
nommen. Sie werden die geäußerten Gefühle der Treue dadurch beweiſen, 
wenn Sie zu dieſer Verſtändigung kräftig beitragen.“ a 

Als nach dieſer Antwort die Croaten ſich entfernt hatten, übergab 
Se. Majeſtät Ihre Bittſchriften im Originale dem ungariſchen Miniſter 
des Auswärtigen mit dem Auftrage, dieſelben im a. h. Namen dem ung. 
Miniſterium zur reiflichen Erwägung der darin enthaltenen Wünſche zur 
Begutachtung derſelben, vornämlich aber zu einer billigen Schlichtung der 
obſchwebenden Differenzen zu überweiſen. 


Mittlerweile hatten Baron Jellachich und die Croaten ihre Aufwars 
tung bei Sr. k. k. Hoheit dem Erzherzog Franz Carl gemacht, der 
ihnen im Sinne Sr. Maj. antwortete. 

Nach der Audienz hatte Baron Jellachich mit dem Fürſten Eßterhazy 
eine perſönliche Unterredung, in der er ſich äußerte: daß er ſelbſt den Zwiſt 
zwiſchen den Ungarn und Croaten mit Schmerz betrachte und nachdem 
dieſer nur der gegenfeitigen Gereiztheit zuzuſchreiben ſei, welche zum größ— 
ten Theil aus Mißverſtändniſſen und nicht aufgeklärten Befürchtungen 
entſprungen, ſo ſei er bereit, nach dem Willen Sr. Majeſtät im Wege der 
Vermittelung des Erzherzogs Johann — wenn ſofort alle feindſeligen 
Schritte gegen Croatien und feine Perfon eingeſtellt würden — eine fried⸗ 
liche Ausgleichung zu bewirken, nur mögen den Bewohnern Croatiens 
und Slavoniens ſolche Zugeſtändniſſe gemacht werden, bei welchen ſie ſich 
gegen die Uebermacht der Ungarn ſchützen und die Unabhängigkeit ihrer 
eigenen Landesadminiſtration, mit Zurücknahme der bisherigen Ernen⸗ 
nungen, aufrecht erhalten können; zugleich erwähnte er jene Rehabilita⸗ 
tion, welche das ungariſche Miniſterium ihm ſelbſt ſchuldig ſei, der bereit 
für fein Vaterland zu leben und zu ſter zen, der jedoch nebſt Wahrung 
feiner Rechte den Ruhm und die Größe Un z erns zu fördern für feine patrio⸗ 
tiſche Pflicht halten werde. 

Nachdem Fürſt Eßterhäzy bereits aus dem k. palaſte ſich entfernt 
hatle, wünſchte die Carlowitzer Deputation unter Anführung des Carlo“ 
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witzer Erzbiſchofs Joſeph Rajaſies, namentlich Eugen Joannovics, 
Biſchof von Carlſtadt, und Stephan Kragojevies, Biſchof von Pak 
racz, Procop Ivacskovies, Archimandrit von Kruſedol, Anatol Jo⸗ 
annovics, Hegumen von Lepavina, die Popen Joh. Markovies von 
Neuſatz und Peter Kurutzky von Großbecskerek, Szvetozär Kuſevich, 
Advocat, Georg Staics, Vicenotär von Großbeeskerek, Theodor J o⸗ 
annovies, dortiges Rathsmitglied, und außerdem mehrere Kaufleute, 
Handwerker und Grenzer, ein Geſuch wegen Genehmigung der beim Car⸗ 
lowitzer ungeſetzlichen Congreß geſchehenen Wahlen und Beſchüſſe Sr. Maj. 
einzuhändigen, daß nämlich Se Majeſtät: 

1. die Wahl des Joſeph Rajacſies zum ſerbiſchen Patriarchen und 

2 des Stephan Supplikatz zum Woiwoden gutzuheißen und zugleich 
zu geftatten geruhn, daß 

3. Sirmien, das Banat, der Kikindaer Bezirk, Bacd mit dem Ve— 
eſeer Bezirk, der Efarfiften-Bezirf und das Baranyaer Comitat, welches 
angeblich einſt die Raiczen von den Türken zurückerobert haben, der Re» 
gierung des ſerbiſchen Woiwoden untergeordnet werde 

4. Verbleibe dieſe Woiwodſchaft mit Dalmatien, Croatien und Sla⸗ 
vonien unter der ungariſchen heiligen Krone. 

Hierauf erfolgte nachſtehender 

Allerhöchſter mündlicher Beſcheid an die Carlowitzer 
Deputation. Ich kann die Wahlen und Beſchlüſſe eines ungeſetzlichen 
Conventes, welche von mehreren Meiner griechiſch nicht-unirten Unter⸗ 
thanen in Carlowitz unter einem Zuſammenfluß von Fremdlingen aus 
Serbien gegen das Declaratorium von 1779 gefaßt wurden, nicht beſtä⸗ 
tigen. Ich bin bereit alle legalen, auf geſetzmäßigem Wege unterbreiteten 
Wünſche Meiner griechiſch nicht-unirten Unterthanen zu erfüllen; der 
ungariſche Landtag und das ungariſche Mintſterium, ſo wie Euer geſetz⸗ 
mäßiger Nationalcongreß ſind die Organe, durch welche Ihr Mir Euere 
Wünſche zu unterbreiten habet. Die geaͤußerten Gefühle der Treue und 
Anhänglichkeit nehme Ich mit Wohlgefallen auf. d 

Hierauf machte die Deputation ihre Aufwartung beim Erzherzog 
Franz Carl, der im Sinne der oben mitgetheilten Worte antwortete; 
Se. Majeſtät aber überwies dieſes Bittgeſuch wegen weiterer Verhand⸗ 
lung an das ungariſche Miniſterium. 


Nachdem die Sachen ſo ſtehen, erklärt das ungariſche Miniſterium 
neuerdings, daß es alle geſetzlichen und billigen Wünſche der Croaten 
zu erfüllen, in Betreff deſſen was ſeine Vollmacht überſchreitet, dem 
nahe bevorſtehenden Reichstag günſtige Vorſchläge zu unterbreiten, und 
auch bis dahin eine billige Ausgleichung zu verſuchen bereit iſt; ſeiner⸗ 
ſeits jedoch nichts was zur Aufrechthaltung der Integrität des Landes 
und der Krone, was zur Landes vertheidigung und zur Sicherſtellung 
der Ruhe, Ordnung, öffentlichen Sicherheit und Heiligkeit der Geſetze 
erforderlich iſt, weder verſäumen, noch aufſchieben, oder in der Schwebe 
laſſen kann, und für ſeine höchſte pflicht erachtet, ſolche Anordnungen 
zu treffen, daß das Geſetz ſo wie die Rechte und die Ehre der unga⸗ 
riſchen Krone geſchützt fei.” 

Der Jubel, welcher durch dieſe Nachrichten, mehr aber noch durch 
die allerhöchſten k. k. Reſcripte vom 10. Juni in Peſth hervorge⸗ 
rufen wurde, war ein unbeſchreiblicher, da man die vermeintlich 
reactionären Beſtrebungen der panflaviftifchen Partei durch den 
Willen und den Befehl ihres Beherrſchers gänzlich niedergeſchmet 
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tert glaubte. Nachdem Koſſuth und ſein verbrecheriſcher Anhang, die 
uͤberſchwängliche Herzensgüte Sr. Majeftät des Kaiſers Fer⸗ 
din and mißbrauchend, das erſchlichen und ertrotzt hatten, was 
ſchon lange in ihrem Plane lag, nämlich die Unabhängigkeit 
von der gemeinſchaftlichen Staatsverwaltung und Verſch mel⸗ 
zung Siebenbürgens mit dem Königreiche Ungarn, ver⸗ 
ſuchten fie es nun noch, durch das niedrigſte von teufliſcher Lift erſon— 
nene Cabalen- und Intriguenſpiel die nicht magyariſchen Nationali⸗ 
täten Ungarns, Siebenbürgens, Croatiens und Slavoniens gewalt⸗ 
ſam in den offenen Aufruhr mit zu verwickeln, welchen ſie als Leiter 
der alten magyarifchen herrſchſuͤchtigen Partei nur ſelbſt angefacht 
hatten, um der Dynaſtie mit deſto größerem Nachdruck und Erfolg 
Trotz bieten zu können, und deſto ſchneller jenen vorberechneten 
Ausgang des blutigen Dramas herbeizuführen, der Eins mit dem 
Zerfalle des Kaiſerſtaates und mit dem Aufbau eines ma— 
gyariſchen Großreiches werden ſollte. 

Bis jetzt war es Koſſuth gelungen, den Knoten zu dieſem Re⸗ 
volutionsdrama immer feſter zu ſchürzen, und zu deſſen von ihm 
vorbeſtimmten Ausgange Alles mit eben ſo viel Tücke als Geſchick 
und Küͤhnheit vorzubereiten. Der Jubel und die Freude der Ultra: 
magyaren über den Sieg, welchen der Großmogul der niedrigſten 
Lüge und Verleumdung momentan über das unbeſcholtene Recht 
und die ſich ſelbſt aufopfernde Unterthanentreue der Südflaven ge— 
wonnen hatte, wurde jedoch gleich im erſten Augenblicke dieſes Trium— 
phes durch die gleichzeitig in Peſth eingetroffene Nachricht bedeu— 
tend getrübt, welcher zu Folge das Reſultat der Berufung des Banus 
von Croatien an den k. k. Hof zu Innsbruck noch immer keineswegs 
als ein ſolches erſcheinen konnte, daß die Anhänger der Koſſuth'ſchen 
Politik ſich vollends damit befriedigt glauben konnten. 

Der „Közlöny' ſchrieb in dieſer Beziehung: 

„Sagen wir die Wahrheit! 

Die Berufung des Bans fand friedliche und freundliche Gönner, 
er ſelbſt ſcheint neuerdings in ſeinem Wirkungskreiſe feſt zu ſtehen! 

Wir ſchließen dieß aus ſeiner Proclamation vom 20. Juni — Inns⸗ 
bruck datirt, welche den eigentlichen Endpunct feiner »Reiſe“ bildet und 
die ungarifch:croatiihe Frage in eine neue Phaſe ſtellt. Joſeph Freiherr 
v. Jellachich, Feldmarſchalllieutenant und Ban, erläßt eine Proclamation 
an die unter Radetzky's Oberbefehl kämpfenden Croaten, und er— 
mahnt ſie ihre Pflicht zu thun und in Italien zu bleiben.“ 

Die Proclamation lautet: 

„Brave, tapfere Waffengefährten und Landsleute! 

Geſtern war ich, Euer Ban, ſo glücklich, bei Sr. Majeſtät unſerm 
allergnädigſten Kaiſer und Herrn eine Audienz zu erlangen, wobei Aller 
höchſtdieſelben mir zu eröffnen geruhten, in der Perſon Sr. k. k. Hoheit 
des durchlauchtigſten Herrn Erzherzogs Johann einen Vermittler beſtimmt 
zu haben, um die Differenzen zwiſchen Ungarn und unſerm Lande mit 
a auf unſere Wünſche auszugleichen. 
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um dieſes hochwichtige und ſchwierige Geſchäft vornehmen zu können, 
bedarf es vor Allem, daß in unſerm Lande überall die Ordnung und Ruhe 
aufrecht erhalten werde. , { ; 

Leider ift dieſelbe ſchon in Slavonien bei Carlowitz geftört worden; 
indeſſen habe ich bereits die nöthigen Schritte gemacht, um jede weitere 
Gewaltthätigkeit zu verhindern, und hoffe von dem geſunden Sinne der 
Nation, daß ſie meiner Vorſtellung Gehör ſchenken, daß ſie in Ruhe das 
Werk der Ausgleichung durch Se. k. k. Hoheit den Herrn Erzherzog Johann 
abwarten werde. 0 

In dieſem Sinne ſchreibe ich nun auch an Euch, meine theuern Waf⸗ 
fenbrüder! Laſſet Euch durch Nachrichten und Beſorgniſſe über Gefahren 
in Eurem Vaterlande von der Erfüllung Eurer ſchweren, aber ſchönen 
pflicht, zur Vertheidigung des Thrones und Staates in Italien, nicht 
abwendig machen. Schon erſchallt durch ganz Europa Euer Lob über Euern 
Heldenmuth, über Eure Ausdauer in Kampfbeſchwerden. — Trübet nicht 
dieſen Ruhm etwa durch irgend eine, Eurem Schwure zuwiderlaufende 
Handlung, die Euer und Eurer tapfern Vorfahren unwürdig wäre. 

Dort, wo Ihr ſteht, gilt es Euren geliebten Kaiſer, Euer Geſammt⸗ 
Vaterland, und ſeid deſſen verſichert, daß wir in Croatien und Slavonien 
uns noch ſtark genug fühlen, auch ohne Eurer Hilfe unſern Herd beſchützen 
und unſere Rechte und Nationalität vertheidigen zu können. 

Innsbruck am 20. Juni 1848. . h 
Joſeph Freiherr v. Jellachich m. p., 
Feldmarſchalllieutenant und Ban. 


Die letzten 
zwei Jahre Ungarns. 


Dritter Band. 


Aumerkung für den Buchbinder. 


Die Titelblätter zu den drei Bänden, nebſt der Vorrede und dem geſamm⸗ 
ten Inhaltsverzeichniſſe, welch’ letzteres dem erſten Bande beizubinden 
kommt, werden mit der letzten Lieferung ausgegeben. 


0 DE * 4 
UNE INNE 


Der Reichstag in Peſth. 


Gladwie es in der Natur Stoffe gibt, welche mit einer tuͤckiſchen 
Gewalt das Leben anfallen, dasſelbe nicht im ehrlichen offenen Kampfe 
verletzen, oder gar vollends zerſtören und zerreißen, ſondern nur ſchlei⸗ 
chend in die unſichtbare Werkſtaͤtte desſelben eindringen, glatt und mild 
an deſſen Werkzeuge ſich anſchmiegen, deren Thätigkeit verwirren, und 
dann deſto gewiſſer Krankheit oder qualvollen Tod herbeiführen; gleich- 
wie es ferner auch Thiere gibt, welche nicht mit geraden offenen Waf⸗ 
fen ihren Feind ergreifen und ihn tödten, indem ſie mechaniſch die 
Organe des Lebens zerſtören, ſondern welche mit einer aus dem 
Verborgenen hinterliſtig hervorſchießenden ſchwächlichen Waffe ihrem 
Feinde nur eine unbedeutende Verletzung beibringen, aber in dieſe 
kleine Verwundung eine innerlich fortwuchernde fürchterliche Kraft 
der Zerſtörung hineinlegen, welche, wenn ihr bei Zeiten nicht ent⸗ 
gegengewirkt wird, den ſchmerzvollſten Tod des gepackten Opfers un⸗ 
ausbleiblich nach ſich ziehen muß: eben ſo in gleich tückiſch ſchleichen⸗ 
der und giftig zerſtörender Weiſe begann das neugeſchaffene ungari⸗ 
ſche Miniſterium mit ſeinen Söldlingen und fanatiſirten Anhängern 
die niedrigſten Intriguen und Cabalen gegen die nichtmagyari⸗ 
ſchen Nationalitäten Suͤdungarns zu ſpielen, welche gleich anfangs 
der Bewegung mit kühnem Muthe die ſtandhafte Erklärung abgaben, 
den Beſchlüſſen eines erſchlichenen und Sr. Majeftät dem Kaiſer 
ſturmpetionirend abgetrotzten Miaiſteriums nie eine Folge zu ge: 
ben, gegen die Iſurpation und Tyrannei der Magyaren ſtandhaft 
ſich zu wahren und zu ſchützen und nur allein die Autorität des Kai⸗ 
ſers von Oeſterreich in ſchuldiger Treue und Anhaͤnglichkeit anerken⸗ 
nen zu wollen. 

Wie weit dazumal das freche Treiben der Alles uſurpiren wol⸗ 
lenden Magpyaren gegangen, wie es den tuͤckiſchen Machinationen des 
ungariſchen Miniſteriums endlich auch wirklich gelungen war, den 
Knoten der Alles verwirrenden Verleumdung und Verdächtigung der⸗ 
geſtalt zu verwickeln, daß ſelbſt die Regierung in Wien, und der 
Kaiſerhof in Innsbruck die Täuſchung nicht durchblicken konnten, dieß 
laßt 10 aus den allerhöchſten k. k. Handſchreiben, Manifeſten und 
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Proclamationen vom 10. Juni entnehmen, welche wir am Schluſſe des 
2. Bandes bereits mitgetheilt haben. Wer mit der Schreibart der op: 
poſitionellen „Peſther Journaliſtik“ in den letzten Jahren etwas ver— 
trauter geworden, und dem Ideengange aufmerkſam gefolgt war, 
welcher hauptſaͤchlich vom „Pesti hirlap“ bezugnehmend auf die croa— 
tiſchen Verhältniſſe unabläſſig fortgefponnen wurde, wird kaum daran 
zweifeln, daß die vorerwähnten, Ungarns weitverzweigte Pläne be— 
günſtigenden Proclamationen aus magyariſcher Feder entfloſſen wa— 
ren, und die Entfernung des Kaiſers von Wien, ſo wie die nach ſol— 
cher erfolgte allgemeine Verwirrung von Koſſuth und Batthyany 
auf die argliſtigſte Weiſe nur dazu benützt wurden, in Eile die aller— 
höchſte Unterfertigung des Kaiſers zu erſchleichen. Mit dem Herab— 
langen der Innsbrucker Manifeſte war zwar dem tückiſchen Geſchoſſe 
Koſſuth's die tödten ſollende Kugel entflohen, an der unerſchütterli— 
chen Treue und Anhänglichkeit des Banus und ſeiner ihm anvertrau— 
ten Völkerſtämme an das allerhöchſte Kaiſerhaus mußte jedoch ihre 
Kraft verloren gehen. Es war ein Prellſchuß, welcher von der Felſen— 
wand zurückfahrend den Zieler nur ſelbſt und wie die Folge lehrte 
tödtlich verwundete. N 

Wie wir bereits in dem Reſumé über die in Innsbruck gepflo: 
genen Verhandlungen bezüglich der ſüdſlaviſchen Vorgaͤnge (II. B. 
Seite 392) nachgewieſen haben, ſo hatte dort das Miniſterium die 
Erklärung abgegeben, daß es bereit ſei alle geſetzlichen und billigen 
Wünſche der Croaten zu erfüllen, und in Betreff deſſen, was ſeine 
Vollmacht überſchreiten ſollte, dem bevorſtehenden Reichstage günftige 
Vorſchläge zu unterbreiten. Wir wollen daher den Debatten der 
Nationalverſammlung mit derſelben Aufmerkſamkeit folgen, welche 
wir den Verſammlungen des Preßburger Reichstages im J. Bande 
geſchenkt haben. Nur fo kann es dem Leſer klar und deutlich werden, 
wie alle Verſprechungen einer gütlichen Beilegung von Seite des 
ungariſchen Miniſteriums nur eitle Lüge blieben, wie dieſes Monate 
Zeit verſtreichen ließ, die Croaten und Serben zu beſchwichtigen, 
ihren billigen, rechts begründeten Anſprüchen Genüge zu leiſten, und 
anſtatt dieß zu thun ſich mit jedem Tage tiefer in die Labyrinthe 
einer neuen Revolution verſtrickte. Leider hatte die immer größeren 
Boden gewinnende Entwicklung der revolutionären Gelüſte in Ungarn 
der öſterreichiſchen Regierung zu ſpät die Augen geöffnet, oder aber 
ſchwankte dieſe anfangs wirklich eine Revolution gleich in ihrem Ent— 
ſtehen zu bekämpfen, die unter der Maske von Geſetzlichkeit ſich 
zwar zu verhüllen ſtrebte, weil ſie aber die ſelbſt gebrachten Geſetze 
nur zur Förderung ihrer eigenen Intereſſen unabläßig zu verdrehen 
bemüht war, und ſomit die geſetzlichen Anſprüche gleichberechtigter Na— 
tionalitäten im Lande mit Füßen trat, das verbrecheriſche Ziel 
auch deutlich genug erkennen ließ, welches ſie gleich anfangs der Be— 
wegung in dünkelhaftem Uebermuthe ſich vorgeſetzt hatte. 


Indem wir nun zu den Verhandlungen des denkwuͤrdigen 
Peſther Reichstages übergehen, bemerken wir nur noch, daß wir auch 
die ſonſtigen Vorfallenheiten in Peſth, fo wie die weiteren Ereig— 
niſſe im Lande, je nachdem dieſe letzteren der Hauptſtadt zur Kennt: 
niß gelangten, treu und wahr, wie dieß bisher der Fall war, hier mit 
anführen werden. Was die Nachrichten vom Lande betrifft, ſo ge— 
ben wir dieſe nach den Relationen der ämtlichen Berichterſtatter. 
In dieſen die Wahrheit von der Lüge zu ſondern, wird in ſpäterer 
Zeit Sache der Geſchichtſchreiber ſein, mit dem vorliegenden Werke 
liefern wie nur ein chronologiſches Tagebuch der ungariſchen Revo— 
lution, ein Handbuch für den künftigen Hiſtoriker. 

Vorbereitende Sitzung des Unterhauſes am 4. 
Juli 1848 im ſtädtiſchen Reudoutenſaale. 

Lad. Pal ozy von Borſod nahm als älteſter Deputirter den 
Praͤſidentenſtuhl ein, während die ſechs Jüngſten als Notäre fungirten. 

Die am nächſten Tage zur Einholung des Erzherzogs königl. 
Statthalters abzuſendende Deputation wurde durch das Loos beſtimmt. 
Sie beſtand aus folgenden Mitgliedern: 

Franz Repeczky, Alex. Buday, Gab. Cſupor, Elias 
Vermes, Joh. Szaplonczay, Franz Vidor, Emr. Ko m— 
löſſy, Joſ. Bernhard, Paul Benitzky, Ludw. Szeles, 
Bart. Ferdinandi. 

Hierauf erhob ſich Miniſter Koſſuth mit dem Antrage: ehe 
man weiter vorgehe, follten die HH. Repräſentanten ihre Betrauungs- 
ſchreiben vorzeigen. Wurde angenommen, und die Sitzung hier— 
auf aufgehoben. 

Vorbereitende Sitzung im Oberhauſe am 4. Juli. 

Um 10 Uhr Vormittags, gleichzeitig mit dem Unterhauſe, hatte 
ſich das Oberhaus im Saale des Muſeums verſammelt. 

Baron Em. Stoyka, Obergeſpan von Marmaroſch, eröffnete 
als Alterspräſident die Sitzung, worauf Miniſter Szemere das k. 
Reſcript vorlas, mittelſt welchem der Judex Curiae G. Majlath 
zum Präſidenten, und Sigm. Perenyi, Obergeſpan von Ugocſa, 
zum Vicepräſidenten des Oberhauſes von Sr. Maj. ernannt wurden. 
(Einſtimmiger Eljenruf.) 

Nachdem der Judex Curiae ſeinen Präſidentenſtuhl eingenom— 
men, bat er um das Vertrauen und die Unterſtützung des Oberhau— 
ſes in ſeinem ſchweren Berufe, deſſen unparteiiſche Ausübung er zu ſeiner 
heiligſten Pflicht zählen werde. Zugleich forderte er die vier jüngſten 
Mitglieder der erſten Kammer auf, das einſtweilige Notariat zu 
übernehmen. 

Es wurden nun die Mitglieder jener Deputation durch das Loos 
beſtimmt, welche den Erzherzog Palatin und königlichen Statthal— 
ter zur Eröffnung des Reichstages einholen ſollte. Es waren folgende: 

Graf Ladisl. Cſaky, Gr. Franz Ba teh van, Gr. Georg 
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Almäſy, Bar. Ludw. Bay, Gr. Thaſſilo Feßtetie rs, Gr. Conſt. 
Pechi, Gr. Dom. Teleki, Gr. Heinr. Zich y, Gr. Fr. Zichy, 
Gr. Dyon. Almäſy, Gr. Moriz Almäfy. 

Der Präſident forderte die Deputation, zu welcher auch der Prä— 
ſes und die Notäre gehörten auf, ſich Abends 6 Uhr im Saale des 
Ständehauſes einzufinden, wo ſie mit der Depuration der zweiten 
Kammer ihren Sprecher wählen ſollte. 

Ehe die Verſammlung auseinanderging, erhob ſich Beöthy, 
Obergeſpan von Bihar, und ſtellte folgenden Antrag: 

»Ich werde eine Motion ſtellen, die ich auf dem Wege freundſchaft— 
licher Beſprechung Ihrer Einſicht unterbreiten will. Das Oberhaus wurde 
auf Grund der Geſetze, ſo wie es iſt, einberufen. Wir leben eine Zeit, 
wo es vorzüglich vor Ihnen, meine Herren, überflüſſig iſt, über irgend 
einen Gegenſtand viel Worte zu machen. Wir alle kennen die Anſprüche 
der Zeit, und ich glaube es ſei Pflicht eines Jeden ihnen nachzukommen. 
Ich ſage daher kurz meine Meinung heraus: daß neben dem auf der Ba— 
ſis des Repräſentatioſyſtems conſtituirten Unterhauſe — die obere Kam— 
mer in ihrer gegenwärtigen Form nicht fortbeſtehen kann. Da übrigens 
der heutige Tag blos ein Vorläufer des Reichstages iſt, iſt es durchaus 
nicht mein Vorſatz, mit einem ſchon formulirten Vorſchlage aufzutreten; 
ich verlange nicht, daß wir einen dießfälligen Beſchluß augenblicklich faſſen. 
Ich hielt es indeß für nothwendig, dieſen Gegenſtand ſchon jetzt in Anre— 
gung zu bringen, damit der erſte Schritt von uns ausgehe, und man uns 
nicht des ftarren Feſthaltens am Alten zeihe, damit endlich die Neuheit 
dieſes Vorſchlages morgen niemanden überraſche. Ich fordere Sie darum 
auf, meine Herren, über dieſe Angelegenheit nachzudenken, damit wir 
morgen unſern Beſchluß, in der nöthıgen Form abgefaßt, dem Miniſterium 
unter breiten können.“ 

Die Sitzung wurde aufgehoben. Die Mitglieder des Hauſes 
hatten ſich nur in mäßiger Anzahl eingefunden. Von den Miniſtern 
waren Szemere, Koſſuth, Gr. Széchenyi, Klauzal und Bar. Eötvös 
anweſend. 

Am 5. Juli Morgens war die Nationalgarde mit klingendem 
Spiele ausgerückt, und bildete in den von Ofen nach Peſth führen— 
den Straßen, welche mit einer unzähligen Menſchenmaſſe beſäet 
waren, und durch welche ſich der Zug vom königlichen Schloſſe zum 
Repräſentantenhauſe begeben ſollte, ein Spalier. 

Gegen 12 Uhr verkündigte der Donner der Geſchütze, daß Se. 
k. Hoheit der durchl. Erzherzog Palatin die k. Burg verlaſſen habe. 
Dröhnende fortwährende Eljen's erſchollen in allen Reihen, die der k. 
Statthalter durchzog. Der Zug bewegte ſich in folgender Ordnung: 
Voran ritt der Chef der Landespolizei Hr. Mor. Perezel; nach 
ihm die Buͤrgermeiſter Peſth-Ofens zu Wagen. Hierauf die Miniſter, 
gefolgt von einer Abtheilung National-Cavallerie. Der Reich s— 
ſtatthalter kam hierauf in einem fechsfpännigen reichgeſchmückten 
Hofwagen in Begleitung des Minifterpräfidenten Grafen Batthya— 
ny, worauf wieder eine Abtheilung Sachſen-Küraſſiere und berittene 
Nationalgarde folgten. Se. k. Hoheit wurden von den Deputationen der 
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Stände: und Magnatentafel an der Treppe empfangen und unter 
deren Vortritt in den Berathungsſaal geleitet. Ein einſtimmiges El⸗ 
jen ertönte aus allen Kehlen, das ſich unzählige Male von neuem 
wiederholte. Se. k. Hoheit beſtieg dann den prachtvollen Thronſeſſel, 
zu deſſen beiden Seiten die Miniſter ihren Platz nahmen. Man ver⸗ 
nahm die Worte, daß Se. Majeftät der König, wegen Krank: 
heit verhindert den Reichstag perſönlich zu eröffnen, Se. k. Hoheit 
mit der Eröffnung desſelben betraut habe. Se. k. Hoheit übergebe dieſe 
Verordnung, ſowie eine andere, die Höchſtdemſelben die unumſchränkteſte 
Vollmacht anvertraut. Der Miniſter des Innern las die erwähnten k. 
Reſcripte vor, worauf Se. k. Hoheit folgende Thronrede las: 

»Ich eröffne unverzüglich im Namen unſeres allgeliebten Königs Fer⸗ 
dinand V. hiermit den Reichstag; denn die gegenqärtigen Verhältniſſe 
des Vaterlandes, beſonders die in Croatien, in den unteren Donaugegen⸗ 
den und in den ſlavoniſchen Grenzen herrſchenden Unruhen machten die 
allſogleiche Eröffnung des Reichstages nothwendig. 

Es iſt der Wunſch Sr. Majeſtät, daß die geſetzliche Ruhe und Ord⸗ 
nung überall eheſtens hergeſtellt werde. 

Die Finanzangelegenheiten betreffend, wird das refpective Minifte- 
rium Geſetzvorſchläge machen, welche zum Wohl der ganzen Nation ges 
reichen ſollen. 

Se. Majeſtät haben mit Schmerz erfahren, daß in mehreren Gegen⸗ 
den Ihrer Länder, eben jetzt, wo Se. Majeſtät mit väterlicher Fürſorge 
zur Beglückung Ihrer Völker alle Wünſche erfüllt haben, die Ruhe und 
Ordnung geſtört wurde. 

Insbeſondere haben es böswillige Aufwiegler durch Nationalitäts- und 
Religionsſtreitigkeiten in Croatien fo weit gebracht, daß ma ſich den Ge: 
ſetzen, ja ſelbſt den Befehlen Sr. Majeſtät factiſch widerſetzte und es ſo⸗ 
gar wagte, ſich hierbei auf Se. Majeſtät und auf Mitglieder der Dyna⸗ 
ſtie zu berufen. 

Se. Majeſtät weiſen Zumuthungen der Art mit dem Bedeuten zurück, 
daß Sr. Majeftät die Geſetze ſtets heilig fein werden und ſowohl Se Maj., 
wie a. h. Ihre Dynaſtie, die den Völkern ertheilten Freiheiten beſchützen 
werden. 

Die Union mit Siebenbürgen haben Se. Majeſtät mit herzlicher Freude 
ſanctionirt, denn durch dieſe Vereinigung wird das geliebte Ungarland um 
ſo mächtiger, alſo eine um ſo feſtere Stütze des Thrones. 

Das Miniſterium wird übrigens in Betreff der Union der National- 
Verſammlung noch weitere Geſetzvorſchläge vorlegen. 

Mit betrübtem Herzen müſſen auch Se. Majeſtät erwähnen, daß Ihre 
italieniſchen Unterthanen mit Hilfe auswärtiger Truppen die Heere Sr. 
Maj. angegriffen haben. Der auf dieſe Weiſe enftandene Krieg konnte noch 
nicht beendet werden; doch iſt es der Wunſch Sr. Majeſtät, auch in Italien 
eheſtens den Frieden hergeſtellt zu ſehen. 

Mit den auswärtigen Mächten ſtehen Seine Majeſtät in gutem Ein⸗ 
vernehmen und hoffen, daß dieß ungetrübt fortdauern werde. 

Se. Majeſtät zweifeln nicht, daß auch die getreue Nationalverſamm- 
lung Ungarns Alles, und zwar ſogleich, thun werde, was zum Ruhm der 
Krone und dem Wohle des Vaterlandes erforderlich iſt. 

Ich aber verſichere den Reichstag und die ganze getreue Nation des 
herzlichſten und aufrichtigſten Wohlwollens Sr. Majendt. 2 


Lebhaftes Eljen, Säbelgeklirre, Schwenken mit den Huͤten, 
folgte dieſen mit der tiefſten Innigkeit geſprochenen Worten. 

Nach Beendigung der Rede erklärte der Miniſterpräſident den 
Reichstag für eröffnet, und unter ſtürmiſchen, tauſendſtimmigen Zur 
rufen verließen Se. k. Hoheit der Reichsſtatthalter, fo wie die Herren 
Miniſter, den Saal und begaben Sich Se. k. Hoheit unter freudigen 
Jubelrufen der zahlloſen Menſchenmaſſen in die k. Burg zuruck. 


Im Berathungsſaale nahm nun der Alterspräſident Hr. Pa— 
löczy feinen Sitz ein, und es wurde darüber berathen, ob die pro— 
viſoriſchen Verordnungen hinſichtlich der Art und Weiſe, wie bei den 
Sitzungen fürzugehen ſei, geprüft werden ſollen, während Andere 
die Vorleſung des Notariatsprotocolls verlangten. Da man jedoch 
zu keinem Beſchluſſe kommen konnte, ſo nahm der Praͤſes das Wort 
und berichtete, daß laut geſtrigem Beſchluſſe die Credentional-Briefe 
eingereicht und gegen 300 eingeſchrieben und darnach das Namens: 
verzeichniß verfaßt und die Namen auf Papierſtreifen geſchrieben 
worden ſeien. Seiner Anſicht nach wäre es nun vor Allem nothwen— 
dig, die Verificationscommiſſionen zuſammenzuſetzen, und da nach 
der Miniſterialverordnung 9 Commiſſionen zu beſtellen find, fo möge 
das Haus beſtimmen, aus wie vielen Mitgliedern jede der Commiſſio— 
nen zu beſtehen habe. Nach längerer Debatte ward dieſe Anzahl auf 
33 feſtgeſetzt, worauf ſaͤmmtliche Papierſtreifen in die Urne gewor— 
fen und durch das Los gezogen wurden. Die erſten gezogenen 33 
bildteten die erſte Commiſſion u. ſ. f., bis ſämmtliche 9 Commiſſio— 
nen beſtimmt waren. Nachdem die Zuſammenſtellung der Commiſ— 
ſionen vollzogen war, wurde die Sitzung gegen halb drei Uhr 
aufgehoben. 


Aus der gemiſchten Reichsſitzung begaben ſich die Magnaten in 
den Muſeumſaal. 


Präſident Majlath eröffnete um 1 Uhr Nachmittags die 
Sitzung. Nach Verleſung des geſtrigen Sitzungsprotocolls bemerkte 
Ujhäzy (Obergeſpan von Säros): Da im Protocoll noch immer 
die Benennung Magnatentafel vorkommt, fühle ich mich zu der Be— 
merkung veranlaßt, daß, nachdem der Unterſchied der Stände auf⸗ 
gehört hat, wir uns nicht mehr der Ausdrücke Stände- und Mag⸗ 
natentafel bedienen, ſondern dafür Ober- und Unterhaus gebrauchen 
ſollten. 

Präſident: In den bezüglichen Geſetzartikeln von 1848 wird 
ſtets das Wort Magnatentafel gebraucht; folglich könnte man 
es beibehalten. 

Beöthy: Die Zeit iſt vorüber, daß ſich das Oberhaus ſelbſt 
den Titel, „Hoch löblich“ (méltösägos) beilege; ich glaube alſo, 
daß, wenn ſchon der Name »Magnatentafel' verbleibt, dieſer 
wenigſtens ohne jedes Epitheton in unſeren Verhandlungen erwaͤhnt 
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werde. — Die Mehrheit ſpricht ſich fuͤr Beibehaltung des alten Na⸗ 
mens Magnatentafel aus. 

Das Haus ging nun zur Wahl der Notäre mittelſt Abftim- 
mung über. Die Zahl der Abſtimmenden betrug 106. Die Zählung, 
ergab für Radvanßky, Sohler Obergeſpan, 75, für Graf Jul. 
Andräſſy 83 Stimmen, und ſonach wurden fie nach den Haus- 
ſtatuten, welche eine abſolute Majoritaͤt verlangen, zu Notären ges 
wählt. Nach ihnen hatte der Obergeſpan von Somogy, Särközy, 
49, und Bar. Friedr. Podmanitzky 48 Vota. 

Obwohl nun keine abſolute Stimmenmehrheit vorhanden, woll— 
ten doch viele Mitglieder die Wahl gelten laſſen, dieß um ſo mehr, 
da, wie Gr. Ludw. Teleki ſich ausdrückte, nicht wir die Hausſta— 
tuten verfaßt haben, ſondern das Miniſterium, wir demnach auch, 
wenn a und beliet, von diefen Statuten abgehen können. 

öthy: Wir haben die zwei erſten Notäre darum für er⸗ 
wahlt 1 ni fie die abfolute Mehrheit für ſich hatten; folglich 
wäre es lächerlich, die Wahl der zwei Letztern auch als giltig zu erklä⸗ 
ren, darum, weil ſie keine abſolute Mehrheit hatten. Demnach wün— 
ſche ich, daß noch einmal abgeſtimmt werde. Dieß geſchah, die Ge— 
ſammtheit der Stimmen war 97, wovon Särközy 67, Pod m a⸗ 
nitzky 59 erhielten und ſomit als Notäre anerkannt ür e 

Die Nächſten zur abſoluten Stimmenmehrheit waren: Bela 
Orezy mit 33, Gr. Ant. Forg ach mit 32, Madocſänpi (Ar⸗ 
vaer Oberg.) mit 22, Gr. Ant. Szécheny mit 14, Biſchof Fo⸗ 
garaſſy mit 10 Stimmen. Nach beendigter Wahl wurde den 
einſtweiligen Altersnotären ein Dank votirt. 

Präſident: Jetzt wäre an der Tagesordnung die Adreßde⸗ 
batte und die Ausarbeitung der Hausſtatuten, indem aber die fie: 
benbürger Mitglieder noch nicht gegenwartig find, fo könnte man viel- 
leicht noch einige Zeit abwarten. 

Dieſen Antrag unterſtuͤtzte auch Joſeph Palffy, Obergeſpan 
von Preßburg. 

Beöthy: Die Hausſtatuten haben keine ſo große Wichtigkeit, 
wie die Adreßdebatte, folglich könnten wir uns in die Berathäng 
über die Statuten gleich jetzt einlaſſen, und die Adreßdebatte erſt 
dann vornehmen, wenn die ſiebenbürger Mitglieder auch sugegen find, 
Und nun komme ich auf meinen geftrigen Antrag zurück, Im ganz 
zen Lande haben ſich weſentliche Veraͤnderungen zugetragen, nur 
dieſe Tafel iſt bei ihrer alten Inſtitution verblieben, ausgenommen, 
daß fie ein anderes Präſidium bekam. Da nun auch wir einer Res 
form benöthigen, ſo bitte ich, einen Termin feſtzuſetzen, wo mein 
Antrag in Verhandlung genommen werden ſoll. Dieſen Antrag habe 
ich in der Geſtalt eines Reformentwurfes abgefaßt, welchen 
ich mit Erlaubniß der Tafel vorleſen werde (halljuk). Redner las 
nun den Entwurf, in welchem das Miniſterium aufgefordert wurde, 


einen Geſetzvorſchlag Über die Reform der Magnatentafel dem Reichs⸗ 
tage zu unterbreiten. 

Das Oberhaus beſchloß auf Antrag des Präfidenten den Ent: 
wurf in Druck zu geben und unter die Mitglieder zu vertheilen. 

Der Obergeſpan des Verdczer Comitats bat um einſtweiligen 
Urlaub, indem feine Gegenwart, der trüben Zeitumſtaͤnde wegen, im 
Comitate nothwendig ſei. (Wurde angenommen.) 3 

Das Oberhaus beſchloß ran nächſten Tage eine Sitzung zu 
halten und die Hausſtatuten in Verhandlung zu nehmen; wozu der 
Praͤſident bemerkte, daß, indem zur Ausarbeitung dieſer Statuten 
ein Ausſchuß erforderlich fein wird, die Mitglieder ſchon vorläufig über 
die zu Wählenden mit ſich zu Rathe gehen mögen. 

Um 3½ Uhr Nachmittags wurde die Sitzung geſchloſſen. Von 
den Miniſtern war Gr. Batthyäny gegenwärtig. 

Unterhaus⸗Sitzung vom 6. Juli. 

Um 8 Uhr verſammelte ſich das Haus, jedoch nur auf kurze 
Zeit. Der Präſident verlas noch einige Mitglieder, die in die Verifi⸗ 
cations - Sectionen eingereiht wurden. Hierauf begaben ſich die ©ec- 
tionen in ihre Bureaus, um ihre Wahlcertificate wechſelſeitg zu pruͤ⸗ 
fen, und zwar ſo, daß eine Section die der andern prüfte. 

Um 11 Uhr traten die Mitglieder wieder in den Saal und das 
Reſultat der Pruͤfungen wurde kund gegeben. In der erſten und zwei⸗ 
ten Section waren in jeder 31 Mitglieder, gegen die keine Einwen⸗ 
dung gemacht werden konnte; in der dritten, welche 35 Mitglieder 
enthielt, 33. — Inzwiſchen erhob ſich der Miniſter Deaͤk mit dem 
Antrage, man ſolle jene Deputirten, welche an mehreren Orten zu⸗ 
gleich gewählt worden, beſtimmen laſſen, welche Wahl fie anneh⸗ 
men, dieſe Herren gehören alſo nicht in das Bereich der Verifica⸗ 
tionals⸗Deputation. (Wurde beifällig angenommen.) In der 4. Sec⸗ 
tion waren blos 21, gegen die man keine Einwendung zu machen hatte, 
in der 5. 35, in der 6. 30, in der 7. 29, in der 8. und 9 32. 

Es wurden nun mehrere Repräſentanten, welche in verſchiedenen 
Bezirken gewählt worden, aufgefordert zu erklären, in welchem ſie blei⸗ 
ben wollten. Lad. Madaraß erklärte fi für den Särkänyer Ber 
zirk im Weißenburger Comitate. Mich. Täneſies, der im Siklöſer 
Bezirk des Baranyer Comitates und zugleich auch im Békeſer Comi⸗ 
tat gewaͤhlt worden, erklärte, er ſei der Meinung, man könne als 
Repräfentant von mehreren Wahlbezirken zugleich erſcheinen. (Nein! 
nein!) Nun aber fragte er, da er in Siklös einſtimmig, in Bé⸗ 
kes nur durch Votiſation gewählt worden, welchem Bezirk er den 
Vorzug geben ſolle. Er ſeinerſeits entſcheide ſich für Sikl 6s. 
(Eljen ) — Joh. Beſze (St. Gran): So lange uns nicht alle ruͤck⸗ 
ſichtlich der Wahl eingelaufenen Petitionen ans Miniſterium zuge⸗ 
ſendet werden, können wir die Verification nicht zu Stande bringen. 

Der Präſident bemerkte hierauf, er könne ämtlich berichten, 


daß alle bis jetzt in dieſer Hinſicht eingelaufenen Petitionen ihm zu: 
gekommen ſeien. 

L. Dapfſy meinte, die verſchiedenen Sectionen wären in ihren 
Unterſuchungen nicht gleichmäßig zu Werke gegangen, eine ſtrenger, 
die andere gelinder, das gehe nicht an, worauf ihm Beße erwiderte, 
daß ſich Alle an die vorgeſchriebenen Statuten gehalten haben, es 
ſei daher zur Klage keine Urſache. ö 

Der Präſident kündigte an, ſo eben drei Zuſchriften vom Mi— 
niſterium erhalten zu haben. (Frage: was betreffen fie?) 

Präſident: Jetzt iſt die Präſidentenwahl an der Ordnung. 

P. Nyäry beſtieg nun unter tiefer Aufmerkſamkeit des Hauſes 
die Tribune und ſtellte die Frage, ob man nicht die Hauptberathun⸗ 
gen, wie die Präſidentenwahl und Landesvertheidigung, verſchieben 
ſollte, bis die ſiebenbürgiſchen Deputirten, die ohne ihre Schuld 
verfpätet wären, da die Einberufungsſchreiben fpät erlaſſen wurden, 
eingetroffen ſein werden, wenn anders einige Tage Aufſchub nicht 
das Land in große Gefahr ſtürze. Er forderte daher die anweſenden 
Mitglieder des Miniſteriums auf, ſich darüber zu äußern. 

Miniſter Deäk erhob ſich um zu antworten (von allen Sei— 
ten: auf die Tribune !). Der Minifter ſagte, die Statuten des Haus 
ſes ſeien noch nicht gebracht, folglich könne Jeder dort ſprechen, wo es 
ihm gefällig (Wahr! wahr!) Auf Ny är y's Frage erwiederte er, Se. 
Majeſtät haben wegen der gefahrvollen Lage des Landes einen au— 
ßerordentlichen Reichstag berufen. Dieſe Gefahr ſei noch nicht vor— 
über, aber 4—5 Tage machten keinen fo großen Unterſchied. Nyäry 
ſtellte nun die Motion, bis zum 10. zu warten, auch mit der Beam⸗ 
tenwahl, denn es dürften viele unter den Siebenbüͤrgern fein, welche 
dazu vorzüglich tauglich ſind. Bis dabin bleiben Präſident und Se— 
cretäre wie jetzt, und wir könnten zur Vornahme der Hausſtatuten 
ſchreiten. (Beifall.) 

Ein Mitglied. Die Union iſt noch nicht beſtätigt, nur im 
zweiten Stadium, bis dahin werden die Walachen keine Geſandten 
ſchicken. Joſ. Pälffy. Er ſei ein Szekler Abgeſandter (Eljen) aus 
dem Udvarhelyer Stuhl und danke für den Aufſchub, wenn keine Ge— 
fahr dabei iſt. Er wünſche die Union nicht derart, wie zwiſchen Eng— 
land und Irland; die Deputirten würden in Kurzem kommen, 
daran ſei die Verſpätung der Einberufungsſchreiben ſchuld. Was 
die Union betreffe, ſo habe man das Unionsgeſetz ſelbſt noch nicht 
fanctionirt von Innsbruck erhalten können, und nur der Energie 
des Miniſterpräſidenten habe man das bezägliche königl. Reſcript zu 
danken. Das Geſetz liege ſeit dem 19. dort, was habe man damit 
angefangen? Ueber dieſe Verzögerung trauert der magyarifche Theil 
Siebenbürgens, freuen ſich aber die Sachſen. Dieſe werden auch, ſo 
lange das Geſetz nicht publicirt ſei, keine Deputirten ſenden. Doch 
halte er dafür, dieß ſei kein großer Verluſt. — Der Ableg. So mo⸗ 
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gyi (Veßprim) ſtimmte gegen Aufſchub. Es handle ſich hier um 
die Rettung des Landes. Da werde auch gewiß Siebenbürgen ſich 
dem anſchließen, was die Uebrigen für gut halten. Er wünfchte, 
daß man ſogleich über die nöthigen Mittel berathe. 

St. Zäko (Bäcs). In feinem Comitate ſei die Gefahr auf 
das Höchſte geſtiegen, er ſei gegen jeden Aufſchub. 

Nyäry's Antrag wurde jedoch mit großer Stimmenmehr— 
heit angenommen. — Der Präſident meinte, man ſolle nun die 
Commiſſion zur innern Regelung des Hauſes beſtimmen. (Ruf: 
Durch's Loos.) 

Miniſter Deak. Er halte das nicht für zweckmäßig, da 
hieher Fachmänner gehören, und durch das Loos ſolche gezogen wer— 
den können, die nicht dazu paſſen. Nicht jedermann könne zu Al— 
lem tauglich fein. 

Präſident. Aus wie vielen Mitgliedern ſoll das Comité be— 
ſtehen? (Antwort: Aus 9.) 

Lad. Madaräß. Das Comité ſoll nur begutachtend, nicht 
entſcheidend ſein. 

Die Mitglieder des Hauſes wurden nun namentlich aufgerufen, 
und jeder gab feinen Stimmzettel ab. Der Präſident frug, ob 
die Vota öffentlich geſchehen ſollen? (Nein! Nein!) f 

Nyäry berief die Mitglieder auf 5 Uhr Nachmittags zu ei- 
ner freundſchaftlichen Conferenz über die gänzliche Regelung der Ur— 
barialangelegenheiten in den Comitatsſaal. 

Oberhaus-Sitzung vom 6. Juli. 

Praͤſident Majläth. Das Verhandlungs-Protocoll von ge— 
ſtern wurde verleſen. B. Stojka, dem im Protocoll für das einſt— 
weilig geführte Präſidium ein Dank votirt wurde, ſtattete ſeinen 
heißeſten Dank ab, und ſollte ſein hohes Alter ihm nicht erlauben, 
denſelben durch die That zu beweiſen, ſo glaube er doch ſeine Kin— 
der ſo erzogen zu haben, daß ſie treue Söhne des Vaterlandes ſein 
werden, und wenn nicht, treffe ſie ſein Fluch. 

Präſident. An der Tagesordnung ſind die Hausſtatuten. 
Wünſchen Sie dieſelben ſogleich in Berathung zu nehmen, oder 
einen Ausſchuß auszuſenden? 

Beöthy. Die Ausſchußberathung iſt ein Ueberbleibſel unſer al- 
ten Comitatsverfaſſung. Wenn die Comitate ſich mit etwas nicht 
abgeben wollten, fo pflegten fie es an den Fiscus zu weiſen zur Eins 
holung ſeines Gutachtens. Darum ſollten wir ſogleich die Haus— 
ſtatuten in Verhandlung nehmen. (Wurde angenommen.) 

Radvänßky verlas die vom Miniſterium verfaßten proviſo— 
riſchen Statuten. 

Bedthy. Ich mache auf einen Widerſpruch aufmerkſam. 
Wir haben geſtern den Namen Magnatentafel beibehalten, das 
Minifterium nennt uns aber in den Statuten Oberhaus, folg— 
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lich müffen wir entweder von dem geftrigen Beſchluß abweichen, 
oder auch jetzt in den Statuten den Namen Magnatentafel 
beibehalten. 

Auf Antrag Ujhäzy's wurde der Ausdruck Oberhaus 
angenommen. 

Beöthy. Dem 2. S. zufolge wünſche ich, daß das Namens: 
verzeichniß der Einberufenen verleſen werde, damit man wiſſe ob 
die Berechtigten einberufen worden? ob nicht auch ſolche erſcheinen, 
die kein Recht dazu haben? und damit die Nichterſchienenen gefeß- 
lich beſtraft werden. 

Joſ. Pälffy, Preßburger Obergeſpan. Ich theile nicht die 
Meinung des Obergeſpans von Bihar; denn viele Magnaten pflegten 
früher Stellvertreter zu ſenden; nun haben aber dieſe absentinm 
ablegati keinen Sitz mehr im Unterhauſe; folglich kann man die 
Abſentiſten nicht beſtrafen. 

Ujhäzy. Nach dem Geſetz muß jeder Berechtigte erſcheinen, 
folglich unterliegt der Nichterſcheinende der Strafe. 

Geéczy, Obergeſpan. Die Abſentiſten ſollen früher aufgefordert 
werden, ihre Entſchuldigungen vorzubringen, und erſt wenn ſie dieß 
unterließen, oder keine genügende Gründe vorbringen, ſollen fie be— 
ſtraft werden. 

Präſident. Die Debatte zeigt, daß es beſſer geweſen wäre, 
dieſen Gegenſtand einem Ausſchuß zu überlaſſen. Uebrigens haben 
ſchon mehrere abweſende Mitglieder ihre Entſchuldigungen ſchriftlich 
eingereicht. 

Wenkheim Béla. Wir haben kein Recht, in den Statuten 
Strafen zu beſtimmen, denn das vermag nur das Geſetz. 

Gr. Ant. Szécheny. In den letzten Jahren der Reichstage 
iſt nie der Fall vorgekommen, daß ein ſich abſentirenter Magnat be— 
ſtraft worden wäre. Und dieß iſt auch eine ganz ſpecielle Frage, welche 
nicht zur heutigen Berathung gehört. 

Gr. Mich. Eßterhäz y. Bisher waren auch die Frauen pers 
pflichtet, ihre Stellvertreter zu ſenden, und indem das bezügliche Ge: 
ſetz nicht abgeſchafft ift, fo müßten auch alle berechtigte Frauen be> 
ſtraft werden. 

B. Szemere hielt nun folgenden Vortrag über die Verifi— 
cationsfrage: 

Ich glaube auf den Umſtand aufmerkſam machen zu müſſen, daß 
wir auf dem geſetzlichen Pfade verbleiben müſſen; nun iſt es aber aus 
dem Geſetz klar, daß alle nicht erſcheinenden Mitglieder des Unter- und 
Oberhauſes in Strafe verfallen. Darum geſchah es; daß in allen Einbe- 
rufungsſchreiben, welche den Jurisdictionen und den Mitgliedern des 
Oberhauſes zugeſtellt wurden, deutlich ausgeſetzt war: Sie haben unter 
ſtrenger Strafe zu erſcheinen für Ihre Pflicht zu halten.“ 

Es iſt wahr, daß bisher die Mitglieder des Oberhauſes das Recht 
beſaßen, wenn ſie nicht perſönlich erſchienen, Vertreter zu ſenden. In die 
Zweckmäßigkeit dieſer Geſetzverfügung laſſe ich mich um ſo weniger ein, 
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da dieſe Verfügung ſelbſt bereits aufgehört hat, indem das Geſetz vom 
vorigen Reichstag die Mitglieder des Unterhauſes anführt und darunter 
die Abſentium Ablegaten, fo wie die Capiteldeputirten und Aebte, nicht 
erwähnt find, daher auch das Recht, Unterhausmitglieder zu fein, einge— 
büßt haben. Ich für meinen Theil konnte nie begreifen wie jemand das 
gewaltige Recht zuſtehen konnte, nicht nur für ſeine Perſon an der Ge: 
ſetzgebung Theil zu nehmen, ſondern auch dieß Recht auf Andere zu über— 
tragen, was ſchon an ſich eine Abſurdität iſt, und mit dem Staatsrecht 
in Widerſpruch ſteht. Gegenwärtig, wie geſagt, hat dieß Recht aufgehört, 
daraus folgt aber nicht im Entfernteſten, daß die Oberhausmitglieder nicht 
verpflichtet ſeien, ihr legislatives Recht auszuüben. 

Ich ſtelle auch das nicht in Abrede, daß bei dieſer Gelegenheit der 
außerordentlichen Zeitvechältniſſe wegen nicht alle geſetzlichen Formalitä— 
ten ſtreng eingehalten wurden; denn hätten wir uns haarſcharf an den 
Geſetzartikel vom letzten Reichstag gehalten, ſo wäre auch die zur Ein— 
berufung des Reichskages erforderliche Zeitfriſt noch nicht voll. Wenn au— 
ßerordentliche Zeitumſtände es erheiſchen, müſſen wir uns über Tage und 
Stunden hinwegſetzen, damit das Vaterland gerettet werden könne. Wahr 
iſt es, daß die Poſten ſchlecht gehen, daß wir den Aufenthaltsort vieler 
Magnaten nicht wußten, viele nach Wien gegangen waren 2c. ıc., allein 
ich glaube, daß deßhalb das Erſ heinen oder Nichterſcheinen von dem Em: 
pfang eines Einberufungsſchreibens nicht bedingt ſei. Schon auf dem letz— 
ten Landtage ward der Grundſatz ausgeſprochen, daß das Erſch inungs— 
recht nicht von den Regales abhängt. Und ſo kann alſo der Nichtempfang 
derſelben auch keine Entſchuldigung abgeben. 

Was die Regaliſten in Siebenbürgen betrifft, hat die Re⸗ 
gierung für nöthig erachtet, ſich an jene Beſtimmung des Geſetzes zu 
halten, welche vorſchreibt, daß alle diejenigen Regaliſten Regales erhal» 
ten, welche zum 1847ger Landtag einberufen waren. Da der Regierung 
die Namen derſelben nicht mit Gew ßheit bekannt waren, hat fie an den 
Gouverneur von Siebenbürgen den Auftrag erlaſſen, die betreffende Na— 
mensliſte einzuſenden. Vor 14 Tagen iſt nun demgemäß ihre Einberufung 
erfolgt, und ſo hätten auch ſie ſchon erſcheinen können. 

Die Motion des Obergeſpans Beöthy iſt überdieß nicht gegen den 
9. 2 der Statuten, fie ſteht im genauen Zuſammenhang mit dem $. 55, wo 
geſagt wird: Urlaub kann nur das Haus ertheilen, und in außerordent— 
chen Fällen der Präſident ꝛc.“, folglich wird auch hinſichtlich des Er: 
ſcheinens oder Nichterſcheinens es Sache des Hauſes ſein, Anordnungen 
zu treffen. Wenn ich dem geehrten Herrn Präſidenten das Verzeichniß 
einhandigte, fo geſchah es wohl nicht, un es blos den Herren Notären 
zu übergeben, ſondern damit das Haus einen Beſchluß faffen könne, jo: 
wohl hinſichtlich derer, die etwa unbefugter Weiſe einberufen worden, 
als auch um die Einberufung jener, die nicht einberufen worden, zu ver— 
anlaſſen. 

Aus dieſem doppelten Geſichtspuncte wird das Oberhaus ſeine An— 
ordnungen zu treffen, und gleichzeitig zu beſtimmen haben, was mit den⸗ 
jenigen geſchehen ſoll, welche einberufen wurden und ſich nicht eingefun— 
den. Zur Unterfuhung dieſer 3 Puncte, nämlich: 1. ob alle einberufen, 
welche zu berufen waren, 2. ob nicht ſolche Regales erhielten, die keine 
zu erhalten hatten, und 3. ob die Einberufenen erſchienen oder nicht, und 
wenn nicht, was der Grund ihres Wegbleibens? erachte ich für nöthig, 
daß ein Ausſchuß niedergeſetzt werde. (Die Motion wurde angenommen.) 

Räday. Die Verfügung des H. 3 iſt für uns drückender als der 
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frühere Zuſtand, indem die Nichtberufenen an das Oberhaus ſich 
bittlich wenden müßten, was dem Erſcheinungsrecht widerſtreitet. 
Die Regales geben ja kein Recht, ſie machen nur aufmerkſam, wann 
der Reichstag abgehalten wird; folglich hat jener, deſſen Recht un— 
beſtritten iſt, trotz dem, daß er kein Einberufungsſchreiben erhielt, 
gar keine Bitte einzureichen, oder andere Schritte zu thun. Sollten 
aber auch ſolche erſcheinen, deren Recht zweifelhaft iſt, ſo wäre es 
in der Ordnung, daß ſich dieſe rechtfertigten. 

Joſ. Pällfy. Der Verificationsausſchuß könnte füglich beſei— 
tigt werden; denn das Miniſterium hat ohnehin früher die Munici— 
pien befragt, welche Magnaten in ihrer Mitte wohnen, und nach den 
Liſten der Municipien hat ſich das Miniſterium gerichtet. 

Beöthy. Halten wir uns nicht lang auf; dieſer 3. §. iſt oh— 
nehin nur für jetzt; wir werden uns nicht lange mehr wechſelſeitig 
becomplimentiren, denn auch dieſes Oberhaus wird auf dem Grunde 
einer freien Wahl beruhen. Es täuſcht ſich alſo Jedermann, der die 
ſuͤße Hoffnung hat, daß man dieſen §. auch ein anderesmal noch in 
Anwendung bringen wird. Das Oberhaus beſchloß, den 3. §. im 
Sinne Szemere's und Räday's zu modificiren, indem es einen Ve— 
rificationsausſchuß ausſendete. — Der 17. §. wurde auf Szemere's 
Antrag dahin abgeändert, daß die Hausbeamten und Diener der 
Präſident zu ernennen habe... Zum 25. $. ſprach 

Ujhazy von Säros, und forderte, daß Jedermann das Recht 
habe, ſtatt einmal, zweimal zu jeder Principfrage zu ſprechen; näm— 
lich einmal vortragend und einmal widerlegend (Angenommen. ) 
Derſelbe ſchlug beim 37. $. die geheime Abſtimmung vor im Falle, daß 
dieſelbe von 10 Mitgliedern verlangt wird, indem nur durch die 
geheime Abſtimmung die moraliſche Freiheit gatantirt wird. (Ans 
genommen. 

§. 55 wurde dahin modificirt, daß nicht das Haus, fondern 
der Präſident den Urlaub zu ertheilen, jedoch darüber dem Hauſe 
einen Bericht zu erſtatten habe. — Nach Beendigung der Hausſtatuten 
verlangten Einige, daß dieſelben neuerdings, mit den Modificatio— 
nen, gedruckt werden. 

Beöthy. Laſſen wir nicht alles aufs neue drucken, denn das 
koſtet Geld. Jetzt iſt es nicht mehr wie früher, wo wir froh waren, 
etwas den fremden Geldverwaltern herauslocken zu können. 

Präſident. Es wäre nun der Verificationsausſchuß zu waͤh— 
len. Wie viele Mitglieder ſollen daran Theil nehmen? Man verlangte 7 
Mitglieder. — Die Wahl ging vor ſich. Die geſammten Abſtimmer 
waren 77; eine abſolute Mehrheit (45 Stimmen) erhielt blos Biſchof 
Fogaraſy. Es wurde neuerdings gewählt. Gr. Ra day erhielt 
52, Beöthy 48, Samuel Teleki 47, Ant. Szécheny 43, Do⸗ 
minik Zichy 38, Szapaty Joſ. 33 Stimmen. 
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Unterhaus-Sitzung vom 7. Juli. 

Die Miniſterbank war leer, die Gallerien ſehr ſtark beſetzt, die 
Deputirten fanden ſich in großer Anzahl ein. Der Alterspräfident 
ließ die Comitémitglieder in Bezug der Kammerordnung verleſen. — 

Diefe waren: Dionys Päzmändy, Gabriel Kazin czy, 
Coloman Shiczy, Johann Pälffy, Paul Nyäry, Ladislaus 
Teleky, Joſeph Irinyi, Stephan Bezerédy, Franz Deäk. 

Der Präſident erklärte jenes Comité für conſtituirt. 

Die Verification der Wahlen war an der Tagesordnung. La— 
dislaus Madaräß hielt es dem ungeachtet für nothwendig, ein 
kleines Rennen auf dem Roſſe „Popularität“ zu machen. Er ſtellte 
die Motion, daß hinfür die Gallerien für Jedermann, ohne Eintritts— 
karte, zugänglich ſein ſollen. Nur die Ausländer ſollten gegen eine 
Karte in den Nebenſaal zugelaſſen werden. — Bei der damaligen Oef— 
fentlichkeit, wo man der Zuhörerſchaft mehr wegen der bloßen Förm— 
lichkeit als wegen der Oeffentlichkeit ſelbſt die Gallerien öffnete, war 
jene Motion als nichts weiter zu betrachten, als eine oſtenſible, Bet— 
telei um ein paar Groſchen Popularität. Die Mehrzahl, deren ange— 
ſehenſte Männer es durch Thatſachen und Jahre lange Bemühungen 
bewieſen, daß die Oeffentlichkeit ihnen werth und theuer, die ſogar beim 
vorigen Reichstage das Geſetz gebracht, daß wenn eine Sitzung we— 
gen dem conſtitutionellen Benehmen des Publicums aufgehoben 
wurde, dasſelbe dennoch zur ſpätern Fortſetzung eingelaſſen werden 
muß, mißbilligten jene unnütze Maderaſſade, deren Geiſt immer 
nach höheren Räumen ſtrebte, und für die irdiſchen eine große poe— 
tiſche Unzufriedenheit hegte. 

Alois Zäborßky repräſentirte ſich als die erſte Kariatyde 
dieſer Barbés-Motion, indem er feinem kleinen Vorgänger ein Zus 
friedenheitszeugniß gab, „weil die Deputirten nur Leute ihres politiſchen 
Glaubens mit ihren Karten beglücken würden!“ 

Aßtalos hob mit Selbſtgefühl hervor, daß die Stellung der 
Deputirten viel zu hoch iſt, als daß fie die Sympathien oder Abnei— 
gung der Gallerien benöthigen, während auch Kazinezy mit Würde 
die kleinliche Beweiskraft ſolcher unzarten und verdächtigenden Be— 
ſchuldigungen im Namen aller Repräſentanten ſtolz zurückwies. Er 
erwähnte die Proclamirung der Republik in der Walachei, die Ge— 
fahr des von allen Seiten bedrohten Vaterlandes, und fand, was 
auch jeder vernünftige Menſch finden muß, die Berathung über fol: 
che Dinge kleinlich! — Uebrigens empfahl er vollkommene Gleich— 
heit, jedes Mitglied erhalte eine gleiche Anzahl Karten, es iſt ge— 
nug wenn ein Theil der Gallerie frei iſt. — Zum Schluſſe er— 
mahnte Kazinc zy, wichtigere Dinge zu verhandeln. 

Franz Kubin pi, den wir ſehr gerne für einen großen Natur— 
forſcher halten, ohne an die Pickwicker oder etwa an ſeinen Antheil 
an der großen Oedenburger Naturforſcher-Entdeckung zu denken, 
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laut welchen der Hirſchkaͤfer in unſern Eichenwäldern der „scarabeus” 
der alten Egyptier iſt, — legte gleichfalls eine Lanze für den klei— 
nen „Debatter” der Linken ein. 

Die Motion wurde mit einer großen Majorität verworfen. 

Die Verſammlung ſchritt zur Verificationsfrage. 

Der Bericherſtatter der dritten Abtheilung beſtieg die Redner— 
bühne. 

Kubinyi ermahnte mit Wärme und rechtlicher Bürgergeſin— 
nung die Verſammlung, ſie möge nicht ein bloßes Namenregiſter 
machen, ſondern thatſächlich unterſuchen; er trat heftig gegen alle 
Wahlumtriebe auf, und forderte die Aufſtellung eines Beiſpieles, 
ſonſt wird das Volk eben ſo entſittlicht, wie es der niedere Adel 
geworden. 

Die Miniſter Deäk, Széchenyi, Eötvö 3, Klauzäl und 
Meßäros ſaßen bereits an ihren Tiſchen. 

Dem Kubinyi ſtimmte die große Trommel der Verſammlung, 
der Deputirte Repeczky (Neograd) bei, ebenſo Bartos von Baranya, 

Die Gelegenheit hiezu gab die Klage, daß bei der Wahl des 
Deputirten Romän im Munkaätſer-Bezirk das Haus eines g. m. 
un. Geiſtlichen, ja ſelbſt die Kirche von einem Haufen Menſchen 
angegriffen worden. Gegen Rom an wan keine ſpecielle Klage vor— 
handen, doch war Militär verwendet worden, und der zweite Can— 
didat, der Pope Serem. Hay du, hatte zwar reſignirt, und zu feinem 
und der Kirche Schutz bewaffnete Aſſiſtenz verlangt, die ihm auch 
gewährt worden. 

Lad. Madaräß wünſchte dieß nicht in Betracht gezogen, und 
die Deputirten Bartos und Eſiki wünſchten dieß ein für allemal 
als Grundſatz ausgeſprochen. 

Paul Nyäry. Die Wahlannullirung kann entweder auf Grund 
des Protocolls oder aber eines an die Kammer gelangten Proteſtes 
vorgenommen werden. Deßhalb möge man das Protocoll verleſen. 
Dieß geſchah. l 

P. Nyäry: Bei dieſer Wahl fehlten alle Erforderniffe der Ge— 
ſetzlichkeit und Freiheit. Wenn der eine Candidat vor der Abſtimmung 
zurücktrat, ſo geſchah es, weil er angegriffen wurde und zum Schutze 
der bewaffneten Macht feine Zuflucht hatte nehmen müffen. Redner 
hielt die Wahl für ungiltig, weil keine Wahlfreiheit dabei herrſchte. 

Bonis wollte, da die Klage nicht motivirt war, die Wahl, info- 
lange nicht motivirte Petitionen einlangen, verificiren. Die Kammer 
drang auf Abſtimmung. Die Fragen wurden auf Bönis und Deäk's 
Anrathen alſo geſtellt: 1. Iſt die Wahl ungiltig? 2. Soll man eine 
Unterſuchung anſtellen? 3. Iſt die Wahl zu verificiren? Für Bejahung 
der erſten Frage ſtanden nur Nyäry und G. Molnär auf. Die Mehr- 
heit entſchied, daß keine Unterſuchung vonnöthen. 
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Endlich wurde noch in diefer Section die Wahl des Liptauer 
Ablegaten Jacobik vom Haufe für anullirt erklart, weil fie, nach 
vorausgegangener blutiger Schlägerei, mit gänzlicher Beſeitigung 
der Ludwig Kaſſaliczki'ſchen Partei vor ſich ging. 

In der 4. Section wurden für ungiltig erklärt: die Erwählung 
des Kraſſoer Deputirten Boßinka, da einem von den Bergleuten 
eingelegten Proteſte zum Trotze die Votiſation war verweigert wor— 
den, auch keine Qualification des Gewählten ausgewieſen war; ſo 
auch von Lukas Vojnics, da er erſt im 22. Lebensjahre ſtehend, 
das geſetzlich erforderliche Alter noch nicht erreicht hatte. 

Unter den 35 Wahlen, welche die 5. Section zu prüfen hatte, 
waren nur gegen fünf Einwendungen erhoben. Eine längere Debatte 
rief nur die in Bries vor ſich gegangene Wahl des Joſeph Ha vas 
hervor. Mittelſt Aufſtehen erklärte ſich die Majorität fuͤr Anordnung 
einer Unterſuchung und die Ungiltigkeit der Wahl. 

Die zweite Wahl, welche annullirt wurde, war die des Oeden— 
burger Deputirten Glözer, bei welcher, da aus der Conclama— 
tion die Mehrheit nicht mit Beſtimmtheit zu entnehmen war, eine 
Abſtimmung angeordnet wurde, die aber wegen der aufgeregten 
Stimmung der Wahlparteien in geſetzlicher Weiſe nicht vor ſich gehen 
konnte, indem man Militär requiriren mußte. 

Die übrigen 3 beanſtändeten Wahlen wurden, wie es das Co— 
mité begutachtet hatte, als giltig anerkannt. 

Die Verſammlung war während dieſer Sitzung etwas unruhig, 
man merkte, daß noch keine feſte Hand die Geiſter leitete. 

Unterhaus-Sitzung vom 8. Juli. 

Die Verification war an der Tagesordnung. Früher fand eine 
kleine Converſation ſtatt, ob diejenigen, welche bei der Verification 
zurückgewieſen werden, in einer neuen Wahl gewählt werden dürfen. 
Man ging zur Tagesordnung über. 

Gegen Ludwig Borbély vom Heveſcher Comitat wurde ein 
Einwand erhoben wegen eines Formfehlers, indem Mehrere ihre 
Unterſchriften zu ſeinen Gunſten zurücknahmen. 8 

Die Wahl wurde nach Verleſung des Protocolls für giltig 
erklart. 

Gegen Gregor Simonyi (Neutraer Comitat) wurde Ein— 
wendung gemacht, da 1. die Wahl unterbrochen wurde, 2. der königl. 
Commiſſär ſich in dieſelbe einmiſchte. Johann Beſze meinte, man 
müſſe die Einmiſchung des königl. Commiſſärs ſchon im Principe 
mißbilligen; jetzt haben wir eine gute Regierung, aber wer ſteht 
uns dafür, daß es immer ſo ſein werde, und ſo könnte eine ſchlechte 
Regierung die königl. Commiſſäre als Mittel benützen, die Wahlen 
zu ihrem Zwecke zu leiten, und ſchon deßwegen ſolle die Wahl un- 
giltig fein, Auch Nyäry ſtimmte dafür, die Wahl ſei unterbrochen 
worden und das Haus hat gar kein Recht, eine ſolche Wahl gut zu 
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heißen. Srinyi war anderer Anſicht; es wäre lächerlich, eines 
Formfehlers wegen die ganze Wahl zu caſſiren. Was den königl. 
Commiſſär betrifft, fo habe dieſer nur einen Vorſchlag gemacht, 
warum ſei das Wahlcomite darauf eingegangen? (Ruf: Zur Ab: 
ſtimmung.) 

Der Präſident ließ durch Aufſtehen und Niederſetzen ab⸗ 
ſtimmen und das Reſultat ergab ſich für die Verwerfung der Wahl. 
Der Präfident ſprach dieß als Beſchluß aus, man möge alſo dem 
Bezirke kundgeben, daß er zu einer andern Wahl zu ſchreiten habe. 

Gegen K. Balogh, Deputirten des Raaber Comitates, hatten 
zahlreiche Wähler eine Petition eingegeben des Inhaltes, daß der 
Ingenieur Ludwig Kiralyi und Mehrere die Wähler durch Aus— 
theilen von Zwanzigern und andere Mittel auf die verwerflichſte 
Weiſe beſtochen hätten, man lege dieſe Thatſachen dem Hauſe zur 
Beurtheilung vor. Nyäry fagte darüber in der größten Entrüftung, 
es fei eine Frechheit, mit einem ſolchen Certificate in der Verſamm⸗ 
lung zu erſcheinen. Der Präſident ſprach endlich als Beſchluß 
aus, daß auch hier eine neue Wahl zu geſchehen habe. Auf den An⸗ 
trag eines Mitgliedes, daß Balogh bei der zweiten Wahl nicht 
mehr candidirt werden ſolle, wurde nicht eingegangen. 

Das Kraßnaer Comitat hatte ſtatt der zwei Deputirten, welche 
es geſetzlich zu wählen hätte, deren drei abgeſandt, nämlich die 
Stadt Zilah einen und das Comitat zwei. Die Wähler ſelbſt brei⸗ 
teten dieß dem Urtheil des Hauſes unter, mit dem Beiſatze, ſie wüß⸗ 
ten ſelbſt, daß dieß nicht geſetzlich ſei, doch bäten ſie das Haus, den 
Umſtand in Betracht zu nehmen, daß die Stadt ſelbſt groß und einen 
Deputirten zu wählen berechtigt ſei, während das Comitat bis jetzt 
immer deren zwei geſendet habe. Sie bäten, alſo dieſe Wahlen für 
jetzt giltig ſein zu laſſen. Ueber dieſen Gegenſtand erhob ſich eine ge⸗ 
waltige Debatte. Graf Ladislaus Teleki war der Anſicht, daß man 
den Deputirten von Zilah jedenfalls belaſſen ſollte, da die Stadt 
ohnedem zu einem Hauptwahlorte erklaͤrt worden ſei. Sie habe den 
dazu gehörigen Bezirk aufgefordert, zur Wahl zu erſcheinen, was 
könne ſie dafür, daß dieß nicht geſchehen ſei. Andere meinten mit 
Beſze, da die Wahl nicht geſetzlich ſei, fo müßten alle zwei Depu⸗ 
tirten von neuem wieder gewählt werden. Zilah habe nur 700 
Wähler, wäre der ganze Bezirk, wie das Geſetz befiehlt, zur Wahl 
gekommen, fo hätte es über 2000 Wähler gegeben und das Nefultat 
wäre dann vielleicht ein ganz anderes geworden. Man ſolle daher 
nicht einen einzigen anerkennen. Nyäry äußerte, es ſei ihm leid, 
daß der Miniſter des Innern nicht zugegen fei, um an ihn über 
dieſen Gegenſtand eine Interpellation richten zu können. Das Mi⸗ 
niſterium ſei an dieſer Unordnung ſchuld und es möge ſich nun dars 
über verantworten. (Vereinter Ruf: zur Abſtimmung. Drei bis 
vier Perſonen ſtanden auf der Tribune.) Miniſter Deäk meinte 
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nun, man ſolle, da Herr Nyaͤry den Miniſter intetpelliren wolle, 
en. bis der Miniſter zugegen ſei. Dieß wurde zum Beſthluſſe 
erhoben. 

Gegen Barth. Haläß (Peſther Comitat) und Ath. Bes ko 
(Kraſſöer Comitat) kamen gleiche Petitionen ein, allein das Haus 
ſtimmte dem Antrage des Comitates bei, und die Wahlen wurden 
für giltig erklärt. N 

Der Vorſtand der 9. Section berichtete, daß man mit den Ar⸗ 
beiten nicht habe vorwärts kommen können: geſtern ſeien nur 11, 
heute 14 Mitglieder in der Section zugegen geweſen. 

Der Präſident ermahnte, dieſe Gegenſtände baldmöglichſt 
zu erledigen, da die Nationalverfammlung die wichtigſten Aufgaben 
zu löſen habe. Zugleich zeigte er an, es ſei eine Petition eingekom- 
men, welche zur 8. Section gehöre. Dieſe möge beſtimmen, wann 
ſie ſelbe vornehmen wolle. (Jetzt gleich!) 

Der Präſident ſuspendirte um ½ auf 12 Uhr die Sitzung 
auf eine Stunde — ½ auf 1 Uhr. Die Sitzung nahm die Tages: 
ordnung wieder auf. Es wurde eine Petition von 176 Waͤhlern des 
Kun⸗Szent⸗Miklöſer und Szabadßälläſer Bezirkes (in Cumanien) 
gegen den dortigen Deputirten Carl Nagy vorgeleſen, in welcher 
ſie folgende Beſchuldigungen vorbrachten: 1. hat die Gegenpartei 
ihren Wahlcandidaten Alexander Petöfi verleumdet und beſchimpft, 
ihn als einen Communiſten, Ruſſenfreund u. ſ. w. bezeichnet; — 2. 
als er am Wahltage in Szabadßalläs eintraf, ihn gezwungen, ſich 
von dort ſogleich wieder zu entfernen; — 3. ſeine Wahlpartei unter 
dem Vorwand, als ſei ihr Wahlcandidat ſchon fortgegangen, nicht 
in den Wahlort eingelaffen — 4. die Richter haben gedroht, wenn 
Petöfi gewählt würde, ihr Amt ſogleich niederlegen zu wollen. — 
Wenn ihre gerechten Beſchwerden nicht gehoben würden, ſo — ſchloſ⸗ 
ſen ſie — würden ſie ſich dem Dienſte der Nationalgarde entziehen. 
Das Gutachten der Commiſſion lautete dahin, dieſen Fall dem 
Hauſe zum Urtheil vorzulegen. 

Nyäry. Da die Petition dafür zeugt, daß die Sache nicht 
in der Ordnung vor ſich ging, fo ſtimme er für eine Unterſuchung. 
(Allgemeine Zuſtimmung.) Nun aber ſei die Frage, wer die Sache 
unterſuchen ſolle. Ein Theil des Hauſes wollte ſie dem Miniſterium 
übertragen, ein anderer die Behörde damit betrauen. Gegen das 
Letzte wurde eingewendet, daß die Behörde, d. h. der Richter ja 
ſelbſt betheiligt ſei, und daher das Miniſterium unmöglich unpar⸗ 
teiiſch ſein könne. Da erhob ſich endlich Deäk und warnte das 
Haus, ſich nie eine Unterſuchung aus der Hand ſchlüpfen zu laſſen, 
denn es könnte Fälle geben, wo es ſich um eine Cabinetsfrage han⸗ 
deln könne. 

Man habe eingewendet, wenn man zu eben ſolchen Fragen 
Deputationen ausſenden wolle, fo würde das Haus bald leer fein. 
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Man möge alfo nicht drei, ſondern Einen ausſenden. Dagegen erhob 
wieder Kazinczy die Einwendung, daß ein einziger leicht der 
Verdaͤchtigung ausgeſetzt ſei. Es ſiegte die Anſicht, daß 3 auszuſen⸗ 
den wären und zu ihrer Wahl wurde ſogleich mit geheimer Abſtim— 
mung geſchritten. Zwei Secretäre zogen ſich mit den Wahlzetteln 
in das Nebengemach zurück, um das Scrutin zu unterſuchen. 

Eine ähnliche Petition gegen Alexander Värga von Czegléd 
führte ebenfalls zum Beſchluſſe einer Unterſuchung. Doch wurde 
hier in Folge einer ſonderbaren Inconſequenz des Hauſes ein Mit— 
glied für hinreichend befunden, und dieſes ſollte dasjenige fein, wel— 
ches nach den drei für die Unterſuchung in Cumanien Gewählten 
die meiſten Stimmen hatte. 

Gegen Joſeph Kereßtury im Neutraer Comitat wurde eine 
Einwendung wegen Thätlichkeiten von Seite feiner Partei, und Uns 
terbrechung der Wahl erhoben. Die Wahl wurde vom Hauſe für 
ungiltig erklärt. 

Gegen Caſpar Hermann von Neuſatz ebenfalls wegen Wahl⸗ 
umtrieben. Die Wahl wurde beftätiget. 

Die Wahlen von Georg Salamon aus dem Weißenburger 
Comitate und Papp aus dem Weßprimer Comitate wurden fuͤr 
ungiltig erklaͤrt. 

Am Schluſſe der Sitzung kündigte der Präſident an, daß das 
Scrutin für die Unterſuchungs-Deputation in der Carl Nagy'ſchen 
Wahlangelegenheit für die Herren Samuel Bönis, Joh. Beſze 
und Paul Aßtalos ausgefallen. Pat ay habe nach ihnen die 
meiſten Stimmen erhalten. Folglich iſt er der Unterſuchende in 
Czegléd. 

Oberhaus-Sitzung vom 8. Juli. 

Beginn 10 Uhr Vormittags. Präſident: Graf Majläth. 
Nach Verleſung des Protocolls vom 6. Juli kam der Antrag Beö⸗ 
thy's, die Coordinirung des Oberhauſes betreffend, an die Tages— 
ordnung. Der Antrag, welcher gedruckt unter die Mitglieder ver: 
theilt wurde, lautete wie folgt: 

„Da die Geſetze des verfloſſenen Reichstages die Geſtalt des 
Oberhauſes unverändert belaſſen haben, ſo iſt auch hinſichtlich unſer 
die Pflicht aufrechterhalten worden: in ſolcher Eigenſchaft zu erſchei— 
nen, und an dem hochwichtigen Werke der Geſetzgebung Theil zu 
nehmen, wie es bisher der conſtitutionelle Gebrauch war. 

Indem wir aber gegenwärtig zuſammengekommen ſind: iſt es 
unmöglich, nicht zu fühlen, daß jene weſentliche Veränderung, 
welche in unſerem Repräſentationsſyſtem ſtattgefunden, auch in der 
jetzigen Form des Oberhauſes eine Veränderung erfordert.“ 

Wir halten es für unſere patriotiſche Pflicht, dieſe Ueberzeu- 
gung unſerer Zeit zu äußern und zugleich das Miniſterium aufzufor⸗ 
dern, daß es behufs der auf einem neuen Grunde du geſchehenden 
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Coordinirung des Oberhauſes einen den Zeitanfprüchen entſprechen⸗ 
den Geſetzvorſchlag unterbreite.“ 

Präſident. Vor allem Andern könnten wir uns über das 
Princip berathen, und dann in die Details des Antrages einlaſſen. 

Graf Samuel Teleki. Ich hätte ein Comité gewünſcht, 
damit dieſes uͤber den fraglichen Antrag ein Gutachten einreiche, auf 
deſſen Grund wir dann das Miniſterium auffordern würden, noch 
dem gegenwärtigen Reichstag ein Project vorzulegen, demgemäß 
ſowohl die ungariſchen als auch ſiebenbürgiſchen Mitglieder auf gleiche 
Weiſe, und nicht verſchiedenartig einberufen werden. 

Graf Joſeph Pälffy. Auch ich bin für das Princip und wüns 
ſche, daß das Miniſterium einen Entwurf vorlege; aber einen Termin 
können wir nicht feſtſetzen; denn der gegenwärtige Reichstag hat 
eine ganz andere Aufgabe, nach deren Löſung Jedermann nach Hauſe 
eilen wird. 

Ujhazy (Säroſer Obergeſpan). Da dieſes Haus aus ver— 
ſchiedenen Elementen beſteht, welche willkürlich zuſammengeſetzt 
find, wie dieß auch die einſeitige Stellvertretung der Religions 
parteien beweiſt; ſo iſt es natürlich, daß man mit einem ſolchen Ober— 
hauſe nicht zufrieden ſein kann, welches nur auf hiſtoriſchem Rechte 
beruhet, eine blos geſchichtliche Tradition iſt. Obwohl ich aber den 
fraglichen Antrag unterftüße, fo folgt noch nicht, daß ich darum 
die Aufrechthaltung des Oberhauſes für nöthig erachte. 

Graf Julius Andräſſy. Es wäre jedenfalls nöthig, in den 
Antrag einzuſchalten, daß das Miniſterium dem Eünftigen Reichstage 
einen Entwurf vorlege; bis dahin können wir auch in unſerer jetzigen 
Geſtalt mit Recht unſere Berathungen fortſetzen, da wir geſetzlich 
zuſammenberufen ſind. 

Graf Michael Eßterhäzy. Es iſt nöthig den Grundſatz 
auszuſprechen, daß wir das Oberhaus aufrecht erhalten wollen. 

Beöthy. Je früher wir dieſen Gegenſtand erledigen, um ſo 
beſſer; man füllt alten Wein nicht in friſche Schläuche. Wir können 
alſo nicht ausſprechen, daß wir auch künftighin in der jetzigen Ge—⸗ 
ſtalt fortbeſtehen wollen, denn das Unterhaus kann ja dem Miniſte— 
rium zuvorkommen, und in Bälde einen hierauf bezüglichen Antrag 
ſtellen. Es bleibt uns nichts anderes übrig als den Grundſatz aner— 
kennend, die ausführliche Ausarbeitung dem Miniſterium zu über: 
laſſen, ohne eine Zeit feſtzuſetzen, ohne etwas hinzufügen, indem 
man diplomatiſch nicht behaupten kann, ob das Oberhaus beſtehen 
wird oder nicht. 

Graf Anton For gäch. Ich theile die Anſicht des Biharer 
Obergeſpans umſomehr, weil das Fortbeſtehen des Oberhauſes nicht 
blos von unſerer Entſcheidung abhängt; auch das Unterhaus iſt be- 
rechtigt in dieſer Angelegenheit zu ſprechen. Uebrigens glaube ich, 
daß wir, ohne die Entſcheidung unſeres Loſes abzuwarten, mit 
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gleicher Begeiſterung die Aufgabe des gegenwärtigen Reichstages 
löſen werden. 

Miniſter Szemere. Ich begrüße das Oberhaus auf dem Boden, den 
es betreten, denn es iſt dieß ein Beweis, das es die größte aller Erkennt⸗ 
niſſe beſitzt, die Selbſtkenntniß. Es erkennt ſeine Lage und ſieht die Noth⸗ 
wendigkeit ein, ſich zu reformiren. Das Oberhaus reformiren und zwar 
ſogleich zu reformiren, heißt eben ſo viel als es erhalten; die Reform un⸗ 
terlaſſen oder hinausſchieben, hieße ſeinen Untergang beſchließen. (Beifall.) 
Es gibt politiſche Inſtitutionen, die an ſich weder gut noch ſchlecht; und 
die nur nach Umſtänden nützlich oder ſchädlich werden. In der Theorie 
ſprechen eben ſo viel Gründe für als gegen das Beſtehen eines Oberhauſes; 
in der Praxis müſſen die Verhältniſſe entſcheiden. Ich will bei dieſer Ge⸗ 
legenheit mich nicht in die Frage einlaſſen, ob in Ungarn die Exiſtenz 
eines Oberhauſes nöthig oder nicht, es würde eine ſolche Unterſuchung 
in dieſem Saale etwas Verletzendes haben, und wir alle ſind der Mei⸗ 
nung, daß man es reformiren müſſe, denn in ſeiner gegenwärtigen Geſtalt 
kann es nicht fortbeſtehen, wenn es ſeine Beſtimmung erfüllen ſoll. Hin⸗ 
fort darf zur Theilnahme an der Geſetzgebung weder Willkür, noch Ge⸗ 
burt, noch der Beſitz oder die Steuer ein Recht verleihen, ſondern es 
müſſen ſolche Eigenſchaften hinzukommen, welche eine Gewähr leiſten, 
daß, wer an der Wirkſamkeit des Oberhauſes Theil nimmt, auch die per- 
ſönliche Begabung und moraliſchen Charakter beſitze. Nur ſo kann bewirkt 
werden, daß das Oberhaus nicht länger im ewigen Widerſpruch mit dem 
Volkswillen ſtehe, wie dieß bisher der Fall war. Möge es immerhin Eins 
und das Andere verzögern, wenn es nur nicht abſolute Hinderniſſe legen 
kann; es könne modificiren, aber nicht annulliren. Dieß meine Ueberzeu⸗ 
gung vom Oberhaus; in eine weitere Analyſe will ich nicht eingehen; 
was aber die drei zum Antrag des Biharer Obergeſpans gebrachten Amen⸗ 
dements betrifft, ſo kann ich ſie nicht unterſtützen. 8 

Das erſte nicht, worin verlangt wird, daß noch auf dieſem Reichs⸗ 
tage eine Reform geſchehe. Ich wünſche nicht, daß der Antrag dieſe Mo⸗ 
dification erleide, und zwar deßhalb nicht, weil fie der Regierung eine 
Verpflichtung auferlegen würde, die ſie unter den gegenwärtigen Umſtän⸗ 
den möglicherweiſe nicht im Stande ſein könnte zu erfüllen. 

Für das zweite Amendement, daß nämlich ausgeſprochen werde, es 
möge die Reform auf dem nächſten Reichstage vorgenommen werden, bin 
ich aus dem Grunde nicht, weil gleichfalls darin eine Beſchränkung liegt, 
denn es können ja die Dinge mit Gottes Hilfe die Wendung nehmen, daß 
die Regierung noch auf dieſem Landtage im Stande ſein wird die Sache 
durchzuführen. Aber auch für den Vorſchlag des Grafen Michael Eßter⸗ 
häzy bin ich nicht, nämlich, daß ausgeſprochen werde, man verlange die 
Aufrechthaltung des Oberhauſes, denn es liegt ja ſchon implicite in dem 
urſprünglichen Antrag, daß die Aufrechthaltung nöthig. Demzufolge bin 
ich der Meinung, daß eine Reform des Oberhauſes nöthig ſei, denn das⸗ 
ſelbe reformiren heißt es retten, nicht reformiren, dasſelbe zu Grunde 
richten, und in dieſer Beziehung kann ich Sie von Seite der Regierung 
der größten Sympathie verſichern; andererſeits iſt es nöthig, daß ausge⸗ 
ſprochen werde, der Vorſchlag möge in ſeiner Originalgeſtalt verbleiben, 
auch verpflichte man nicht das Miniſterium, weder in Betreff der Zukunft, 
noch der Vergangenheit, weder der Principien noch ihrer Arbeiten. 

Die Nationalverſammlung iſt zuſammengekommen um das Vaterland 
zu retten; die Gefahr dominirt jetzt über uns alle. 8 

Die Regierung weiß kaum was ſie thun ſoll, von Morgen bis Abend 
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langen Stafetten an: zu legislativen Arbeiten bleibt ſomit keine Zeit 
übrig. (Beifall.) 


Wenn aber dennoch in dieſer Beziehung etwas geſchehen ſollte, ſo 
können Sie gewiß ſein, daß die Sünden, womit einige mächtige unga⸗ 
riſche Namen belaſtet ſind, der Vergeſſenheit anheim gebend, und einge⸗ 
denk der Zukunft, die unſerer wartet, jetzt wie ich glaube allgemeine Am⸗ 
neſtie am Platze iſt. Ich für meinen Theil werde nie vergeſſen, daß im 
Oberhauſe die alten Stützen der ungariſchen Nationalität ſaßen, und in 
dieſem Betrachte ſage ich meinerſeits meine Mitwirkung zu. (Beifall.) 

Präſident. Der Wunſch der Mehrheit iſt, daß das Mi— 
niſterium mit dieſer Angelegenheit in Allgemeinen beauftragt 
werde. (Wurde angenommen.) Jetzt käme an die Tagesordnung die 
Adreß debatte, indem aber die Siebenbürger-Mitglieder noch nicht 
eingetroffen ſind, ſo werden wir, dem Beſchluſſe des Hauſes gemäß, 
unfere Berathungen auf unbeſtimmte Zeit unterbrechen. (Ange⸗ 
nommen.) 

Baron Sztojka (Marmarofer Obergeſpan). Mehrere von 
den Siebenbürgern find bereits angekommen, da fie aber die Rega⸗ 
les nicht erhielten, ſo erſchienen ſie nicht. Es ſollte alſo ausgeſpro— 
chen werden, daß ſie das Recht haben zu erſcheinen; denn auch ich 
erhielt erſt geſtern die Regales, und doch übe ich hier mein Recht aus. 

Präſident. Jene haben fi) an den Verifications-Ausſchuß 

zu wenden. 
Graf Georg Kärolyi. Das Miniſterium hat nur jene Sie— 
benbürger einberufen, welche früher von der ſiebenbürgiſchen Hof— 
kanzlei Regales erhalten haben; da aber die ſiebenbürger Hofkanzlei 
viele, die nicht nach dem Sinne der Regierung waren, beſeitigte, 
ſo ſind auch dieſe berechtigt ſich zu melden. — Uebrigens ſind hier ſo 
wenig Sitze, daß die ſiebenbürger Mitglieder gar keinen Platz fin- 
den werden; darum iſt es nöthig, daß noch mehrere Bänke ange: 
ſchafft werden. 

Der Präſident erklärte die Sitzung für aufgehoben. 

Unterhaus-Sitzung vom 10. Juli. 

Die Wachen der Nationalgarde waren anſehnlich verftärkt, Ein 
Placat des Polizeichefs warnte ſtreng vor ähnlichen Unordnungen 
und machte zu wiſſen, es ſei ihm zu Ohren gekommen, daß aber— 
mals fremde Aufwiegler hier im Spiele waren, und daß hinfort alle 
Jene, welche ſich bei derlei Attentaten auf die Würde und Ruhe des 
Hauſes betreffen ließen, unnachſichtlich verhaftet und beſtraft wer— 
den ſollten. 

Die Gallerieen waren dicht beſetzt, da man eine ſehr intereſ— 
ſante Sitzung erwartete. Um 10 Uhr waren die Repräſentanten be: 
reits verſammelt und die Miniſter alle zugegen. 

Die Debatte eröffnete: 

Paul Nyäry, der von feinem Sitze aus beiläufig folgende 
Worte ſprach: »Meine Herren! Es iſt eine Woche, daß wir bei- 
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ſammen ſitzen. Vergeſſen wir nicht, daß wir Volksvertreter find. 
Wir ſind zwar mit keinen Inſtructionen verſehen, aber wir ſind jetzt, 
was mehr ſagen will, das geſammte Volk ſelbſt. Wenn wir mit 
leeren Formalitäten die Zeit verlieren, laden wir eine ſolche Verant— 
wortlichkeit auf uns, die fuͤr unſere Schultern zu ſchwer werden wird. 
Wir find zuſammenberufen worden, um für die Landesvertheidigung 
zu ſorgen, und jeden Tag treffen neue beunruhigende Nachrichten 
und Hilfrufe ein. Wir thatenloſe, alte Knaben ſitzen aber hier ohne 
etwas zu thun; meine Motion iſt alſo, da mehr als die Hälfte der 
Vertreter verificirt iſt, daß das Haus ſich für conſtituirt erkläre. Aber 
— wie ich vernommen — ſollen Gegenſtände vorgemerkt ſein, welche 
zu entſcheiden morgen vielleicht ſchon zu ſpät wäre.” (Beifall.) 

Präſident. Dieſe würde ich auch ſo unterbreitet haben, da 
die Conſtituirung ohnehin nur bis zum 10. d. M. hinausgeſchoben war. 

Joſeph Patay. Es gibt Gegenſtände, bei welchen ſich an die 
Formalitäten anklammern eine Sünde wäre. Ich bitte um Verzei⸗ 
hung, wenn ich auf einen ſolchen Gegenſtand zu ſprechen komme; 
überdieß handelt es ſich dabei nicht um einen Beſchluß, ſondern nur 
um eine Aufklärung. (Hört!) Die raicziſch⸗illyriſchen Bewegungen 
dauern ſchon 4 Wochen. Anfangs agirte nur eine an Zahl fo gering— 
fügige Partei, daß es ein Leichtes geweſen wäre, den ganzen Auf— 
ſtand zu erdrücken. Wir aber ſahen der Sache mit einer Täblabiro- 
Geduld zu. Mittlerweile verſtärkte ſich der raͤuberiſche Haufe, und 
jetzt ſendet er Tod und Verheerung unter unſere Mitbürger. Vertreter, 
können wir dem länger gelaſſen zuſehen? Bisher legten uns vielleicht 
die Verhältniſſe ein paſſives Zuwarten auf. Aber ſeit zwei Wochen, 
wie ich benachrichtigt bin, befindet ſich bereits hinlängliches Militär 
an Ort und Stelle; und dennoch gelangte geſtern die Kunde nach 
Peſth, daß der erfte 13tägige Waffenſtillſtand um weitere 10 Tage 
verlängert worden. (Einzelne Stimmen: Schmach!) Wie lange wer⸗ 
den wir noch zuſehen, daß eine Raͤuberhorde unſere Dörfer einäſchert? 
Oder wollen wir warten, bis die Bedrängten aus Verzweiflung ſich 
dem Feinde in die Arme werfen? Ich ſtelle daher an den betreffenden 
Miniſter die Frage, ob es wahr, daß ein Waffenſtillſtand geſchloſ⸗ 
ſen wurde? Und ob es mit ſeinem Einfluſſe geſchehen? Oder gehorcht 
vielleicht Hrabopßky nicht dem Miniſterium? Dann wird die Na⸗ 
tionalverſammlung ſich gewiß Geltung zu verſchaffen wiſſen. (Eljen! 
Conſtituiren wir uns!) 

a Miniſter Szemere. Wenn ich die Rednerbuͤhne betrete, ge⸗ 
ſchieht es nur um ein paar Worte zu ſprechen, denn ich wuͤrde mich 
der Inconſequenz ſchuldig machen, wenn ich den proviſoriſchen Sta⸗ 
tuten entgegen, ſo lange als das Haus nicht conſtituirt iſt, mich in 
einen fo wichtigen Gegenſtand einlaſſen wurde, der nichts Geringer 
res iſt, als die Billigung oder Mißbilligung der Regierungspolitik. 
Weil ich jedoch die Gemüther zu beruhigen wünſche, ſo erklaͤre ich, 
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daß meines Wiſſens bis zur Stunde noch kein neuer Waffenſtill⸗ 
ſtand geſchloſſen iſt. 

Präſident. Die Ordnung des Hauſes bringt es mit ſich, daß 
wir uns zuerſt conſtituiren, was durch die Wahl des Präſidenten 
geſchieht. Hiezu iſt nöthig, daß die Namensliſte der verificirten De⸗ 
putirten verleſen werde. Oder beliebt es vielleicht dem Hauſe, da 
die Sonnabends angeordnete Commiſſion ihr Operat beendigt hat, 
vorerſt ihren Bericht zu vernehmen? 

Da dieß verlangt wird, verlas Jränyi den Bericht. 

Gegen Alexander Haller haben 24 Ortſchaften eine Petition 
eingereicht; in der Schlägerei, welche bei der Nacht ſtatt fand, iſt 
ein Menſch geblieben, viele find verwundet worden. Das Haus ord— 
nete eine Unterſuchung an, zu welcher ein des Walachiſchen kundiges 
Unterhausmitglied, Mihäli, ausgeſandt wurde. 

Gegen Franz Szivor, der des Ungariſchen nicht mächtig 
und bei deſſen Wahl es gleichfalls zu einer blutigen Rauferei kam, 
petitionirten 1300 Wähler. Als Unterſuchungsrichter wurde Ku— 
bicza beſtimmt. Mit der Unterſuchung in Czegléd wurde an Par 
tay's Stelle, der ſich durch Unpäßlichkeit entſchuldigt, Ivanka 
beauftragt. 

Der Präſident wollte nun zur Verleſung der verificirten De: 
putirten ſchreiten, allein Nyäry wollte zuvor noch die Antwort des 
Miniſters Szemere auf feine (Nyäry's) vorgeſtrige Interpellation 
in der Kraßnaer Angelegenheit vernehmen. 

Bartholomäus Szemere. Hieraus entnehme ich, daß das Haus 
tie Entſcheidung über die Gültigkeit oder Ungiltigkeit der Wahl der Kraß⸗ 
naer Deputir ten bis dahin aufgeſchoben hat, als ich ſelbſt in dieſer Be⸗ 
ziehung eine Erklärung abgebe. Ich bin zwar überzeugt, daß ich, die Sache 
vom rechtlichen Standpuncte aufgefaßt, keine ſolche Aufklärung werde 
darüber geben können, daß eine Behörde, die auf die Abſendung von nur 
2 Deputirten ein Recht hat, deren 3 ausſende: und ſo wird dieſe Wahl 
auf jeden Fall ungiltig ſein. Trotzdem aber, weil es dem Hauſe gefallen 
hat, ſein Verfahren von meiner Erklärung abhängig zu machen, ſage ich 
was ich weiß, wie ich gehandelt habe. — Das Kraßnaer Comitat hat ſich 
beſchweren zu müſſen geglaubt über jene Anordnung des verfloſſenen Reichs⸗ 
tags, die in Beziehung auf dasſelbe eine Ausnahme gelten ließ, indem 
Kraßna mit der Stadt Zilah zuſammen auf die Abſendung zweier Depu⸗ 
tirten beſchränkt wurde, während andere ähnliche Comitate allein 2 De⸗ 
putirte ſchicken. Das Comitat hat ein Schreiben an mich gerichtet, welches 
ſo lautet (er las es), auf welches Schreiben ich die folgende Verordnung 
erlaſſen habe. (er las fie). — Demnach iſt aus dem Tone dieſer Briefe 
erſichtlich, daß die Zuſchrift des Kraßnaer Comitats keineswegs ſo lautete, 
als ob man daſelbſt dem Geſetze nicht hätte Folge leiſten wollen, ſondern 
daß man das fehlerhafte Suppoſitum annahm, als ob das Miniſterium 
das Comitat mit einem ſolchen Rechte bekleiden könnte, mit welchem die 
Geſetzgebung es nicht bekleidet hat, und was das Miniſterium nicht aus⸗ 
beſſern kann. 

Ich habe demnach geglaubt, daß das Kraßnaer Comitat um ſo mehr 
aufden geſetzlichen Weg zurückgekehrt ſei, weil von Seite des Comitats 
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Feine neue Zuſchrift mehr geſchehen ift, und weder der Obergeſpan noch 
die Stadt Zilah mehr in dieſer Beziehung eine Klage erhoben hat. Dennoch 
meine ich, daß fo wie die Sache ſteht, und das Schreiben des Kraßnaer 
Comitats vom 23. Juni datirt iſt, welches am 30., zwei Tage vor Eröoͤff⸗ 
nung des Reichstags, in meine Hände kam, ich natürlich mit der Ungil- 
tigkeits Erklärung der Deputirtenwahl nicht mehr einſchreiten konnte. Denn 
dieſes iſt ein Recht, welches dem Hauſe zukommt, und von welchem es nie 
zugegeben wird, daß das Miniſterium ſich deſſen bemächtige. (Allgemeiner 
Beifall) Uebrigens iſt meine Meinung dieſe, daß, obgleich die von der 
Form abweichenden Wahlen ein großes Uebel hervorbringen, weil auch 
ſolche leiden müſſen, die ſich übrigens an das Geſetz gehalten haben (wie 
z. B. die Stadt Zilah, die, wie ich aus dem Protocoll erſehe, zu mehreren 
Malen das Kraßnaer Comitat zur Beobachtung des Geſetzes aufgefordert 
hat), dennoch, nachdem das Kraßnaer Comitat mit der Stadt Zilah zuſam⸗ 
men nicht mehr als 2 Deputirte ſenden darf, und anderſeits bei der Wahl 
der 3 Deputirten, obgleich ſie von geſetzlichen Wählern ſtattfand, doch nicht 
die geſetzliche Vorſchrift in Hinſicht der Bezirke beobachtet wurde — wir 
nicht nur nicht wiſſen, welchen von den 3 Deputirten wir zurückſchicken 
ſollen, weil jeder von geſetzlichen Wählern, nur nicht nach der geſetzlichen 
Form gewählt wurde, ſondern auch nicht, ob der geſetzlichen Form gemäß 
auch dieſelben Deputirten würden gewählt worden ſein. Denn einerſeits 
hätte die Meinung der Stadt Zilah ſich geändert, wenn der Krapnaer 
Wahlbezirk zu ihr zugelaſſen worden wäre, und anderſeits hätte der Som⸗ 
lyôer Bezirk vielleicht eine andere Meinung zu Tage gefördert, wenn der 
Markt Kraßna mit demſelben vereinigt geweſen wäre. 

Dieß iſt demnach meine Meinung, obgleich für Diejenigen, die an dem 
Geſetze feſt gehalten haben, Uebel und Unannehmlichkeiten erfolgen würden, 
wenn man alle drei Wahlen ungiltig erklärte — was ich — es ſei mir mei⸗ 
ner Stellung zufolge erlaubt dieß zu bemerken — um ſo mehr bedauere, 
weil die neueſten Verhältniſſe und Elemente im Kraßnaer Comitate derart 
ſind, daß es höchſt nöthig wäre ſie von jeder Reibung fern zu halten, und 
den Elementen und Factoren daſelbſt Zeit zu gönnen, ſich zu beſänftigen 
und zu beruhigen, aus Gründen, die ich an dieſem Platze ausführlich zu 
erörtern nicht für nöthig halte. (Allgemeine Billigung.) 

Paul Nyäry. Aus den Aufklärungen des Miniſters geht her⸗— 
vor, daß er alles gethan, was ihm das Geſetz vorſchreibt. Vom 
Miniſterium wäre ſomit jede Verantwortlichkeit abgewälzt. Ich aber 
gehe weiter. Wenn das Miniſterium verantwortlich, müffen es auch 
die Regierten ſein. Das Miniſterium hat ſeine Pflicht gethan; der 
Obergeſpan aber hat ſie verſäumt, möge alſo er zur Verantwor— 
tung gezogen werden. Seinem Ungehorſam iſt es zuzuſchreiben, 
wenn jetzt das Comitat nicht vertreten iſt, in einem Augenblicke, 
wo ſo wichtige Fragen zur Entſcheidung kommen. Wer hätte geglaubt, 
daß zwiſchen dem vorigen und jetzigen Zuſtand kein anderer Unter— 
ſchied iſt, als daß ſtatt Apponyi jetzt Batthyäny der Chef, und 
daß dieſer Miniſterpräſident heißt, während jener Hofkanzler hieß. 
Es iſt daher Zeit, daß wir den Grundſatz der Verantwortlichkeit 
bis auf feine letzte Conſequenz durchführen. 

Ludwig Koväcs ſah nicht ab, wie man die Municipien, fo 
lange ſie in ihrer bisherigen Verfaſſung beſtehen, zur Verant⸗ 
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wortlichkeit ziehen fol. Denn die Wahlen ordnet das Central: 
comité an. | 

N. Syunyogh. Man muß auch das Comité zur Verant⸗ 
wortung ziehen. 

Paul Nyäry verlangte nochmals eine Unterſuchung; ſtellte 
ſich heraus, daß mehrere ſchuldig, muͤſſen ſie alle zur Verantwor⸗ 
tung gezogen werden. Das ſei eine Täblabirô⸗Manier, ſobald von 
Befehlen die Rede iſt, damit angeſtochen zu kommen: ja, aber die 
Municipien! Wenn nicht das Miniſterium in ſolchen Faͤllen vom 
Hauſe unterſtützt wird, iſt es ein wahres Nichts. 

G. Kazinczi ſetzte das Unſtatthafte dieſes Verlangens aus: 
einander; die Geſetzgebung annullirt die Wahl und das iſt Alles, 
was ſie thun kann. 

L. Madaräß war anderer Meinung. Es handelt ſich hier 
nicht um die Verification des Deputirten, fondern um die Executiv⸗ 
gewalt. Die Executivgewalt betrifft aber niemand andern, als das 
verantwortliche Miniſterium. Er betrachtet den Obergeſpan nicht 
blos als Kettenglied, ſondern im Sinne des 29. Geſetzartikels auch 
als ein Kettenglied, welches abgeſetzt werden kann. Wenn der 
Obergeſpan die Karten der Wahldiſtricte, welche die Jurisdictio⸗ 
nen einzuſenden gehalten ſind, nicht einſchickte, wenn bis zum 30. Juni 
keine Wahl ſtattfand, ſo war es Sache des Miniſteriums, in Betreff 
deſſen eine Aufforderung ergehen zu laſſen. Redner iſt der Anſicht, 
der Miniſter hatte auch noch ſeit dem 30. Juni von ſeiner Macht 
Gebrauch machen ſollen. 

Franz Deäf antwortete mit einer Frage dem frühern Redner, 
ob er, wenn die Gerichtsbehörde oder der Wahlbezirk die geſetzmä⸗ 
ßigen Formen der Wahl nicht beobachten, dergleichen Wahlen auch 
durch das Miniflerium annullirt wiſſen wolle? (Madar aß. Das 
will ich nicht.) Nun aber begeht der, welcher anſtatt 2 Geſandten 
3 wählt, eine eben ſolche Geſetzwidrigkeit, wie der ſchlecht Wählende. 
(Beifall.) Der Miniſter des Innern dachte, und zwar von dem 
conſtitutionellen Standpuncte ausgehend, ſehr richtig, daß da die 
Kraßnaer Wahl ſchon geſchehen, über dieſelbe ein Urtheil zu fällen 
nicht mehr ſeine Sache ſei, ſondern in das Bereich des Hauſes ge⸗ 
höre. Meine Herren! erweitern wir in ſolchen Angelegenheiten die 
Macht des Miniſteriums nicht, dieß könnte, wenn auch jetzt nicht, 
zu unſerm Schaden ſein. (Beifall.) Die Gerichtsbarkeiten betreffend 
muß bemerkt werden, daß ſchon während des jetzigen Landtages ein 
Beiſpiel ſich ereignete, daß die Gerichtsbarkeit die geſetzliche Verord⸗ 
nung des Miniſters mit Bemerkungen zurückſandte. Wir beduͤrfen 
in dieſer Angelegenheit eines Geſetzentwurfes, und wenn es die Zeit 
erlaubt das Strafgeſetzbuch noch am gegenwärtigen Reichstage zu 
verhandeln, ſo finden wir in demſelben einen Entwurf gegen ſolche 
Beamten, welche das Geſetz nicht erfüllen, oder das ſelbe übertre⸗ 
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ten. — Doch könnte man dieſen Gegenſtand auch ſeparat behandeln. 
Denn jetzt annullirt das Haus die Kraßna-Zilaher Wahl. Doch könnte 
es ſich ereignen — Sprecher will nicht behaupten es werde geſchehen 
— daß Kraßna ſich weigerte; nun frage ich — ſpricht der Redner 
— zu welchem Mittel greift dann das Miniſterium? Es ſpreche 
daher das Haus entweder durch ein Geſetz oder Beſchluß aus: daß 
im Falle ſich die Gerichtsbehörde weigern ſollte die Wahlbezirke zu 
bezeichnen, dieß von dem Miniſterium aus geſchehe. So kann 
dann Jeder ſich ſeines Rechtes bedienen, bedient er ſich deſſen nicht, 
ſo iſt es ſeine Schuld. Wenn aber im entgegengeſetzten Falle nicht 
einmal Wahlbezirke bezeichnet werden, ſo werden Einzelne ihres 
Stimmrechtes beraubt. Redner hält es für nöthig, daß dieß noch 
während dem gegenwärtigen Reichstage ausgeſprochen werde, ob 
Beſchlußweiſe, oder auf dem Wege der Sanction, dieß uͤberläßt er 
dem Hauſe. 

Eugen Källay wünſchte, daß ſowohl der Obergeſpan als der 
Ausſchuß zur Verantwortung gezogen werde. 


Paul Ny ar y. (Murren — weiter.) Ich werde das Wort nicht 
aufgeben. Wer dieß für eine geringfügige Frage hält, dem verzeihe 
ich es nur deßhalb, weil er das conſtitutionelle Leben nicht begreift. 
Wer da meint, daß es eine leichte Sache wäre, eine Conſtitution, 
die Repräſentation des Volkes zu erringen, dem könnte man nur 
darum verzeihen, weil er vielleicht denkt: „extra Hungariam non 
est vita,“ — daß wir ein ſtarkes Volk find, und wir es ſeien, die 
dieß alles errungen haben. Ich ſage euch aber: „Europa hat dieſe 
Rechte für uns erkämpft. Dieſes Haus iſt ein Kind europäifcher 
Revolution.“ (Unterbrechungen.) Ich bitte um Vergebung, daß ich 
dieſe Sache ſchon zum dritten Male berühre. Es wird Gegenſtände 
geben, die ich auch nicht einmal berühren werde. Aber über manche 
Sachen kann ich nicht ſchweigen, wenn ich auch völlig niedergebrummt 
werde — was indeſſen, wie ich hoffe, nicht geſchehen wird. Franz 
Deäk hat, wie in fo vielem, auch hier den Weg gezeigt, wie man 
ſich gegen die miniſterielle Omnipotenz bewahren müſſe. Ich will 
dem Miniſterium keine Weiſung geben, ſondern das Haus ordne die 
Unterſuchung an, und mit der Vollziehung werden wir das Miniſte— 
rium betrauen. Man möge mir e8 nicht übel nehmen, wenn ich auch 
langweilig werde, ich werde in ſolchen Fällen immer den Umſtand 
herauskehren, daß wir Volksrepraͤſentanten ſind. (Stimmen: den 
Beſchluß.) 

Alterspräſident. Das Haus erklärt die gegen die Verord⸗ 
nung des Miniſters des Innern geſchehene, und außerdem auch ge— 
ſetzwidrige Kraßna-Zilaher Wahl für ungiltig. Uebrigens, da das 
Haus nicht ſehen kann, daß die Obergeſpäne — (Rufe: darüber iſt 
kein Beſchluß!) 
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Ein Notär wollte die Namen der verificirten Deputirten vers 
leſen. (Lärm.) 

Fr. Kubinyi bat um Abſtimmung über den früheren Ger 
genſtand. 

(Murren auf der Linken — im Centrum: weiter.) Mehrere 
drängten ſich auf die Tribüne. 

Iraänyi. Ich ſage es offen, daß ich ein Centraliſt bin, und 
eine ſtarke Regierung wünſche. Wenn ich aber bedenke, daß hier von 
einem Obergeſpan und noch von einem Ausſchuſſe die Rede iſt, ſo 
halte ich die Geltendmachung der Verantwortlichkeit für unausführ- 
bar. (Eine Stimme: Unterſuchung!) Was wird die Unterſuchung 
ergeben? Daß der Obergeſpan ſeine Pflicht erfüllt hat, weil er 
den Entwurf zur Wahl in der Generalverſammlung verhandeln ließ, 
und gegen ihren Beſchluß nichts anordnen konnte; oder wollen wir 
vielleicht einen Ausſchuß zur Verantwortung ziehen, der oft nur 
durch Acclamation entſcheidet? Wir täuſchen uns nur ſelbſt, wenn 
wir glauben, daß das ungariſche Municipalſyſtem mit einer verant⸗ 
wortlichen Regierung vereinbar ſei. Vorderhand ſei es genug, daß 
das Haus die ungeſetzliche Wahl für ungiltig erklärt hat. (Weiter. 
Einige: ſtimmen wir ab. Mehrere wollten ſprechen.) 

Alterspräſident. Die für die Unterſuchung find, mögen 
aufſtehen. (Auf der Linken erhob ſich nur eine auffallende Minori- 
tät.) Und ſo vertagte das Haus dieſen Gegenſtand. 

Das Haus ging nun zur Präſidentenwahl über, deren Reſultat 
die Erwählung Päzmändy's mit 266 Stimmen zum Präſidenten, 
Johann Pälffy's (mit 284 Stimmen) zum erſten, und Paul 
Almäſy's (mit 196 Stimmen) zum zweiten Vicepräſidenten war. 
Die Sitzung wurde auf Nachmittag verſchoben. 

Nach 3 Uhr begann die Sitzung wieder. Der Alterspräſident 
las die Namen der mittlerweile gewählten 6 Notare der Kammer 
vor, und forderte den neugewaͤhlten Präſes und die Vicepräſidenten 
auf, ihre Platze einzunehmen, nachdem er in wenigen, aber würdigen 
Worten für das ihm erwieſene Vertrauen dankte. Pazmändy 
übernahm das Präſidium und erklärte die Kammer fuͤr conſtituirt, 
indem er das Haus begrüßte, und ſein politiſches Glaubensbe— 
kenntniß ablegte, das für die, die das frühere Wirken desſelben 
kannten, keine Ueberraſchung bot. Er hoffte ſeiner ſchwierigen 
Aufgabe gewachſen zu ſein, und dadurch, daß er über allen Par— 
teien ſtehen wird, ſich des Zutrauens aller Parteien würdig zu bezeu— 
gen. Auch die beiden Vicepräſidenten empfahlen ſich in kurzer Anrede 
dem Wohlwollen der Verſammlung, worauf der Präſes dem Hauſe 
die Anzeige machte, daß der Finanzminiſter Koſſuth morgen be: 
treffs der Landesvertheidigung eine Motion zu ſtellen wuͤnſcht, welche 
einzubringen er vom Hauſe die Erlaubniß erbitte. 

Das war das Signal, auf das alle Parteieu die Segel hißten, 
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und Nyäry war der erſte, der Eampfgerüftet auf die hohe See 
der interpellirenden Debatten losſteuerte. Er machte naͤmlich den 
Vorſchlag, daß vor Allem die Adreſſe-Debatte zur Verhand⸗ 
lung, und erſt nach dieſer die Motion Koſſuth's zur Tagesordnung 
komme, und zwar möge die Adreſſe vom ganzen Hauſe, nicht aber 
von einem Comité, berathen werden. Ungarns Freiheit, meint er, 
ſei ein eben gebornes Kind, ja, daß ſelbſt der Ausfluß dieſer Freiheit, 
die ungariſche Regierung, nur noch ein Wickelkind ſei, welches groß— 
zuziehen und zur Selbſtſtändigkeit zu bringen die Hauptaufgabe 
fein müſſe. Die Adreſſe-Berathung ſei in allen Parlamenten das 
Erſte und Wichtigſte, da von ihr der Fortbeſtand der Regierung wie 
ihrer Politik abhänge. Ein Redner (von der rechten Seite des Hau: 
ſes) ſuchte Nyäry zu widerlegen, und meinte, daß der Minifter 
ſchon deßhalb früher gehört werden müſſe, da das Haus über die 
Verhältniſſe des Landes Aufklärung verlange, und ſo in den Stand 
geſetzt fein werde, über die Adreſſe unterrichteter ſprechen zu können. 

Noch andere Redner ſprachen ſich theils fuͤr, theils wider die 
Priorität der Adreſſedebatten aus, wobei beide Parteien der 
Natur der Sache nach triftige Gründe anzuführen im Stande waren. 
Die Dringlichkeit der Umſtände erfordert ſchleunige Entwickelung 
des miniſteriellen Vorſchlages; der parlamentariſche Gebrauch jedoch 
die Adreſſe-Berathung. Aus den miniſteriellen Erklärungen werden 
wir aber erfahren, was das Miniſterium an Geld und Militär zur 
Vertheidigung des Landes in Anſpruch nehme, zu welchem Behufe 
dieß bewilligt, und unter welchen Garantien verwendet werden ſoll. 
Denn was nützt die Entwicklung einer noch ſo großen Militärmacht, 
wenn ſie unter dem Commando von Männern ſteht, die dem Mi⸗ 
niſterium nicht unbedingten Gehorſam leiſten? Es wollten daher Ei: 
nige die gleichzeitige Vornahme der miniſteriellen Motive und der 
Adreſſe als das beſte Auskunftsmittel adoptiren, als eine Aeußerung 
des Deputirten Madaraß zu einer ſtürmiſchen Debatte Anlaß gab. 
Indem er nämlich ebenfalls für die Priorität der Adreſſe-Verhandlun⸗ 
gen ſprach, entſchlüpfte ihm die Aeußerung: „daß ſeit dem letzten 
Reichstage in allen Branchen der Vollziehungsgewalt Intriguen 
herrſchen.“ 6 

Dieſe unvorſichtigerweiſe hingeworfenen Worte wurden auf den 
Miniſterbaͤnken gewaltig übel genommen; man fühlte ſich in feiner 
Ehre gekränkt, und es wurde ein Eilbote nach dem redegewaltigen 
Miniſter Koſſuth geſendet, der eiligft herbeikam, um feinen Col- 
legen Succurs zu leiſten und zu bewirken, ne qui detrimenti 
capiat ministerium. Er beſtieg die Tribune, in ſichtlich gereizter 
Stimmung, und in Ausdruͤcken, die allzu deutlich das Gepräge dieſer 
Stimmung trugen, verlangte er von dem erwähnten Deputirten, er 
möge die Intriguen beweiſen. Madaraß rechtfertigte ſich, indem 
er erklaͤrte, daß er mit feinen Worten jene Camarilla gemeint, die 
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im Einverftändniffe mit den Feinden unſerer Nation, mit den ſerbi⸗ 
ſchen Rebellen Waffenſtillſtand geſchloſſen, und die anſtatt die Be⸗ 
wohner jener Gegend, welche treue Söhne der Nation geblieben, zu 
beſchützen, fie vielmehr der größten Gefahr ausſetzten. Nach eini⸗ 
gen hitzigen Reden und Gegenreden erklärte ſich endlich das Miniſte⸗ 
rium beruhigt, und Koſſuth forderte nur, man möge darüber ab- 
ſtimmen, ob die Adreſſe oder ſeine Motion die Priorität haben ſoll. 
— Er beſtand auf der Abſtimmung um ſo mehr, damit er ſehe, ob 
das Miniſterium in Majorität oder Minorität ſei? Das Reſultat 
war für das Miniſterium günſtig; denn mit Ausnahme Weniger 
ſtimmte faſt die ganze Kammer für die Motion Koſſuth's. Worauf 
gegen 6 Uhr die Sitzung aufgehoben wurde. 

N Unterhaus-Sitzung vom 11. Juli. 

Die Gallerien waren überfüllt, die Miniſter alle zugegen. Die 
Deputirten verſammelten ſich alle in ihren Bänken. Alles war in 
geſpannter Aufmerkſamkeit. 

Punct 10 Uhr wurde die Sitzung eröffnet. An der Tagesord— 
nung war Koſſuth's Motion zur Rettung des Vaterlandes. Das 
Protocoll der geſtrigen Nachmittagsſitzung wurde verleſen. Finanz⸗ 
miniſter Koſſuth beſtieg unter donnernden Eljenrufen und Hände⸗ 
klatſchen die Tribnne. 

Miniſter Koſſuth begann damit, daß er mit erhebendem 
Vertrauen auf dieſe Verſammlung blickte, der er neuerdings und 
wiederholt ſagte: das Vaterland iſt in Gefahr. Er ſuchte die Be⸗ 
hauptungen durch eine detaillirte Darſtellung der Lage Ungarns zu 
beweiſen. Zuerſt Croatien. Er erinnerte, wie bruͤderlich Ungarn mit 
dieſem Lande verfahren ſei, wie es alle jene Freiheiten mit ihm ge— 
theilt, (9) wie es ſeine Municipalrechte mit eigener Selbſtverlaͤugnung 
aufrecht erhalten, wie das Miniſterium in letzter Zeit ſogar das 
Geſetz auf eigene Verantwortlichkeit übertreten, dadurch daß es ihnen 
die Conceſſion gewährte, die Correſpondenz in beiden Sprachen zu 
fuͤhren. Vergebens. Was hat Ungarn geerntet? Undank und Ver⸗ 
rath. Jellachich ſagte, er ſei dem Kaiſer treu, nur vom Palatin 
und dem ungariſchen Miniſterium wolle es nichts wiſſen. Man 
brachte königliche Reſcripte von Innsbruck. Als er auch dieſe für er: 
zwungen erklärte, bat man Se. Majeſtät einen Vermittler zu ſen⸗ 
den, der keinen Argwohn erwecken konnte, daß er parteiiſch ſei. Se. 
Majeſtät erkor zu dieſem den Erzherzog Johann. Der erlauchte 
Vermittler ſollte nach Croatien geben, allein feine Wahl zum deute 
ſchen Reichs verweſer zwang ihn vorgeſtern nach Frankfurt abzureifen. 
Man müſſe alſo noch einige Tage warten. Uebrigens habe das un- 
gariſche Miniſterium dem Erzherzog erklärt, keinen Schritt zu thun, 
der die Würde und das Anſehen des Landes im mindeſten compro⸗ 
mittiren könne. (Eljen!) 

Auf der andern Seite haben ſich die Serben und Raizen erho⸗ 
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ben, verſtärkt durch aus Serbien heruͤbergekommenes Raubgeſindel. 
Dieſe nennen ſich die ſerbiſche Nation. Hier iſt von keiner Unter⸗ 
handlung die Rede. Fuͤr Räuber gehört das Standrecht. (Rauſchen⸗ 
der Beifall.) Der königl. Commiſſär Cſernovies habe mit ihnen, um 
friedliche Ausgleichung zu verſuchen, einen Waffenſtillſtand abgeſchloſ⸗ 
ſen. Dieſer ſei am 4. d. M. abgelaufen. Daß von neuem einer ab⸗ 
geſchloſſen worden, ſei nicht wahr, wenigſtens habe die Regierung 
daruͤber keine Nachricht erhalten. Die Einäſcherung von Szent Mi⸗ 
hͤly thue weh, allein es ſei unmöglich alle Dörfer zu ſchützen, 
man. müßte dann feine Kraft zertheilen und ſei in Gefahr vernichtet 
zu werden. Die Armee müſſe vereinigt bleiben, um einen entfchei« 
denden Schlag ausführen zu können. 

In der Walachei ſei Revolution. Ein ruſſiſches Heer ſtehe am 
Pruth, habe ihn aber noch nicht uͤberſchritten. Rußland habe er⸗ 
klärt mit Ungarn in gutem Vernehmen bleiben zu wollen, ſo lange 
es den Empörern nicht geſtatte, in Ungarn den Herd ihrer anarchi⸗ 
ſchen Beſtrebungen zu gründen. Die ungariſche Regierung erklärte 
hierauf, politiſche Flüchtlinge auch jetzt, wie früher, gaſtfrei aufneh⸗ 
men, allein nie dulden zu wollen, daß in Ungarn Pläne zur Stö— 
rung der Ruhe in den Nachbarländern geſchmiedet werden. 

Was endlich die Verhaͤltniſſe mit Oeſterreich betrifft, erwähnte 
der Miniſter eine Note des Wiener Miniſteriums, wo dieſes 
mit Aufkündigung der Neutralität droht. Er ſtellte dieſe Drohung 
des Miniſteriums in ihrer ganzen Widerſinnigkeit dar und ſchloß 
damit, daß gottlob dieſes Miniſterium an feiner Ohnmacht e bereits 
verſchieden ſei. 

So ſei Ungarns Lage. Dieſes habe auf Niemanden ſich zu 
ſtützen. Nicht auf England, das Ungarn übrigens freundſchaftlich 
geſinnt iſt: es ſei zu weit. Frankreich zu ſehr mit ſich ſelbſt befchäf- 
tigt und ſelbſt noch in Gährung begriffen. Ungarn iſt auf ſich ſelbſt 
zurückgewieſen. Daher mache er den Antrag: das Land ſolle 200,000 
Mann und 42,000,000 fl. votiren. Für jetzt nur 40,000 Mann 
und 8—10 Millionen. Er werde nächſtens einen Finanzplan ein⸗ 
bringen, wo er darlegen werde, daß das Land nicht mehr beſchwert 
werden ſolle als zu Maria Thereſias Zeiten. Das Uebrige ſolle durch 
eine Anleihe gedeckt werden. Wenn alſo die Verſammlung dieß ge⸗ 
währen wolle. — (Alles erhob ſich wie ein Mann mit dem Rufe: Wir 
geben es! Unglaubliche Begeiſterung im ganzen Saale.) Vor 
ſolcher Großherzigkeit beuge ich mein Haupt. Jetzt 
iſt das Vaterland gerettet!“ 

Ein langanhaltender und ftürmifcher Beifall begleitete dieſe Rede. 
Man drängte ſich von allen Seiten an den Finanzminiſter, drückte 
ihm die Hand und beglüuͤckwünſchte ihn. Der Präſident ſprach den 
Beſchluß des Hauſes aus, welcher den Finanzminiſter ermächtigte zur 
Errichtung eines Heeres von 200,000 Mann und Auftreibung der 
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hiezu nöthigen 42 Millionen fl. C. M. einen Plan einzubringen. 
(Ruf: gehen wir nach Haufe!) Der Praͤſident ſuſpendirte die 
Sitzung auf eine Stunde. 

Um halb 1 Uhr wurde die Sitzung wieder eröffnet. Es wurden 
die Mitglieder der Adreſſe⸗Commiſſion gewählt. Jede Section wählte 
aus ihrer Mitte zwei Mitglieder. Die Gewählten waren: Stephan 
Zäkô, Melch. Lönyay, Ladis. Pal6 czy, Gab. Kazincyy, 
Paul Nyary, Fr. Kubinyi, Gr. Lad. Teleki, Sam. Me: 
hes, Kolom. Ghiezy, Kaſ. Tarnöczy, B. Dion. Kemeny, 
Fr. Pulßky, Ludw. Fehér, G. Fabian, Borſiczky, St. 
Bezeré dy, Gab. Lönyay, Berzenczei. 

Unterhaus-⸗Sitzung vom 12. Juli. 

Notär Keller verlas das geſtrige Protocol. Man machte vers 
ſchiedene Berichtigungen. So meinte Joh. Agofton, wenn er recht 
verſtanden, ſo habe man unter den 200,000 Soldaten das jetzige 
Militär mitverſtanden. Der Präſident äußerte, dieſe Fehler in ein- 
zelnen Ausdrücken werden im Sinne der Statuten ſogleich berichtigt 
werden. Das heutige Protocoll werde übrigens Zäborßky re— 
digiren. 

Ferner berichtete der Präſident, daß im Comorner Comitat L. 
Töth zum Repräſentanten gewählt worden, und daß eine Peti— 
tion gegen den Deputirten Eug. Szirmay eingelangt und an den Veri-⸗ 
ficationsausſchuß gewieſen worden ſei. Endlich ſtellte er die Frage, 
ob jemand dem Hauſe etwas vorzulegen habe. (Nein.) 

Ein Mitglied verlangte, daß die Protocolle gedruckt werden fol« 
len. Der Präſident verſprach dieß veranſtalten zu wollen. 

Notäre verlafen nun die Protocolle aller bisher gehaltenen Si⸗ 
tzungen. Es wurden verſchiedene Bemerkungen und Einwendungen 
gemacht. 

Paul Hunfalvy kuͤndigte an, er werde eine Motion über 
die Regelung der Verhältniſſe des Oberhauſes zum Unterhauſe ein⸗ 
bringen, namentlich ſollte beſtimmt werden, wie oft das Oberhaus 
einen Geſetzentwurf des Unterhauſes zurückweiſen duͤrfe. 

Präſi dent. Dieſe Motion kann nur eine interimiſtiſche fein, 
bis ein förmliches Geſetz zu Stande kommt. In andern Ländern 
herrſcht übrigens die Sitte, daß die Anfragen in ein Bud) einge: 
tragen und gedruckt, und unter die Mitglieder vertheilt werden. 
Dadurch wird die Berathung ſehr erleichtert. Jetzt gehen wir zur 
Tagesordnung über. 

Irinpi ſtellte die Frage, ob die Statuten des Hauſes ſchon 
gedruckt ſeien. (Nein.) f 

Ein Mitglied beklagte ſich darüber, daß die Wohnung der 
Deputirten hinſichtlich ihrer Quartiere von der Gnade der Haus⸗ 
herren abhingen. Es ſei gegen die Würde eines Volkspräſentanten, 
zur Miethe zu wohnen (). Man habe ſchon auf dem Landtage von 
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1844 wegen eines zu erbauenden Landhauſes Vorſorge getroffen. 
Er wünſche, daß die dießfälligen Arbeiten vorgelegt würden. 

Präſident. Dieſer Antrag wird zu ſeiner Zeit berathen werden. 

Miniſter Szemere. Dieſer Gegenſtand gehöre in das Bereich 
des Miniſteriums, welches nicht ermangeln wird, die dießfälligen 
Arbeiten ſeiner Zeit dem Hauſe vorzulegen. l 

Präfident. Er glaube, man könne ſich damit begnügen. 
(Ja, ja!) 

L. Madaräß kündigte eine Motion an, daß das bisherige 
Verhältniß des Oberhauſes zum Unterhauſe aufhören ſolle. 

Der Miniſter des Innern glaubte, dieß wäre jetzt nicht 
an der Zeit. Man ſolle zur Tagesordnung ſchreiten. 

Der Präſident kündigte an, daß der Druck der Hausſtatu— 
ten erſt in einer Stunde fertig werde. Man werde ſie in der morgigen 
Sitzung, die um 10 Uhr beginnt, in Berathung nehmen. 

Irinyi. Er ſtimme dafür, daß man ſie noch heute berathe? 
Wozu die Zeitverſchwendung? Was haben wir in den acht Tagen 
noch gethan? Die Zeit iſt koſtbar! Das Vaterland in Gefahr! — 
(Sehr wahr!) 

Ein Mitglied interpellirte den Miniſter des Innern darüber, 
ob er die Abſicht habe im Verlaufe dieſer Seſſion einen Geſetzvor— 
ſchlag zur Emancipation der Juden einzubringen? 

Der Miniſter erklärte, er habe die Abſicht nicht. (Bewegung.) 

Präſident. Wünſcht das Haus, daß die Statuten nach ei— 
ner Stunde oder erſt morgen in Berathung genommen werden? (Ruf 
in verſchiedenem Sinne.) 

Präfident. So könne er die Mehrheit nicht erkennen. Jene, 
welche noch heute zu berathen wünſchen, mögen aufſtehen. (Nur 
Wenige ſtanden auf.) Die Mehrheit ſtimmte für Verſchiebung auf 
morgen. 

Unterhaus Sitzung vom 13. Juli. 

Es wurde das Protocoll der geſtrigen Sitzung vorgeleſen. Der 
Präſident zeigte mehrere Petitionen an, welche an den Verifica⸗ 
tionsausſchuß gewieſen wurden, ſo gegen A. Doppler, gegen Carl 
Nagy; letztere ſei dem Unterſuchungs⸗-Comité übergeben worden. 
Gegen Nic. Perc zel wurde vorgebracht, daß er in zwei Diſtricten, 
in Fünfkirchen und im Tolnger Comitat gewählt worden, worauf 
dieſer erklärte es fei ein Irrthum, er ſei in Fünfkirchen nicht gewählt 
worden. 

Präſident zeigte ferner an, daß im Bäcs⸗Bodroger Bezirk 
Mich. Vörösmarty gewählt wurde. (Eljen!) 

Lad. Madaräß (von der Rednerbühne). Es ſind nun 11 Tage 
ſeit Beginn und 8 Tage ſeit der Eröffnung des Landtages verfloſſen, 
wir hören immer: das Vaterland ſei in Gefahr, doch wiſſen wir nichts 
N Er wiſſe weiter nichts, als daß man 200,000 Soldaten 
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und 42 Millionen Gulden begehrte, aber nicht das, was man bar 
mit anfangen werde. Er möchte den Kriegsminiſter interpelliren, 
nach welchem Plane er zu verfahren gedenke; das Vaterland ſei in 
Gefahr, man ſollte alſo gleich auf der Stelle dieſen Punct aufneh— 
men. (Murren und Ruf zur Tagesordnung.) 

Miniſter Deäk Meiner Anſicht nach habe man zuerſt die 
Statuten des Hauſes, dann die Adreſſe vorzunehmen, nachher könnte 
man den berührten Gegenſtand in Verhandlung nehmen. (Beifall.) 

Zſembery (Hont). Er lenke die Aufmerkſamkeit des Hauſes 
auf die Landesvertheidigung Wie wird dieſe geſchehen? Wir leben 
in außerordentlicher Zeit. Wir haben dem Miniſterium 200,000 
Mann votirt, bis dieſe ausgerüſtet werden, find wir vielleicht verlo— 
ren. Er wünſche vom Kriegsminiſter befriedigende Aufklärung. 
Geſtern ſei dieſer von Patay interpellirt worden, habe aber geſchwie— 
gen. Wir haben jetzt Begeiſterung im Lande, dieſe müſſe man be— 
nützen. Man ſagt, man könne für jetzt offenſiv vorſchreiten, weil 
man ſich auf das Militär nicht verlaſſen könne. Das Haus wolle 
nun wiſſen, woran es ſei, damit es darüber einen Beſchluß ausſpre— 
chen könne, ob es ferner defenſiv oder offenſiv verfahren wiſſen 
welle. Er halte dafuͤr, daß, wenn man mit einem äußern Feinde zu 
thun hätte, das defenfive Verfahren viel für ſich hätte, allein die 
Räuber, Empörer müffe man ſchnell angreifen und vernichten. Die— 
ſem Hauſe iſt die Macht gegeben, die Conſtitution zu ſuspendiren, 
einen Dictator zu ernennen u. ſ. w. Habe es aber dieſe unbefchränfte 
Macht, ſo habe es zugleich auch die Verantwortlichkeit auf ſich, ſie 
zu benützen. Daher fordere er das Haus auf, ſich über den Zuſtand 
der Dinge Aufklärung zu verſchaffen. (Murren, zur Tagesordnung.) 

Miniſter Deak. Aus dieſem Zwiſchenfall mag das Haus 
neuerdings erſehen, wie nothwendig die Statuten ſind! (Beifall.) 
Der Kriegsminiſter ſei nicht zugegen. Wäre ſchon alles in der 
Ordnung, und wäre er von der Interpellation in Kenntniß ge— 
ſetzt worden, ſo wäre er hier. Was den Waffenſtillſtand betrifft, 
ſo hat der Finanzminiſter ſchon erklärt, daß dieſer bereits den 4. 
d. M. abgelaufen ſei, und nicht mehr wenigſtens mit Wiſſen der Re— 
gierung verlängert worden. Wolle aber das Haus durchaus nähere 
Aufklärung, ſo verwandle es ſich in ein Comité und befrage morgen 
den Miniſtet darum, es möge dann beſtimmen, ob die Antwort 
öffentlich zu geſchehen habe. Er glaube, es ſei beſſer, wenn unter 
den jetzigen Verhältniſſen die Aufklärung blos privativ gegeben 
würde. (Beifall.) 

Bonis verlangte die Tagesordnung, denn kämen immer Inter— 
pellationen dazwiſchen, ſo werde man ein Gehege machen. (Beifall.) 
Hierein ſtimmte ihm auch Bernath (von Unghvär) bei. (Der 
Präſident ermahnte zur Ruhe.) 

Zſemberp. Eine Interpellation könne wann immer geſche⸗ 
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hen. Geſtern war der Kriegsminiſter zugegen und hat dennoch nicht 
geantwortet. (Ruf zur Tagesordnung) 

Jekelfaluſy machte die Motion, man ſolle die Dauer der 
Seſſion beſtimmen, dann ſolle jeder Deputirte ſich nach Hauſe be⸗ 
geben, um das Volk aufzuklären. Wenn es hieße, man müſſe 
200,000 Mann Soldaten ſtellen und 42 Millionen Gulden zahlen, 
ſo könnte es leicht zu Unruhen kommen. (Die Verſammlung iſt ſehr 
unruhig.) 

Präſident. Es ſind noch Mehrere zum Sprechen vorgemerkt, 
ich meine aber, wir ſollten zur Tagesordnung übergehen. Morgen, 
wenn es das Haus wünſcht, könnte es ſich in ein Comité verwan— 
deln. (Zuſtimmung.) 

Irinyi, der Notär des Ausſchuſſes, begann die Statuten zu 
leſen. 

Präſident. Es wäre gut, immer erſt den Abſchnitt durch— 
zuleſen und ihn dann paragraphenweiſe zu verhandeln. 

Beim 1. §. machte Lad. Madaräß den Antrag, ſtatt „Unter: 
haus” das Wort »Repräſentantenhaus“ zu gebrauchen. (Zuſtimmung.) 
Zu $. 9 und 10 wurden unerhebliche Bemerkungen gemacht. Wich— 
tiger war die Debatte über §. 13. Dieſer lautet wörtlich: Ueber die 
Giltigkeit jeder Wahl, wenn dieſe zweifelhaft iſt, entſcheidet das 
Haus. Wenn es einſieht, daß es nöthig, fo kann es auch rückſicht— 
lich der Wahl eine Unterſuchung anordnen, und bis dahin das Be— 
rathungsrecht des betreffenden Mitgliedes ſuspendiren. Kommt es 
zur Abſtimmung, ſo ruft der Präſident zuerſt diejenigen zum Auf— 
ſtehen an, welche auf Seite des Berichterſtatters der Section ſind, 
dann jene, welche es nicht ſind. Iſt das Reſultat zweifelhaft, ſo wird 
der Verſuch wiederholt. Iſt die Mehrheit auch dann noch nicht klar, 
ſo werden die ſchon verificirten und noch zu verificirenden Mitglie— 
der namentlich aufgerufen, und die Abſtimmung geſchieht mittelſt 
Ballotage. 

Rückſichtlich dieſes Paragraphes wurden nun allerlei Amende— 
ments geſtellt, welche der Präſident dann kurz reſumirte und zur 
Abſtimmung brachte. 

1. Ob es heißen ſolle: das Haus ſolle aus ſeiner Mitte 
eine Unterſuchung anordnen, oder ob es in dieſer Hinſicht freie 
Wahl habe? Die Mehrheit entſcheidet für das Letztere. 

2. Ob die betreffenden Mitglieder, gegen welche die Unterſuchung 
eingeleitet wird, bis zum Reſultate derſelben von ihrem Votiſations⸗ 
rechte zu ſuspendiren ſeien oder nicht? Die Mehrheit entſcheidet hier 
für das Letztere. 

3. Ob die Koſten der Unterſuchung der verlierende Theil zu tra— 
gen habe? Abſtimmung: Ja. 

4. Ob auch die noch zu verificirenden Mitglieder zur Abftim: 
mung zugelaſſen werden? Die Mehrheit bejaht dieſe Frage 
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Außerdem ſtellte Lad. Madaraß das Amendement, daß auf 
Verlangen von 10 Mitgliedern die Kugelung müſſe vorgenommen 
werden. Angenommen. 

$. 14 lautet: Wenn die Verification vorläufig geſchehen iſt, fo 
werden noch 15 Tage von Exöffnung des Landtages angefangen, 
Klagen gegen die Wahlen angenommen. 

Hier ſtellce nun L. Madaräß das Amendement, daß von dem 
Augenblick der Verification angefangen keine Petition angenommen 
wird. 5 

Bonis war dagegen, manche Deputirte werden ſpäter gewählt 
wie jetzt in Siebenbürgen, und ſo könnte man mit der Petition zu 
ſpät kommen. Beide Anſichten fanden ihre Verfechter. 

Ira nyi will für die Zukunft Madaräß's Vorſchlaa annehmen, 
doch für die jetzige Seſſion bleibe es ſo wie es iſt (Ja, ja!) 

Der Präſident ſprach als Beſchluß aus, daß fo wie das 
Haus ſich conſtituirt und die Mitglieder verificirt find, keine Peti— 
tion mehr angenommen wird. 

Olgyay wünſchte, daß der Beſchluß gleich jetzt angewendet 
werde. 

Präſident. Dieſer Beſchluß könne keine rückwirkende Gewalt 
haben. Wie ſei es aber mit jenen Deputirten, welche erſt während 
der Seſſion gewählt werden? 

Die Meinungen divergirten. Die Mehrheit beſchloß, daß der 
Termin auf 30 Tage feſtgeſetzt werde. 

Eine deſto heftigere Debatte aber erhob ſich über den 21. $. des 
3. Abſchnittes, welche ganz zu einem Parteienfampfe zu werden 
ſchien. Dieter $. lautet: 

„Zur Vorbereitung der Berathungen theilt ſich das Haus mit 
Ausſchließung des Präſidenten und der Vicepräſidenten durch Loſung 
für den ganzen Lauf der Seſſion in 9 Sectionen. 

Zſembery. Das fer der wichtigſte $., weil er über den ganzen 
Gang, ſa über den Erfolg unſerer Berathung entſcheide. Das ſei 
gan; nach dem Vorbilde der franzöſiſchen Kammern eingerichtet, er 
aber fer der Anſicht, daß die engliſche Weiſe den Vorzug verdiene. 
Die flanzöſiſche ſei ein Ausfluß der dort üblichen Centraliſation. 
Er habe alles Vertrauen auf das Miniſterium, es könne aber ein 
ſchlechtes kommen, und dann gehen die wichtigſten Berathungen 
für die Oeffentlichkeit verloren. Er beantragte daher, daß man das 
engliſche Verfahren annebme und jede Motion öffentlich vor der 
Geſammtheit des Hauses dreimal geleſen werden ſolle. (Gut!) 

Beſze. Er liebe ein Geſetz nur dann, wenn es in voller Oeffent— 
lichkeit ins Leben trete. Wenn es nur unter 19— 20 Menſchen ber 
rathen wird, ſo wird es oft ſchneller angenommen, als es ſein ſollte. 
Er wünſche, daß ein Geſetz die ganze Verſammlung, das ganze Pu— 
blicum durchdringe, das erreichen wir nur mit der engl. Manier. 
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Iranyi ſtimmt für den $. Bei wichtigen Geaenftänden ſei es 
beſſer, wenn Wenige berathen, als Viele. Man könne die Sache 
beſſer und von allen Seiten erörtern. ö 

L. Madaraß. Wenn man in die Section wählen würde und 
zwar Männer vom Fache, wie in Amerika, wäre auch er dafür. So 
aber ſehe er darin eine Anomalie, da ſie durch das Loos zu Stande 
kommt. Seine Meinung ſei: jede Frage möge die größtmöglichſte 
Oeffentlichkeit haben, folglich ſtimme er für die engl. Berathungs— 
weiſe. 

Bernath. Aus Rückſicht auf Zeiterſparniß müſſe er für die 
Sectionen ſtimmen. Auch fer hier das Gute, daß Jeder ſeine An- 
ſicht ausſprechen könne, weil wenige find, was bei großen Verſamm— 
lungen nicht angeht. Der Präſident erklärte, daß er, ſolange 
dieſe Frage dauert, das Präſidium abgebe, da er ſelbſt in dieſem 
Geaenſtande zu ſprechen wünſche. Der erſte Vicepräſident Joſ. 
Pälffy übernahm das Präſidium. 

Päzmändy. Er ſei überzeugt, daß wenn die ehrenwerthen 
Mitglieder von der Gegenſeite den ganzen Abſchnitt darchgeleſen 
hätten, ſie anderer Meinung fein würden. Es ſei beſſer, Alles wohl 
zu beſprechen, damit das Oberhaus die Beſchlüſſe nicht wieder zur 
rückweiſe. Uebrigens ſei hier nicht von Motionen, fondern von Geſetz— 
vorſchlägen die Rede, die doch meiſtens von der Regierung ausge— 
hen würden. Was die Oeffentlichkeit betrifft, ſo habe dieſe, auch bei 
der gegenwärtigen Form, alle Garantien. Der Geſetzvorſchlag 
werde erſt in den Bureaux verhandelt, dann erit öffentlich vorge— 
bracht, wo Jeder abermals ſeine Meinung ſagen könne. Man berufe 
ſich immer auf England; jedoch in England ſei das Durchſchnitts— 
alter der Mitglieder eirea 48 Jahre, während es hier 30—32 Jahre 
ſei. Auch ſei der Engländer von Natur aus kälter und beſonnener, 
mon könne dort alles reifer überlegen, ſie ſeien mehr wortkarg. 
Hier ſei das anders, wir neigen uns mehr zum franzöſiſchen Charak— 
tee, daher ſei für nns dieſe Hiusordnung angemeſſener. 

Aßtalos. Er wünſche die engliſche Weiſe. Sind wir auch nicht 
ſo alt als die Engländer, ſo werden wir es doch werden, und ihnen 
an parlamentariſchem Tact nicht nachſtehen. 

Miniſter Szemere. Wenn man die engliſche Geſchichte auf: 
merkſam durchgeht, ſo ſieht man, daß in dem dreimaligen Verleſen 
nicht hinlängliche Garantie liegt; das franzöſiſche Verfahren biete 
mehr Garantie. Er verſuchte es, den Gang derſelben zu detailliren. 
Das erſte Stadium ſei die Motion, das zweite die Debatte im All: 
gemeinen, das dritte wo der Vorſchlag in die Sect'on komme, das 
vierte der 18ner Ausſchuß, endlich das fünfte, wo der Entwurf ein— 
gebracht und paragraphenweiſe debattirt wird. Die Oeffentlichkeit 
beſtehe nicht im Auditorium, ſondern in der freien Preſſe. Die engli— 
ſche Manier der Debatten gehöre zum Zopfſyſtem. Wir müſſen zauf 
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Zeiterſparniß ſehen, jetzt vor allem. Wir können nicht immer alle 
400 berathen. Uebrigens ſoll das Statut nur für jetzt gelten, man 
habe ja immer die Macht es zu ändern. In Frankreich ſei jetzt die 
republikaniſche Regierungsform eingeführt und doch habe man an 
der Hausordnung nichts verändert, ein Beweis, daß man ſie für gut 
befunden. Wenn das ganze Haus beiſammen ſei, ſo könne nicht Jeder 
zu Worte kommen, was aber bei dem Sectionsſyſtem leicht geſchehen 
könne. Stimmte für den Entwurf. 

Ebenſo ſprachen kurz dafür Hunfalvi, Irinyi und Bönis. (Ruf: 
Zur Abſtimmung!) 

Ta nc ſic ss. Wir find nicht da, um über den Vorzug der engliſchen 
oder franzöſiſchen Berathungsweiſe zu ſtreiten. Wenn wir uns zerthei— 
len, ſo wird das Volk fragen warum? Geſetzt, es kommt Einer aus dem 
Volke, um ſeine Repräſentanten zu ſehen, ſo wird es heißen, wir haben 
uns in die Nebenzimmer verſteckt. (Gelächter.) Warum verſtecken wir 
uns? Die Preſſe wirkt jetzt noch nicht unter dem Volke; nur vollkom⸗ 
mene Oeffentlichkeit könne uns frommen. Wir wollen ihm ſagen, gib 
200,000 Mann, gib 42 Millionen und dann verſtecken wir uns. 
(Gelächter.) Wir ſind Volksrepräſentanten — bleiben wir es. Ich 
kenne das Volk. (Wir auch!) Stimmte mit Madaräß. 

Nyäry. Wenn man zur Abſtimmung ruft, fo beweiſt man 
dadurch, daß die Sache wichtig genug iſt. Man ſpricht von Zeiter— 
ſparniß, die Zeit iſt koſtbar, doch ungleich koſtbarer die Freiheit. 
(Sehr gut!) Des Volkes Vertrauen iſt ein edler Schatz. Bewahren 
wir es! Ich will mit dem Publicum in immerwährender Berührung 
bleiben. Ich trete mit einer Modification auf. Es iſt möglich, daß 
es ſolche Sectionen geben wird, wo die Minorität gar nicht oder ſehr 
wenig vertreten iſt. Man wird fie, wie früher die Pecſovitſe, nieder— 
ziſchen, und fo wird die öffentliche Meinung unvertreten bleiben. 
Ich mache nur auf die vorige franzöſiſche Kammer aufmerkſam. 
Die frühere franzöſiſche Regierung hatte die Mehrheit in dieſer 
Kammer, allein nicht die des Volkes; die Regierung war in die— 
fer Hinſicht loyal, fie ſtützte ſich auf die Majorität, allein dieſe 
war nicht die des Volkes. Und was geſchah? Das Volk erhob ſich 
und zertrümmerte Beide. Sein Antrag ſei der, der §. 27 werde als 
Statut gelaſſen und 21 bleibe ganz aus. Bei Geſetzvorſchlägen 
werde eine Commiſſion aus Regierungs- und Kammermitgliedern 
gebildet, die aber auch öffentlich vorgehen ſolle. 

Miniſter Eötvöbs. Der frühere Redner hatte Recht, daß das 
Vertrauen der Nation die Hauptſache ſei, aber das Vertrauen 
werde nicht dadurch gewährt, daß es alles ſieht, was im Saale ge⸗ 
ſchieht, ſondern durch gute Geſetze in der kürzeſten Zeit. (Beifall.) 
Ich frage, ob ein aus 3— 400 Perſonen beſtehender Körper fähig iſt, 
einen Geſetzentwurf von 2— 300 $. wohl zu überlegen? Nein. Die 
Majoritaͤt wird ſprechen, aber auch die Minorität ſich nicht abſchrek 


Ben laſſen. Der Ungar, der in vergangener Zeit Fisealproeeſſe nicht 
ſcheute ſeiner freien Meinung willen, wird ſie auch jetzt äußern, 
gleichviel ob er zur Majorität oder Minorität gehört. (Rauſchender 
Beifall.) 

Präſident. Da noch 38 Redner vorgemerkt ſind, ſo wird die 
Debatte auf den nächſten Tag verſchoben. 

Oberhaus-Sitzung vom 14. Juli. 

Nach Verleſung des Protocolles der letzten Sitzung, welches 
ſich auf die bekannte Motion Beöthy's bezog, wurde beſchloſſen, daß 
von der Annahme dieſes Antrages blos das Miniſterium, nicht aber 
auch das Unterhaus amtlich benachrichtiget werde. Hierauf wurde der 
Bericht des Verificationsausſchuſſes verleſen, aus welchem unter 
anderm erhellte, daß Moriz Szentkirälyi das Einberufungsſchreiben 
dem Miniſterium zurückgeſendet, indem der Capitän der Jazygier 
und Cumanen kein Recht habe, im Oberhauſe zu erſcheinen. — An 
die Tagesordnung kam nun die Thronrede, welche, nachdem fie 
verleſen, einem aus 11 Mitgliedern beſtehenden Comité ang wieſen 
wurde. Die mittelſt geheimer Abſtimmung in das Comité Gewähl— 
ten waren: Bela Wenkheim, Julius Andräffy, Beöthy, Lonovics, 
Radvänßky, Gr. Joſ. Pälffy, B. Nic. Weſſelényi, Gr. Ant. Maj⸗ 
läth, Dionys Päzmändy sen., Sigm. Perényi und Gr. Gedeon 
Räday. Als hierauf der Präſident die Sitzung auflöſen wollte, er: 
hob ſich 
s Weffelenyi. Wir find zu dieſem Reichstage früher einberu— 
fen worden, indem das Vaterland in Gefahr iſt. Niemand iſt hieher 
mit ruhigem Gemüthe erſchienen; einen Jeden hat Kummer und 
Schmerz umgeben. Warum wir aber dennoch nicht die erſten waren, 
die über die Gefahr des Vaterlandes laut aufſchreien, hatte ſeinen 
Grund darin, daß uns die Gelegenheit hiezu nicht gegeben war. Dieſe 
iſt uns jetzt in der Adreſſe geboten. Drücken wir alſo unſern Schmerz 
auch in Worten aus. Man wird uns nicht einwenden können, daß 
dieß auch die augenblickliche Berathung über die Mittel zur Abweh⸗ 
rung der Gefahr vorausfege. Das Recht der Initiative in dieſer Ber 
ziehung ſteht nur dem Unterhauſe zu; das Recht aber, unſere Em⸗ 
pfindungen, unſern Schmerz auszudrücken, kann uns Niemand rau— 
ben. Bevor alſo die Commiſſion zur Ausarbeitung der Adreſſe ſchreitet, 
ſprechen wir es beſchlußweiſe aus, daß wir für Thron und Water: 
land zu jedem Opfer bereit ſind, jeder Gefahr mannhaft widerſtehen, 
und nicht zagen werden, Gut und Blut für Ungarns Ehre und Ret- 
tung einzuſetzen. Am Schluß der mit öfteren Beifall aufgenomme— 
nen Rede erhob ſich das ganze Haus und nahm den Antrag ein⸗ 
ſtimmig an. — Nach aufgehobener Sitzung ergriff Weſſelényi noch 
einmal das Wort, es für nöthig erklärend, daß das Miniſterium den 
Reichstag über die Ereigniſſe des Unterlandes ſtets in Kenntnißfege, 
und darum nicht nur ein vollkommenes Staffetenſyſtem einführe, 
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fondern daß auch entweder der Minifterpräfident oder der Krieger 
miniſter ſich perſönlich auf den Schauplatz jener rebelliſchen Wuͤh— 
lereien begebe. Dieß hätte eine Art Interpellation ſein ſollen, die 
jedoch, da von den Miniſtern keiner anweſend war, und mehrere 
Mitglieder es nicht für rathſam fanden, in Anweſenheit der Gal— 
lerien über ſo wichtige Gegenſtände ſich zu beſprechen, zu keinem 
Reſultate fuͤhrte. 

Unterhaus-Sitzung vom 14. Juli. 

Der Notär Keller verlas das Protocoll der letzten Sitzung. 

Der Präſident kündigte wieder mehrere Wahlen an, die an 
den Verificationsausſchuß gewieſen werden. Dann ſei ein Schreiben 
von Nic. Perczel an ihn gelangt, welcher, da er Major der Natio— 
nalgarde, ſeine Stelle als Deputirter niederlege. Ferner frug 
Derſelbe, ob das Haus die geſtrige Debatte fortſetzen, oder die Mit— 
theilungen des Kriegsminiſters auf die Interpellation hinſichtlich der 
getroffenen militäriſchen Anordnungen vornehmen wolle. 

Da ſich das Haus für das Letztere entſchied, ſo ließ der Präͤſi— 
dent die Gallerien räumen und das Haus ging in ein Comité über. 

Um 1 Uhr wurde die Sitzung wieder eröffnet. An der Tages— 
ordnung war die geſtrige Debatte über den §. 21 der Hausſtatuten. 
33 Redner waren noch vorgemerkt. Allein das Haus, beſonders das 
Centrum, war höchſt ungeduldig, und die Redner konnten ſich nur 
mühfan Gehör verſchaffen. 

Der Präſident frug, ob die Vorgemerkten ihrem Rechte ent— 
ſagen wollten. Einige ließen ſich bereit finden, Andere nicht, das 
Haus rief immer lauter zur Abſtimmung. Man unterbrach die Red— 
ner öfters, converſirte laut und ein Theil der Debatten ging für die 
Zuhörer verloren. Sie drehten ſich übrigens meiſt um ſchon Geſagtes. 
Für den Entwurf ſprachen Joh. Bethlen, L. Kovacs, Berzen— 
czei (aus Siebenbürgen), Szaß, Zäborßky, Szintay, Rath, 
Gorove, Pulßky. Dagegen: Sof, und Lad. Madaräß, De: 
dinßky, Bezer edi, Haläß, Gr. Teleki. Wir heben nur 
das hervor, was etwa Neues über dieſen Gegenſtand geſagt wurde. 

Berzenc zei (ein Szekler). Er wollte von feinem Rechte abite: 
hen, aber die Uebrigen geben nicht nach und fo wolle auch er ſpre⸗ 
chen. Die Herren von der andern Seite berückſichtigen immer nur 
die Zuhörerſchaft, es ſei mehr die Zeit zu berückſichtigen. Man 
habe alles vorgebracht, endlich auch noch die Revolution! (Gelächter.) 
Was gehe das Haus die Revolution an? Er laſſe ſich nicht ſchrecken. 
Man ſolle lieber daran denken, daß wenn wir lange über ſolche 
Dinge ſtreiten, endlich das Volk ſagen werde. „Sie ziehen die Sachen 
in die Länge, um Diurnen zu haben.“ Man ſolle die dringendſten 
Geſchaͤfte beendigen und dann nach Haufe gehen. 

Lad. Madaräß. Der 10. Geſetzartikel von 1848 ſagt, die 
Sigungen müſſen öffentlich fein, dabei bleiben wir. Wenn Päz- 
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mändy meint, die Engländer ſchicken ältere Männer ins Haus, fo 
darf ich auch fragen: wie lange beſteht ſchon ihre Verfaſſung? Immer 
hatten ſie nicht ſo bejahrte Männer darin. Der Unterrichtsminiſter 
ſagte, wir ſollten ſchnell Geſetze machen. Wir werden ſie machen, aber 
ſchlechte. Man beruft ſich auf die freie Preſſe. Wir haben Preß— 
geſetze, allein von einer freien Preſſe wiſſen wir nichts. 
Werde dort ein Journalreferent in den Sälen ſein, um die vorkom— 
menden guten Ideen zu verbreiten? Und was bringe das für Nutzen? 
Sind dieſe Statuten nicht auch von einem Ausſchuß verfertigt wor— 
den und find fie darum gut? Wenn man ſage, 400 Devutirte feien 
zur Berathung eines Gegenſtandes nicht fähig, ſo erklärt man uns 
für unreif dazu, für weniger gereift als die Gallerie. Der Entwurf 
iſt der erſte Schritt zur Centraliſation. 

Gr. Teleki wollte die Frage nicht zur Parteifrage machen. 
Er ſei gegen den Entwurf, vorzüglich gegen das Looſen. Man ſolle 
lieber eine Commiſſton oder einen Ausſchuß wählen. 

Pulßky ſah in der ganzen Debatte die ſeligen Täblabirö's 
wieder aufleben, ſie glauben, das wären die früheren Circularſitzun— 
gen, wollen Deputationen u.f.w. Zuletzt werde dech jeder Gegenſtandin 
öffentlicher Sitzung verhandelt Die Franzoſen, die faſt alle Staats— 
formen verändert, haben dieſe doch beibehalten. 

Bei der Abſtimmung wurde der Entwurf mit großer Mehr- 
heit angenommen. 

Unterhaus-Sitzung vom 15. Juli. 

Präſes Pälffy. Das Protocol von geſtern wurde authen— 
tificirt. 

Der Präfes kündigte dem Haufe an, daß in Klauſenburg, 
anſtatt des Miniſters Széchenyi, Erdelyi zum Repräſentan— 
ten gewählt worden ſei. 

Jränyi verlas hierauf das Referat der Verifications-Com- 
miſſion hinſichtlich der Wahl des Säroſer Deputirten Kapy Ed.; 
dieſe erklärt die Wahl für ungiltig. Mehrere ſprachen für, An— 
dere gegen die Giltigkeit der Wahl; Einige verlangten eine wie— 
derholte Unterſuchung. Ein Abgeordneter meinte, es ſeien in den 
Wahlbezirken viel Pfaffenränke und Weiberintriguen im Spiele 
geweſen. 

Koväcs erging ſich in Analyſirung der Umtriebe und Wüh- 
lereien, welche dort an der Tagesordnung ſind. 

Iränyi machte der olimconfervativen Partei bittere Vor— 
würfe, die im Bündniß mit den Reactionären der Zwietracht 
ſchürt. 

Die beiden Madaräß beſtanden mit Heftigkeit auf der An— 
nullirung der Wahl. N 

Boni erklärte ſich mit einer Unterſuchung befriedigt. 

DEolicfänpi, ein Optimiſt, meinte, die Wahl ſei anzuerkennen. 
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Es wurde abgeſtimmt. Die Mehrheit erklärte ſich im Sinne 
des von der Commiſſion gefaßten Beſchluſſes, was die größte 
Aufregung, den größten Tumult hervorbrachte, ja wobei mehrere 
Deputirte ſogar Einwendungen gegen die Art der Abſtimmung er⸗ 
hoben, die kein ſicheres Reſultat gegeben haben ſollte. 

Der Lärm nahm zuletzt ſo überhand, und die Verwirrung 
war ſo pyramidal, daß der Präſes ſich genöthigt ſah, die Si— 
Bung auf eine halbe Stunde zur fufpendiren. 

Gegen 1 Uhr begann die Sitzung wieder. Der Präſes ſprach 
ſein Bedauern über die vorgefallene Störung aus und verhehlte 
nicht, daß ihn der von einigen Mitgliedern geäußerte Verdacht, 
als wäre die Abſtimmung nicht gewiſſenhaft vorgenommen wor— 
den, empfindlich gekränkt habe. 

Bonis nahm ſich mit warmen Eifer des Präſes an, in— 
dem er für die richtige Meldung des Abſtimmungsreſultates ein— 
ſtand. 

Miniſter Klauzäl fand eine ſolche Verdächtigung höchſt 
ungerecht, und meinte, man müſſe dem Präſes vielmehr Dank 
votiren; er machte auf die Folgen aufmerkſam, die ſolche Vorfälle 
nach ſich ziehen würden, 

Der Präfes nahm nun das Wort und richtete die Frage an 
das Haus, ob der von der Verifications-Commiſſion an das Haus 
gelangte Beſchluß giltig oder ungiltig ſei. 

(Es wurde ſcrutinirt.) 

Die Mehrheit (172 gegen 95) erklärte die Wahl für ungiltig. 

Dieſelbe Commiſſion hatte ſich hinſichtlich der Szamos⸗-Ujva⸗ 
rer Wahl, vermöge welcher zwei Deputirte anſtatt eines einzigen 
geſchickt wurden, für die Giltigkeit blos eines Deputirten erklärt, 
was aber die Verſammlung verwarf. 

Dasſelbe geſchah bei den Deputirten Em. Hegedäs aus 
Pécsvär, Georg Tormay, Benj. Varga aus Gran, Sz ir may 
aus Zemplin, F. Fridetzky aus Neograd, welche, trotzdem die 
Commiſſion Einwendungen gemacht hatte, von dem Hauſe ange— 
nommen wurde. 

Sig. Remeny aus Kövär reichte feine Credentionales ein. 

Die Hausſtatuten wurden in Verhandlung genommen. 

Täncſics erzählte zuvor eine Kaffeehausgeſchichte, vermöge 
welcher eine Abtheilung Recruten nach Italien abgehen ſoll. Er frug 
das Miniſterium, ob dem ſo ſei? 

Miniſter Szemere entgegnete, daß dieß nicht in ſein Por— 
tefeuille gehöre. Wenn das Haus aber wünſche, ſo wird der Kriegs— 
miniſter darüber befragt werden. Es wurde beſchloſſen, daß ſogleich 
eine Deputation an den Miniſter geſendet werde, die dem Hauſe 
darüber referire. 

Die $$. 59 und 60 der Statuten wurden ausgelaſſen. (Dieſe 
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lauten: Das Haus kann die Debatte als geſchloſſen erklären, wenn 
dieß der Präſes oder 10 Mitglieder beantragen (59). In dieſem 
Falle kann für und gegen den Schluß der Debatten von beiden Sei— 
ten blos ein Mitglied das Wort nehmen (60). 

Der Kriegsminiſter erſchien und gab eine Erklärung, aus der 
die Interpellanten nicht klug werden konnten. Die Deputirten des 
Centrums und der Rechten applaudirten, und der Miniſter verließ 
den Saal. Nach ſeinem Weggehen wurde von der linken Seite er— 
klärt, daß der Miniſter etwas erklärt habe, wornach nicht gefragt 
worden, worauf er vom Deputirten Teleki Läßlö zurückgerufen 
wurde und die Erklärung gab, daß er von einer Truppenſendung 
nach Italien nichts wiſſe, jedoch die Sache unterſuchen wolle. 

Deäf gab die Erklärung, daß bei der Adreſſedebatte das Mi— 
niſterium dem Hauſe Aufklärung über ſeine Politik in Bezug auf 
Italien geben werde. 

In der Debatte über die Statuten kam man bis zum $. 70. 

Unterhaus-Sitzung vom 17. Juli. 

Präſes Päzmändy. 

Das Notariatsprotocoll wurde authentificirt. Die Verifica— 
tions Commiſſion gab ihr Gutachten über mehrere Wahlen, welche 
vom Hauſe beſtätigt wurden. 

Die Stadt Fogaras bat in einem dem Hauſe eingereichten 
Geſuche, daß man ſie zur k. Freiſtadt erhebe. Ein homeriſches 
Gelächter erhob ſich, und unter Murren und Spott wurde das Acten— 
ſtück beſeitigt. 

Der Präſes zeigte an, daß die Deputation, welche mit Aus— 
arbeitung der Adreſſe beauftragt war, ihre Arbeit bereits vollendet 
habe, und daß dieſe nach beendigter Berathung der Statuten bereits 
gedruckt den Mitgliedern zu Händen kommen werde. 

Bönis machte den Antrag, daß von nun an in Siebenbürgen 
keine Erſatzmänner bei der Deputirtenwahl ernannt werden ſollen, 
da dieß in Ungarn nicht gebräuchlich iſt, wo, im Falle eine Wahl 
für ungiltig erklart wird, neue Wahlen vorgenommen werden 
müſſen. 

Bei Berathung der Statuten kam der $. 70 zur Verhandlung, 
welcher alſo lautet: »Bei Geldbewilligungen wird zuerſt über die 
größte Summe abgeftimmt.” 

Gäbr. Löny ay wollte hier einen Unterſchied zwiſchen Ein— 
nahmen und Ausgaben gemacht wiſſen. Bei der Steuerbewilligung 
möge nämlich zuerſt über die kleinere Summe geſtimmt werden. 

Madaräß trat dieſer Anſicht bei. 

Pulßky meinte, daß nur über die Art der Beſteuerung, nicht 
über die vom Finanzminiſter vorgelegten Ausgaben abgeſtimmt wer: 
den könne. 

Es wurde abgeſtimmt. 
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Der Paragraph wurde in urſprünglicher Faſſung angenommen, 

Der letzte Punct des 73. Paragraphen, welcher alſo lautet: 

„Bei den allgemeinen Verhandlungen über einen vom Comité bereits 

begutachteten Geſetzvorſchlag oder Antrag kann jedes Mitglied nur 

2 mal ſprechen,“ rief von Seite der Linken eine lebhafte Debatte 
ervor. 


Agoſton deutete darauf hin, daß der Miniſter des Innern 
erklärt habe, durch die Befolgung der franzöſiſchen Kammerordnung 
werde die Oeffentlichkeit darum nicht beſchränkt, weil in der allge— 
meinen Berathung Jeder das Wort nehmen könne. 


Miniſter Szemere erwiederte, daß über dieſen Punct nicht 
mehr debattirt werden könne, weil nach dem $. 43, welcher bereits 
angenommen, zum Meritorium des Gegenſtandes Niemand mehr 
als einmal ſprechen kann. 


Der Paragraph wurde unverändert beibehalten. 


Paragraph 80, der da lautet: »Auf Verlangen des Hauſes iſt 
das Miniſterium gehalten, alle Arten Documente und Acetenſtücke 
vorzulegen,“ wurde nach lebhafter Debatte weggelaſſen. 

Von der linken Seite wünſchte man, daß jedes einzelne Mit— 
glied das Recht habe, dieß zu verlangen, wogegen Aßtalos die 
Modification wünſchte, daß jedes Mitglied das Recht habe zu in— 
terpelliren, daß es jedoch von der Mehrheit des Hauſes entſchieden 
werden müſſe, ob der Miniſter dem Begehren willfahre; wogegen 
von der linken Seite mit Heftigkeit erwiedert wurde, daß dieß eine 
Vernichtung der Minorität wäre, und das Miniſterium, ſobald es 
eine Majorität ſich zu verſchaffen gewußt, aller Verantwortlichkeit 
entzöge. 

Mit beſonderer Schärfe zeigte Madaräß, daß, die Mino— 
rität vernichten wollen, der Weg zur Revolution wäre; von ſeiner 
eigenen Partei wird das Miniſterium doch gewiß nie interpellirt 
werden; er berufe ſich auf die Worte des Juſtizminiſters, daß das 
Miniſterium der Interpellation jedes Mitgliedes Rede ſtehen müſſe. 
Uebrigens beantrage er, daß der ganze Paragraph wegbleibe, da 
im vorigen Reichstage bereits geſetzlich ausgeſprochen wurde, daß der 
Miniſter auf die Interpellation jedes einzelnen Mitgliedes antwor— 
ten müſſe. 

Nach vielen Debatten, an welchen Szemere, Pulßky, 
Beße, Topperczer u. A. theilnehmen, wurde, wie erwähnt, 
der Paragraph bei der Abſtimmung weggelaſſen. 

Paragraph 89, der dem jedesmaligen Präſes das Mitſtimmen 
verbietet, wurde dahin modificirt, daß er blos bei gleicher Stim— 
menzahl ein (entſcheidendes) Votum abgeben darf. 

Eine längere Debatte rief der §. 97 hervor, welcher über die 
Eintheilung der Gallerien des Hauſes in Bezug auf das Auditorium 


45 


handelte. Trotz aller Anſtrengungen der Linken wurde die bisher 
beobachtete Ordnung beibehalten. 

Vei $. 107 war man von Seite der Linken dagegen, daß dem 
Praͤſidenten, im Falle die Sicherheit der Berathungen es erfordern 
ſollte, das Recht zuſtehe, über die Nationalgarde, wie über die 
bewaffnete Militärmacht unter eigener Verantwortlichkeit zu ver— 
fügen, und wollte dieß von der Beiſtimmung des Hauſes abhängig 
machen. Wurde nicht berückſichtigt. 

Hiermit war die Berathung über die Statuten zu Ende. Die 
Sitzung wurde um halb zwei Uhr aufgehoben. 

Unterhaus-Sitzung vom 18. Juli. 


Zuerſt wurde das geſtrige Protocoll verleſen. Dann kamen die 
Verificationsarbeiten an die Tagesordnung. Die Wahl Johannesko's 
wurde für ungiltig erklärt. 

Szaplonczai interpellirte das Miniſterium rückſichtlich des 
ungariſchen Militärs: ob es dasſelbe zurückzuberufen gedenke. Der 
dießfällige Erlaß iſt überall bekannt geworden. Unſere wackern Wür— 
temberg-Huſaren in Galizien laſen ihn, laſen, daß das Vaterland 
in Gefahr ſei. Mächtig erwachte in ihnen die Liebe, zum Vaterlande 
und fie ſäumten nicht, nach Haufe zu kommen. (Eljenek!) Mar— 
maros war fo glücklich fie aufzunehmen. Sie ſetzten über den Dnie— 
ſter und kamen in 17 Tagen an. Begeiſterung erfaßte bei dieſer 
Nachricht Alles. Comitat und Hauptſtadt thaten Schritte bei dem 
Miniſterium und dem königl. Statthalter, ihre Strafloſigkeit zu 
erwirken. Man antwortete dem Comitat, die militäriſche Disciplin 
müſſe aufrecht erhalten werden, man werde jedoch eine ungariſche Mi— 
litärcommiſſion ernennen, die Sache zu unterſuchen. Die Commiſ— 
ſion iſt ernannt, aber ſchon der Auditor iſt kein Ungar. Inzwiſchen 
kam ein Betehl, welcher dieſe Schwadron unter das Regiment Fer: 
dinand⸗Huſaren zu vertheilen befiehlt. Das Haus möge bewirken, 
daß man ſie gegen die Serben ſende, damit ſie ihren Patriotismus 
an den Tag legen könnten. (Siehe Seite 392 im 2. Vand.) 

Iränyi. Es iſt unmöglich dieſen Schritt nicht freudig anzu— 
erkennen, doch hält er früher für nöthig, den Kriegs miniſter zu in⸗ 
terpelliren. 

Präſident. Dieſe Motion hat alſo zwei Theile: 1. Den 
Kriegsminiſter zu interpelliren, was mit ihnen geſchehen ſei; 2. ſie 
gegen die Serben zu ſenden. 

Bogdanovits. Er mache eine Motion, wodurch die Geld— 
kräfte des Landes vermehrt, und die der Croaten vermindert wür— 
den. Der Biſchof von Agram habe in Torontal eine Herrſchaft, 
welche zweimalhundert tauſend Gulden eintrage und worauf er im 
voraus Geld aufgenommen. Man ſolle das Gut eines Verräthers 
confisciren. 
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Präſident. Dieſer Antrag ſei wichtig, er ſolle auf den Tiſch 
des Hauſes niedergelegt und nach der Adreſſe verhandelt werden. 

Beſze. Berathen müſſe man ruhig, das könne man nur dann, 
wenn man wiſſe, was am 15. geſchehen. Nicht beſonders gute Nach— 
richten ſind gekommen. Wenn Bürgerkrieg ausgebrochen ſei und man 
die Ungarn getödter, fo müſſe man ſchnell berathen was nun zu 
thun ſei. Uebrigens ſitzen jetzt 400 der populärſten Männer des Va— 
terlandes hier im Hauſe. Er ſei der Anſicht, daß ſie etwas Beſſeres 
thun könnten, als Adreſſen zu verfaſſen, ſie ſollten nach Hauſe gehen 
und das Volk aufklären und begeiſtern. 

Päzmändy. Beſze habe Recht, doch ſolle die Adreſſe früher 
verhandelt werden. Der Kriegsminiſter ſei zugegen, der Deputirte 
von Marmaros könne jetzt ſeine Interpellation an ihn richten. 

Der Kriegsminiſter. Ich habe die Ehre kurz anzuzeigen, 
daß ich den Wunſch des Hauſes, ſo wie des Landes in dieſer Hin— 
ſicht nicht billigen konnte; ich werde das Betragen der Würtemberg— 
Huſaren immer mißbilligen, denn militäriſche Geſetze verbieten jeder 
Soldatenabtheilung ſich von wo immer zu entfernen, ehe ſie dazu 
Befehl erhalten. (Beiſtimmung.) Dieß habe ich auch durch die Zei— 
tungen bekannt gegeben, allein da außerordentliche Umſtände auch 
Aus nahmen gebieten, und da wo viele Strafbare ſind, man die 
Strafe nicht ganz geſetzlich vertheilen kann, ſo habe ich die Unter— 
ſuchung geſchloſſen, die Strafbaren, in ſich gekehrt, haben Verzei— 
hung nachgeſucht und ihr Leben dem Vaterlande zu widmen verſpro— 
chen. Ich habe demnach das Urtheil auf eine Zeit ſuspendirt, je 
nachdem ſie ſich betragen werden, darauf werde ich verfügen, ob 
die Schwadron beſtehen oder in die Armee vertheilt werden ſoll. Noch 
ehe die Interpellation geſchah, habe ich den Befehl gegeben, der 
ſchon unterwegs iſt, daß die ganze Schwadron nach dem Lager bei 
Szegedin abmarſchiren ſolle. (Lautes, einſtimmiges Eljen!) 

Hierauf wurden die Deputationen für die Petitionen und die 
Gehalte der Hausbeamten gewählt. Ende der Sitzung um halb 
1 Uhr. 

Unterhaus-Sitzung vom 19. Juli. 

Nach Verleſung des Protocolls kamen die Arbeiten des Veri— 
ficationsausſchuſſes an die Reihe. Aus dem Wahlprotocoll der Stadt 
Vajta⸗Hunyad in Siebenbürgen ging hervor, daß ſich der dortige 
Deputirte ſeinen Wählern gegenüber durch einen Schwur gebunden 
hat, die Geſetze der Conſtitution aufrecht erhalten zu wollen. Da 
nun dieſes ungeſetzlich, ſo wurde auf Vernichtung der Wahl ange— 
tragen. Darüber entſpann ſich eine lebhafte Debatte. Kazinc zi 
meinte, dieß ſei ein ähnlicher Fall, wie er ſich mit dem Deputirten 
Herrmann zugetragen, dieſen habe das Haus nur gefragt, ob 
er ſich durch ſeine Inſtruction für gebunden halte, und als er dieß 
verneinte, die Wahl gelten laſſen. Man möge auch hier fo verfah— 
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ren. Man möge auf die Verhältniffe Siebenbürgens Ruͤckſicht 
nehmen. Dagegen erklärte Iranyi, er kenne die Verhältniſſe 
dieſes Landes ſo gut wie ein Anderer und wäre zur Nachſicht ge— 
neigt, wenn nicht ein Eid im Spiele wäre. Berzenezei machte 
das Haus darauf aufmerkſam, daß man in Siebenbürgen noch zu 
ſehr an alten Gewohnheiten hänge, und die Inſtitutionen nicht ſo 
ſchnell verändern könne. Er trage daher nur darauf an, die Wähler 
aufzufordern, daß fie ihn feines Schwures entbänden. Carl Zeyk 
drang auf Vernichtung der Wahl; den Schwur zurückzunehmen, 
ſei eine Immoralität. 

So wurde dafür und dagegen geſprochen, bis endlich Miniſter 
Koſſuth einen Mittelweg vorſchlug. Die Verzögerung der Union 
fei ſchuld daran, daß die Siebenbürger die Wahlgefege und Formen 
noch nicht genau kennen, das Miniſterium habe ſie ihnen erſt ſpäter 
können zukommen laſſen. Man ſolle alſo die Wahl einſtweilen nur 
ſuſpendiren, bis die Wähler ſich erklären würden, ob ſie ihren Re— 
präſentanten des Schwurs und der Inſtruction entledigen. Dieſer 
Vorſchlag wurde auch bei der Abſtimmung angenommen, und dem 
Deputirten zu dieſem Zwecke ein Termin von 30 Tagen bewilligt. 

Gegen die Wahl der Stadt Fogaras wurde eingewendet, daß 
die Namen der Wähler zwar angegeben, aber die Summen fehler— 
haft ſind. Antrag: man ſolle das Protocoll zurückſenden. Dagegen 
wurde eingewendet, daß dieß nur ein Schreibfehler ſei, denn da die 
Namen der Wähler angegeben ſind, ſo könne man die Irrung leicht 
berichtigen. Die Wahl wurde für giltig erklärt. 

Gegen Dom. Teleki wurde das eingewendet, daß auch ein 
Stellvertreter gewählt worden ſei. Wurde für jetzt nachgeſehen, 
doch für die Zukunft verboten. 

In die Commiſſion zur Beſtimmung der Unkoſten des Hau— 
ſes waren gewählt: Kubinyi Fr., Ghiezy, Pulßky, Patay, Nyäry, 
Lönyay Gab., Bezeredi, Lad. Teleki, Trefort. 

An der Tagesordnung war die Adreſſe auf die Thronrede. 
Jedoch Nyäry machte den Antrag, daß, da dieſe noch nicht zur 
Verhandlung reif ſei, man ſie auf morgen verſchieben möge. 

Beeſze klagte ſchon wieder mit feiner Donnerſtimme über den 
vielen Zeitverluſt, und drang auf alſogleiche Berathung. Das Haus 
ſtimmte jedoch für Verſchiebung. 

Miniſter Koſſuth zeigte an, daß die Tabellen der Ausgaben 
bis Ende Juni und von da bis Ende December, ſo wie das Budget 
für 1849 ſchon fertig ſei und gedruckt werde. Sobald dieß geſchehen 
ſei, in einigen Tagen, werde er ſeinen Finanzplan mit dieſen Belegen 
dem Hauſe vorlegen. 

Lad. Madaräß. Das Budget ſei die einzige Garantie von 
Seite des Miniſteriums. Wer ſtehe ihnen dafür gut, daß, wenn die 
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ſes bewilligt ſei, man fie nicht ſogleich nach Haufe ſchicken werde? 
Es ſolle bis zu Ende gelaſſen werden, wie dieß anders wo der Fall iſt. 

Deäk erklärte im Namen des Miniſteriums, daß es keineswegs 
die Abſicht habe, nach Bewilligung des Budgets den Landtag zu 
ſchließen. 

Ko ſſuth. Man ſolle ſich hier von keinem Uſus leiten laſſen. 
Das Haus habe zu beſtimmen, welchen Gegenſtand es früher oder 
ſpäter vornehmen wolle, hier ſei die Mehrheit des Hauſes allein 
beſtimmend. 

Nyäry. Die Bewilligung des Budgets ſei nur dem König, nicht 
dem Miniſterium gegenüber eine Garantie. Wir haben Vertrauen 
zum Miniſterium, es ſei daher alles eins, wann es vorgenommen 
wird. Doch ſoll die hiezu nöthige Commiſſion vom ganzen Hauſe, 
nicht in den einzelnen Sectionen gewählt werden. 

Die Mehrheit wollte jedoch, daß die Commiſſion ſectionsweiſe 
gewählt werde. 

Kubin yi interpellirte den Kriegsminiſter wegen des Ludovi— 
ceums. Die Hinderniſſe, welche die ehemalige Regierung in den 
Weg gelegt, ſeien verſchwunden. Wann es wohl eröffnet werden 
würde? 

L. Méßäros (Kriegsminiſter). Der Plan ſei fertig, der Ko— 
ſtenüberſchlag belaufe ſich ungefaͤhr auf 100,000 fl. Er wolle es 
noch mit Gottes Hilfe am Herbſte eröffnen laſſen. (Eljen!) 

Der Präſident bat ihn von Ertheilung der Eintrittskarten 
auf die Gallerie zu entheben und fie den beiden MWicepräfidenten zu 
übertragen, ſo daß Jeder 24 austheilen könne. Angenommen. 

Ende der Sitzung nach 12 Uhr Mittags. 

Unterhaus⸗Sitzung vom 20. Juli. 

Dießmal bot das Haus einen ſehr feierlichen Anblick dar. Die 
Deputirten nahmen bei Zeiten ihre Plätze ein, die Miniſter waren alle 
anweſend, und auf den Gallerien ſelbſt bemerkte man einen reichen 
Flor anmuthiger Damen. Die Erwartung war aufs höchſte ge— 
ſpannt, da aus der geſtrigen Conferenz ſich die wunderlichſten Ger 
rüchte verbreitet hatten. 

Um 10 Uhr wurde die Sitzung eröffnet. Der Präſident kün— 
digte an, daß der Adreßentwurf an der Tagesordnung. Was die Reis 
henfolge der vorgemerkten Redner betraf, hatte man die Anordnung ge: 
troffen, daß — wie es in andern Ländern Sitte — je ein Red— 
ner für und der folgende Redner gegen den Entwurf ſprechen 
ſollte. Nach einigen Proteſtationen beruhigte man ſich darüber. 

Notär Kazinczy verlas nun den Adreßentwurf. Der Präſi— 
dent erklärte, der Entwurf folle zuerſt im Allgemeinen, dann paragra— 
phenweiſe in Verhandlung kommen. ' 

Finanzminiſter Koſſuth nahm das Wort. Er ſchickte voraus, 
nicht ſowohl über den Entwurf ſprechen, als das Haus über zwei 
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Gegenſtaͤnde aufklären zu wollen. Der erfte dieſer Gegenſtaͤnde fei die 
Politik des Miniſteriums rückfichtlih Croatiens, der zweite deſſen 
Politik rückſichtlich Italiens. 

Was Craoatien betrifft, fo wiederholte der Miniſter in Weſentli⸗ 
chen das, was er in ſeiner Rede am 11. ſchon geäußert, und las 
außerdem eine Note vor, welche das ungariſche Miniſterium an Se. 
kaiſ. Hoheit den Erzh. Johann übergeben, und worin es wieder— 
holt, alle billigen Bedingungen zur Beſänftigung der Croaten 
gerne eingehen zu wollen, ausgenommen die, welche die Wuͤrde und 
Unabhängigkeit Ungarns verletzen würden. Hierauf fuhr der Red— 
ner fort: Sie ſehen nun alle ein, daß das Miniſterium mit den 
Croaten Frieden will. Sie können jetzt darauf weiter eingehen, 
können das Benehmen der Miniſter billigen oder tadeln. Das Haus 
kann uns unſer Verhalten für die nächſte Zeit vorzeichnen. Ent⸗ 
ſpricht dieſe Vorſchrift unſern Anſichten, gut, wo nicht, treten wir 
ab. Will es aber das Weitere uns überlaſſen, ſo übernehmen wir 
die Laſt der Verantwortlichkeit. — (Hier ſuſpendirte, wegen Erſchö— 
pfung des Redners, der Präſident die Sitzung auf eine Viertelſtunde.) 

Koſſuth, ſeine Rede wieder aufnehmend, kam nun auf die 
italieniſche Frage zu ſprechen. Es ſei dieß die erſte europäifche Frage, 
welche die Nation ſeit ihrer Mündigkeit zu verhandeln hat. Man. 
ſolle ſich nicht ſo hinreißen laſſen, um das eigene Vaterland darüber 
zu vergeſſen. Er wünſche, daß dieſe Frage nicht die Gemüther 
aufrege, daß fie vielmehr ruhig überlegt werde. Da wo es ſich um 
das Schickſal der Nation handelt, müſſen alle Sympathien und 
Antipathien bei Seite gelegt werden. Hier dürfe nicht nach abſtrac⸗ 
ten Principien gehandelt werden, ſonſt muͤſſe man auch deren eiſerne 
Conſequenzen tragen; protegiren wir die Italiener, weil ſie um ihre 
Freiheit kämpfen, dann müßten wir zuletzt auch den Croaten, den 
Böhmen Recht geben. (Murren.) Er geſtehe offen, er wünſche, daß 
die italieniſche Nation frei ſei. Auf dem vergangenen Landtag kam 
die Frage, ob man einwillige, daß das Finanz- und Kriegsminiſte⸗ 
rium in Wien ſei. Wir antworteten: nein. Darauf ſagten Jene wieder, 
was werden wir nun beginnen, ihr wollt keinen Theil der Staatsſchuld 
übernehmen, wenn die Italiener ſich losreißen, werden wir gezwungen 
ſein, einen Staatsbankrott zu machen, helft uns wenigſtens, daß wir den 
Krieg in Ehren endigen. Wir ſchuͤtzten die Unmöglichkeit vor. Das 
Miniſterium conſtituirte ſich, da brach von allen Seiten der Aufruhr 
los. Oben ſagte man: Ungarn will uns nicht helfen, der Jellachich 
ja, alſo halten wir mit Jellachich. Dieß liegt wie ein Fluch auf der 
ung. Regierung. Man berief ſich oben auf die pragmatiſche Sanction, 
man ſolle ihnen helfen einen ehrenvollen Frieden zu erringen. Wir 
antworteten, wir haben ſelber keine Kraft. Jetzt vor Eröffnung der 
Nationalverſammlung, wo wir beanſpruchten, daß jedes Mitglied 
der Dynaſtie für die Aufrechthaltung unſerer Integrität wirke, mußte 
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das ung. Miniſterium Rückſicht nehmen. Imaginationen find hier 
unnütz. Frankreich wollte der Republik Italien helfen, aber dem 
Italien des Carl Alberts nicht, der ein ſolches Recht an die Lom⸗ 
bardei hat, wie Jellachich an Croaten und z. B. der ruſſiſche Czar 
an Ungarn. Ich will die Politik des Miniſteriums offen darlegen, 
(lieſt das Protocoll des Miniſterrathes, in welchem beſchloſſen 
wurde, wenn Ruhe und Ordnung im Lande wieder hergeſtellt 
ſei, man die überflüſſigen Truppen dem Könige zur Erwirkung 
eines ehrenvollen Friedens überlaſſen wolle). Damit — ſchließt der 
Redner — ſagten wir nur, ſchafft uns Ruhe im Lande und wir 
werden Euch zu einem ehrenvollen Frieden verhelfen. Zu den Italienern 
aber werden wir ſagen: ſpannt die Saiten nicht zu hoch, ſonſt 
könnte es geſchehen, daß wir Oeſterreich zu Hilfe kommen. Man 
hat von uns verlangt, wir ſollen unſere Soldaten von Italien zu— 
rückrufen. Dieß iſt leicht geſagt, aber ſchwer gethan. Wir haben 10 
bis 12,000 Mann in Italien, aber es ſind auch 35,000 Croaten 
dort, die auch zurückkämen, und das hätten wir noch gebraucht. 
Hier hätte er ſich geäußert uͤber die vergangene Politik des Miniſte— 
riums. Von der Zukunft ſage er nichts. Er ſage nicht, daß man 
gleich ein Hilfsheer ſenden ſolle, oder nur wie viel man ſenden werde. 
Aber ſchon die moraliſche Kraft einer ſolchen Erklärung ſei ſehr 
groß und ſchon damit allein könne man Oeſterreich viel nützen. (Ein⸗ 
ſtimmiges Eljen.) 

Irinyi. Nach dem Herrn Finanzminiſter habe der Redner eis 
nen ſchweren Stand. Die ganze Sanction ſpreche nur von der Verpflich⸗ 
tung Oeſterreichs Ungarn zu ſchützen, wenn es angegriffen werde, 
nicht umgekehrt. Wenn man Truppen geben wolle, ſo könne man 
gleich das Finanz- und Kriegsminiſterium nach Wien verlegen. Man 
wolle zu einem ehrenwerthtn Frieden verhelfen. Wie aber, wenn 
Italien nicht wollte? So müßte man dann doch zur Gewalt ſchrei— 
ten. Oeſterreichs Kriege ſeien nicht die Ungarns. Und dann, was 
fei der Zweck der Intervention? Mit Croatien ins Reine zu kom— 
men. Das ſei unſere Sache, nicht die Oeſterreichs. Er möge ſich 
nicht mit dem Teufel verbinden, um in den Himmel zu kommen. 
(Gelaͤchter.) Wir werden mit den Croaten ſchon ohne Oeſterreich 
fertig werden. 

Ro män billigte die Politik des Miniſteriums. 

Agofton. Er ſpreche mit Befangenheit, weil das Miniſterium 
dieſe Frage zu einer Cabinetsfrage gewählt, doch müſſe er ſprechen. 
Vor einer Woche bewilligten wir dem Miniſterium 200,000 Mann 
und 42 Mill. Dazu alſo hätten wir ſie bewilligt, um die Soldaten 
nach Italien zu ſchicken? O nein! Zu allen Zeiten brachten wir 
Oeſterreich Opfer — wie wurden wir belohnt? Was ſuche Oeſter— 
reich in Italien? dort ſei alles verloren. Es zu behalten ſei unmög— 
lich. Weder in der Thronrede noch in der Adreſſe fei von Truppen- 
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bewilligung die Rede, folglich haben wir mit dieſem Gegenſtande 
nichts zu ſchaffen. 

Miniſter Eötvö s. Nach 300 Jahren der Nullität liegt plötz⸗ 
lich eine europäifche Frage zur Löſung vor. Er fei mit Jrinyi nicht 
derſelben Meinung. Die pragmatiſche Sanction verbinde uns nicht 
Oeſterreich zu helfen, wenn es angreife, wohl wenn es angegriffen 
werde. Dieß ſei nun der Fall. Er höre immer von Italiens Frei⸗ 
heit reden; er liebe die Freiheit, er liebe Italien mit Dankgefühl als 
die Wiege der Civiliſation. Aber kämpfe Italien für die Freiheit? 
Nein, für Carlo Alberto. Dieſen müffe man nicht nach ſchönen 
Worten beurtheilen, ſondern nach ſeinen Thaten. Er wolle nicht 
nur die Lombardei, auch das ſüdliche Tyrol an ſich reißen. Uebri⸗ 
gens werde man ja nur ſo viel Truppen ſenden, als man ohne Ge— 
fahr entbehren könne. Man müſſe hier Oeſterreich unterſtuͤtzen. 
Daß ſei die beſte Politik. 

Kubin vi wollte eine ſolche Politik nicht billigen. Schon der 
verfloffene Landtag beſchloß, man ſolle die Soldaten nach Haufe ru— 
fen und jetzt wolle man noch andere geben. Was heißt das? Etwa 
zum Danke, daß man Jellachich, nachdem Se. Majeſtät ihn öffent⸗ 
lich als Verrather erklaͤrt habe, in Innsbruck gehaͤtſchelt und ihn 
„Mein lieber Jellachich? genannt hat? Nein. Uebrigens mache er 
das Haus darauf aufmerkſam, man möge durch das Zetergefchrei 
„Panſlavismus' ſich nicht einen großen Theil loyaler Landesbewoh⸗ 
ner entfremden; denn in den obern Theilen von Neograd betragen 
ſich die Slaven als wahre Söhne des Vaterlandes. 

Molnär hielt eine lange Rede, worin er wenig Neues ſagte, 
ſondern nur bewies, daß die Politik des Miniſteriums ſehr gut ſei. 

Haläß. Wer ſteht uns dafür, daß Oeſterreich fein Wort hält 
und mit unſeren Truppen nicht einen ehrenvollen Frieden, ſondern ein 
neues, eiſernes Joch über die Italiener bringt, dann aber, wenn dieß 
geſchehen, unſere eigenen Truppen gegen uns wendet, um auch uns 
zu Sclaven zu machen? Wir kennen Oeſterreich ſeit 300 Jahren, 
wir kennen ſeine Undankbarkeit und argliſtige Politik noch von Met— 
ternich her. Wer garantirt uns für die Erfüllung dieſer Verſpre— 
chungen? 

Koſſuth. Wergarantirt? Glaubt der ehrenwerthe Deputirte, 
das Miniſterium werde ihm die Truppen ohne Garantie hingeben? 
Erſt muß es Friede und Ruhe im Lande machen, dann werden 
wir einen Frieden dictiren, deſſen Bedingung jedenfalls Italiens 
Unabhängigkeit fein muß, doch mit Uebernahme eines verhältniß- 
mäßigen Theils der Staatsſchuld, welche auch die Lombardei ge— 
rechterweiſe angeht. Will Italien dieſen Frieden nicht annehmen 
— erſt dann werden wir unſere entbehrlichen Truppen hinſenden. 
(Jubelndes Eljen.) 

Nyäry. Er hatte gewünſcht, die zukünftige Politik des Mini- 
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ſteriums nicht zu berühren. Das Haus habe nur die Vergangenheit 
zu beurtheilen, nicht die Zukunft, denn dann falle alle Verantwort⸗ 
lichkeit weg. Nun es aber ſchon geſchehen, ſage er, daß ihn die Er— 
klärung des Finanzminiſters vollkommen befriedigt. Redner erſuche 
ihn nur dieſelbe zu formuliren, damit ſie der Adreſſe eingeſchaltet 
werde. (Lebhafte Senfation.) 

Koſſuth. Er fei, auf den Wunſch des Hauſes, dieß zu thun 
gerne bereit. a 

Der Präſident erklärte hiemit die allgemeine Verhandlung der 
Adreſſe für geſchloſſen. Minifterpräfident Gr. Batthy any wuͤnſchte 
dieſe Erklärung nicht in die Thronrede aufgenommen, ſondern in 
einer ſeparaten Note abgefaßt. 

Deäk. Es ſei ihm leid, daß man bei der Verhandlung der 
Adreſſe nicht nach der Ordnung der Paragraphe vorgegangen ſei. 

Koſſuth. Er wiederhole, daß er keineswegs eine Motion habe 
ſtellen wollen, da aber das Haus wünſchte, daß er ſeine Erklärung 
formulire, ſo werde er es thun. 

Unterhaus⸗Sitzung vom 21. Juli. 

Daniel richtete eine Interpellation an den Kriegsminiſter, wie 
es komme, daß man die Arader Nationalgarde, welche dem Wer— 
ſchetzer Lager zu Hilfe gekommen, zurückgewieſen habe. Der Mini⸗ 
ſter: Er wiſſe davon noch nichts, werde aber, ſollte ein amtlicher Be⸗ 
richt kommen, ihn vorlegen. 

Koſſuth bat das Haus, nicht ſtrategiſche Details zu fordern, 
fo könne man nicht Krieg führen. Wie das Haus geſtern befohlen, 
habe er ſeine geſtrige Erklaͤrung formulirt, nur mit dem Unter— 
ſchiede, daß das, was er leſen werde, die politiſche Anſicht des gan- 
zen Miniſteriums ſei. Das Haus möge ſich darüber ausſprechen. 
Nun entſpann ſich auf Antrag des Deputirten Lad. Madaraf 
eine lange Debatte darüber, ob dieſes Protocoll des Miniſterrathes 
früher gedruckt werden ſolle oder nicht. Dafür ſprachen Ny ar y, Sof. 
Madaräß, und M., — dagegen unter andern Miniſter Deäf, 
welcher dieſes Verlangen eine Inconſequenz nannte, bis endlich 
Koſſuth in Eifer gerieth, verſicherte, keine weitern Erläuterungen 
geben zu wollen, und das Haus dazu aufrief: ob es Vertrauen 
zum Miniſterium habe oder nicht? (Die ganze ungeheure Majorität 
erhob ſich, es war ein zweiter 11. Juli.) Nyäry war über dieſe 
Procedur etwas empfindlich und ſagte den Miniſtern geradezu, ſie 
hätten die Würde des Hauſes verletzt, es ſei an dem 
Präſidenten, ſie zur Ordnung zu weiſen, ſie hätten hier nur die 
Rechte wie jeder Deputirter, nicht als Miniſter. Er wolle keine 
Miniſterkriſis unter den jetzigen Verhältniſſen, ja er hält den der 
dieß wolle für einen Verräther, doch wenn die Miniſter ungeſtraft 
beleidigen könnten, ſo wolle er lieber aufhören Mitglied dieſes Hau⸗ 
ſes zu fein, (Murren.) Deäk wies mit Klarheit und Würde das Ge⸗ 
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wagte einer ſolchen Beſchuldigung zuruck, und hob mit ſchlagenden, 
ſtreng logiſchen Argumenten die Geſetzmaͤßigkeit des Antrags ſei⸗ 
nes Collegen hervor. Széchenyi ermahnte in feiner originellen 
und eindringlichen Manier zu Friede und Eintracht. Mepäros 
vertheidigte die ungariſchen Krieger in Italien, daß fie ſich helden⸗ 
mäßig betragen, man müſſe ſie nicht untergehen laſſen, ſondern 
ihnen zu Hilfe kommen. Lad. Teleki wünſchte, daß man die Er⸗ 
klaͤrung des Miniſters noch einmal vorleſe. Das geſtrige Protocoll 
wurde nun gelefen, und nach kurzer Debatte für gut befunden. Käl⸗ 
lay wuͤnſchte in die Adreſſe einen Paragraphen über das Verhaͤltniß 
zu Deutſchland. Tudwig wieder fuͤr die Unabhängigkeit Polens. 
Joſ. Madaräß ſah in denjenigen, welcher das jetzige Miniſterium 
ftürgen wolle, keinen Landes verraͤther, auch ohne dasſelbe werde und 
müſſe Ungarn gerettet werden, die Miniſter ſeien ja Menſchen und 
könnten auch jetzt ſterben. M. Perczel hielt dafür, daß Erzh. 
Joh ann als deutſcher Reichsverweſer jetzt der Mann nicht ſei, der 
als Vermittler in Croatien auftreten könne, er habe ja Jellach ich 
feinen lieben Ban genannt. Rückſichtlich Italiens iſt er der Anſicht, 
daß Carlo Alberto mehr Rechte habe als Ferdinand, denn 
jener ſei der Gewählte des Volkes und Mann der Freiheit, während 
dieſer Italien ſtets bedrückt habe. Koſſuth wiederholte nun, daß 
Erzh. Johann früher als Vermittler, wäre er nach Croatien ge— 
gangen, viel würde genüßt haben. Er zählt nun die Anſtalten her, 
die getroffen werden das Militär verlaͤßlich zu machen, und ſchloß 
damit, daß ihn Ferdinand mehr angehe als C. Alberto, denn 
Ferdinand ſei fein König, welchem er Treue gefhwo- 
ren. Uebrigens vertheidigte er in einer launigen Abſchweifung die 
Täblabirô's und bat endlich mit der Adreßdebatte zu eilen, und wenn 
die Vormittagsſtunden nicht hinreichten, auch den Abend zu Hilfe 
zu nehmen, denn es lägen fehr wichtige Gegenſtände zur Erledi- 
gung vor. 

Oberhaus⸗Sitzung vom 21. Juli. 

Nach Verleſung des Protocolld der letzten Sitzung erklärte 
der Präſident, daß die Sitzung darum nicht früher gehalten werden 
konnte, weil der Gegenſtand derſelben, nämlich der Adreßentwurf, 
zweimal gedruckt werden mußte; und da im 2. Exemplar Verände⸗ 
rungen gemacht worden find, fo war es nothwendig beide Exem⸗ 
plare dem Hauſe vorzulegen. 

Beöthy. Der Ausſchuß war damit beauftragt, daß er blos 
darauf antworte, was in der Thronrede enthalten iſt; nun aber iſt 
in dem veränderten Exemplar unter Nro. 3 auch ſo etwas erwähnt, 
was weſentlich nicht hin gehört. Folglich kann nur das Exemplar 
ſub Nro. 2 als das echte betrachtet und verhandelt werdeu. Die in 
dem veränderten Exemplar enthaltene Modification müßte als Amen⸗ 
dement angenommen werden. „ net 
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Joſeph Pälffy. Der Ausſchuß hat jene Adreſſe entworfen, 
welche ſub Nr. 2 enthalten iſt, ſogleich dürfte man dieſelbe in einer 
Privatconferenz nicht umaͤndern. 


Perenyi (Vicepraäſident). Er entwickelte die Beweggründe, 
welche den Ausſchuß bei Ausarbeitung des Entwurfes geleitet haben. 
Was in der Thronrede erwähnt wurde, davon habe auch in der Adreſſe 
Erwähnung geſchehen muͤſſen. Auch hielt es der Ausſchuß für noth⸗ 
wendig, vor ganz Europa ſeine Anhänglichkeit an den k. Thron zu 
erklären, indem Aufwiegler unſere Treue gegen die Dynaſtie als 
zweifelhaft darftellen. — Rückſichtlich Croatiens hat ſich der Aus⸗ 
ſchuß uͤberzeugt, daß dort die Auflehnung nicht der Geſammtheit 
des Volkes, ſondern nur etlichen Verführern zuzuſchreiben ſei, und 
daß man die croatiſchen Wirrniſſe von den räuberiſchen Bewegungen 
des Unterlandes unterſcheiden muͤſſe. — Die Ereigniſſe in Italien 
waren Reſultate eines unabläßlichen Strebens nach conſtitutionellem 
Leben, und darum fanden ſie bei uns Sympathie. Aber die Politik 
geſtattet nicht immer, den Eingebungen des Herzens zu folgen. Darum 
hat ſich der Ausſchuß dahin ausgeſprochen, daß unſere Nation bei— 
tragen wolle, wenn wir einmal in der Ordnung ſein, und unſere 
Verhältniſſe es geſtatten werden, die Angelegenheit Italiens auf 
friedlichem Wege und ſo auszugleichen, wie dieß mit den Grundſätzen 
einer conſtitutionellen Freiheit vereinbar iſt. 


Ujhäazy Saroſer Obergeſpan). Bei mehreren Nationen, 
wo das Initiativrecht der Krone zuſteht, haben die Adreſſen eine 
höchſtwichtige Bedeutung, und bieten Gelegenheit dar, damit die 
Nation ihre Principien äußere. Wir ſind zwar nicht in ſolcher Lage; 
demungeachtet verdient auch bei uns die Adreſſe eine Beachtung; 
denn dieſe wird unſer erſtes Document ſein: womit wir uns der Ci— 
viliſation Europas vorſtellen werden; und zweitens darum, weil es 
unſere Pflicht iſt, die in der Thronrede geoffenbarte Politik des Mi- 
niſteriums zu beurtheilen. Das Schweigen und der Myſticismus 
iſt ſowohl für die Nation, als auch für den Thron gefährlich. — 
Nach der Aeußerung des Miniſteriums iſt unſer Vaterland, der 
pragmatiſchen Sanction gemäß, verpflichtet, die öſterreichiſchen Pro— 
vinzen gegen ihre Feinde zu vertheidigen. Ich jedoch finde dieß nicht 
in der pragmatiſchen Sanction. Dieſe beſteht aus 2 Theilen. Im 
erſten wird dem König gedankt, daß er das Vaterland wider feind⸗ 
liche Angriffe geſchützt, und im 2. Theile wird aus Dankbarkeit das 
Recht der ungariſchen Thronfolge auch auf den weiblichen Zweig der 
Dynaſtie übertragen. Hieraus folgt aber durchaus nicht, daß ſich die 
Nation verpflichtet habe Oeſterreich zu vertheidigen; dieſe Ver— 
pflichtung der Nation aufzubürden, war nicht einmal der damalige 
Reichstag berechtigt. Darum kann ich es nicht billigen, daß wir 
gegen Italien unſere Soldaten hergeben. 
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Präſident. Die Mehrheit wünſcht es, daß wir den Ent⸗ 
wurf paragraphenweiſe in Verhandlung nehmen. 

Beöthy. Wenn die Nation zu ihrem Monarchen ſpricht, ſo 
kann fie es nur auf jenem Wege thun, auf welchem auch der Mo— 
narch zu ihr ſpricht. Da nun der Monarch mittelſt ſeines königl. 
Statthalters an die Nation ſprach, ſo muß auch das Oberhaus 
ihre Adreſſe gerade an den königl. Statthalter richten, mit dem 
Anſuchen, daß er Se. Majeftät davon in Kenntniß ſetze. Uebrigens 
wünſche ich, daß der Styl der Würde einer Nation entſpreche, und 
daß wir uns nicht mehr unterſchreiben: humillimi servi et ca- 
pellani. 

Graf Julius AUndräffy. Die Thronrede kommt vom König, 
folglich muß auch die Antwort an Se. Majeſtaͤt gerichtet werden. 

Pälffy (Preßburger Obergeſpan) ſtimmte auch gegen 
Beöthy; und dem Saroſer Obergeſpan erwiederte er, daß die 
pragmatiſche Sanction in dem Adreßentwurf gar nicht erwaͤhnt wird, 
folglich könne hier darüber keine Discuſſion ſtattfinden. 

Szemere. Das Haus kann mit Recht erwarten, daß das 
Miniſterium feine Politik darſtellt. — Man muß aber die Außer: 
ordentlichkeit der Ereigniſſe recht auffaſſen. In ſeinem Einſchreiten 
gegen die Ruheſtörer iſt das Miniſterium von Doppelzüngigkeit und 
Verrath gehindert worden. — Das Minifterium hielt es für rath— 
ſamer, die Mittel der Verſöhnung als der Gewalt zu wählen; ſollte 
aber der Friede für uns nicht ehrenvoll hergeſtellt werden können, 
dann iſt der Krieg unvermeidlich. Um unſere Lage gut aufzufaſſen, 
laſſen Sie mich zurückblicken auf das Ende des Jahres 1847. Unſer 
Streben war damals das corpus juris zu reformiren; — die In— 
duſtrie beſtand blos im Schutzvereine; Preßfreiheit, jährlicher Reichs— 
tag u. ſ. w. waren bloße Träume, die alte Regierung war nicht im 
Stande uns zu vernichten, und wir waren nicht im Stande zu ſie— 
gen. Und wie fanden wir das Land, als wir ins Miniſterium traten? 
Unruhen, Judenverfolgungen, eine Schatzkammer ohne Geld, Bank— 
noten ohne Credit, nur 18,000 Soldaten, und bei den wenigſten eine 
Begeiſterung für die errungenen Inſtitutionen; Croatien im Auf⸗ 
ſtand; und wir ungekannt von Europa. So fanden wir das Land. 
Wir mußten alſo entweder gleich ſiegen, oder die Politik des Frie— 
dens befolgen. Das erſte konnten wir nicht, und darum durften wir 
nicht unſere Schwäche zu erkennen geben; wie wir anderſeits nicht 
ungerecht erſcheinen durften. 

Géczy Honter Obergeſpan) Im 8. Abſchnitt wird gefagt, 
daß wir berufen ſeien im engen Einverſtändniſſe mit den Völkern 
des großen Deutſchlands die Schutzmauer der Civiliſation zu ſein. 
Da aber zu den civiliſirten Völkern nicht nur die Deutſchen, ſondern 
auch Franzoſen und Engländer gehören, ſo ſollten auch dieſe erwähnt 
werden; auch der Türken ſollte gedacht werden, darum weil ſie 
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zur Niederhaltung der flavonifchen Bewegungen viel beitragen 
konnen. 

Graf Andräſſy Zempliner Obergeſpan). Warten wir frü- 
her ab, wie ſich die Franzoſen und Engländer über uns äußern 
werden. 

Ujhäzy. Die Sympathie für England und Frankreich ſollte 
jedenfalls geaͤußert werden, nicht aber für die Türkei, welche 
zu den civiliſirten Nationen nicht gerechnet werden 
kann. Uebrigens da in der Thronrede wir zur Hilfe nicht aufge⸗ 
fordert werden, fo ſollten wir dieſen Punct ganz unberührt laſſen. 

Weſſelényi. In der ganzen Adreſſe ſehe ich zwei Puncte 
im innigſten Zuſammenhange. Der eine betrifft Croatien, der an— 
dere Italien. Hinſichtlich Croatiens haben wir ſchon im friedlichen 
Sinne geſprochen. (Hier erzählte er den ganzen Vorgang der croati— 
ſchen Wirren, das Betragen von Jellachich und ſeiner Patrone.) 
Rückſichtlich Italiens ſollten wir alſo Se. Majeftät anreden: Herr, 
trage alles bei um die Ruhe und Ordnung im Ungarlande herzu— 
ſtellen, dann werden auch wir trachten in Italien einen ſolchen Srie- 
den zu bewerkſtelligen, welcher mit den Principien der Freiheit im 
Einklang ſei. 

Graf Samuel Teleki. Wir muͤſſen nicht nur die Sympa⸗ 
thien anderer Nationen, ſondern auch jene unſeres eigenen Volkes 
zu gewinnen ſuchen. Nun wiſſen wir aber, daß bei uns der italieniſche 
Krieg keine Sympathie findet. 

Weſſelényi. Schwarz deſſen Seele, der für die Unterdruͤ— 
ckung Anderer Sympathien empfindet. Das habe ich nie geäußert, 
ſondern wir müſſen dem Thron die Ausſicht geben, daß wir die fried— 
liche Ausgleichung der italieniſchen Angelegenheit befördern wollen. 

Nach dieſen Debatten wurde der Entwurf angenommen, welchen 
eine aus 12 Mitgliedern beſtehende Deputation Sr. Hoheit 1 
Palatin einhändigen ſollte. 

Unterhaus-Sitzung vom 22. Juli. 

Praͤſes Päzmändy machte die Anzeige, daß der Kriegsmi⸗ 
niſter ſeinen Plan in Bezug auf die Einrichtung des Ludoviceums 
eingereicht. 

Wurde beifaͤllig aufgenommen. Auch zeigte der Präfident an, 
daß zwei Petitionen gegen die Wahl zweier Deputirten eingelaufen, 
welche aber, weil der Termin der Annahme verſtrichen, nicht mehr 
beruͤckſichtigt werden. 

Der Präfes verlangte, daß die Verifications-Commiſſion die 
Namensliſte der bis jetzt angelangten Deputation anfertigen möge. 
Kai ging man zur Tagesordnung über. 

Stephan Eg ry (von der Linken) hatte im Allgemeinen gegen 
die Faſſung blos das einzuwenden, daß die Adreſſe nicht klar und 
deutlich die Geſinnung des Hauſes ausſpricht. Den Inhalt anbe⸗ 
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langend, fo war Redner in Bezug auf die eroatiſche Angelegenheit 
mit dem Miniſterium wohl einverſtanden, doch hätte er den Um⸗ 
ſtand, daß der Erzherzog, der als Vermittler gewählt worden, den 
Rebellen Jellachich mit den Worten: „lieber Ban” in einer Zus 
ſchrift angeredet, in der Adreſſe gerne erwähnt geſehen, und daß er 
nun als Reichsverweſer die Vermittlung nicht übernehmen könne. 
Was Italien anbelangt, wünſchte er, daß das Militär, das ſich 
dort befindet, dort bleiben, aber kein neues hingeſendet werden möge. 

Nachdem ein Deputirter von der Rechten geſprochen, nahm 
Marczel das Wort und äußerte ſich in Bezug auf die italieniſche 
Frage, daß die Mehrheit, welche gegen die Sympathie des Volkes 
votirt, nicht das Volk, ſondern das Miniſterium repräſentire. Er 
warf dem Miniſterium vor, daß dieſes, nachdem es vor einigen Tagen 
einen fo Eräftigen Beweis des Vertrauens erhalten, dasſelbe nun 
mißbrauche. | 

Mepäros. Er fühlt ſich zwar zu ſchwach, den Finanzmini⸗ 
ſter zu vertheidigen, iſt aber der Anſicht, daß drei Gründe für die 
Intervention in Italien ſprechen. Erſtens unſere AnhänglichEeit an 
die Dynaſtie, zweitens, weil wir ſonſt Fiume verlieren würden, 
wodurch unſer Handel leiden würde, und drittens gebietet es uns 
die Rechtlichkeit, daß wir einem mit Unrecht angegriffenen Nach— 
bar helfen. 

Nyäry glaubte, daß man in Ungarn zwei Oberhaͤuſer habe, 
wenn er die zwei Adreſſen (des Ober- und Unterhauſes) vergleicht. 
Er findet, daß die jetzige Adreſſe der im vorigen Reichstage entwor⸗ 
fenen weit nachſtehe. Sie iſt eine Verläugnung jener Grundſaͤtze, 
für welche er mit der früheren Oppoſition (jetzt Miniſterpartei) ſo 
lange gekämpft hat. Bei einer verantwortlichen Regierung wünſch te 
er blos eine Verantwortlichkeit der befolgten, nie aber der zu befol- 
genden Politik; weil eine Verantwortlichkeit der zukünftigen Politik 
von Seite der Regierung nichts anderes hieße, als die Verantwort⸗ 
lichkeit von ſich auf die Vertreter des Volkes abzumälzen. Mit der 
vergangenen Politik ſei er zufrieden; über die zukünftige möge der 
kommende Reichstag entſcheiden. Der Finanzminiſter hat gewünſcht, 
daß wir die Landesvertheidigung vor der Adreſſe vornehmen; das 
Haus möge nun ausſprechen, daß das bewilligte Militär blos zur 
Vertheidigung des Vaterlandes beſtimmt ſei, ſonſt iſt das Haus 
compromittirt. Seit dem Maͤrz iſt von Gleichheit ſo viel geſprochen 
worden, und in der Adreſſe geſchieht davon keine Erwähnung. Nun 
ging der Redner auf die pragmatiſche Sanction über und zeigt, daß 
der Sinn derſelben keineswegs ein Schutz- und Trutzbündniß mit 
Oeſterreich ſei. Er iſt kein anderer, als daß auf dem Haupte des 
öſterreichiſchen Kaiſers zugleich die ungariſche Krone fei. — Nun 
ging er auf die italieniſche Frage über, und ſchilderte mit Eräftigen 
Worten, wie eine Intervention in Italien Ungarn die Antipathieen 
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von ganz Europa zuziehen werde, und daß Ungarn dadurch aus 
den Blättern der Geſchichte ausgelöſcht werde. Der Artikel 10 vom 
Jahre 1790, für welchen er mit dem Finanzminiſter zum Ueber⸗ 
druſſe gegen die Bureaukratie gekaͤmpft habe, wird nun von dieſem 
ſelbſt verletzt. Ich wünſchte, daß die Politik des Miniſteriums eine 
volksthümliche wäre. Der Finanzminiſter äußerte, daß dieß die erſte 
europäifche Frage ſei, in welcher Ungarn mitzuſprechen habe. Er 
hat aber nicht bedacht, daß die heutigen europäiſchen Völker nicht 
die früheren find, welche blos in den Händen einiger Individuen 
waren. Wir find von Völkern umgeben, die als Feinde der Civili— 
fation von ganz Europa gefürchtet werden. Dieß find aber nicht die 
Italiener, für welche die Meinung der ganzen Welt iſt. Man 
ſagt, wir haben Oeſterreich nöthig. Es fragt ſich, hat Oeſterreich 
eine Zukunft? Früher oder fpäter wird Defterreich auseinanderfallen. 
Ungarn darf alſo keine öſterreichiſche Politik befolgen. Der Redner 
wünſchte, daß dieß in der Adreſſe klar ausgedrückt werde. Der Kriegs— 
miniſter fürchtete Fiume zu verlieren; Völker laſſen ſich nicht wie 
Soldaten commandiren, und wir würden uns im Kriege gegen 
Italien in Fiume keine Sympathieen erwerben. Nun zeigte er das 
Unhaltbare der von dem Finanzminiſter geſtern auseinandergeſetzten 
Politik in Bezug auf Italien, und ſchloß damit, daß er ſich gegen 
den Adreß-Entwurf erklaͤrte. 5 

Deäk verwahrte ſich blos gegen die Beſchuldigung, daß das 
Miniſterium eine reactionäre Politik befolge. Das Miniſterium habe 
ganz klar gezeigt, daß es nicht die Abſicht habe, die Freiheit Ita⸗ 
liens zu unterdrücken u. ſ. w. 

Pulßky ſtellte es in Abrede, daß in dieſer Kammer das 
Volk nicht vertreten ſei. Dieſen Ausdruck habe man von Frankreich 
gelernt, als Frankreich in der Kammer nicht vertreten war. Man 
hat mit der öffentlichen Meinung gedroht. Wo iſt dieſe öffentliche 
Meinung? Etwa in den Zeitungen? Der Redner erklärte, daß die 
Meinung ſolcher Journale, die nur ein Paar Hundert Abonnenten 
haben, nicht berückſichtigt zu werden braucht, wohl aber die derje⸗ 
nigen, die an 10,000 oder doch wenigſtens 5000 Pränumeranten 
zählen. Auch in Deutſchland iſt man gegen den Angriff Carl Al⸗ 
berts in Italien. Nicht durch eine Berufung auf das, corpus juris 
werden wir uns Achtung in Europa verſchaffen, ſondern wenn wir 
uns ſtark zeigen. Der Redner wies nun auf die von Carl Albert 
begangenen Treuloſigkeiten hin, und machte der Linken den Vor⸗ 
wurf, daß ſie Sympathieen für ihn hege. 

Klauzäl wies dem Deputirten Nyäry eine Inconſequenz 
nach, der zufolge er den Tag früher geäußert, er habe nicht die 
Abſicht das Miniſterium zu ſtürzen, und daß er eine miniſterielle 
Kriſis vermeiden wolle, während er heute das Miniſterium beſchul⸗ 
digt, daß es das Vaterland compromittire. Er frug Nyäry, ob 


59 


es denn ein höheres Intereſſe gebe, für das er das Miniſterium zu 
erhalten wünſcht, wenn es nicht das des Wohles des Vaterlandes 
iſt. Teleki Laßlo bewies, daß die geſtrige Aeußerung Nyäry's 
mit der heutigen nicht im Widerſpruch ſtehe. Wenn wir auch keine 
Miniſterkriſis wuͤnſchen, daraus folgt noch nicht, daß wir Alles bil- 
ligen, was die Miniſter ausführen. Zum Beweiſe, daß der Reichstag 
nicht immer das Volk vertritt, führte der Redner den Umſtand an, 
daß in allen conſtitutionellen Ländern die Regierung das Recht habe, 
den Reichstag aufzulöſen, um an das Volk zu appelliren. Der Red- 
ner wünfcht, daß in der Adreſſe ausgeſprochen werde, daß das Feu⸗ 
dalſyſtem noch in dieſem Jahre aufgehoben werde. Große Aufregung 
rief die Aeußerung des Redners hervor, daß er zum Beweiſe ſeiner 
Conſequenz für das Princip der Nichtintervention in Italien auch 
ſeine Billigung der Loßreißungsbeſtrebungen in Croatien ausſprechen 
würde, wenn ſie nicht ein Werk der Reaction wären. Denn das 
dortige Volk wünſcht nicht das, was Jellachich wuͤnſcht, und 
Jellachich wünſcht nicht mehr, ſondern weniger Freiheit, als die 
Ungarn bieten. Noch äußerte ſich der Redner ironiſch gegen Pulßky, 
welcher das Wiener Miniſterium als verächtlich, von Knaben ab— 
hängig, ſchilderte, und dennoch wünſchte, daß wir uns demſelben 
unterordnen ſollen. 

Nach einigen minder weſentlichen Debatten beſtieg Täncſies 
die Tribune, äußerte ſich gegen den Adreß-Entwurf, und las einen 
von ihm ſelbſt verfaßten Adreß-Entwurf vor, welcher feines naive. 
und derben Tones wegen oft Lachen erregte. 

Madaräß ſprach ſich in einer energiſchen Rede gegen die 
Adreſſe aus. Er rügte die Unaufrichtigkeit des Finanzminiſters, welcher 
früher der Adreſſe keine große Wichtigkeit beilegte, und ſich dabei 
auf den engliſchen Parlamentsgebrauch ſtützte, und nun wird der 
Adreß⸗Entwurf mit ſo vieler Hartnäckigkeit vertheidigt. Er wünſchte 
keine neue Adreſſe, ſondern blos einige Modificationen in derſelben. 
Mit Jellachich dürfte nicht mehr unterhandelt werden, denn 
er iſt ein Rebell. Er erklärte, daß wir noch keinen Kriegsminiſter 
haben, da unſer Militär noch zu ſehr von Oeſterreich abhängt. Der 
Erzherzog Johann habe als Bedingung der Ausgleichung mit 
Croatien gewuͤnſcht, daß wir die Rüſtungen gegen Croatien ein: 
ſtellen; daraus erklärt es ſich, warum man in den dortigen Gegen— 
den die Truppen zurückgezogen habe. Die pragmatiſche Sanction iſt 
ſtets dazu benützt worden, die Freiheit anderer Völker zu unterdrü— 
cken und Schulden zu machen. Wir wollen dieſe Schuldenlaſt nicht 
übernehmen, Italien aber dazu zwingen. Mit demſelben Rechte 
könnte Italien das ſelbe von uns verlangen. Die Antipathien gegen 
eine Intervention ſeien im Volke zu groß, als daß wir zu einer 
ſolchen die gewünſchten Mittel erlangen könnten. Nach einigen Re⸗ 
den, die im Weſentlichen das Frühere wiederholten, kündigte der 
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Spräfes an, daß noch 72 Redner vorgemerkt feien, und ſprach den 
Wunſch aus, daß dieſelben auf das Wort verzichten mögen. 

Dieſem wurde willfahrt, und die Sitzung gegen 2 Uhr bis 
nach 5 Uhr verlegt. 5 

Gegen halb 6 Uhr wurde die Sitzung wieder eröffnet. 

Berſenczei. Bevor wir zur detaillirten Berathung der 
Adreſſe übergehen, möchte ich den Vorſchlag machen, daß über den 
allgemeinen Schluß der Debatte einzeln abgeſtimmt werde. Man 
weiß, daß von dieſer Frage die Exiſtenz des Miniſteriums abhaͤngen 
ſollte. In den Journalen könnte die Art der Beſchlußnahme der 
Oeffentlichkeit entſtellt vorgelegt werden; um dieß zu vermeiden, 
möge man die namentliche Abſtimmung vornehmen. 

Ein anderer Deputirter ſprach dagegen und es blieb ſomit 
beim Alten. 

Der Präſident erklärte, daß nunmehr die punctweiſe Verhand⸗ 
lung der Adreſſe vor ſich gehen werde. Wenn 20 Deputirte den 
Wunſch ausſprechen ſollten, irgend einen Punct durch Abſtimmung 
entweder zu verwerfen oder beizubehalten, ſo wird zur Abſtimmung 
geſchritten werden. 

Notär Zäko betrat nun die Tribune und verlas den Adreß— 
Entwurf. 

Bezeré dy machte die Bemerkung, daß beim Präſes auch 
ein Entwurf vorliegt; er ſchlage vor, auch dieſen Entwurf vorzuleſen. 

Dieß geſchah, und nun entſpann ſich eine dreiviertelſtündige 
Debatte darüber, welcher der beiden Entwürfe zur Verhandlung 
kommen ſolle? Endlich löſte der Praͤſident den gordiſchen Knoten, 
indem er äußerte, man könne den Entwurf des Comité's, über 
welchen man drei Tage lang debattirt, nicht ganz beſeitigen; ſon— 
dern man möge die erſten 6 Paragraphe verleſen, ſodann die hier⸗ 
auf gemachten Modificationen, und aus dieſen mittelſt Abſtimmung 
wählen. 5 
Dieß geſchah. 

Iränyi las hierauf feine Modification, wurde aber unter⸗ 
brochen, und zwar durch das ungeftüme „Haljuk,“ deſſen ſich das 
Centrum und die Rechte als Waffe bediente, um die Linke nie⸗ 
derzuhalten. 

Das Amendement wurde nicht angenommen. 

Der Notär verlas ſodann die erſten 6 Puncte des zweiten 
Entwurfes. 

Bezüglich des Punctes, der die italieniſche Frage betraf, wurde 
das modificirte Miniſterial⸗Operat mittelſt vorgenommener öffentli⸗ 
cher namentlicher Abſtimmung mit 232 gegen 36 Stimmen ange⸗ 
nommen. Es ward ſomit eine Hilfeleiſtung gegen Italien an Oeſter⸗ 
reich votirt. Mehrere enthielten ſich der Abſtimmung. 
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Unterhaus-Sitzung vom 24. Juli. 

Nach Verleſung des letzten Sitzungsprotocolls klagte ein De⸗ 
putirter über den ſpäten Abdruck der Protocolle. Hierauf folgte der 
Bericht des Verificationsausſchuſſes. Gegen Johann Drägus, 
Deputirter des Biharer Comitats, wurde Einwendung gemacht, weil 
er in Criminalunterſuchung ſtehe. Graf Mihälyj war der Anſicht, 
man könne, bis er nicht abgeurtheilt ſei, die Wahl nicht annulliren, 
ſonſt würde man es fo machen, wie die frühere Regierung. Sranpi 
meinte, daß ein Deputirter, der eines Attentats bezüchtigt iſt, nicht 
wohl in dieſem Hauſe ſitzen könne. Wie man ſich da ausnehmen 
würde, wenn man nach kurzer Zeit über ihn das „Schuldig“ aus- 
ſprechen würde. Bönis erwiederte, das Haus ſtehe zu hoch, um 
ſich von der Meinung Einzelner leiten zu laſſen. Graf Ludwig 
Teleki wollte ſeinen Principien conſequent bleiben und ſtimmte 
daher für Beſtätigung der Wahl, welche das Haus auch endlich für 
giltig erklaͤrte. 

Gegen Ludwig Kovacs, Deputirten von Nagybanya, wurde 
vorgebracht, daß mehr als 10 Wähler die Abſtimmung verlangt, 
dieſe aber mit Gewalt verdrängt worden. Der Ausſchuß ſtimmte für 
Giltigkeit der Wahl, da das Protocoll in Ordnung und keine Be— 
weiſe beigebracht ſeien. Papp Sigmund drang auf Unterſuchung. 
Da entſpann ſich nun wieder ein heftiger, aufgeregter Kampf über 
des Kaiſers Bart, in welchen die walachiſche Nationalität und a. d. 
hineingezogen wurde. Man wiederholte dieſelbe Phraſe bis zum 
Ueberdruß. Die Verwirrung brachte es dahin, daß der Präſident 
mit Suſpendirung der Sitzung drohen mußte. Endlich wurde abge— 
ſtimmt und die Wahl beftätigt. 

Der Präſident zeigte eine Petition der in der Bukowina be— 
findlichen ungariſchen Colonien vor. Sie wurde verleſen. Die Un: 
garn, welche vom Kaiſer Joſeph ins Land gerufen wurden, beklagten 
ſich über Mangel an Grund und Boden, da ſie ſich ſeitdem ſehr 
vermehrt hätten, über Bedrückung u. ſ. w., und baten das Haus 
um feine Vermittlung. Dem Petitionsausſchuß überwieſen. 

Der Kriegs miniſter gab auf eine Interpellation die Auf⸗ 
klärung, daß in den untern Gegenden genug Militär ſei und noch 
mehr dahin abgehen werde. 

An der Tagesordnung war die Authentication der Adreſſe, welche 
mit geringen ſtyliſtiſchen Aenderungen angenommen wurde. 

Ladislaus Teleki machte zwei Motionen. Erſtens die Adreſſe 
dem Erzherzog Statthalter durch eine Deputation überreichen zu 
laſſen. Zweitens eine Deputation nach Innsbruck an den König zu 
ſenden, mit der Vitte, ſobald feine Gefundheitsverhältniffe es ge— 
ſtatten, in die Mitte ſeiner getreuen Ungarn zu kommen. Beide 
wurden angenommen. 

Der Cultusminiſter L. Eötvös brachte einen Geſetzvorſchlag 
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ein, welcher die in Folge des Art. 20 vom J. 1848 dem Miniſte⸗ 
rium übertragene Regelung des Elementarunterrichtes zum Gegen— 
ſtande hatte. Den Koſtenüberſchlag ſollte der Finanzminiſter im all⸗ 
gemeinen Budget machen. 

Ein Deputirter des Banates forderte das Haus zu energiſchen 
Maßregeln auf, da während man hier berathe, die untern Gegen— 
den verloren gehen. Man ſolle Bacs und Torontal in Belage- 
rungszuſtand erklären und unter Kriegsgeſetze ſtellen. Auch Z k 6 
war derſelben Anſicht, es herrſche dort keine Rechtspflege, ſondern 
Fauſtrecht. Der kön. Commiſſär ſei in Peterwardein und nicht in Bäcs, 
man müffe ſchnell handeln, ſonſt ſei alles verloren. Lad. Mad a— 
räß war dagegen, das Geſetz zu ſuſpendiren, ſondern brachte ein 
Martialgeſetz ein. Gorové bat aus gewiſſen Gründen, die er 
hier nicht vorbringen könnte, Temes nicht in Belagerungsſtand zu 
erklären. 

Miniſter Deak wollte ſich der Verhandlung des Geſetzes 
nicht widerſetzen, doch glaubte er, dieß ſei nicht das Amt des 
Hauſes, es ſolle dergleichen Executivmaßregeln dem Miniſterium 
überlaſſen. 

Derſelben Anſicht war auch Nyäry, daß das Princip der 
Miniſterialverantwortlichkeit mit dergleichen Executivmaßregeln nicht 
übereinſtimme, da aber das Geſetz ſchon eingebracht worden, ſo 
möge man es verhandeln, während Zäk6 den Miniſter heftig an— 
greift, er habe ihm die Lage von Bäcs mitgetheilt, ſei in ihn ger 
drungen und doch geſchehe nichts. Deak erwiederte hierauf aber— 
mals, das Miniſterium habe ſich bisher ſtreng an die Geſetze halten 
müſſen, man ſolle es zu außerordentlichen Maßregeln ermächtigen, 
und ihm die Ausführung derſelben überlaſſen. 

Unterhaus-Sitzung vom 25. Juli. 

Die Sitzung begann erſt um 1 Uhr Nachmittags, da fuͤrher das 
Haus in ein Comité verſammelt war und die Zurückkunft der an Se. 
Hoheit den Erzherzog Statthalter abgeſandten Deputation abge— 
wartet wurde. Sie dauerte nicht ganz eine Stunde und war auch eine 
der unbedeutendſten, welche während dieſer Seſſion ſtattgefunden. 

Der Präſi dent meldete, daß die Deputation bei Sr. k. k. Ho- 
heit dem Erzhrrzog Audienz erhalten, und ihm die Adreſſe mit der 
Bitte übergeben, ſelbe Sr. Majeſtät dem König vorzulegen. Hierauf 
zeigte er mehrere eingelangte Petitionen vor, welche an den Ausſchuß 
verwieſen werden. 

Die Namen der nach Innsbruck zu Sr. Majeſtät abzuſendenden 
und geſtern gewählten Herren Deputirten wurden vorgeleſen, hierauf 
kam die Reihe an das geſtrige Protocoll. 

Der Präſident zeigte an, daß der Geſetzvorſchlag des Lazar 
Hadzfik ruͤckſichtlich des im Banar von den Umſtänden gebotenen 
Belagerungszuſtandes noch nicht in allen Sectionen erledigt ſei. Bis 
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dahin ſei die Modificirung der Hausſtatuten, für welche eine Peti⸗ 
tion mit 32 Unterſchriften eingelaufen, an der Tagesordnung. 

Dedinßky ſtellte eine Motion, daß das Haus ruͤckſichtlich der 
Familien gefallener Nationalgardiſten Anordnungen treffe. Er hielte 
es für eine Beleidigung gegen das Haus, dieſen Antrag weiter zu 
bevorworten. 

Präſident. Diefe Motion fol morgen ſchriftlich eingereicht 
werden. 

Nyäry drang darauf, daß der Antrag wegen definitiver Rege⸗ 
lung der Urbarialverhältniffe an der Ordnung ſei, worauf der Prä- 
ſident ihm erwiederte, es ſei in dieſer Hinſicht noch kein Geſetz— 
vorſchlag eingereicht worden. Auch der Kriegsminiſter habe einen Ge— 
fegvorfchlag in Rückſicht auf die Vermehrung der bewaffneten 
Macht eingebracht, welcher in den Sectionen begutachtet werden 
müſſe. 

Nyäry hielt ſich darüber auf, daß man ſich jetzt, wo das Land 
in Noth ſei, mit den Statuten befaſſe. Die Noth ſei das erſte 
Statut. Wir gleichen dem Koch, welcher als die Katze das Fleiſch 
ſtahl, ſich damit tröſtete, ſie könne ja nicht tranſchiren. 

Lad. Madaräß. Seine Anſicht fei die, daß, wer den Geſetz— 
vorſchlag des Miniſters rückſichtlich der Urbarialverhältniſſe nicht 
abwarten wolle, ſeinen eigenen Vorſchlag einreichen möge. Uebri— 
gens ſei ſeine Motion wegen der Miniſterialbeamten, die zugleich 
Deputirte ſeien, und ihrer Bezahlung die wichtigſte und man ſolle 
ſie gleich morgen vornehmen. 

Der Präſident bemerkte nun nach einigen Expectorationen 
Bezerédy's über Zeitverluſt, daß in den Motionen ſtrenge Ordnung 
eingehalten werden müfle, fonft ſei jede Berathung unmöglich. 
Die Modification der Statuten ſei am dringendſten, denn ohne Sta— 
tuten gebe es keine Verſammlung. Dann werden die andern Anträge 
in der Reihe, wie ſie einkamen, vorgenommen werden. 

Oberhaus-⸗Sitzung vom 25. Juli. 

Nach Authentiſirung des Protocolls trug der Präfident vor, 
daß heute das Unterhaus eine Devutation ernennt, welche nach 
Innsbruck reiſen ſoll, um Se. Majeſtät nach Ungarn einzuladen. 
Da auch in dieſem Hauſe neulich ein ſolcher Antrag von B. Weſſe— 
lenyi geſtellt worden, das Haus jedoch feinen Entſchluß aufgeſcho⸗ 
ben habe, bis das Unterhaus in dieſer Hinſicht etwas beſtimme, ſo 
frug der Präſident, ob und was nun das Oberhaus beſchließen 
wolle? — (Tiefes Schweigen.) — Der Präſident wiederholte zum 
zweiten Mal ſeine Frage. 

Die hohe Verſammlung gab halb pantomimiſch und durch wenig 
vernehmbaren Zuruf ihre Zuſtimmung zu erkennen. Demzufolge 
wurde zur Wahl von 12 Deputations-Mitgliedern geſchritten. Die 
Zahl der geſammten Abſtimmer war 60! Statt 12 Mitgliedern 
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wurden zufälig 13 gewählt; zur Vermeidung der omindfen Zahl 
wurde demnach ein vierzehntes hinzugefügt. Die Gewählten waren: 
Gr. Ant. Majläth, Ham Primas, Gr. Eugen Zichy, Gr. Julius 
Andräſſy, Gr. Georg Käroly, Gr. Gedeon Räday, Gr. Kaſimir 
Batthyany. Gr. Emerich Degenfeld, Gr. Nik. Szapäry, Gr. Ludw. 
Kärolyi, Gr. Alex. Teleki, Gr. Emanuel Andräffy, Gr. Edm. Zichy, 
Gr. Alex. Näko. 

Madocſänyi (Arvaer Oberg.). Da jetzt beide Häuſer Sitzung 
halten, ſollten wir unſern Beſchluß dem Unterhauſe mittheilen, und 
es auffordern, daß ſich die Deputationen beider Käufer vereinigen, 
nun ſich gemeinſchaftlich einen Präfidenten und Sprecher zu wählen. 

Weſſelé nyi verlangte, daß die Rede, welche der Sprecher 
jener Deputation an Se. Majeftät richten wird, beiden Häuſern zur 
vorläufigen Prüfung vorgelegt werde. 

Die Mitglieder wurden gewählt und weniger als 50 befunden; 
es könnte daher kein Beſchluß gefaßt werden und die Sitzung wurde 
aufgehoben. N 

Unterhaus-Sitzung vom 26. Juli. 

Das Notariatsprotocoll der letzten Sitzung wurde vorgeleſen. 

An der Tagesordnung war die Berathung über beantragte Aen⸗ 
derung in den Hausſtatuten. 

Keine dieſer Aenderungen wurde vom Hauſe angenommen. 

Koſſuth trat ſodann mit einer Motion auf, des Inhalts, daß, 
da jetzt ſchon zum vierten Male die Exiſtenz unſerer Nation und die 
Integrität des Vaterlandes in Gefahr ſchwebt, in den unteren Donau— 
und Theißgegenden ungariſche Anſiedelungen angelegt werden. Er 
verlas einen Geſetzentwurf, kraft deſſen in den Comitaten Kraſſö, 
Bäcs und Torontäl, auf den Krongütern, ſowie allen der Krone 
zufallenden Beſitzungen ungariſche Colonien angelegt, und hierbei 
beſondere Berückſichtigung auf die übervölferten Landſtriche der Szek— 
ler genommen werde. 

Dieſer Vorſchlag wurde mit lebhafter Begeiſterung aufge— 
nommen. 

Berzenczei dankte im Namen feiner fo lange bedruckten 
Landsleute. 

Der Präſes ſagte, daß im Sinne der Statuten der Entwurf 
gedruckt und den Sectionen übergeben werden wird. 

Koſſuth nahm wieder das Wort und äußerte, daß es ihm 
ſehr lieb fein würde, wenn, nach Verhandlung des vom Kriegsmi⸗ 
nifter vorgelegten Vorſchlages, die Finanzangelegenheit, über die er 
ſeinen Entwurf vorlegen werde, unverzüglich in meritoriſche Petrac— 
tationen kommen würde. Er wünſchte, daß dieſer Vorſchlag nicht erſt 
in die Sectionen zur Berathung komme, weil erſtens nicht Jeder 
in dieſen Fragen eingeweiht ſei, und weil zweitens Wochen daruͤber 
vergehen würden, jetzt aber die Zeit zu koſtbar ſei. 
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Mehrere, unter ihnen auch Teleki Läßloͤ, wuͤnſchten, daß 
ein eigenes, aus Fachmännern beſtehendes Comité betreffs dieſer Be⸗ 
gutachtung ernannt werde. 

Koſſuth. Es iſt ſchwierig, über alle Gegenſtände die betref- 
fenden Documente für alle Commiſſionen abdrucken zu laſſen. Z. B. 
in Betreff der Penſionen könne er für eine Commiſſion die Documente 
abdrucken laſſen, aber nicht für alle 9 Commiſſionen, weil dann ver⸗ 
ſchiedene Gutachten einlaufen würden. 

Präſes. Zwei Commiſſionen haben bereits 2 Mitglieder ge- 
wählt, welche ſich mit dem Kriegsminiſter berathen werden. Dieß 
könnten auch die übrigen thun; ausgenommen eine, welche ſchon die 
fert in Operate eingereicht hat. Dieß könnte auch in Bezug auf 
den Entwurf des Finanzminiſters geſchehen. Entweder ſoll eine Com⸗ 
miſſion aus den 9 Sectionen, oder aus dem ganzen Haufe gewählt 
werden. 

Bönis wolle, daß dieß vom ganzen Haufe geſchehe; denn 
wenn es ſectionenweiſe geſchieht, fo werden erſtens neun verſchie— 
dene Meinungen auftauchen, zweitens aber könnten wir in die Lage 
kommen, daß ein oder zwei Mitglieder irgend einer Section den 
Erwählten keinen Glauben ſchenken, und man in die Nothwendigkeit 
verfallen würde, ſämmtliche Urkunden und Pläne einer jeden Sec⸗ 
tion einzeln vorzulegen. 

Lonyay Melchior. Die Finanzangelegenheit muß feiner Anſicht 
nach in zwei Kategorien aufgefaßt werden. Die erſte enthält die Rech⸗ 
nungslegung, die zweite das Budget. Betreffs der erſtern ſtimmte er 
dem Finanzminiſter bei, und wünſchte, daß von jeder Section 2 
Individuen erwählt werden, welche zuſammen eine Commiſſion bil- 
den. Das Budget hingegen ſoll eine jede Section beſonders ver⸗ 
handeln. 

Teleki Läßlö und Bez eré d yſchloſſen ſich dieſer Meinung an. 

Zſembery hingegen wünſchte, daß im Sinne des 27. $. der 
Hausſtatuten, vom ganzen Hauſe aus eine Commiſſion gewählt 
werde, welche ſich mit dem Finanzminiſter in Einvernehmen zu ſe⸗ 
tzen, und dann dem Hauſe ſein Gutachten abzugeben haben wird. 

Irinpi theilte dieſe Anſicht um ſo mehr, als die Sectionen von 
ihrer urfprünglichen,, eigentlichen Aufgabe, von der Vorberathung 
und Begutachtung der Gegenſtände im Allgemeinen ganz abgewichen 
ſind, und ihre Sitzungen nunmehr das Gepräge einer Comitatscon⸗ 
gregation, ja einer Municipalverhandlung trägt, wo der Gegen- 
ſtand nicht nur im Allgemeinen berathen wird, ſondern die Herren 
fogar über die Styliſtik, ja ſogar über einzelne Worte ganze Stun⸗ 
den verlieren. 

Viele verlangten, es ſoll der Gegenſtand durch Abſtimmung ent⸗ 
ſchieden werden, worauf der Präſident die Frage ſtellte: Ob man 
den A des Finanzminiſters, daß nämlich von jeder der 9 Sec⸗ 
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tionen 2 Mitglieder erwählt werden, die ſich mit ihm in Einverneh: 
men zu ſetzen haben, annehmen wolle? Die dafür ſtimmen mö— 
gen aufſtehen. 

Eine große Mehrheit entſchied ſich für Annahme des An⸗ 

trags. 
150 Der Präfident ermahnte das Haus, daß die HH. Reprä⸗ 
fentanten morgen Fruͤh um 8 Uhr pünctlicher in den Sectionsbu— 
reaux eintreffen mögen, als es heute der Fall war, da heute einige 
Sectionen wegen Mangels an Mitgliedern keine Sitzung halten 
konnten. 

Dann ſtellte der Präſident die Frage, ob Morgen auch eine 
öffentliche Sitzung gehalten werden wird. Die Majorität ent- 
ſchied ſich für Nichtab haltung einer öffentlichen Sitzung. 

Nun überging man zur Tagesordnung. 

Der Notär nahm das Buch zur Hand, in welches die geſtell— 
ten Motionen der Reihenfolge nach von den Antragſtellern einge— 
ſchrieben wurden. Er verlas die Motion Nr. 1, geſtellt durch den 
Deputirten Hunfalvy und die gegenſeitigen Verhält- 
niſſe des Ober- und Unterhauſes betreffend, wie 
dieſe nun dem Zeitbedürfniffe angemeffen geregelt 
werden ſollen. N 

Hunfalvy entwickelte Gründe für feine Motion, deren ges 
wichtigſter der war, damit das Oberhaus dem Unterhauſe in Zu⸗ 
kunft durch ſein Veto keine Hinderniſſe in den Weg legen könne, 
und empfahl die Sache der Annahme von Seite des Repräſentan⸗ 
tenhauſes. 

Madaräß Lad. erklärte, daß, als er dieſen Antrag zum er⸗ 
ſten Male dem Hauſe vorlegen ſah, er der Meinung war, daß nun 
jede dem Vaterlande drohende Gefahr vorüber ſei, und wir einen 
langen conſtituirenden Landtag halten wollen. Aus dem Grunde habe 
er auch dem Hauſe die Anzeige gemacht, daß er betreffs der gänzlichen 
Aufhebung des Oberhauſes eine Motion ſtellen wolle. Jetzt aber fin- 
det er, daß die Gefahr überall wachſe, und wir zu ſolchen Dingen 
keine Zeit haben. Die Verdienſte der ſehr hochgebornen Magnaten 
will er in dieſem Augenblicke nicht zergliedern, denn durch die März: 
errungenſchaften iſt das Oberhaus ohnehin zu dem herabgeſunken, 
als was es ſich ſtets unterſchrieb, nämlich: „humillimi servi et 
capellani.” Laſſen wir fie als ſolche noch eine Zeit lang vegetiren, 
denn die Augenblicke ſind zu koſtbar, und erklaren wir ganz einfach, 
daß dieſer Gegenſtand für jetzt beſeitigt wird. 

Der Antrag Madaräß Läßlö wurde mit Beifall angenommen. 

Hierauf folgte eine Motion des erwähnten Deputirten, laut 
welcher derſelbe den Miniſtern, wenn ſie gleichzeitig auch Repräſen⸗ 
tanten ſind, keine Diäten verabfolgen will. Andere Beamtete ſollen, 
wenn fie Repräſentanten find, auf ihre Beſoldung Verzicht Teiften, 
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und nur ihre Diäten beziehen. Er motivirte feinen Vorſchlag derart, 
daß die Majorität denfelben im Princip annahm, und zur 
Verhandlung an die Sectionen verwies. 

Nun folgte die Motion des Repräſentanten Bogd ano vits. 
Der Notär las dieſelbe vor. Sie beſtaud darin, daß man die in 
Ungarn liegenden Beſitzungen des Ag ramer Biſchofs 
und Domcapitels einziehe. 

Bogdanovits erhob ſich und nahm ſeine Motion zurück, 
worauf Pal czy den Antrag zu dem ſeinigen machte; er erklärte, 
daß die Güter dieſer Geiſtlichen um fo mehr eingezogen werden fol 
len, weil ſie die Revenuen zu feindſeligen Zwecken verwenden. Auch 
beantragte er, daß jener Theil des Szalader Comitats, welcher un— 
ter der Agramer Dibdceſe ſteht, durch den Cultusminiſter ſogleich un⸗ 
ter einen andern Biſchof geſtellt werde; denn die Geiſtlichen em 
pfangen ihre Befehle vom Biſchofe. So hat auch Rajach ich einen 
Hirtenbrief an die Miskolczer geſchickt; dieſe aber waren zum Glücke 
viel zu gute Patrioten, als daß ſie der Aufforderung desſelben Folge 
geleiſtet hätten. 5 

Zä kö empfahl Vorſicht, indem dieſer Schritt eine große Reac⸗ 
tion zur Folge haben könnte. 

Ein Zalaer Deput irter beſtätigte es, daß ein großer Theil 
feines Comitates unter der Agramer Diöceſe ſtehe, und zwar das for 
genannte Muraköz; erklärte aber, daß die dortigen Geiſtlichen trotz— 
dem gute Patrioten ſind. Uebrigens ſei es der Wunſch derſelben, 
daß fie je eher einer ungariſchen Diöceſe einverleibt werden. 

Miniſter Eötvös belobte die Muraközer Geiſtlichen eben— 
falls als gute Patrioten und verſprach ihre Einverleibung zu einer 
41 Diöceſe mittelſt eines nächſtens vorzulegenden Geſetzvor⸗ 

lages. 

Papp (vom Kraſſoer Comitate) wünfchte, daß der Cultusmi— 
niſter auch betreffs der Trennung der romaniſchen (walachiſchen) 
Kirche einen Geſetzvorſchlag vorlege. 

Wurde mit großem Beifall aufgenommen. 

Miniſter Eötvös. Von dem Grundſatze ausgehend, in Reli— 
gionsſachen nie eher einen Geſetzvorſchlag zu machen, als bis er ſich 
mit den betreffenden Parteien ins Einvernehmen geſetzt, kann er dieß 
auch bei den Romanen nicht eher als nach erfolgtem Einvernehmen 
thun. Der Wunſch der Romanen und Serben, ſich von der altgläub. 
Kirche trennen zu wollen, iſt ihm wohl bekannt. Aus dieſem Grunde 
habe er auch früher in Carlowicz, fpäter in Temesvär einen Kirchen⸗ 
congreß angeordnet, welcher jedoch unter den gegenwärtigen Ver⸗ 
bältniffen unterbleiben mußte. Seiner Anſicht nach wäre es am be⸗ 
ſten, abzuwarten bis ein Kirchencongreß einberufen werden kann. 

Wurde angenommen. 

Kazinc zy erſuchte, man möge ihm erlauben, daß er auf den 
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früheren Gegenſtand zuruckkomme. Pal ezy habe vollkommen 
Recht gehabt, indem er die Confiscirung der Beſitzungen des Agra⸗ 
mer Biſchofs und Domcapitels beantragte. Doch ſei es nicht nöthig, 
dieſen Gegenſtand erſt durch einen Beſchluß der Nationalverſamm⸗ 
lung auszuſprechen. Es beſtehen ja klare Geſetze gegen Verraͤther; 
es genügt alſo blos, einen Wink der Regierung zu geben, damit ſie 
im Sinne der Geſetze handle. Unterläßt ſie es, ſo wird man ſie ſchon 
zur Verantwortung ziehen. 

Pölya (vom Zalaer Comitat) verſicherte, daß die Geiſtlich— 
keit in Muraköz das Volk mit vielem patriotiſchen Eifer für die neuen 
Errungenſchaften empfänglich zu machen ſuche; aber für die Lostren⸗ 
nung derſelben von der Agramer Dibdceſe ſtimme er ſchon deßhalb, 
weil man doch nicht wiſſen kann, mit welchen Individuen der Agra— 
mer Biſchof die dortigen geiſtlichen Stellen beſetzen werde. Die Weg⸗ 
nahme der geiſtlichen Güter ſoll man bis dahin vertagen, als man 
über die Güter der Geiſtlichkeit überhaupt verhandeln wird; denn 
die Agramer Geiſtlichen könnten dieſe Confiscation als Waffe gegen 
uns benützen und ſagen: Seht, jetzt nimmt man ſchon den Eatholi- 
ſchen Geiſtlichen die Güter, und bald wird man Euch mit der Reli— 
gion das ſelbe thun. 

Beſze war ganz entgegengeſetzter Meinung. Das ewige Spe⸗ 
culiren und Coquettiren mit den Aufrührern führt, wie die Erfah— 
rung uns belehrt, zu gar keinem Reſultate. Wenn die Beſitzungen den 
Verraͤthern genommen werden, ſo werden ſie ſchon zu Beſinnung kommen 
und trachten die Ruhe herzuſtellen, um je eher wieder in den Genuß 
ihrer Beneficien eingeſetzt zu werden. Er nahm die Motion Palo: 
czy's ganz an: dieſer möge nur einen Geſetzentwurf einreichen, da⸗ 
mit er je eher den Sectionen zur Verhandlung überantwortet wer— 
den könne. 

Perczel Mor. theilte zwar die Anſicht des Redners, allein die 
Geſetze ſprechen ſich über die Güterconfiscation bei Verräthern deut⸗ 
lich aus. Man möge alſo die Vollziehung der executiven Gewalt uͤber⸗ 
laſſen. Betreffs der Wegnahme der geiſtlichen Guͤter uͤberhaupt, behielt 
er ſichs vor, feine Anſicht erſt dann auszuſprechen, wenn der Mini⸗ 
ſter des Cultus ſeinen bereits dem Hauſe angezeigten Geſetzentwurf 
betreffs des Schul- und Erziehungsweſens vorlegen wird, da dieſe 
Güter urſprünglich ohnehin zu dieſem Zwecke beſtimmt waren. Viel 
wichtiger duͤnkt ihm jedoch die Lostrennung der walachiſchen Kirche 
von der raiziſchen. Er führte triftige Gründe an, und ſprach die 
Hoffnung aus, daß der Cultus miniſter noch im Laufe dieſes Reichs⸗ 
tages einen Geſetzentwurf vorlegen werde, zufolge deſſen die Su⸗ 
prematie der raiziſchen Kirche über die walachiſche aufhören wird. 

Miniſter Szemere betrat die Tribune und ſuchte mit vieler 
Selbſtgefälligkeit zu beweiſen, daß die Motion Palöczy's nun 
in fünf verſchie denen Motionen zerfallen, daß faſt ein jeder 
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Redner etwas anders beantragt habe, und man jetzt von der eigent⸗ 
lichen Motion ganz abgewichen ſei. Der Präſident möge doch erklä— 
ren, welcher Gegenſtand eigentlich an der Tagesordnung ſei? 

Der Präſident antwortete dem Miniſter, daß alle bisheri⸗ 
gen Reden mit der Motion im Zuſammenhange ſtehen, und er ſich 
deßhalb nicht berufen fühlte, die Redner zur Ordnung zu weiſen. 
Nur der Hr. Miniſter ſelbſt ſei von der Motion abgewichen; er 
erſuchte ihn demnach zur Sache überzugehen. Worauf der Mini— 
fter ſich betreffs der Motion dahin äußerte, daß, obgleich in Croatien 
die Revolution ſchon einen hohen Grad erreicht habe, ihm doch nichts 
bekannt wäre, was man dem Agramer Biſchof oder dem Capitel zur 
Laſt legen könnte. Höchſtens, daß ſich dieſe Herren indifferent ver— 
halten, und nicht als warme Patrioten auftreten. 

Der Miniſter war der Anſicht, daß es eine Tyrannei wäre, 
jetzt Guͤter-Confiscationen anzuordnen, da das neue Geſetz ſowohl 
die Cenſur als auch die Guter-Confiscationen für immer aufgeho⸗ 
ben hat. 

Zum Schluſſe beantragte er, daß dieſer Gegenſtand ganz be- 
ſeitigt werde, weil noch über keinen der angeklagten Geiſtlichen 
conſtatirte Beweiſe vorliegen; worauf ein Marmaroſer Dep. aus 
dem Amtsblatte „Közlöny'“ den Beweis führte, daß der Carlowitzer 
Erzbiſchof wirklich ein Verräther ſei, da derſelbe den Feinden nicht 
nur Waffen geliefert, ſondern in ſeinen Hirtenbriefe zum Todtſchlag 
der Ungarn aufgefordert hat. Er forderte alſo, daß nun die Güter 
desſelben confiscirt werden. 

Pal czy. Wenn wir erſt conſtatirte Thatſachen wollen, fo 
frage ich, warum iſt der Agramer Biſchof nicht hier auf dem Reichs⸗ 
tage, zu dem er doch einberufen wurde? Dann frage ich, hat Ra— 
jachich die Serben und Raizen nicht öffentlich zum Mord und Todt— 
ſchlag der Ungarn aufgefordert? Jetzt iſt keine Zeit zu langwierigen 
Gerichtsverhandlungen. Es iſt Revolution, da muß ſchnell und ener— 
giſch gehandelt werden. Hätte ich es gewußt, daß der eigentliche An⸗ 
tragſteller ſeine Motion den Winden preisgibt, ſo wuͤrde ich einen 
Entwurf abgefaßt haben; ſo aber kam mir die Sache ganz uner⸗ 
wartet. Ich erſuche daher, mir Zeit zu gönnen, und in wenigen 
Tagen werde ich einen ſolchen vorlegen. 

Lebhafter Beifall folgte der Rede des Veteranen. 

Auf Verlangen, daß abgeſtimmt werde, ſtellte der Präfi: 
dent die Frage, ob die Motion des Repraͤſentanten Bogdano⸗ 
vich zur Verhandlung an die Sectionen gewieſen werde? 

Nur die Minorität ſtimmte bejahend, worauf Ma da⸗ 
räß und noch Mehrere das Verlangen ſtellten, der Praͤſident möge 
über die Frage abſtimmen laſſen, ob man die Motion Pal 6czy's 
verhandeln wolle? 

Der Präfident jedoch erwiederte, daß die Motion erſt for⸗ 
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mulirt vorliegen muͤſſe, und er dieſelbe erſt dann zur Abſtimmung 
bringen laſſen könne. 

Hierauf folgte die Motion des Repräſentanten Källay, die 
Judenemancipat ion betreffend. 

Nachdem dieſelbe vorgeleſen worden war, betrat Källay die 
Rednerbühne und äußerte ſich folgendermaßen: 

Sie ſelbſt, meine Herren, haben erſt vor wenigen Monaten 
die Freiheit errungen. Nachdem Sie nun die Wohlthaten derſelben 
kennen lernten, fo glaube ich meinen Vorſchlag nicht erſt weitſchwei— 
fig motiviren zu muͤſſen und empfehle ihn mit der dringenden Bitte, 
denſelben zur Sectionsverhandlung aufnehmen zu wollen. 

Der greife Freiheitskämpfer Bezer&dy machte das Haus dar— 
auf aufmerkſam, daß man erft vor zwei Tagen in der Antworts- 
Adreſſe auf die Thronrede Sr. Majeſtät den leitenden Grundſatz 
ausgeſprochen habe, die Inſtitutionen dieſes Landes auf der Baſis 
einer vollkommenen Rechtsgleichheit ausarbeiten zu wol⸗ 
len. Auf dieſe Worte mache ich Sie, meine Herren, deßhalb auf— 
merkſam, damit Sie bei Verhandlung des obigen Gegenſtandes nicht 
in Inconſequenz verfallen, und nun möge der Gegenſtand zur Ab— 
ſtimmung kommen. 

Mit Ausnahme Weniger „ welche Einſprache thaten, wies 
faſt das ganze Haus die Judenemancipations⸗ Frage (im Sinne des An— 
tragſtellers) zur Verhandlung in die Sectionen. 

Hierauf zeigte der Präſident an, daß in der nächſten öffent⸗ 
lichen Sitzung das Martialgeſetz in Bezug auf die Comitate Bäcska, 
Kraſſö und Torontal zur Tagesordnung kommen werde. 

N Oberhaus-Sitzung vom 26. Juli. 

Nach Verleſung und Authenticirung des Protocolls ergriff zu— 
erſt das Wort: Gr. Caſimir Batthyany. Obwohl ich meiner— 
ſeits Alles beizutragen wünſche, daß Se. Majeſtät in unſerer Mitte 
erſcheine, fo muß ich doch die durch Ihr Vertrauen auf mich gefal— 
lene Wahl eines Deputirten dankend ablehnen. Denn ich bin Ober— 
geſpan des Baranyer Comitats, an deſſen Gränzen unſere Feinde 
wühlen, folglich iſt es meine Pflicht, zu ſorgen, daß das dortige 
Volk gehörig bewaffnet und jede Stunde bereit ſei, dem Feinde ent⸗ 
gegenzugehen. Dazu iſt aber meine perſönliche Gegenwart nöthig, 
um Alle anzueifern und zu beſeelen. Denn das Volk iſt dort ohne— 
hin dem Soldatenleben nicht ſehr zugethan, und wie ich höre, hat 
man mir es ſchon übel genommen, daß ich auf eine Zeit das Comi⸗ 
tat verlaſſen habe. Darum gab ich das Verſprechen, in Eürzefter 
Zeit wieder in mein Comitat zurückkehren zu wollen. Ich bitte da⸗ 
her um Diſpenſation. 

' Präſ ident. Die Miſſion wird nicht fo lange dauern, folge 
lich könnte der Herr Graf immerhin nach Innsbruck reiſen. 

Gr. Joſ. Pälffy (Preßburger Obergeſpan). Der Dberger 
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ſpan muß am beften die Umſtände des Comitats kennen, folglich 
kann man ihn nicht zwingen, die Miſſion nach Innsbruck anzu⸗ 
nehmen. 

Präſident. Wünſcht alſo das Haus eine neue Wahl? 
(Ja) 

Gr. Julius Andräſſy (Zempliner Obergeſpan). Wir könn- 
ten gleich bei dieſer Gelegenheit noch einige Mitglieder hinzu wäh— 
len, denn das Unterhaus hat verhältnißmäßig viel mehr Deputirte 
ausgeſendet als wir. 

Präſident. Viele können wir nicht ſenden; denn fonft Eon» 
nen wir keine Sitzungen halten, indem dann nicht die geſetzlich er— 
forderliche Anzahl von Mitgliedern beiſammen wäre. 

Das Haus beſchloß noch zwei Deputirte zu wählen. 

Präſident. Während die Stimmzettel geſchrieben werden, 
zeige ich an, daß die Adreßdeputation ihren Auftrag vollzogen hat, 
und von Sr. Hoheit dem Palatin, wie immer, höchſt gnädig em— 
pfangen wurde. — Der Präſident des Unterhauſes hat mir mitge— 
theilt, daß das Unterhaus eine Deputation nach Innsbruck ſchon ge— 
wählt habe. Es wäre alfo vielleicht zweckmäßig, daß die beiden 
Deputationen zuſammentreten und ſich über ihre Aufgabe gemein— 
ſchaftlich berathen würden. Mit dieſer Inſtruction können wir un— 
ſere Deputation verſehen. (Angenommen) — Der Präſident wird 
den Präfidenten des Unterhauſes in Kenntniß ſetzen, und zugleich 
ihn auffordern, daß er die Deputation des Unterhauſes auf die mor— 
gen 6 Uhr Nachmittags in Redouten-Gebäude ſtattfindende Zuſam— 
menkunft der beiden Deputationen aufmerkſam mache. (Angenom— 
men.) — Nun kam die Wahl der 2 Mitglieder. Die Zahl ſämmt⸗ 
licher Abſtimmer war 64. Niemand erhielt abſolute Mehrheit; folge 
lich wurde beſchloſſen, von den Statuten abzuweichen, und die 
drei erſten, welche die meiſten Stimmen haben, als Gewählte zu 
erklären. Und ſo ſchloſſen ſich der Innsbrucker Deputation noch an: 
Graf Taſſilo Feſtetics, Franz Urménpyi, Kronhüter, 
und Graf Johann Rhédei. — Endlich forderte Graf Joſeph 
Pälffy, daß die Sitzungstage zweckmäßiger publicirt, daß die 
Ankündigungszettel auch ins Caſino geſchickt und auf den Gaſſen 
in vergitterten Tafeln ausgehängt werden. Nachdem auch dieſer Vor— 
ſchlag die Zuſtimmung des Hauſes erhalten, wurde die Sitzung 
aufgehoben. - 

Unterhaus-Sitzung vom 29. Juli. 

Da die nächſtverfloſſenen zwei Tage keine öffentlichen Sitzungen 
ſtattgefunden hatten, ſo wurde das Protocoll vom 26. vorgeleſen. 
Bogdanovits. Mit Leid mußte ich an mir ſelbſt erfahren, 
wie unerfahren das Haus noch in parlamentariſchen Dingen iſt. 
Neulich hatte ich einen Geſetzentwurf rückſichtlich der Güter des 
Biſchofs und des Capitels von Agram eingebracht. Mau blieb nicht 
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dabei ſtehen und miſchte noch eine Menge andere, zum Theile ganz 
heterogene Dinge ein, ja, als ich dann in meinem eigenen Antrage 
noch einmal ſprechen wollte, wurde mir dieß nicht geſtattet und 
vielleicht in Folge deſſen wurde er verworfen. Ich beſcheide mich 
gerne, wenn das Haus im Intereſſe des Vaterlandes wichtigere 
Gegenſtände zu berathen hatte, doch muß ich bemerken, daß hier 
eine doppelte Beſchwerde obwaltet: rückſichtlich meiner ſelbſt und 
dann rückſichtlich des Gegenſtandes. Und doch iſt dieſer ſo wichtig. 
Der Miniſter hat es verneint, daß der Biſchof oder das Capitel von. 
Agram Aufrührer ſeien. Nun werde ich es beweiſen. Der Biſchof 
war erſtens immer das Haupt der illyriſchen Partei, dann kam er 
nicht hieher auf den Landtag, wo er doch geſetzlich zu erſcheinen 
hatte. Endlich unterſtützte er ſogar den Aufruhr mit Geld. Er gab 
die Torontaler Güter in Pacht und nahm Geld darauf auf. Ein 
Domherr des Agramer Capitels ſcheute ſich nicht, die Ungarn, von 
deren Stamm er iſt, als feige zu bezeichnen, das Capitel ſelbſt cor- 
reſpondirt nur illyriſch, weiſt ſeine Beamten an, dieß ebenfalls zu 
thun, ſucht die unirten Griechen aufzuwiegeln. Iſt dieß nicht hin- 
länglich? Ich interpellire daher den Herrn Miniſter des Innern, 
ich möchte auch gerne den Herrn Juſtizminiſter interpelliren, der 
leider nicht zugegen iſt, ob er glaube, daß der croatiſche höhere Cle— 
rus ſich Ungarn gegenüber benimmt, wie es ſich geziemt, oder nicht. 
Im letztern Falle muß man ihm den Proceß machen. 

Präſident. Zu interpelliren ſteht Jedem frei, doch kann ich 
die ganze Rede nur als Converſation betrachten, da die Sache be— 
reits abgethan iſt. Uebrigens ſcheint es nicht dem Hauſe, ſondern 
dem ehrenwerthen Deputirten an parlamentariſcher Erfahrung zu 
fehlen, da er nicht weiß, daß Palöczy, indem er feinen Antrag adop⸗ 
tirte, das Recht hatte, darüber zweimal zu ſprechen. 

Der Präfident zeigte nun mehrere Petitionen vor, die theils 
Wahlen betrafen und ſomit ſchon verſpätet waren, theils andere Ge⸗ 
genſtände, z. B. eine Petition mehrerer Lotteriecollecturen, rückſicht⸗ 
lich der Verluſte, welche ſie erlitten. Gabr. Zſillye vom Hayducken⸗ 
diſtrict und Döry von Tolna baten um Urlaub, da fie mit der Na— 
tionalgade nach dem Kriegsſchauplatz abrücken muͤßten. Wurde zu⸗ 
geſtanden. 


Täncſies zeigte an, daß ihm 49 Petitionen zugekommen 
ſeien rückſichtlich der definitiven Regelung der Weinbergzehnten und 
Regalbeneficien. Da aber Hr. Nyäry einen Geſetzentwurf in dieſer 
Angelegenheit ankündigte, ſo verweiſe er auf dieſen. In Hinſicht 
auf die Abſonderung der Weiden las er einen eigenen Geſetzesent— 
wurf vor. Wurde der Commiſſion uͤberwieſen. 


Bei der Tagesordnung war der Geſetzvorſchlag wegen Verſetzung 
der Comitate Bäcs, Temes und Torontal im Belagerungszuſtand. 
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L. Töth, Berichterſtatter der Commiſſion, verlas deren Gut⸗ 
achten, wornach der Geſezentwurf zu verwerfen wäre. 

Zäborßky erinnerte, daß der Juſtizminiſter gegen dieſes Ge- 
ſetz keine Einwendung gemacht habe, das Miniſterium erkennt an, 
daß hier ausnahmsweiſe verfahren müffe, eine ſolche drakoniſche 
Juſtiz könne aber nur durch ein Geſetz gerechtfertigt werden. Man 


müſſe die Sache nicht verſchieben, denn friſch gewagt ift halb ger 


wonnen. Jede Zeit habe ihre eigene Politik. 

Gal. Wir wiſſen, daß die Gegenden an der untern Donau 
im Aufſtande find. Ein ſolches Geſetz wäre jetzt gut. Allein was 
machen wir damit, wenn es ruhiger wird? Das Miniſterium muß 
am beſten wiſſen, wie es ſteht, uͤberlaſſen wir es dem Miniſterium. 

L. Teleki. Ich unterſtütze den einen Theil des Commiſſions⸗ 
gutachtens, daß nämlich das Geſetz nicht zwecfgemäß iſt, doch nicht 
den andern Theil desſelben. Ich ſtimme nämlich dahin, daß das Mi: 
niſterium im Laufe dieſer Seſſion einen Geſetzentwurf dieſer Art vor— 
legen ſollte. 

Präſident. Die Anſicht aller Sectionen geht dahin, das 
Miniſterium zu einem ſolchen Geſetzentwurfe aufzufordern. 

Miniſter Szemere. Als das in Rede ſtehende Geſetz be- 
antragt wurde, war ich nicht zugegen. Ich hätte gemeint es wäre gut 
geweſen, ſich früher mit dem Kriegsminiſter und dem Minifter des 
Innern darüber zu verſtändigen. Von allen Seiten ziehen Truppen 
nach den bedrohten Gegenden, der größte Theil des Kriegsrathes 
iſt daſelbſt, unter ſolchen Umſtänden iſt es vielleicht nicht gerecht, 
dem Miniſterium Nichtsthun vorzuwerfen. Das Standrecht hatte 
keine Wirkung, weil Niemand da war, der es mit Ernſt handhabte, 
deßwegen muß man alles unters Kriegsrecht ſtellen. Jetzt iſt es an⸗ 
ders. Szentkirälyi iſt zum unumfchränften königl. Commiſſär er: 
nannt. Jetzt braucht man die Martialgeſetze nicht mehr und man 
ſollte immer die Sicherheit der Perſon fo fpät als möglich gefährden. 
Die Engländer ſuspendiren die Habeas-Corpusacte nur in den Außer: 
ſten Fällen. Ich bitte daher das Haus der Anſicht der Commiſſion 
beizutreten und dieſe Angelegenheit dem Miniſter zu überlaſſen. 

Hadzſics (der Antragſteller) beſtand auf der Nothwendig⸗ 
keit ſeines Geſetzentwurfes. 

Lukacs. Die Anſicht der 7. Section geht auch dahin, daß 
der Geſetzentwurf nicht zweckmäßig iſt, weil er nicht durchgängig 
noch erſchöͤpfend auftritt. Er wollte nur das Miniſterium auffordern, 
für die Zukunft, wenn die jetzigen Geſetze nämlich nicht hinreichten, 
dieſe außerordentlichen Fälle vorzuſehen und einen betreffenden Ge⸗ 
ſetzentwurf einzubringen. 

Bartos. Er wäre ſehr geneigt geweſen, dieß Geſetz noch zu 
verſchieben, da das Miniſterium ſich in dieſer Hinſicht die beſten Auf- 
klärungen verſchaffen könne, in Betracht jedoch der kurzen und dring⸗ 


74 


lichen Zeit müffe er für unverweilte Vorlegung eines Geſetzentwurfes 
ſtimmen. 

Zak 6. Fruͤher habe er wirklich wegen Bäcs in der größten Un— 
ruhe geſchwebt. Hatte man die Miniſter interpellirt, ſo habe ſich einer 
auf den andern berufen, der Finanz- auf den Kriegs miniſter u. ſ. w. 
Doch ſeit dem 27., wo er im „Közlöny'“ die Anordnungen geleſen habe, 
welche zur Beruhigung des Landes getroffen worden, fühle er ſich 
ziemlich beruhigt. 

Beſze. Wir hören und ſehen alle Tage die wunderlichſten und 
zugleich erſchreckendſten Dinge. Jellachich der Verräther wird in 
Wien mit Begeiſterung und Fackelmuſiken empfangen. Hier muß 
man energiſch auftreten, hier helfen nur die Martialgeſetze. Wir ha— 
ben Soldaten gegeben, wir haben Geld gegeben, nun machen wir 
ſchnell die nöthigen Geſetze und gehen wir nach Hauſe, wo wir mehr 
nützen können als hier. 

Bogdan iſt kein Freund der Martialgeſetze. Dieß wird Furcht 
und Schrecken im höchſten Grade erregen, man wird meinen, wir 
ſeien nun ſchon in der größten Bedrängniß und wollen uns dadurch 
helfen. 

Szemere, Minifter des Innern, antwortet Za k 6. Es ſei 
immer vom Beginne an das Nothwendige und Mögliche geſchehen. 
Uebrigens, wenn ein Miniſter von dem Geſehenen Rechenſchaft ab— 
legt, fo thue er dieß nicht in feinem eigenen, ſondern in aller Mi: 
niſter Namen. i 

Es wollten noch Mehrere ſprechen, doch die Ungeduld der Ver— 
ſammlung wurde bedeutend. Man hörte nur noch Pal6czy, der 
auf, ein ſchleuniges Ausnahmsgeſetz drang, ehe es noch „zu ſpät“ 
werde. Noch mancher Redner beſtieg die Tribüne, doch war es wer 
gen des Lärms und Rufes: „zur Abftimmung,” nicht möglich, fie 
zu verſtehen. Endlich wurde abgeſtimmt und der Antrag, das Mini⸗ 
ſterium zur Vorlage eines Ausnahmsgeſetzes noch während die 
fer Seſſion aufzufordern, mit großer Stimmenmehrheit an- 
genommen. Zu erwähnen iſt der Sonderbarkeit wegen Ber— 
näths Antrag, ganz Ungarn in Belagerungszuſtand zu verſetzen. 

Bartos. Die Zeit der Reden iſt vorüber, jetzt gilt es han— 
deln, darum machen wir Anſtalt, ſobald als möglich nach Hauſe 
zu gehen. Nur die folgenden Fragen wären früher zu erledigen: 
1. Recrutenſtellung. 2. Der Finanzplan. 3. Das Ausnahmsgeſetz. 
4. Reviſion der Urbarialgeſetze, beſonders rüͤckſich:lich der Szekler. 
Haben wir das gethan, ſo vertagen wir uns bis zum November. 

Lad. Madaraß. Daß Belze fo ſchnell nach Haufe will, iſt 
ganz begreiflich, denn er iſt Major der Nationalgarde. Wir andern 
aber ſollen hier bleiben. Gerade in Zeiten der Gefahr iſt es gut, wenn 
wir beiſammen bleiben, deßwegen berief uns auch das Miniſterium, 
denn nur wir koͤnnen es ſtützen und leiten. 
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Beſze antwortete ſehr aufgeregt. Er wurde als gewöhnlicher 
Nationalgardiſt eben fo eifrig ins Feld gezogen fein. Es ſei beſſer 
dort zu kämpfen, als hier nutzloſe Reden zu halten. 

Präſident. Er halte dafür, die Verſammlung ſei nicht be⸗ 
rechtigt ſich ſelbſt aufzulöſen, dieß hänge von der Regierung ab. 
Bartos ſoll ſeinen Antrag formuliren. 

Boczko las noch einen Geſetzentwurf in Hinſicht auf die Un- 
abhängigkeit Ungarns. 

Unterhaus-Sitzung vom 31. Juli. 

Nach Verleſung des Protocolls brachte Abg. Fekete Peti⸗ 
tionen von mehreren Ortſchaften des Somogyer Comitats um Ab— 
ſonderung der Weiden vor, welche an den Petitionsausſchuß ver- 
wieſen wurden. 

Miniſter Koſſuth bat, ein Princip zur Aufſtellung der 
Creditbanken feſtzuſtellen. Der Richter iſt nur gehalten die Ge— 
ſetze zu achten, doch iſt bei dem jetzigen Rechtszuſtande und unter 
den jetzigen Verhältniſſen ſolche Banken ins Leben zu rufen geradezu 
unmöglich. Er werde daher an den Landtag in dieſer Hinſicht ein 
paar Bitten zu richten haben. Zuerſt aber ſtellte er eine Frage: 
Wäre es nicht gut, auch bis dahin, als die Evalvation geſchieht, 
den Grundbeſitzern eine mäßige Summe vorzuſtrecken? Wir wiſſen, 
daß die Mehrzahl von ihnen verſchuldet; wir wiſſen ferner, daß 
man ihnen die ſchuldigen Capitalien jetzt nicht aufkündigen darf, 
dieß kann aber nicht ſo bleiben, denn es greift in alle Verhältniſſe 
ſtörend ein, ja droht ſchon den Ruin der Sparcaſſen herbeizuführen. 
Verſtehen wir uns daher zu einem Vorſchuß, damit das Capital 
des Landes nicht darunter leide. 

Wurde beifällig aufgenommen und ſollte in Form einer Motion 
eingebracht werden. 

Juſtizminiſter Deäk. Der Geſetzentwurf wegen des Be⸗ 
lagerungszuſtandes wird dem Hauſe vorgelegt werden. Er bedauere, 
daß dieſes Geſetz jetzt vorgenommen werden ſoll, denn die Gemüther 
ſeien dazu noch nicht ruhig genug. Das Miniſterium liebe dieſe 
Dictatur durchaus nicht. 

Präſident zeigte an, daß Cornel Balogh neuerdings ge— 
wählt worden ſei und legt das dießfällige Wahlprotocoll ſammt den 
eingelangten Petitionen fuͤr und wider vor. Auch Jakovicz ſei im 
Säroſer Comitat neuerdings gewählt worden. Wurde an den dieß— 
fälligen Aus ſchuß verwieſen. 

An der Tagesordnung war der Geſetzvorſchlag des Finanzmi⸗ 
niſters rückſichtlich der Coloniſirung der Cameralpußten. Der Refe⸗ 
rent Sränyi las das Gutachten des Centralausſchuſſes, welcher das 
Geſetz billigte, nur einige unten näher zu bezeichnende Modificationen 
vorſchlug. 

Raiß. (Zipſer Com.). Er wuͤnſchte, daß dieſer Geſetzesentwurf 
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nicht blos vom Geſichtspuncte der Nationalität, ſondern auch von 
dem der Nationalökonomie ausginge, und bedauerte daher, daß er 
blos auf den Szeklerſtamm — ſo zu ſagen — beſchränkt iſt. Seien 
wir auch in Rückſicht auf andere Provinzen gerecht. Er ſtellte daher 
das Amendement, daß man nächſt den Szeklern auch die Bewohner 
der nördlichen Comitate berückſichtige. 

Lad. Madaräß wünſchte das Geſetz dahin geändert, daß 
man nächſt dem Szeklerland auch die ungariſchen Gegenden in 
Betracht nehme. 

Ein Mitglied aus den obern Comitaten. Die mit dem 
Hungertode kämpfenden Slaven dieſer Comitate würden für den ge— 
ſetzgebenden Körper keine beſondere Sympathie empfinden, wenn 
man fie fo ſtiefmütterlich behandle. Daſelbſt ſei kein Militär und 
dennoch erfreue man ſich der ungetrübteſten Ruhe. Fur dieſes fried— 
liche Volk muͤſſen wir Sorge tragen. 

Koſſuth. Auf dieſe mannigfache Beſorgniſſe erwiedern wir 
blos, daß man dieſes Geſetz nicht als ein Coloniſationsgeſetz, ſondern 
von dem Geſichtspuncte der Landesvertheidigung aus betrachten 
ſolle. Dann ſei das hiezu disponible Areal nicht mehr als einige 
100,000 Joch groß und daher nur ausreichend, um die Gfango- 
Magyaren und die Szekler dort unterzubringen. Er erkläre hiemit, 
daß ihm die oberen Gegenden beſonders am Herzen 
lägen. Man habe durch einige Hauptconceſſionen und Hebung 
der Induſtrie den Mangel von dort zu verdrängen geſucht. Was 
die Cſangöͤmagyaren anbelangt, fo habe man hier mit einem an— 
dern Lande zu thun, und müſſe daher vorſichtig zu Werke gehen. 
Er habe ſchon in dieſer Hinſicht Schritte gethan und, wie er ſagen 
könne, nicht ohne Erfog. 

Kubicza. Beſonders nach der Verſicherung des Finanzmini⸗ 
ſters würde er es für eine Sünde halten, ſich dem Plane desſelben 
zu widerſetzen. Jetzt iſt die erſte Aufgabe, die ungariſche Nationali⸗ 
tät und die Freiheit des Vaterlandes ſicher zu ſtellen. Wenn dieſe 
geſichert ſind, ſo können wir auch an das Uebrige denken. 


Koſſuth. Sobald man welch immer einem Gegenſtand eine 
andere Baſis unterlegt, ſo erſcheint er immer in einem falſchen 
Lichte. Der Magyare wollte ſich jetzt nur ſchützen und vertheidigen, 
werde davon die Rede ſein, dem Mangel abzuhelfen und einem Theil 
der Bewohner Nahrung zu verſchaffen, ſo werde man dafuͤr Maß⸗ 
regeln treffen. 8 

Berzencezei Das erſte ſei dann, ſich mit dem Soldatenge⸗ 
fege zu befaſſen. Wer werde es übel nehmen, wenn die ungariſche 
Nation ihr Vaterland aufrecht erhalten wolle? Er halte es überhaupt 
nicht für angemeſſen, hier gegen eine Nation, ſei es nun die wala⸗ 
chiſche oder raiziſche, ein Verdammungsurthe il auszuſprechen. 
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Der Gefegesentwurf wurde, obwohl mehrere Modificationen vor⸗ 
geſchlagen wurden, doch in den erſten Ssen unverändert angenommen. 

Lad. Madaräß wünſchte, daß das Maximum Boden, wel⸗ 
ches einem Coloniſten gegeben werden könne, auf 20 Joch feſtgeſetzt 
werde. Weder mehr noch weniger. (Beifall.) 

Koſſuth. Das Donationsrecht iſt von dem Geſetze noch immer 
Sr. Majeſtät dem Könige vorbehalten worden; er wuͤnſche, daß der 
Staat weder Handel, noch Induſtrie treibe. Indeſſen müſſe er doch 
eine Frage an das Haus ſtellen. Geſetzt ein Szekler, welcher großen 
Einfluß auf ſeine Gemeinde habe, wolle z. B. 200 Joch ankaufen, 
und würde ihm dieß nicht bewilligt, nicht weggehen und andere ar 
milien nicht ohne ihn kommen wollen: ob das Haus in dieſem Falle 
den Finanzminiſter nicht ermächtigen wolle, ihm die 200 Joch ver⸗ 
kaufen zu dürfen, oder doch wenigſtens mehr als 20 Joch, denn hier 
läßt es ſich nicht leicht nach Ziffern beſtimmen? 

L. Madaräß. Wenn der Minifter die Nothwendigkeit dazu 
ruͤckſichtlich einzelner Individuen einſehe, fo habe er nichts da⸗ 
gegen, ihn zu ermächtigen. Im 7ten $. ſagt der Miniſter ohnedieß, 
wie weit ſich das Donationsrecht erſtreckt. 

Dom. Teleki. Man ſolle auch Anordnungen ruͤckſichtlich 
ſicherer Transportirung der Coloniſten treffen. 

Piller. Er halte dafür, man ſolle dieſen Boden nicht umſonſt 
dahin geben, ſondern in Pacht, ſonſt ſei zu fürchten, daß die Colo- 
niſten mit der Zeit den Boden verkaufen würden und der Staat um 
fein Eigenthum betrogen ſei. Ungarn habe jetzt gar viele Bedürf— 
niſſe und brauche vor Allem Geld. 

Koſſuth. Dafür iſt die nöthige Vorſicht getroffen, doch ſolle 
man dem Miniſterium nicht fo ſehr die Hand binden. Die Coloni— 
ſten haben ja die Pflicht, das Land zu hüten und zu vertheidigen, 
würden ſie Pacht zahlen, ſo hielten ſie ſich zu keinem Dienſte ver⸗ 
bunden. — 

Der Geſetzentwurf wurde angenommen, ebenſo der von der 
Centralcommiſſion vorgeſchlagene Zuſatz, daß man daruͤber wachen 
möge, damit durch Kauf oder ſonſtige Rechtstitel der Boden nicht 
in ſolche Hände komme, daß der Zweck des gegenwärtigen Geſetzes 
dadurch verfehlt wuͤrde. 

Alex. Varga brachte drei Geſetzentwuͤrfe ein: 

1. Rückſichtlich der Aufhebung der öffentlichen Arbeiten, 
2. wegen der ſchnellen Abſonderung der Hutweiden, 
3. wegen der Qualification der Officiere der Nationalgarde. 

Der Präſident zeigte am Schluſſe der Sitzung an, daß Tar⸗ 
noczy und Ronäy nicht nach Innsbruck gehen können, und 
empfiehlt an deren Stelle Frideczki. Be: 

Unterhaus-Gigung vom 1. Auguſt. | 

Nach Leſung des Protocolls vom vorigen Tage interpellirte der 
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ſiebenbuͤrgiſche Deputirte Fabian den Kriegsminiſter. Das Wiener 
Kriegsminiſterium habe durch das fiebenbürger Generalcommando 
den Szeklern kund geben laſſen, daß es ihnen mehrere bedeutende 
Erleichterungen gewähre in Sachen, wo ſie ſchon längſt gerechte Be— 
ſchwerden geäußert hätten. So habe es die Zahl der Dienſtjahre 
von 25 auf 10 Jahre herabgeſetzt, ihnen eine Dienſtzulage gewährt 
u. ſ. w. Wären dieſe Conceſſionen auch nur vor einem halben Jahre 
erfolgt, ſo hätte man ſie mit dem innigſten Danke aufgenommen, 
jetzt aber müſſe man fie blos für eine neue Kabale ſder Reaction 
halten, um auch die Szekler ihrem nationalen Miniſterium zu ent⸗ 
fremden, denn den Wiener Hofkriegsrath gehen die Szekler jetzt gar 
nichts mehr an. Er frage demnach den Kriegsminiſter, ob er davon 
wiſſe? 

Kriegsminiſter Méßäros. So viel weiß ich, daß ſchon 
damals, als der alte Hofkriegsrath noch beſtand, dieſe Sache ange: 
regt wurde, allein damals ging alles, wie man weiß, den Schnecken— 
gang. Das jiebenbürgifche Generalcommando hat übrigens in der 
Sache an mich berichtet; hat es jedoch gewagt, einen Befehl des 
Wiener Hofkriegsrathes oder Miniſteriums ohne mein Vorwiſſen 
zu publiciren, ſo ſoll dieß, nach vorhergegangener Unterſuchung, ſtrenge 
beſtraft werden. 

Joh. Béthlen. Daß reactionäre Bewegungen in Sieben— 
bürgen ſtattfinden, kann nicht geläugnet werden. Auch im ÜUdvar⸗ 
helyer Stuhl, deſſen Repräſentant ich bin, zeigen ſich ſchon welche. 
Der Kriegsminiſter kann nicht mehr thun, als er gethan, an uns 
iſt es jetzt, Conceſſionen auf dem Geſetzeswege zu geben, dieß wird 
ſie ſehr beruhigen. N 

Lad. Madaräß. Ich bin kein Freund von Interpellationen. 
In dem an der Tagesordnung ſtehenden Geſetze ſehe ich, daß die 
Stabsofficiere von Sr. Maj. mit Contraſignirung des Kriegsmi⸗ 
niſters ernannt werden. Das iſt nichts Neues, denn ſchon auf dem 
vorigen Landtage wurde dieß geſetzlich beſtimmt. Mich macht nur 
die Antwort des Kriegsminiſters beſorgt, denn daraus erſehe ich, 
daß ſich der Wiener Hofkriegsrath in unſere Angelegenheiten miſcht. 
Wenn dieſer aufruͤhriſche Proclamationen erläßt, muß man es ſagen, 
damit wir wiſſen, was wir zu thun haben; jetzt iſt keine Zeit zum 
coquettiren. Das ſiebenbürgiſche Generalcommando iſt ebenfalls 
nicht unabhängig, wie unterſteht es ſich, etwas ohne Vorwiſſen 
des Kriegsminiſters zu thun? 

Präſident. Es ſei doch eine Verſchiedenheit zwiſchen dem 
früͤhern und jetzt vorgeſchlagenen Geſetze, da früher die Militärer: 
nennungen blos vom Miniſter des Auswärtigen, jetzt aber vom 
Kriegsminiſter gegengezeichnet ſein müſſen. 

Miniſter Mepäros. Damals, als dieß geſchah, gab es 
noch kein ungariſches Kriegsminiſterium. Als ich — viel ſpäter als 
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es erwünſcht war — endlich eintraf und mein Portefeuille über⸗ 
nahm, war ich unerfahren, aber auch mit Geſchäften überladen. 
Ich konnte mich nur auf das Dringendſte beſchränken. Man hat mir 
berichtet, aber von der Proclamation noch nichts. Ich werde Alles 
ſtreng unterſuchen. 

Koſſuth. Am 25. Juli erhielt ich vom königl. Commiſſaͤr 
B. Vay eine Stafette, worin er berichtet, daß rückſichtlich der Grän⸗ 
zer das Wiener Kriegsminiſterium Pertractationen anknüpfte. Dieß 
iſt eine Geſetzloſigkeit und die dulde ich nicht. Ich werde die Sache 
durch den Regierungscommiſſär auf das Strengſte unterſuchen laſſen. 
Indeſſen bitte ich aber die Szekler Deputirten, ſich direete mit dem 
Miniſterium ins Einvernehmen zu ſetzen, um den dortigen Grän- 
zern alle möglichen Erleichterungen gewähren zu konnen. 

K. Zeyk frägt, ob es nicht gut wäre das ſiebenbuͤrgiſche Ge— 
neralcommando zur Erklärung aufzufordern, woher es dieſen Be— 
fehl erhalten. 

Zſembery. Geſtern erſt erklärte das Haus feine Sympa— 
thie für die Szekler, und heute müſſe man bemerken, daß auch dort 
die Reaction Verderben ſpinnt. Man ſolle dem dadurch zuvorkom— 
men, daß der Kriegsminiſter ein Geſetz über die Regelung der Graͤnz— 
verhältniſſe einbringe. 

Koſſuth. Dieſe Coordination braucht viel Zeit, und alles 
hängt vom Ausgange der jetzigen Wirren ab. Der Miniſter zählt 
nun die Erleichterungen auf, welche man den Gränzern gewährt 
hat, die fie aber nicht annehmen wollten. Dieß ſei nicht unſer Zeh: 
ler, denn wir wollten fie pacificiren, jetzt hätten wir aber mehr Hoffe 
nung, da auch ſchon in Peterwardein Deputirte gewählt worden. 

Perczel. Er ſehe ein, das Miniſterium habe mit Schwie— 
rigkeiten genug zu kämpfen, doch könne er nicht umhin, hier meh: 
rere Thatſachen zu erzählen, welche dem Miniſterium vielleicht nicht 
bekannt ſind. Thatſache iſt es, daß vom Wiener Kriegsminiſterium 
an das hieſige Militär-Diſpoſitionen ergehen, man duͤrfe nur auf 
der Poſt nachſehen; Thatſache, daß ſelbſt in Peſth mehrere Ankündi⸗ 
gungen im k. k. Namen geſchehen; die ungar. Officiere in Galizien 
wurden fo ſehr verfolgt, daß fie zu den Freiwilligen ſich transferi— 
ren laſſen mußten. Von der Armee in Italien ſchreibt ein Officier, 
daß Radetzky äußert, er wolle nur erſt mit Italien fertig werden, 
dann werde er in Wien und Ungarn Ordnung machen. Auch mit 
Bar. Vapy iſt der Redner nicht zufrieden. Ihm gefiel gleich anfangs 
die Wahl desſelben aus Princip nicht, denn er war ein Mann der 
vorigen Regierung; der Erfolg rechtfertigte dieſe Anſicht, denn jetzt 
ſchreibt der Biſchof Saguna, daß der k. Commiffär verſprochen, die 
Walachen auch mit Waffengewalt zur Entrichtung des Zehnten zu 
verhalten. 

Meéßäros. Man habe auf die Aeußerungen des Wiener⸗Co— 
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mités angeſpielt, feine Macht erſtrecke ſich nicht ins Ausland. Es 
gibt Ausdrücke, die man nicht billigen könne, allein dieſe ſtammen 
meiſtens von Ausländern her. 

Koſſuth. B. Vay habe einen Bericht an ihn geſendet, wor— 
in das früher Geſagte eine niedrige Verleumdung genannt wird. 
Er habe dem Biſchof wohl geſagt, daß fo lange die ung. Geſetze 
dort nicht publicirt ſeien, der Zehent entrichtet werden muͤſſe, aber 
von Waffengewalt ſei keine Rede geweſen. Was uͤbrigens das Prin— 
cip anbetrifft, fo bedauere er, wenn der kön. Commiſſär nicht die Sym⸗ 
pathie des ehrenwerthen Mitgliedes beſitze, in Zeiten jedoch, wie die 
unſerigen, habe man ganz andere Dinge zu betrachten. 

Mik s beantragte, das Haus möge ſobald als möglich ein Ge— 
ſetz geben, welches die gerechten Beſchwerden der Szekler zu heben 
geeignet iſt. 

Dom. Teleki. Man müſſe hier mit möglichfter Schnelle 
verfahren, damit uns Andere nicht zuvorkommen. 

Dion. Kemény. Die Commiſſion iſt ohnedieß beifammen, 
man könne ihr auch gleich dieſen Gegenſtand zuweiſen. 

Perczel verwahrte ſich, als ob der Ausdruck Verleumdung 
ihn angehe, da er in Folge der Verſicherung eines glaubwuͤrdigen 
Mannes geſprochen. 

Der Präfident ließ nun das Commiſſionsgutachten über 
den Geſetzentwurf des Kriegsminiſters leſen, ſuspendirte aber die 
Sitzung, weil das Haus ſich in ein geheimes Comité verwandelte, 
um gewiſſe Mittheilungen des Minifterpräfidenten Gr. Batthyänyi 
anzuhören. 

Zweite Unterhaus⸗Sitzung vom 1. Auguſt 

10 (Nachmittag 4 Uhr). 

Referent Paul Farkas verlas den Commiſſionsbericht über den 
die Recrutirung betreffenden Geſetzvorſchlag des Kriegsminiſters. 

Dionys Kemény. Obgleich dieſer Geſetzvorſchlag nur ein 
einſtweiliger iſt, fo kann man doch keine zweckmäßigen Verfügun⸗ 
gen treffen, bevor gewiſſe Principien nicht feſtgeſetzt werden, die 
dem Militär⸗Organismus als Grundlage dienen, wie das in ande— 
ren Ländern Statt findet. So z. B. in Preußen iſt Jedermann ver- 
pflichtet, blos drei Jahre beim regulären Militär, dann zwei Jahre 
bei der Kriegsreſerve, ferner bei der Landwehr u. ſ. w. zu dienen. Im 
Gegentheil in Amerika iſt Niemand zu Militärdienſten verpflichtet; 
dort iſt Jedermann nur Nationalgardiſt; die regulaͤren Soldaten 
werden aber für Geld gedungen. Und dieſes Syſtem ſtimmt gänz⸗ 
lich mit der Freiheit überein, denn Jedermann wählt nach Belieben 
ſeinen Stand. Aber Amerika hat auch viel Geld, und bedarf nicht 
vieler regulärer Soldaten; darum iſt das amerikaniſche Syſtem 
bei uns nicht anwendbar, während das preußiſche Syſtem wieder 
den conſtitutionellen Bürger ſehr drückt. Demzufolge mußte ein 
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drittes Syſtem, durch Vermittelung dieſer zweien, für Ungarn aus⸗ 
gearbeitet werden. Darum geht mein Antrag dahin, daß der Kriegs- 
miniſter früher einen allgemeinen Geſetzvorſchlag unterbreite, und 
da wir fruͤher auch mit den Finanzen im Klaren ſein müſſen, um das 
Recrutirungsgeſetz beſprechen zu können, ſo glaube ich, daß das 
Haus die Berathungen über den vorliegenden Geſetzvorſchlag ſo 
lange aufſchiebe, bis die zwei oben erwähnten Gegenſtände erledigt 
ſein werden. (Beifall.) 

Jo ſ. Madar aß. Ich bin entgegengeſetzter Meinung. Dieſe 
Einwürfe hätte Kemény damals erheben ſollen, als dieſer Geſetz— 
vorſchlag dem Hauſe vorgelegt wurde. Und das ſteht durchaus nicht, 
daß das Miniſterium hinſichtlich allgemeiner Principien dem Hauſe 
Inſtructionen gebe; im Gegentheil, das Haus iſt berechtigt ſolches 
gegenüber der Regierung zu thun. Bei dem Militär-Organismus 
ſind die Haupt⸗Geſichtspuncte: Conſtitutionalität und Nationalität; 
dieſe beiden würden aber gefährdet werden durch die Aufſchiebung 
des fraglichen Geſetzvorſchlages. (Beifall und Verlangen nach Ab— 
ſtimmung.) 

Präſident. Die Frage iſt, ob das Haus die Berathung 
uͤber das Recrutirungs⸗Geſetz aufſchieben wolle oder nicht. Die fuͤr 
den Aufſchub ſind, mögen aufſtehen. 

Da die Mehrzahl der Repräſentanten ſich erhob, wurde die 
Vertagung als Beſchluß ausgefprochen, worauf der Präſident die 
Sitzung ſchloß. 

Unterhaus⸗Sitzung vom 3. Auguſt. 

Das Protocoll wurde vorgeleſen. Der Präſident zeigte ſodann 
an, daß ein Deputirter aus dem Veröczer Comitat angekommen ſei. 
(Eljen.) Ferner wären mehrere Petitionen eingelangt, ſo eine von 
M. Väſärhely um Fortbeſtehung der dortigen königl. Tafel. (Miß— 
billigung.) Eine von Joh. Beſze um Urlaub, da er als Major der 
Nationalgarde gegen den Feind ziehen müſſe. (Eljen) In der Zi— 
dor'ſchen Wahlangelegenheit ſei das Ergebniß der Unterſuchung ein— 
gereicht worden. 

Gorové. Es ſei feine erſte Pflicht zu erklären, das das Land 
die Sendung von ungar. Deputirten nach Frankfurt von Seite der 
Regierung freudig begrüßt habe, denn Ungarn verbänden mit Deutfch- 
land dieſelben Intereſſen. Deutſchland hat die Aufgabe, die Civili— 
ſation nach Oſten zu verbreiten, und Ungarn die, ihm darin beizu— 
ſtehen. Metternichs ſchändlicher Politik haben wir es zuzuſchreiben, 
daß, während in Spanien und Italien bei jeder Regung der Frei⸗ 
heit intervenirt wurde, hier einer Macht die Hand gereicht wurde, 
welche die ganze Civiliſation bedroht. Wenn im Weſten Frankreich 
feſten Fuß gefaßt haben wird und vor ihm ſich die ſociale Demo— 
kratie über Spanien, Portugal und Italien verbreitet, fo wird fie 
fuͤr den Oſten von Deutſchland und Ungarn ausgehen. Bekannt iſt 
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es, daß die Frankfurter Nationalverſammlung Ungarn ihre Sym⸗ 
pathie zu erkennen gegeben, ich mache den Antrag, daß Ungarn dieß 
freundlichſt erwiedere. Möge es das Haus ausſprechen, daß es 
zwiſchen Dentſchland und Ungarn ein aufrichtiges Bündniß wünſcht. 

Lad. Teleki. Auch ich wünſche es, daß man dieß mit Bes 
geiſterung ausſpreche. (Alle ſtanden beiſtimmend auf.) Wie freue ich 
mich darüber! Es iſt in Aller Intereſſe, daß ein großes deutſches 
Reich ſei. Der Wiener, der nicht für die Einheit Deutſchlands ficht, 
iſt ein Verräther, fo wie derjenige, welcher das ungariſche Miniſte. 
rium nicht hier, ſondern in Wien ſehen will. Deutſchland war in einige 
30 Theile zerriſſen, das geſchah damals, als man das Volk noch wie 
eine Schafheerde betrachtete. Eben fo wäre es Verrätherei rüͤckſicht— 
lich der öſterr. Monarchie, welche bis jetzt einem Agglomerat von 
mehreren durch keine Sympathie zuſammengehaltenen Nationen glich. 
Das Wiener Miniſterium handelt alſo, wenn es dieſe Einigung hin— 
dert, verrätheriſch an der Dynaſtie, an Deutſchland, an der ganzen 
Menſchheit, denn die Civiliſation fordert dieſe Einigung. Radetzky 
hofft, wenn er in Italien fertig ift, dann in Wien und Ungarn 
„Ordnung“ machen zu können, doch Gott wird dieß nicht zugeben. 
Auch Rußland cokettirt herüber, und wird Deutſchland nicht helfen, 
ſo wird Oeſterreich der untergeordnete Bundesgenoſſe Rußlands. So 
iſt alſo derjenige, welcher gegen den deutſchen Bund iſt, auch gegen 
die Civiliſation und für Deſpotismus. Ungarn hat mit Deutſchland 
durchaus dieſelben Intereſſen, ſie müſſen ſich alle verbinden. Ferner 
erkläre ich auch, daß ich die Wiener Aula hoch ſchätze (ſehr gut!); 
ſie hat der Sache der Civiliſation und Freiheit große Dienſt geleiſtet. 
Nochmals drückte der Redner feine Freude darüber aus. (Eljen!) 

Perczel billigte das Benehmen des Miniſteriums, daß es 
Geſandte nach Frankfurt ſchickte. Der Kunſtgriff der Despotismus 
ſei es immer geweſen, die Völker zu entzweien. 

Berna th. Da das ganze Haus aufgeſtanden, habe er er nichts 
weiter zu ſagen. 5 

Koſſuth. Er trete aus doppelter Urſache auf den Redner— 
ſtuhl, erſtens um dem Haufe für feine Billigung zu danken, z wei— 
tens um feine Politik rückſichtlich des öſterreichiſchen Volkes auf: 
zuklären. Er wäre vor 3 Monaten der populärſte Mann in Wien, 
jetzt der Gehaßteſte, ohne daß er ſich um ein Haar verändert hätte. 
Nicht ſeine Perſon war populär, ſondern die Freiheit, deren Apoſtel 
er war. Wie käme es, daß er es jetzt nicht mehr ſei. Eine Reaction 
liege hier zu Grund, deren Beiſpiel man in der Geſchichte nicht 
finde. In Wien kämpften 4 Elemente: 1) Sympathie für Deutfche 
land, 2) Reaction, 3) Miniſterium, 4) das ſlaviſche Element. Das 
Wiener Miniſterium bezeichne er nicht als reactionär, aber es ſei von 
dem Wunſche, das ungariſche Finanz- und Kriegsminiſterium nach 
Wien zu haben, fo verblendet, daß es nicht ſehe, wie es nur der Nee 
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action diene. Wenn dieß gelänge (durch Gottes Fluch), was wäre 
die Folge? ſo würden böhmiſche und polniſche Soldaten Ungarn, 
ungariſches Militär Oeſterreich, deutſches Böhmen u. ſ. w. ins 
Joch ſchlagen, die Folge wäre alſo: gemeinſame Sclaverei. Er 
erinnere Oeſterreich, daß es nur ſo lange frei ſei, als Ungarn ſeine 
Rechte, die es nicht der Gnade Ferdinand I. verdankt, ſondern feit 
300 Jahren beſitzt, erhalte. Die Reaction ſei dabei intereſſirt, im⸗ 
mer aufzuwühlen wegen der Staatsſchuld, der Slaven u. ſ. w. 
Als er das geſagt, daß das öſterreichiſche Miniſterium nicht den 
Muth gehabt den Kaiſer in ſeiner Burg zu vertheidigen, habe er 
dieß nicht dem Volke, ſondern der Reaction gegenuͤber gemeint, 
welche den Zweck hatte, Anarchie hervorzurufen, und dadurch den 
Deſpotismus. Er ehre jene Verſammlung, welche in Wiens trübften 
Tagen dort Friede und Ruhe zu erhalten wußte. Die Treuen der 
Dynaſtie wollen Einigung mit Deutſchland, die Reaction will es 
nicht, denn dann wäre es um den Deſpotismus geſchehen Er danke, 
daß man die Politik des Miniſterium gebilligt, was ihm eine Wei— 
ſung für die Zukunft geben wird, allein er denke, es ſei wohl aus— 
zuſprechen, wie es im Intereſſe der Monarchie liege, daß Oeſterreich 
zum deutſchen Bunde gehöre, denn ſonſt höre es auf zu herrſchen 
und werde Diener ſein. Was Ungarn betreffe, ſo ſehe es der Zu— 
kunft mit der Entſchloſſenheit einer Nation entgegen, die für ihr 
Heiligſtes, ihre Freiheit, zu ſterben bereit iſt. 

Nyäry. Man ſolle in den Text das hinzufügen, daß Ungarn, 
Falls Oeſterreich mit Deutſchland Krieg führen ſollte, in keinem 
Falle Oeſterreich Hilfe leiſten werde. 

Der Präſident las nun den Entwurf in dieſer neuen Faſſung vor. 

Piller brachte einen Geſetzentwurf rückſichtlich der Aufhe— 
bung der fiebenbürgifchen Behörden, und 

Nyäry ſeinen Geſetzentwurf rückſichtlich der Lehngüter ein. 

Koſſuth meinte, auch der Juſtizminiſter habe einen ähnli— 
chen Entwurf fertig. Beide könnten gleichzeitig vor das Haus ge— 
langen. 

Ein Deputirter von Torontal interpellirte in Ruck 
ſicht auf die Dienſtverhältniſſe der Unterthanen des Biſchofs von Agram 
in Torontal, welche Lehn bezahlen, und noch dabei dem Staate 
dienen muͤßten. 

Lad. Madaräß. Alle Tage kämen Nachrichten, daß der Bi: 
ſchof von Agram Jellachich fo viele 100 fl. gegeben. Ob der Cultus— 
miniſter ſchon rückſichtlich des Biſchofs Schritte gethan? 

Miniſter Eötvös. Es ſei ihm nicht zu Wiſſen, daß der 
Biſchof gegen die Ungarn agitire. Im Gegentheil habe ihm der Mi— 
niſter geſchrieben, nicht hieher zu kommen und zu Hauſe die Geiſtlich— 
keit zu beſchwichtigen. Dieß thue er auch. 

L. Ma daräß. Die beſten Quellen muß der Miniſter haben, 
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uns kommen nur Privatnachrichten oder aus den Zeitungen zu. Uebri⸗ 
gens iſt es eine Sache der Staatsklugheit, daß jetzt ſo wenig Geld 
als möglich nach Croatien geführt werde. 

Bogdänovich. In der Zeitung ſtehe, daß Haulik 2000 fl. 
fuͤr Jellachich's Zwecke beigeſteuert, er interpellirte den Miniſter, 
was er in dieſer Hinſicht zu thun gedenke. 

Perczel. War mit der Antwort des Miniſters nicht befrie— 
digt, keinerlei Einkünfte ſollen jetzt nach Croatien übergehen, auch 
habe der Biſchof durchaus das Lob des Miniſters nicht verdient. — 
Diplomatiſche Angaben ſtehen ihm nicht zu Gebote, das ſei die 
Sache des Miniſters. 

Eötvös. Bogdänovics's Antrag fei, wie das Protocoll (las 
es) zeigt, bereits einmal verworfen worden. Uebrigens werde er 
ſeine Pflicht zu thun wiſſen. 

Pal6czy. Der kön. Commiſſär habe das Recht, aufrühre— 
riſche Correſpondenzen zu unterdrücken. Warum geſchehe dieß nicht? 
Werde Rajachich noch lange Oberhaupt der griechiſchen Kirche 
bleiben? 

Eötvös. Morgen werde er dem Haufe anzeigen, daß Ra— 
jachich ſuſpendirt und einem Andern die Leitung übergeben worden. 

Glavin a. Wenn der Cultusminiſter keinen Geſetzesvorſchlag 
in dieſer Hinſicht eingebe, ſo werde er es thun. 

Dragus. Nur desjenigen Proclamationen finden bei der Na— 
tien Anklang, welchen ſich ſchätzt. 

Die Mehrheit zeigte ſich mit den Aufſchlüſſen des Miniſteriums 
befriedigt. 

Lad. Bezerédy brachte einen Geſetzentwurf rückſichtlich der 
Aufhebung des adeligen Wahlrechtes ein. 

An der Tagesordnung war der Geſetzentwurf rückſichtlich der 
Elementarſchulen. 

Miniſter Eötoöbs. Es ſeien hier drei Dinge zu betrachten: 
1) das Zwangsrecht des Staates zum Unterricht; 2) die Koſten; 
3) die Aufſicht des Staates. Der Miniſter erörterte dieſe Punete, fo 
wie feine Anſicht, die Schulen der verſchiedenen Confeſſionen im All: 
gemeinen noch geirennt zu laſſen. 

Sranyi und mehrere Redner wünfchten die Verhandlung des 
Geſetzentwurfes, da ſie in den jetzigen ſchweren Zeiten zu Aufregun— 
gen Anlaß geben könnte, verſchoben. Doch der Miniſter widerſetzte 
ſich, da dieß der wichtigſte Gegenſtand nach der Landesvertheidi— 
gung ſei. 

Mehrere Lehrer und ein kath. Geiſtlicher (Moyz és) ſprachen in 
dieſer Sache, ſchilderten den traurigen Zuſtand der Volkslehrer und 
jetzigen Erziehung, ſtimmten aber meiſt dafür, daß die Schulen ger 
meinſam ſein ſollen. Die Debatte wurde um 2 Uhr unterbrochen und 
die Sitzung hoben 
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Unterhaus-Sitzung vom 4. Auguſt. 

Das geſtrige Protocoll wurde vorgeleſen. 

Bardetzky berührte einen Gegenſtand, der mit dem 20. Geſ. 
Art. von 1848 in Verbindung ſteht. Wir haben die Bauern von den 
Urbariallaſten befreit. Doch drückt ſie noch eine Laſt, welche ſchwerer 
iſt als alle, ich meine die den Geiſtlichen zu leiſtenden Robot und 
Zehnten. Er interpellirte den Cultusminiſter, ob er in dieſer Ange— 
legenheit einen Geſetzesentwurf vorbereitet, wenn nicht, werde er — 
der Redner — dieſes thun. 

Miniſter Eötvös geſtand, daß er noch keinen Geſetzent— 
wurf vorbereiten könnte, weil er in dieſer Hinſicht ſich noch zu wenig 
Kenntniß der Sache habe verſchaffen können, obſchon er an die 
Oberhirten habe ein Circulär ergehen laſſen. Uebrigens werde er 
in der folgenden Seſſion einen Geſetzentwurf einreichen. 

Man ging zur Tagesordnung — den Geſetzentwurf über den 
Elementarunterricht — über. 

Bernäth. Er hielt den Geſetzentwurf weder in Ruͤckſicht auf 
Nationalität noch auf die Religionen für befriedigend. Der $. 13 
1848 ſagt geradezu, der Staat ſolle die Koſten des Unterrichts tra— 
gen und nicht die Gemeinden. Ferner wird der Convent, welchen 
der Miniſter zuſammenberufen, erſt am 1. September ſein. Dieſen 
ſollte man abwarten. Die Proteſtanten hätten immer ihren Unter— 
richt unter ihren Händen gehabt und darin die vollſte Freiheit ge— 
noſſen. Dieſe Freiheit wollten ſie keinesfalls aufgeben, ohne die nö— 
thigen Garantieen. Man ſolle daher die Erörterung des Geſetzent— 
wurfs aufſchieben, bis der Convent abgehalten ſei, 2—3 Monate 
ſeien keine Ewigkeit. 

Haläß ſtimmte gleichfalls für Verſchiebung des Geſetzent— 
wurfs. Er ſei in fo enger Verbindung mit der Regulirung des Seel: 
ſorgerweſens, daß man ſie zu gleicher Zeit vornehmen müßte. Das 
Miniſterium ſolle angewieſen werden, eine ausführlichen Vorſchlag 
in dieſer Hinſicht zu unterbreiten. 

Patay fuͤrchtete, daß die veranſchlagten Unkoſten von einigen 
Millionen jetzt, wo das bedrängte Vaterland aller ſeiner Hilfs— 
quellen bedarf, einen fühlbaren Ausfall hervorbringen würden. Erſt 
ſollte man das Vaterland frei und ſtark machen, dann erſt an den 
Volksunterricht denken. 

Palöczy meinte im Gegentheil, daß ein Aufſchub hier nicht 
am Orte ſei. Doch hänge das Schickſal des Geſetzentwurfes davon 
ab, ob die Schulen gemeinſchaftlich ſein werden oder nicht. Der 
Entwurf gibt den Gemeinden das Recht, die Schulen zu beaufſich— 
tigen, was bei den Proteſtanten immer war, bei den Katholiken 
aber nicht. Auch deßwegen wären gemeinſchaftliche Schulen am be— 
ſten. Unter Kaiſer Joſeph wären alle Kinder in Eine Schule gegan— 
gen, man fragte nie um die Religion, ſondern die Kinder liebten ſich 
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brüderlih. Warum ſollte dieß jetzt nicht fein können? Das Haus 
möge keine Aufregung fuͤrchten, man gewöhnt ſich an das Gute. 
Im Jahre 1836 ſagte die obere Tafel auch immer, man ſoll keine 
Urbarialloskaufung geſtatten, der Aufregung halber. Und was ge— 
ſchah? Streben wir, daß die Geſchichte den 4. Auguſt ſegne. 
Hunfalvy ſtimmte ebenfalls für Vornahme des Geſetzent— 
wurfes, doch meinte er, man möge die Fundationen als fromme 
Vermächtniſſe achten und ihre Verwaltung den Gemeinden überlaſ— 
fen. Palöczy erwiederte, daß die Zeit Kaiſer Joſephs von der 
unſrigen himmelweit verſchieden, daß damals rückſichtlich der Reli— 
gion mehr Indifferentismus geherrſcht habe, was aber jetzt nicht der 
Fall ſei. Er ſtimme daher nicht für gemeinſchaftliche Schulen. 
Miniſter Eötvös. Man brachte gegen den Entwurf vor, daß 
der Kirchen-Convent noch nicht berufen worden. Aber Erziehung 
und Religion ſind zweierlei, dieſe iſt Sache des Einzelnen, jene Sa— 
che des Staates. (Sehr gut!) Wenn gar keine Schulen wären, ſo 
wäre er eher für einen Aufſchub, allein die Schulen ſind ſchlecht, 
wir haben einen negative Erziehung. Was die gemeinſchaftlichen 
Schulen betrifft, fo wäre er (der Miniſter) ſelbſt dafür; allein wür- 
dige Männer, mit denen er ſich berathen, verſichern ihn, dieß wurde 
zu große Aufregung hervorbringen. Seinem verehrten Freunde 
(Palöczy) dankte er für das ausgeſprochene Princip, daß die Ge— 
meinden ſelbſt Einfluß auf ihre Schulen nehmen muͤſſen. Jetzt aber 
ſollte man auf die einzelnen Paragraphe übergehen. 
F. Madaräß. Er halte das Geſetz für einen Ruͤckſchritt, 
zuerſt hinſichtlich des Fonds. Man habe Ham zum Primas, Lono— 
vics zum Erzbiſchof ernannt, wozu? wäre es nicht beſſer geweſen, die 
Einkünfte für die Schulen zu verwenden. Ferner die reichen Klöſter, 
wie die Ciſtercienſer u. dgl., deren Einkünfte ſehr gut fuͤr dieſen Fond 
zu verwenden ſeien. Er werde überhaupt ein Geſetz in dieſer Hin— 
ſicht einbringen. Doch das Miniſterium möge angewieſen werden, 
einen erſchöpfenden Geſetzentwurf vorzulegen. 


Kazinczy. Madaraß ſtellte uns ein Schreckbild auf. Der 
Staat kann die ganzen Koſten der Schulen nicht auf ſich nehmen. 
Das wäre eine unerſchwingliche Laſt. Das Geſetz hat Theile, die 
auch ich nicht ganz billige, aber die Umftände gebieten fie. Er erröthe, 
wenn man ſagt, das Geſetz ſolle aufgeſchoben werden. Es gebe nicht 
nur materielle, ſondern auch geiſtige Gefahren. 

Szäß. Drei Puncte ſeien hier zu beachten, 1) Der wiſſen— 
ſchaftliche Unterricht. 2) Die Religion. 3) Die Nationalität. Das 
Erſte betreffend müffen wir jetzt ſäen, nicht ernten, und das Volk zum 
richtigen Gebrauch der Freiheit anweiſen. Die Religion betreffend 
laͤge ihm nichts daran, wenn ſeine Kinder auch in eine türkiſche 
Schule gingen, doch nicht alle Leute wären fo geſinnt. Die Natio⸗ 


87 


nalität endlich muͤſſe vor Allem und auf das vollſtändigſte beruͤck⸗ 
ſichtigt werden. 

Szacsvay. Er halte es für feine Pflicht, alle Polemik zu 
vermeiden um zur Sache zu kommen. Wollen wir den Zweck, ſo 
müffen wir auch die Mittel wollen, und fo muͤſſe er mit Angabe der 
allgemeinen Principien das Miniſterium unterftüßen. 

Bei der Abſtimmung ſprach ſich die Mehrheit für allſoglei— 
ches Eingehen in den Geſ. Entw. aus. 

Es folgte die Verhandlung §weiſe. 

Die $$. 1 und 2 wurden nach den Veränderungen der Com— 
miſſion angenommen. 

Nach $. 3 wurde auf Kazinczy's Antrag folgender $. einge— 
ſchaltet: „Privatinſtitute ſtehen unter Aufſicht des Staates; ferner 
auf Palözy's Andrängen: Mönche der im Jahre 1760 vertriebenen 
Orden dürfen in Ungarn keine Privaterzieher ſein. 

Bei 8. 4 entſpann ſich eine Debatte darüber, ob man die El— 
tern zwingen könne, ihre Kinder die Realſchule beſuchen zu laſſen. 
Doch dieß wurde verneint und ſo blieb der Entwurf. 

Die weitere Verhandlung wurde, da die Zeit vorgeſchritten, 
auf morgen vertagt. 

Unterhaus-Sitzung vom 5. Auguſt. 

Der Präſident zeigte nach Verleſung des geſtrigen Protocolls 
dem Hauſe an, daß der Referent des Petitionsausſchuſſes ſich dar— 
über beklagt habe, daß die Mitglieder nachläſſig arbeiten, in Folge 
deſſen man auch in den Arbeiten nicht vorſchreiten könne, er erſuche 
demnach die Herren, ſich fleißiger einzufinden. Auf die Einwendung 
eines Mitgliedes, daß die Sectionsſitzungen zu gleicher Zeit mit den 
Reichsſitzungen Statt finden, erwiederte der Präſident, ſie ſollten 
lieber ihre Sitzungen, wo ohnedieß Mitglieder genug ſeien, aus— 
laſſen, und ſich an ihre ſpeciellen Arbeiten machen. 

Die Wahl des Deputirten Jakovich, vom Säroſer Comitat, 
welcher nochmals gewählt wurde, wurde für giltig erklärt. Dager 
gen waren gegen die neuerliche Wahl Cornel Balogh's vom Naaber 
Comitat Petitionen eingekommen, worin geſagt wurde, daß der 
Wahlort eigenmächtig anderswohin verlegt wurde, und ſomit viele 
Wähler von dem Wahlact factiſch ausgeſchloſſen worden ſeien. Das 
Gutachten der Section ging dahin, dieſe Wahl für ungiltig zu 
erklären. Bei der Abſtimmung trat das Haus dieſer Anſicht bei und 
die Wahl Cornel Balogh's wurde demnach zum zweiten Male 
für ungiltig erklärt. 

Gegen die Wahl Dan. Horväths von Cſikßerda wurde in 
Folge einer eingelaufenen Petition eine Unterſuchung beſchloſſen und 
in Anbetracht der weiten Entfernung und daraus entſtehenden Un— 
koſten der Udvarhelyer Stuhl mit der Unterſuchung betraut. 

Lad, Madaräß. In Nyärys Geſetzentwurf rückſichtlich der 


noch beſtehenden Urbarialverhaͤltniſſe ſeien die Regalbeneficien, fo 
wie das Jagd- und Fiſch-Recht u. dgl. nicht erwähnt. Er reiche 
alſo hiermit ein Supplement zu dieſem Geſetzentwurf ein. 

Präſident. Als Supplement könne es nicht füglich beſon— 
ders abgedruckt und verhandelt, ſondern nur mit dem Geſetzentwurf 
zugleich aufs Tapet gebracht werden. 

Nyäry. Da er gehört, daß der Juſtizminiſter einen ähnli— 
chen Geſetzentwurf einbringen wolle, ſo habe er ſich in dem ſeinigen 
nur auf das Dringendſte beſchränkt. 

Szacsvay. Bei der Volkspolitik ſei die erſte Regel, auf 
Ausrottung des Unkrautes zu dringen; dabei muͤßte man ſich von 
keinen Schreckbildern abſchrecken laſſen, ſonſt würde man nie zum 
Ziele gelangen. Die Politik der frühern Regierung war es, das 
Volk unmäßig zu belaſten, wir müffen dafür ſorgen, es möglichſt zu 
erleichtern. Er habe drei Geſetzentwürfe einzubringen: 1) rüͤck⸗ 
ſichtlich der geiſtlichen Perſonen und Güter; Y rüuͤckſichtlich der Klo: 
ſterguͤter und endlich 3) über die Freigebung der Fleiſchausſchro— 
tung und des Weinſchankes. 

Miniſter Koſſuth. Die Motionen mehren ſich ins Unend— 
liche. Er mache das Haus darauf aufmerkſam, daß es vorzuͤglich 
zum Zwecke der Landesvertheidigung einberufen worden, alles was 
damit in Verbindung ſtehe, ſei jetzt das Dringendſte, andere Ge— 
fegentwürfe können an ſich ſehr gut und heilſam fein, aber unter den 
jetzigen Umſtänden können ſie nur Schaden bringen, weil ſie das 
Dringendſte verzögern. Er werde ſich alſo der Verhandlung ſolcher 
Geſetzentwuͤrfe für jetzt auf das Entſchiedenſte widerſetzen. 

Ein Mitglied brachte einen Geſetzentwurf des Inhaltes 
ein, daß der Staat keine Expropriation ohne vollſtändige Entſchä— 
digung des Eigenthums vornehmen ſolle. 

Miniſter Koſſuth. Dieß Recht iſt ohnedieß dem Staate 
nur in einzelnen Fällen geſtattet. 

Keller. Die Szekler haben ein Privilegium, wornach ſie 
ihren Oberbeamten ſelbſt wählen dürfen. Da ſich aber dieß mit dem 
Principe einer verantwortlichen Regierung nicht vereinige, ſo mache 
er die Motion, dasſelbe durch ein Geſetz aufzuheben. 

Miniſter Koſſuth. Es gibt unter den Szeklern mehrere 
Oberbeamte, von denen man ſagen könne, es wäre beſſer, wenn 
ſie nicht da wären. Doch das Miniſterium hielt ſich ohne Geſetz 
nicht für ermächtigt, ihnen dieſes Privilegium zu rauben. Man 
möge daher in dieſer Hinſicht je eher je lieber einen Geſetzentwurf 
einbringen. 

Pälffy. Die Szekler hätten mehrere eigenthümliche Privile: 
gien, welche dazu dienten, ihre Freiheit zu wahren. Die vorige Ne: 
gierung habe ihnen aber alle zu verkümmern gewußt. So hatten 
ſie das Recht, drei Candidaten vorzuſchlagen, unter denen die Re⸗ 
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gierung Einen zu ernennen hatte, dieſe aber befahl ihnen neun Can⸗ 
didaten einzuſenden. So ſei auch das Geſetz geweſen, der Szekler 
ſei ſteuer frei, man habe aber die Wohlthat desſelben nur den Reichen 
genießen laſſen und die Armen unterdrückt. Der Udvarhelyer Stuhl 
habe gleich nach der Union ſeinem Wahlrechte entſagt, und das Mi— 
niſterium gebeten, Joh. Bethlen zu ſeinem Oberkönigsrichter zu 
ernennen. O hätte es dieß gleich gethan, denn die Reaction wühle 
auch ſchon unter ihnen, und hatte ſie einmal Eingang gefunden, ſo 
ſei ſie ſchwer auszutreiben, denn der Szekler habe einen harten 
Schädel. Das Miniſterium möge alſo hier ſchnellmöglichſt einen 
entſcheidenden Entſchluß faſſen. 

Miniſter Koſſuth. Er wußte nicht, daß dieſe Neuerung 
ſo dringend nöthig ſei, ſonſt hätte er gleich jetzt einen ſolchen Geſetz— 
entwurf vorgelegt. Doch könne man ihn nun auch ganz für ſich ein— 
bringen. 

Dom. Teleki. Obſchon er die Reaction nicht fuͤrchtet, ſo 
ſtimmt er doch für den Entwurf; nur bemerkte er, daß der Ober— 
beamte auch zugleich ihr Richter ſei, und ob man dem Miniſterium 
das Recht geben dürfe, Richter zu ernennen? Seine Anſicht ginge 
dahin, man ſolle das Miniſterium bitten, mit der zu dieſem Behufe 
ausgeſandten ſiebenbürgiſchen Deputation im Vereine einen Geſetz— 
entwurf dieſer Art auszuarbeiten. 


Präſident bemerkte, daß es gegen die Statuten des Haus 
ſes ſei, über einen eben eingebrachten Geſetzentwurf zu ſprechen, ehe 
er in den Sectionen verhandelt worden. 

Berde machte eine Motion rückſichtlich der Beſchwerden der 
Szekler wegen ihres laͤſtigen und ungeſetzlichen Militärdienſtes. 

Miniſter Koſſuth. Er fühle für die Szekler bruͤderliche 
Liebe, halte aber dafür, daß man rückſichtlich ihrer auf der Baſis 
des allgemeinen Rechtes verfahre. Das Recht der Geſetzesvorlage 
ſtehe nicht blos dem Miniſterium zu, ſondern ſei dem ganzen Hauſe 
gegeben. Er erſuche alſo die Szekler-Deputirten inſtändigſt, die Be— 
ſchwerden ihrer Landsleute baldmöglichſt zu ſammeln, ohne die Ar— 
beiten der ſiebenbuͤrger Deputation abzuwarten und ſie dem Hauſe 
vorzulegen. 

Vörös. Er wuͤnſche, daß ruͤckſichtlich der Gemeindenotäre 
eine Anordnung getroffen würde. Wenn der Miniſter des Innern 
in dieſer Hinſicht keinen Geſetzentwurf einzubringen gedenke, ſo 
werde er (der Redner) es thun. 

Miniſter Koſſuth. Auch er halte den Stand den Notäre 
fuͤr einen ſehr wichtigen. In ſeinem Budgetplan habe er ſich be— 
ſtrebt, den Notären nicht nur eine würdige, ſondern auch geſicherte 
Stellung zu verpaffen. 

Ein Mitglied brachte ruͤckſichtlich der Aufhebung des Ho⸗ 
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norars, welches Jazygien und Kumanien jährlich dem Palatin ent 
richtet, einen Geſetzentwurf ein. 

Man ging zur Tagesordnung über. 

Beim $. 5 des Geſetzes für Elementarſchulen wurde beantragt, 
auch hinein zu bringen, daß arme Kinder die Schulbücher unent— 
geltlich erhalten ſollen, was aber auf Koſſuths Bemerkung, daß 
dieſes ja ohnedieß unter dem Worte Unterricht ſich von ſelbſt ver— 
ſtehe, unterblieb. 

Bei F. 6 wurde nach Vorſchlag der Commiſſion ſtatt „Schulen“ 
„Elementarfchule? und ſtatt „Bürger? „Bewohner der Grundbe— 
ſitzer“ geſetzt. f 5 

Ferner wurde beantragt, daß die Koſten nicht die Gemeinden, 
ſondern der Staat tragen ſoll. Dem widerſetzte ſich Miniſter Koſ— 
ſuth. Er habe einen Ueberſchlag gemacht und gefunden, daß dieſe 
Koſten 40—50 Mill. jährlich betragen würden, eine beinahe uner— 
ſchwingliche Steuer. Die Gemeinden könnten dieß leichter thun, 
wenn bei der Commaſſation und Weideabſonderung ein Stück Grund 
dafür angewieſen wird. In Nordamerika wird gleich bei Gründung 
eines Dorfes ein Stück Acker von 600 Joch als Schulenfond bezeich- 
net. Was wir der Erziehung geben, geben wir uns ja alle ſelbſt. 
Nur ſoll man nicht eine beſondere Steuer daraus machen, ſondern 
fie zum ganzen Gemeinde-Budget ſchlagen, dann wird fie ihm nicht 
ſo verhaßt ſein. Was die Pußten betreffe, ſo gehörten ſie ohnedieß 
meiſt zu den Gemeinden. 

Der $. 7 blieb nur mit der Modification, daß ſtatt „Fun— 
dationen” geſetzt wurde: „Capitale“ oder „liegende Gründe.“ Bei 
$. 8 wurden auf Nyäry's Antrag ſtatt Gemeindeſteuer die Worte 
geſetzt: „dieſe Rubrik der Gemeindeſteuer.“ 

Bei $. 9 wurden auf Antrag der Commiſſion nach den Wor- 
ten „Naturlehre und Naturgeſchichte? die Worte eingeſchoben: 
„fammt darauf begründeten praktiſchen Unterricht.“ 

Die weitere Verhandlung wurde auf morgen ausgeſetzt. 

Unter haus-Sitz ung vom 7. Auguſt. 

Nach Verleſung des Protocolls kündigte der Kriegsminiſter 
Meéßäros dem Haufe an, daß er gefonnen, fi nach dem Kriegs⸗ 
ſchauplatze zu begeben, wovon ihn bisher unüberwindliche Hinder 
niſſe abgehalten, um dort Alles perſönlich in Augenſchein zu neh— 
men. (Eljen!) In Folge deſſen bat er das Haus, die Verhandlung 
des Recrutirungsgeſetzes bis nach ſeiner Rückkehr zu verſchieben. 

Kubinyi. Zur Verhandlung des Budgets werden e. 4 Tage 
nothwendig ſein, und dann möge man, bis der Kriegsminiſter zu— 
ruͤckkommt, keine Sitzung halten. 

L. Madaräß wollte die Verantwortlichkeit dieſes neuen 
Aufſchubes nicht auf ſich nehmen. Schon neulich habe er ſich dem 
widerſetzt, nun ſolle dieß von neuem geſchehen. Wenn der Kriegs⸗ 
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minifter eine Spazierfahrt machen will, fo mag er dieß immerhin 
thun (Murren), doch ſehe er nicht ein, daß durch dieſe Reiſe das 
Land ſchon gerettet ſei. Nicht nur von dieſer Seite, ſondern von al— 
len Seiten her bedroht uns die Gefahr, wir brauchen daher Sol— 
daten. Das ſei für uns eine Lebensfrage, ſie entſcheide, ob es fuͤr— 
der ein Ungarn geben ſolle oder nicht? Der Herr Miniſter mag 
immerhin reiſen, wir werden indeſſen den Gegenſtand in Verhand— 
lung nehmen. (Mißbilligung.) 

Miniſter Méßäros. Er habe ſich weder die Kraft noch die 
Weisheit zugeeignet, den Kampf durch ſein bloßes Erſcheinen be— 
endigen zu wollen, ſondern er wollte nur ganz einfach den Wunſch 
des Hauſes erfüllen. 

Kazinczy. Den Erfolg vorher zu ſagen ſei freilich unmög— 
lich. Man habe an den Kriegsminiſter wiederholte Interpellationen 
gemacht über allerlei vage Gerüchte. Daß nun dieſer perſönlich die 
Wahrheit zu erfahren wünſche, ſei kein Wunder, und könne keine 
Spazierfahrt genannt werden. Aber die Verhandlung des erwähn— 
ten Geſetzentwurfes ſei in deſſen Abweſenheit auch unnütz, da er 
nicht die nöthigen Erläuterungen geben könnte. 

Sof. Madaräß. Die Verhandlung fei darum verſchoben 
worden, um die Grundanſicht des Kriegs miniſters kennen zu lernen. 
Doch nun ruft ihn feine Pflicht von hinnen. Wie, wenn fein Schick 
ſal es ſo wollte, daß er nicht mehr zurückkehre? Da müßten wir 
den Geſetzentwurf dennoch ohne ihn verhandeln. Der Redner iſt 
der Anſicht, ihn gleich für morgen auf die Tagesordnung zu ſetzen. 

Miniſter Méßäàros. Wenn der Segen des Hauſes ihn bes 
gleite, ſo fürchte er die Kugel nicht. (Eljen!) 

L. Kovacs. Wenn wir bis dahin die Hände in den Schooß 
legen würden, ſo möchte die Gegenpartei recht haben. Allein wir 
haben ja bis dahin das Budget zu verhandeln, was uns wenig— 
ſtens 7—8 Tage wegnimmt. Bis dahin dürfte auch der Kriegs— 
miniſter ſchon zurück ſein. 

St. Bezeré dy. Er nehme die Meldung des Kriegsmini— 
ſters, von welcher er die beſten Folgen fuͤr das Wohl des Vater— 
landes hoffe, mit aufrichtigem Danke an. 

Bonis erwiederte Madaräß: Er halte es für Unwürdigkeit, 
jene Männer zu verdächtigen, welchen die Unabhängigkeit des Lan— 
des zu verdanken haben. 

Zſembery. Dieſer Gegenſtand wurde in geheimer Sitzung 
auf 6 Tage aufgeſchoben: jetzt ſoll er abermals beantragt werden. 
Der Kriegsminiſter geht ja nicht blos hinab, um nachzuſehen, ſon— 
dern auch um die Truppen, wie Cavaignac, mit der brennenden 
Cigarre im Munde zum Siege zu führen. Wer weiß wie lange 
dieß dauern kann! Man ſoll den Geſetzentwurf gleich morgen zur 
Verhandlung bringen. | 
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Nyäry war damit nicht einverftanden, daß dieſer wichtige 
Gegenſtand nur ſo in Eile, gleichſam heimlich abgethan werde. Neh— 
men wir das Anerbieten des Kriegsminiſters freudig an, uͤber die 
Vertagung beſchließen wir jetzt nicht. 

Der Präſident ließ abſtimmen, und die Mehrheit ſprach 
ſich für die Vertagung aus. 8 

Meéßäros. Er möchte feinem Geſetzentwurf gern feinen 
väterlichen Schutz angedeihen laſſen, deßhalb wünſche er bei der 
Verhandlung zugegen zu ſein. Nach einer Wahrſagung habe er noch 
24 Jahre zu leben (Madaräß: Jetzt noch Wahrſagungen!) er werde 
daher künftige Woche ſeinen Entwurf vertheidigen, denn da ſein 
Gedächtniß ſchwach ſei, ſo habe er in den Sections- und Commiſ— 
ſionsſitzungen Manches zu ſagen vergeſſen, was er bei der allge— 
meinen Verhandlung nachtragen werde. 0 

Der Präſident zeigte dem Hauſe die ungariſchen Beglau— 
bigungsſchreiben der Deputirten des Hermannſtädter Stuhles vor. 
(Eljenek.) 

Miskölczy brachte Geſetzvorſchläge über die Aufhebung 
der ſogenannten Adelsanführerſtellen (nemesek hadnagya) und der 
Ausdehnung der Nationalgardebefähigung ein. 

Nyäry. Entweder werden dieſe beſondern Motionen einen 
Erfolg haben oder nicht. Im letzteren Falle verderben wir damit 
nur die Zeit, im Erſteren werden wir einen Haufen ſchlechter Ge— 
ſetze vor uns haben. Der Redner beantragte daher, noch in dieſer 
Sitzung eine Deputation zu erwaͤhlen, welche alle ähnliche Motio— 
nen auf dem Grundſatze der Gleichheit ſammle und bearbeite. 

Man ging nun zur Tagesordnung über. Statt des §. 10 und 
11 des Geſetzentwurfes hatte die Centralcommiſſion folgende Texte 
empfohlen. 

§. 10. Die ungariſche Sprache ſoll überall ein ordentlicher 
Lehrgegenſtand fein. $. 11. Jene Schüler, welche die ungariſche 
Sprache nicht verſtehen, erhalten den Elementarunterricht in ihrer 
Mutterſprache. 

L. Tõth. So lange Buda ſteht, werde er nie einwilligen, daß 
die Lehrſprache nach der Mehrheit der Einwohner beſtimmt werde. 
Er machte daher die Motion, daß die Kinder in den Schulen in den 
erſten 3 Jahren in ihrer Mutterſprache gelehrt würden, ſobald ſie 
aber dieſe vollkommen wüßten, ſo müßte die Unterrichtsſprache die 
ungariſche werden. So viel zu thun, halte er für zweckmäßig, doch 
mehr wäre ein Majeſtätsverbrechen gegen unfere No: 
tionalität! Er reichte dieſe Motion ſchriftlich ein. 

Talljan (von Veröcze). Ich bin überzeugt, und will auch 
dieſe Ueberzeugung nicht aufgeben, daß der geſetzgebende Körper 
ſein Operat auf die Forderungen der Gerechtigkeit begründen will, 
daß er heilbringende Geſetze ins Leben zu rufen wuͤnſcht. Das hei: 
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lige Wort der Freiheit tönt von feinen Lippen zu den Ohren des 
Volkes herüber. Nun, es iſt eine Vorausſetzung der Freiheit, daß 
dieſe Angelegenheit der Spracheinheit nicht in Tyrannei ſich ver— 
wandle. Das Haus weiß ſehr wohl, zu was Allem die Abſchaf— 
fung der fremden Sprachen und die Einführung der ungariſchen 
unſeren jetzigen gefährlichen Feinden als Vorwand diente, und viel— 
leicht werden wir auch jetzt nur dem Gott der Gerechtigkeit es zu 
verdanken haben, wenn wir den Sieg über die böſe Abſicht davon 
tragen. Das Haus weiß noch insbeſondere, welche Opfer es geko— 
ſtet, um ein einziges Comitat der verbundenen Theile dahin zu brin— 
gen, daß es dem theueren Mutterlande, von dem es ſein künftiges 
Heil erwartet, ſich anſchloß. Ich bitte daher die verehrten Mitglie— 
der dieſes Hauſes, gerecht zu ſein, und nicht Veranlaſſung geben zu 
wollen, daß das noch kaum geborne Kind der Mutter wieder entriſ— 
ſen werde. Ich erſuche namentlich meine geehrten Freunde dort auf 
der Linken, im Intereſſe des Volkes dieſe heilige Angelegenheit ſich 
zu Herzen zu nehmen, und dieſelbe aus allen Kräften unterſtützend, 
den Text nach ſeinem ganzen Umfange anzunehmen. 

Sig m. Papp. Er frage: wie würde es den Herren gefal— 
len, wenn ſie in der Mehrheit ſeien, und man dennoch ihre Mutter— 
ſprache ausſchließen würde? Wäre man im Jahre 1836 in dieſer 
Hinſicht nicht fo gewaltſam verfahren, fo wäre jetzt kein Aufruhr, 
was auch die Camarilla thun möchte! Er erkenne den diplomati— 
ſchen Standpunct der ung. Sprache an, aber weiter ſolle man nicht 
mehr gehen. Hier noch gewaltthätig zu verfahren, heiße der Neac: 
tion am beſten in die Hände arbeiten. Er fürchte nichts für ſeine 
(die walachiſche) Sprache, allein um ſo mehr das Volk. Er wolle 
entweder den urſprünglichen miniſteriellen Entwurf, oder einen von 
ihm eingereichten Text angenommen. 

Nach noch einigen immer mehr erſchlaffenden Debatten, wobei 
wiederholt und ungeduldig zur Abſtimmung gerufen wird, ließ der 
Präſident abſtimmen, und die Mehrheit ergab ſich für den Com— 
miſſions⸗Entwurf. 

$. 12. Der Vorſchlag der Commiſſion, hier das Wort »öffent— 
lich“ einzuſchieben, wurde genehmigt. 

Bei $. 13 ſchlug die Central⸗Commiſſion folgende Modification 
dieſes Paragraphes vor: In jenen Gemeinden, wo mehrere Spra— 
chen und Confeſſionen herrſchen, kann für jede Commiſſion oder 
Sprache eine beſondere Elementarſchule eröffnet werden, wenn die 
Zahl der betreffenden Kinder 50 beträgt. Hier entſpann ſich nun ein 
hartnäckiger Kampf. 

Polya wünſchte gemeinſame Schulen. 

Pal 6c zy. Die gemeinſchaftlichen Schulen verwerfe — wie 
er mit Freuden bemerkte — Niemand. Man ſchiebt nur „wenn? und 
vaber“ vor, die noch keine gute Sache gefördert hätten. Man habe 
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von gemeinſchaftlichen Schulen nur die beſten Erfolge zu hoffen. In 
einem reformirten Bezirke an der Donau ſei als Präfident der Stu: 
diencommiſſion ein katholiſcher Geiſtlicher, der geachtete Ed. Halaſſy, 
gewählt worden, der hier unter uns ſitzt. Der Entwurf der Com— 
miſſion ſei noch ſchlechter als der des Miniſters. Das „kannb' iſt 
immer dem Guten tödtlich, wie wir es bei der Loskaufung geſehen. 
Stimmt für unbedingte Gemeinſchaftlichkeit der Schulen. 

Da noch 25 Redner vorgemerkt waren, ſo wurde die Debatte 
auf morgen vertagt. g 

Oberhaus-Sitzung vom 7. Auguſt. 

Präſident Mailäath. 

Graf Räday entſchuldigte ſich, daß er ſich der Deputation, 
die nach Innsbruck ging, nicht angeſchloſſen. Amtliche Geſchäfte ha— 
ben ihn zurückgehalten. 1 

Der Präſident zeigte an, daß die Berathung über den vom 
Repräſentantenhauſe überſendeten Geſetzartikel über die ungariſchen 
Anſiedelungen auf den Cameralgütern, an der Tagesordnung ſei. 

Graf J. Pälffy wünſchte, daß der Artikel vorerſt gedruckt 
werde. Auch erſuchte er den anweſenden Finanzminiſter, daß dieſer 
ſeinen Finanzbericht dem Hauſe einreiche. . 

Der Präſident erinnerte daran, er habe veröffentlichen laſ— 
ſen, daß die Mitglieder ihre Exemplare abholen laſſen möchten. 

Pälffy erwiederte, er wiſſe das, doch wünſchte er, daß der 
Miniſter den Bericht ämtlich mittheile, und dem Comité darüber 
Auskunft gebe. 

Koſſuth entgegnete, daß im Unterhauſe auf dieſelbe Art 
vorgegangen worden ſei, wie hier. Er könne alſo den Bericht um ſo 
weniger hier vorlegen, weil Geſetzvorſchläge darin enthalten 
ſind, das Initiativrecht aber, bezüglich finanzieller Geſetzvorſchläge, 
blos dem Repräſentantenhauſe zuſtehe. Er werde Aufſchlüſſe geben, 
aber nicht in Principenfragen eingehen. 

Pälffy beſtand darauf, daß Alles, was im Repräſentanten— 
hauſe beſchloſſen wird, dem Oberhauſe mitgetheilt werde, was bis 
jetzt nicht geſchehen iſt. 

Koſſuth meinte, es fei nicht rathſam, ſich in die Coordina— 
tion der beiden Kammern einzulaſſen, wo ſo wichtige Lebensfragen 
für Ungarn berathen werden ſollen. Fordert man Aufſchlüſſe, fo 
will er ſie gerne geben; doch auf die Entſcheidung des Hauſes 
wolle er nicht einwirken. Er will auf das Feld der Principien tre— 
ten, um dem nicht zu präveniren, was beide Häufer hinſichtlich der 
Finanzangelegenheiten zu beſchließen gedenken. Er will, daß dieſe 
Aeußerung in's Protocoll aufgenommen werde. Hinſichtlich des 
vorliegenden Colonialgeſetzes äußerte er, daß dasſelbe nicht als all— 
gemeines Coloniſationsgeſetz zu betrachten ſei; der Hauptzweck be— 
ſtehe vielmehr in der Sicherſtellung des Landes gegen feindſelige 


93 


Invaſionen. Er verſicherte, daß die Grundbefiger dadurch keinen 
Nachtheil erleiden werden, indem der Staat es auf ſich genommen, 
die entſtehenden Urbarialverluſte zu erſetzen. Er habe einſtweilen, 
bis ein vollſtändiges Ablöſungsgeſetz wird eingebracht werden Eön= 
nen, auch dafür geſorgt, indem er im Repräſentantenhauſe den Vor— 
ſchlag gemacht, daß die Hypothekenbank im voraus einen Theil des 
Schadenerſatzes im Baaren vorſtrecken dürfe. Er werde übrigens 
noch im Laufe dieſer Seſſion einen Plan betreffs des Urbarial-Scha— 
denerſatzes einreichen. 

Pälffy kam wieder auf die Coordinationsfrage zurück. Er 
zeigte ſich ſehr eiferſüchtig gegen das Repräſentantenhaus, das Be⸗ 
ſchlüſſe faßt, die die Politik des ganzen Landes berühren; ob denn 
das Oberhaus hiervon ausgeſchloſſen ſein ſoll? 

Der Präſident mahnte daran, daß dieß einen beſonderen 
Antrag bilde, der ſchriftlich eingereicht werden müſſe. Er frug, ob 
das Geſetz im Allgemeinen oder nach Paragraphen verhandelt wer— 
den ſoll? 

Das Haus flimmte für die letztere Verhandlungsart. 

Pälffy erwiederte auf Koſfuth's abermals erhobene Mah— 
nung, „daß er es nicht für recht halte, an dem Gebäude dieſes 
Hauſes unter den jetzigen Umſtänden viel zu rütteln,“ daß er noch 
nicht wiſſe, ob er ſeinen Antrag ſchriftlich einreichen werde oder nicht; 
allein er machte deßwegen Erwähnung, weil er ſich ſtets widerſetzen 
werde, daß das Haus, ſo lange es geſetzlich beſteht, unter Null her— 
abſinke. 

Nun kamen die Debatten über das Geſetz. 

Graf Joſ. Teleki ſtellte die Frage, warum das Temeſer 
Comitat nicht erwähnt fei. 

Koſſuth erwiederte, weil jetzt in dieſem Comitate keine leeren 
Gründe vorhanden ſind. Ueberdieß ſei dieß keine jener Geſpan— 
ſchaften, die eine Anſiedlungsgränze gegen den Feind bilden. 

Der Paragraph wurde unverändert beibehalten. 

Geéczy fürchtete, daß durch die Auswanderung der Szekler 
aus Siebenbürgen der ungariſche Stamm dort geſchwächt würde. 
Das Miniſterium möge daher Verhandlungen einleiten, damit die 
Cſangö-Magyaren aus der Moldau und Walachei nach Sieben: 
bürgen wandern. 

Koſſuth erinnerte daran, daß dieſe Stämme Unterthanen 
einer fremden Macht ſind. Er habe jedoch auch in dieſer Beziehung 
Verhandlungen angeknüpft. Zugleich erſuchte er in Bezug auf den 
folgenden Paragraph, daß es ausnahmsweiſe geſtattet ſei, Einzel: 
nen mehr als eine Seſſion verkäuflich zu überlaſſeu. 

Auch dieß wurde angenommen. 

Es wurde ſodann zur Prüfung des Finanzberichtes ein aus 
15 Mitgliedern beſtehendes Comité ernannt. Während aber die 
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Votiſation geſchah, machte S. Perenyi die Motion, die ganze 
Angelegenheit bis dahin zu vertagen, als die betreffenden Finanz⸗ 
geſetzvorſchläge dem Hauſe vorgelegt ſein werden. 

Der Vorſchlag wurde angenommen, und Gr. Pälffy zog 
ſeinen Antrag auf Ernennung eines Comité's zurück. 

Unterhaus-Sitzung vom 8. Au guſt. 

Nach Vorleſung des geſtrigen Protocolls wurde vom Prä⸗ 
ſidenten mehrere Petitionen gegen einzelne Mitglieder vorgezeigt. 

Gegen Gregor Simiän (Dep. von Szämosujvär in Sieben⸗ 
buͤrgen) wurde vorgebracht, daß er nicht mit abſoluter Majorität ger 
wählt worden, deßhalb ging das Gutachten der Commiſſion dahin, 
die Wahl zu annihiliren. 

Pälffy. Von der abſoluten Majorität fehlte nur ein Ein- 
ziger, — es liegt außerdem ein wichtiger Grund vor, den ich hier 
nicht öffentlich angeben kann, könnte ich ihn mittheilen, ſo würde 
das Haus gewiß die Wahl als giltig anerkennen. Bittet das Haus, 
dieß thun zu wollen. 

L. Kovacs. Unſere Wahlgeſetze trafen Siebenbürgen noch 5 
ganz unvorbereitet, es war hier die abſolute Majorität niemals 
nothwendig. Die Wahl möge für giltig erklärt werden. 

Es wurde abgeſtimmt, und die Majorität ſprach ſich für Gil: 
tigkeit der Wahl aus. 

Gegen Dan. Strebiger (Dep. von Neuſohl) wurde die 
Einwendung vorgebracht, daß er nicht ungariſch könne, und daß 
unberechtigte Menſchen ſich bei ſeiner Wahl betheiligt hätten. Die 
Commiſſion ſtimmte für Verwerfung der Wahl. 

Nach einiger Debatte wurde der Vorſchlag des Präſidenten 
angenommen. Dieſer beſtand darin, dem Deputirten Strebinger 
ſoll der Termin bis 1. September d. J. beſtimmt werden, bis wo— 
hin er zu erſcheinen und ſich auszuweiſen hätte, daß er ungariſch 
verſtehe. 

Gegen Gr. Geiza Feſteties, Dep. des Stuhlweißenbur⸗ 
ger Comitats, war die Klage eingelaufen, daß er Beſtechungen aller 
Art angewandt habe. Da dieß nicht hinlänglich nachgewieſen war, 
fo ſtimmte die Commiſſion für Giltigkeit der Wahl. ö 

Sof. Madaräß wünſchte, daß die Actenſtüͤcke vorgelefen 
werden. Dieß geſchah. 

L. Madar aß. In dieſem Haufe möge Niemand ſitzen, der 
das verworfene Mittel der Beſtechung angewendet. In 4 Wahlbe⸗ 
zirken des Stuhlweißenburger Com. ging es rechtlich zu, allein im 
5. hatte die Reaction ihr Haupt erhoben, und ſie wandte auch hier 
wie überall die verderblichſten Mittel an; doch wünſche er als ge— 
rechter Mann nicht, daß dieſe Wahl vernichtet werde, ſondern trägt 
blos auf Unterſuchung an. 

Szeéll. Madaräß hätte recht, wenn dieſe Schriften beglau⸗ 
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Grund, die Wahl zu beanſtanden. 

L. Teleki. Nach den vorliegenden Acten könne man, ohne 
ungerecht zu fein, die Wahl nicht annihiliren. Aber fie geben al⸗ 
lerdings hinlaͤnglichen Grund zu einer Unterſuchung. 

Pruzſinszſki. Es liegt im Intereſſe des Hauſes, daß jedes 
ſeiner Mitglieder rein daſtehe. Und in dieſer Hinſicht dringe auch er 
auf Unterſuchung. 

Die Majorität des Hauſes ſtimmte für Unterſuchung. 

Mitlerweile entſtand auf der linken Seite des Hauſes ein 
gräulicher Tumult, deſſen Urſache dunkel blieb, bis Joſ. Madaräß 
ſich erhob, und zum Präfidenten gewendet, Genugthuung forderte, 
da ein Mitglied ihn mit Schmähungen angegriffen und gedroht habe, 
ihn zur Verantwortung zu ziehen. Der Präſident glaubte, daß dieſe 
Forderung des ehrenwerthen Deputirten nicht beruͤckſichtigt werden 
könne, und man ging zur Tagesordnung über, welche ſich noch im— 
mer um $. 13, 14, 15 des Geſetzentwurfes bewegte. 

Sof. Papp. Vor Allem verwahrte er ſich wegen Nichthaltung 
der Statuten, welche beſagen, daß die Redner für und wider auf— 
einander zu folgen haben. Es gebe im Leben viel ſchöne Theorien, 
ſo könne man auch die ausſprechen, daß jeder Religionsunterſchied 
aufhören ſolle, ſei dieß aber praktiſch ausführbar? War es in 
Frankreich möglich? So würde es uns auch mit den gemeinſchaftli— 
chen Schulen gehen. Croatien hat ſich losgeriſſen, an der untern Do— 
nau gibt es einen Bürgerkrieg, und ſelbſt unter uns herrſcht Spal— 
tung wegen der Grundverhältniſſe. Unter dieſen Umſtaͤnden wolle er 
das Vaterland keinem Religionskrieg ausſetzen. 

Min. Széchenyi. Er fei nie ein Freund des Zwanges ge— 
weſen, billige ihn auch jetzt nicht, und nehme den verſöhnenden Vor— 
ſchlag der Commiſſion aus ganzem Herzen an. 

Hunfalvi unterſtützte den Antrag der Commiſſion; im Ge— 
gentheile würde er fürchten, einen Gewiſſenszwang herbeizuführen. 

Karika. Es zeigt von politiſcher Tactloſigkeit, wenn man 
die Freiheit beſchränken will. Hätte er neulich ſprechen können, ſo 
würde er zur Vertagung des ganzen Geſetzentwurfes geſtimmt haben 
und zwar bis zu den erſten Tagen des Septembers, wo die Leh— 
rerverſammlung ſtattfinden werde, denn ſo werden viele eine Be— 
ſchränkung des proteſtantiſchen Princips darin erblicken. Auf der 
Union der verſchiedenen Confeſſionen ſcheint Gottes Segen nicht 
ruhen zu wollen, die Unionen pflegt man nur auf politiſchem Wege 
zu forciren. Dieſes ſei gar nicht nothwendig. Zum Beiſpiele diene 
Amerika. Kinder ſeien freilich nicht unduldſam, deſto mehr die El— 
tern. Ein Beweis, daß ſich das Syſtem der gemeinſchaftlichen Schu— 
len nicht halten könne, iſt deſſen Verfall nach dem Tode Kaiſer Jo— 

7 


0 


ſephs. Die Lehrfreiheit, für welche unfere Vorfahren ihr Blut ver⸗ 
goſſen, ſollten wir nicht ſo gleichgiltig hingeben. 

Madaräß begreift nicht, wie K. die Begriffe Religion und 
Schule ſo verwirren könne. Wenn jede Confeſſion ihre eigene Schule 
aufſtelle, fo müffe dieß ſchlechte Folgen haben; wenn z. B. in einem 
Orte drei Confeſſionen in ungleicher Anzahl wohnen, welche Schule 
werde dann die öffentliche fein? Er habe auch in Kecskemet ſtudirt, 
und geſehen, wie ſich die proteſtantiſchen Studenten regelmäßig mit 
den katholiſchen rauften. Das geſchieht in Peſt nicht, weil die Ly— 
ceen gemeinſchaftlich ſind. Er ſei ein Reformer in jeder Hinſicht, 
und ſcheue ſich nicht, es auszuſprechen, daß auch die Proteſtanten 
ſo gut ihre Hierarchie haben wie die Katholiken, und dieſe immer 
weiter auszudehnen ſtreben. Das müffe bei Zeiten verhindert werden. 

Es ſprachen noch mehrere, allein die Ungeduld des Hauſes, wel— 
ches zur Abſtimmung rief, wurde immer größer. Auf eine von 25 
Mitgliedern unterſchriebene Petition wurde mit namentlichem Auf: 
rufe darüber abgeſtimmt, »ob, wo mehrere Confeſſionen wohnen, 
jede einzelne eine Schule auf Staatskoſten eröffnen könne oder 
nicht.“ Eine Mehrheit von 181 Stimmen gegen 26 entſchied für 
das Letztere. Lebhafte Senſation. Die Sitzung wurde aufgehoben. 

Unterhaus-Sitzung vom 9. Auguſt. 

Nach Verleſung des geſtrigen Protocolls zeigte der Präfident 
an, daß im Fogaraſcher Bezirk ſtatt Graf Lad. Teleki Mart. 
Papp gewählt worden. 

Jekelfaluſy brachte rücfichtlich des Weingartenzehend eine 
Motion ein. f 

Präſident Päzmändy. Da er an der Debatte Theil zu 
nehmen wünſche, fo übergebe er das Präſidium an Joh. Pälffy. 

An der Tagesordnung waren die $$. 14 und 15 des Geſetz— 
entwurfes. 

Irinyi gab dieſen Paragraphen eine Faſſung, welche fie 
nach dem geſtrigen Beſchluſſe modificirte. 

Päzmändy. Das Haus hat geſtern einen Beſchluß gefaßt, 
der manche Inconſequenzen nach ſich ziehen dürfte. Beſſer wäre es 
geweſen, dem Beiſpiele Preußens zu folgen, welches ein ſo humanes 
Schulgeſetz hat. Aber noch iſt es nicht ausgeſprochen, daß die ver— 
ſchiedenen Confeſſionen nicht aus eigenen Kräften eine Schule er— 
richten könnten. Im §. 13 muß man ausſprechen, daß gemein— 
ſchaftliche Schulen errichtet werden ſollen, im §. 14, daß jede 
Confeſſion das Recht haben ſoll, eigene Schulen für ſich zu errichten, 
im §. 15, daß wenn die Mehrheit einer Confeſſion eine ſolche Schule 
zu errichten wünſcht, ſie im Beſitze ihrer Fundationen bleibe. Es 
bleibt aber noch eine Frage, welche durch Abſtimmung entſchieden 
werden muß, die nämlich, ob in dieſem Falle die Confeſſion ſoll 
gezwungen werden können, die Steuer für die gemeinſchaftlichen 
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Schulen zu zahlen? Das wird das Prineip retten, daß gemeinſame 
Schulen zweckmäßig ſeien, daß aber dabei kein Zwang eintreten 
dürfe, denn dieß würde einen Religionskrieg hervorrufen, wie dieß 
z. B. durch den Zwang in Frankreich geſchehen. Er las alſo den 
Entwurf der 3. $$. vor: 13. In jeder Gemeinde wird eine gemein— 
ſame Schule errichtet. 14. Es iſt den übrigen Confeſſionen geſtattet, 
auf ihre Koſten eine beſondere Schule zu errichten, wenn es die 
Mehrheit wünſcht. 15. Dieſe Confeſſion kann hierzu ihre Fundatio— 
nen verwenden; — als offene Frage bleibt nun, ob ſie in dieſem 
Falle die Steuer zu der gemeinſamen Schule zu bezahlen hat 
oder nicht? 

Lad. Madaräß. Geſtern wurde als Gegenſtand der heutigen 
Sitzung eine jener Modificationen angeſetzt, welche eingereicht wur: 
den. Im 7. $. ſteht es klar, daß alle Bewohner zur gemeinſamen 
Schule beitragen müſſen. Die Ausnahmen ſeien immer vom Uebel. 
Ferner wäre es höchſt unrecht, wenn die Mehrheit die Minderheit 
einer Ortſchaft zur Errichtung einer Schule zwingen könnte. Die 
Geſetzgebung dürfe nicht ſchwach ſein. Dieſe Schwäche habe die 
Krawalle in Preßburg gegen die Juden hervorgerufen. Mit dem 
Entwurfe über die Fundationen werden wir nur der katholiſchen 
Geiſtlichkeit in die Hände arbeiten, jener Geiſtlichkeit, welche ſtets 
gegen uns arbeitet. Er ſtimme dahin, daß jede Confeſſion Schulen 
auf eigene Koſten ſolle eröffnen können, ohne deßwegen von der 
allgemeinen Schulſteuer frei zu ſein. 

Bonis. Eben weil er die gemeinſchaftlichen Schulen gewünſcht, 
wolle er ſich in keine Recriminationen gegen die Geiſtlichkeit einlaſ— 
ſen. Die Steuerbeiträge der einzelnen Confeſſionen werden als offene 
Frage behandelt. Unterſtützte Päzmändy. 

Zſembery. Der Staat vermöge es nicht, neben den Kir— 
chenſchulen auch die öffentlichen zu erhalten. Wo — fragt er den 
Cultusminiſter — blieben denn die Gebäude und Lehrer? Die Be: 
rathung iſt nun auf einer Baſis, welche unmöglich geworden iſt. 
Er ſei Proteſtant, er wolle nach dieſem Princip vor- nicht ruͤck⸗ 
wärts geben. Komme der Antrag, woher er wolle, er muͤſſe ihn 
verwerfen. 

St. Bezerédy. Geſtern war nur davon die Rede, daß Con 
feſſionsſchulen nicht auf Staatskoſten errichtet werden können, dieſes 
ſagt Päzmändy auch heute; mit den Fundationen hat er vollkom— 
men Recht und ich muß ihn unterſtützen. 

Perczel. Auch er finde Manches in der Motion, was man 
angreifen könne. Der Cultusminiſter habe nicht gut daran gethan, 
jetzt das Princip der Staatsſchulen aufzuſtellen. Es wäre genug 
geweſen, ſich auf die Wegnahme der geiſtlichen Güter, Präparan— 
dien, Nationalität zu beſchränken. Es ſei gegen die Statuten des 
Hauſes, eine ſchon entſchiedene Frage, es ſei in von immer für 
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einer Form, wieder einzubringen. Man habe Preußen als Vorbild 
aufgeſtellt, und doch, wie wird das dortige Schulenſyſtem ange⸗ 
fochten? Es war Verbreiter der Sclaverei, in dieſer Hinſicht waren 
auch die Wiener Schulen gut, doch wollen wir dieſem Beiſpiele nicht 
folgen. 

D. Teleki. Der Conſequenz willen wünſche er, Päzmändy's 
Motion ſollte angenommen werden. 

Nyär y. Die Individualität des Miniſters kennend, machte 
er ihn nicht verantwortlich. Der Urheber der Motion ſtellte fie an: 
geblich deßwegen, weil er die Reaction fuͤrchtet. Iſt ſie auch dann 
noch zu fürchten, wenn man die Mehrheit des Hauſes fuͤr ſich hat? 
Sehen wir ihr kühn ins Angeſicht. Die Reaction pflegt unter der 
Maske von Religion und Freiheit umherzuſchleichen. Man kann 
ſie nicht verſöhnen, man muß ſie vernichten; oder wollte der An— 
tragſteller ihr den Hof machen? Man muß es ausſprechen, daß das 
Haus die Erziehung von der Geiſtlichkeit emancipiren will. Eine 
Folge davon wäre, daß bei der Erziehung die confeſſionelle Tren— 
nung aufzuhören hat, die zweite, daß die Erziehung minder koſt— 
ſpielig werde. Gemeinſchaftliche Schulen beſchließen und den Con— 
feſſionen freies Spiel geſtatten, iſt ein offenbarer Hohn gegen die 
Logik. Indifferentismus werde am eheſten durch die Sonderſchulen 
entſtehen. Es ſei nichts gefährlicher, als bereits gefaßte Beſchlüſſe, 
ſei es auch in anderer Form, wieder umzuſtoßen. 

Kazinczy. Madaraß will die Religion nicht einmiſchen und 
hat ſie doch nach Möglichkeit angegriffen. Der Cultusminiſter habe 
nicht geſagt, daß ſein Entwurf wider ſeine Ueberzeugung wäre. So 
wie früher die Katholiken den Proteſtanten gegenüber Willkür herr— 
ſchen ließen, eben fo willkürlich wäre es, verſchiedene Confeſſionen 
zu einer gemeinſamen Schule zu zwingen. Unterſtützte Päzmändy's 
Motion. 

Sigmund Papp. Bei Geſetzen muß man auf ihre Aus fuͤhr— 
barkeit ſehen. Dieß ſei kein Separatismus, denn er verſtoße nicht 
gegen die Zwecke des Staates. Am beſten wäre freilich Eine Reli: 
gion, Eine Nationalität, allein dieß iſt nicht, ſo müſſen wir uns 
den Umſtänden fügen. Wenn Slave und Serbe in Eine Schule 
gingen, da würde erſt die entſetzlichſte Reaction entſtehen. 

Miniſter Deak Wäre er geſtern zugegen geweſen, ſo hätte 
er das Recht des Staates, die Gemeinſamkeit der Schulen zu be— 
ſtimmen, geläugnet. Die Fundationen könne man ohne Gewalt— 
thätigkeit nicht wegnehmen, dieß hieße: nicht der Staat errichte 
Schulen, ſondern er raube die Fundationen. Wehe der Legislatur, 
welche nur ideale Geſetze macht. Er wäre der Erſte, welcher die 
Confeſſionen verſchmelzen möchte, doch ſei dieß unmöglich. Gemein— 
ſame Schulen ſeien hierzu nicht das Mittel, oder wenn ja, in frieda 
licheren Zeiten, doch jetzt nicht. In Croatien brachten einige Worte 
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eine Empörung hervor, was würde jetzt geſchehen? Denken wir an 
die Walachen, welche wir uns zu Feinde machen, wenn wir ihre 
Fundationen antaſten. Die Herren wollen den allgemeinen Bil— 
dungsgrad nach ſich ſelbſt bemeſſen, und doch, wenn man ihnen 
das Geringſte wegnehmen will, wie ſtemmen ſie ſich dagegen! Wir 
würden durch ein ſolches Verfahren das größte Unrecht gegen die 
Nation begehen. Bemerken wir in Nordamerika, deſſen Loos wir ſo 
häufig beneiden, irgend einen Zwang in Religionsſachen? während 
in dieſer Hinſicht eine Art Fluch auf uns zu liegen ſcheint, daß wir 
uns immer in Religionsangelegenheiten einmiſchen wollen. Ein ſolches 
Verfahren jetzt einzuhalten, hieße uns unter den beſtehenden Ver— 
hältniſſen den Untergang bringen. Wir leben in der Zeit der Frei— 
heit, Gleichheit und Brüderlichkeit und wann herrſchte grö— 
ßere Tyrannei als eben jetzt? Was der Eine für Vorur— 
theil hält, das begluͤckt den Andern. Dieſer Körper kann nur ver— 
ordnen, das Volk aber handelt, und während es ſich von allen 
Seiten gefahrdrohend auflehnt, wollen wir die Treugebliebenen in 
ihrer Freiheit beſchraͤnken! Die Reaction iſt nur dann gefährlich, 
wenn ſie ſich auf etwas ſtützen kann. Ich will die Geiſtlichkeit nicht 
vertheidigen, allein wenn man ſie für Urheber der Reaction hält, 
wie könne man daran denken, ihr ein ſo mächtiges Werkzeug in die 
Hände zu liefern? Wir müſſen jetzt beſchwichtigend verfahren. Könnten 
wir die Bahn zur Feſtſtellung unſerer Nationalität von neuem be- 
ginnen, ſo, glaubt er, würden wir es ganz anders anfangen. Legen 
wir das Geſetz, fo wie Madaräß es will, dem Volke vor, fo regen 
wir es furchtbar auf, waͤhrend wir, wenn wir die Modificationen 
des Comorner Deputirten annehmen, es nicht verletzen. Er verſtehe 
die Brüderlichkeit nicht ſo, daß wir unſere Mitbrüder mit Ketten 
an uns ſchmieden ſollten. 

Joſeph Madaraf. Die Fundationen ſeien dazu gemacht, um 
die Erziehung zu befördern und der Staat habe vollkommen das 
Recht, ſie nach ſeinem Belieben zu verwenden. Er hob beſonders 
den Punct hervor, wozu das führen müßte, wenn die Majorität 
einer Confeſſion die Minderheit zu Errichtung einer Schule zwingen 
könnte. f 

Drägos. Betrübt habe er geſtern das Haus verlaſſen, denn 
er ſei aus der Mitte des Volkes gekommen und wiſſe welchen Ein— 
druck ein ſolches Geſetz machen würde. Er berief ſich auf das Ver— 
langen der im Mai abgehaltenen walachiſchen Verſammluug, welche 
auf vollkommene Lehrfreiheit antrug. In dieſer Hinſicht habe ihn 
der miniſterielle Geſetzentwurf vollkommen zufrieden geſtellt. Er 
achte die ungariſche Nationalität, doch möge ſie auch die übrigen 
achten. Laſſen wir das dem Volke über, es möge 100 Schulen er— 
richten, aber wenn wir es zwingen wollen, ſo wird es nicht eine 
aufrechthalten. Er unterſtützte Päzmändy's Antrag mit der Modifir 
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cation, daß die verſchiedenen Confeſſtonen die Schulſteuer für ihre 
eigenen Schulen ſollten verwenden können. 

L. Bezerédy. Wie ihm ſcheint, ſo ſei man wieder auf den 
Punct zurückgekehrt, wo man früher geſtanden. Wenn die Funda⸗ 
tionen den Confeſſionen belaſſen werden, wird auch nur Ein Kind 
in die gemeinſchaftliche Schule gehen? Er hätte gewuͤnſcht, der Ju— 
ſtizminiſter hätte dieſe Sprache früher hören laſſen, ſo wuͤrden wir 
uns jetzt wenigſtens nicht in Inconſequenzen verwickeln. Dieß laſſe 
ihn — den Redner — beantragen, den ganzen Gegenſtand lieber 
zu vertagen. 

Miniſter Klauzäl theilte nicht B—y's Anſicht. Das was 
der Juſtizminiſter vorgebracht, ſei auch noch heute an ſeinem Platze. 
Er frug: was hat die jetzigen Aufrührer ſo weit getrieben? Ein ähn— 
liches unglückſeliges Mißverſtändniß. Alle Deputationen, welche 
hier erſchienen, verlangten volle Freiheit für Religion und Nationa— 
lität. Werde ein ſolches Geſetz gemacht, fo würden ſtatt 400,000, 
uicht 40,000 die Waffen ergreifen. Sollen wir uns ſchämen es 
auszuſprechen, daß es Confeſſionen gibt? Fromme Menſchen mach— 
ten in ihrer Sterbeſtunde gewiſſe Stiftungen, mit welchem Rechte 
ſollten wir dieſe confisciren können? Wenn P.'s Antrag nicht ange— 
nommen wird, ſo ſtimme auch er dafür, lieber den ganzen Geſetz— 
entwurf zu vertagen. 

Palsczy. Der heutige Tag habe ihn belehrt, daß auch die 
geiſtigen Kämpfe ihre eigene Strategie haben. Heute erneue die 
Minderheit den Kampf in anderer Geſtalt; auch der geehrte Juſtiz— 
miniſter habe nichts Neues geſagt. Er vermöge auch die Logik derje— 
nigen nicht zu begreifen, welche für Vertagung ſtimmten. Er müſſe 
nun denken, im Miniſterium herrſche kein Einverſtändniß. So oft 
man irgend eine Neuerung gewuͤnſcht, ſagte man immer, das Volk 
ſei dazu noch nicht reif. Dieß ſagte man, als wir die Urbarialgeſetze 
machen, als wir die Geſchwornengerichte einführen wollten; im 
März thaten wir alles mit Einem Federzuge und machten glückliche 
Menſchen. Das Volk ſelbſt wird ſich nie zu dieſem oder jenem reif 
erklären. Er warnt das Haus vor Annahme der Modification des 
Comorner Deputirten, denn wenn man im $. 13 die gemeinſamen 
Schulen feſtſetze, fo würden die folgenden $$. nur einen Scherz 
daraus machen. Dann gewöhnt ſich das Volk an den Spaß und 
fuͤrchtet die Legislatur nicht mehr. 

Päzmändy modificirte in Folge der geſchehenen Einwuͤrfe 
feinen Antrag dahin, 1. daß die Mehrheit einer Confeſſion die Min- 
derheit zur Errichtung einer Schule nie folle zwingen können und 
2. daß die Confeſſionen, ungeachtet ſie eine Sonderſchule haben, 
* von der allgemeinen Schulſteuer nicht befreit werden könnten. 

Wegen allgemeiner Aufregung konnte die Abſtimmung 4 
ftatefinden , und die Sitzung mußte aufgehoben werden. 
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Unterhaus⸗Sitzung vom 10. Auguſt. 

Vicepraͤſident Pälffy eröffnete die Sitzung und ließ das ge⸗ 
ſtrige Notariatsprotocoll verleſen. Hierauf überging man zur Ta- 
gesordnung. 

Der Vicepräfes brachte einige Worte zur Entſchuldigung feiner 
geſtrigen Handlungsweiſe vor, er ließ ſodann ſaͤmmtliche (4 an der 
Zahl) vorliegende Modificationsvorſchläge vorleſen und fragte das 
Haus, auf welchen derſelben man die individuelle Votiſation vor— 
nehmen wolle? 

Dieſe Frage veranlaßte wieder eine heftige Debatte, indem 
ein Theil des Hauſes die Motion Päzmändy's, ein anderer (die 
äußerſte Linke) mit der Päzmändy's auch die Madaräß's L. 
zur Abſtimmung gebracht wiſſen wollte. 

Nach langen Erörterungen erklärte man ſich, der Motion 
Päzmändy's die Priorität zu geben. 

Durch namentlichen Aufruf wurde dieſe Motion mit 331 gegen 
84 Stimmen angenommen. 

Demnach wurde alſo der vorgeſtrige Beſchluß hinſichtlich der 
Einfuhrung öffentlicher gemeinſchaftlicher Schulen durch die heutige 
Abſtimmung annullirt. 

Man ging nun zur Berathung der folgenden Paragraphe über. 
Der 16. §. wurde ohne Modification beibehalten. Beim 18. §. wurde 
die vom Central-Comité beantragte Modification angenommen. Die 
übrigen bleiben unverändert. 

Zum Schluſſe ſtellte Gr. Lad. Teleky die Motion, man möge 
obiges Geſetz jetz bei Seite legen, und erſt mit Eintreten der Ruhe 
und Ordnung im Vaterlande in's Leben rufen. 

Der Cultusminiſter und Bezeredy jedoch waren gegen 
den Vorſchlag Teleki's. 

Der Präſes machte endlich der Debatte dadurch ein Ende, 
indem er die Betreffenden auf den §. 74 der Hausſtatuten hinwies, 
demzufolge ein vom Hauſe berathener und beendeter Geſetzvorſchlag 
nach Verfluß eines Tages ſeinem ganzen Inhalte nach dem Hauſe zur 
Abſtimmung vorgelegt werden muß. 

Hierauf motivirte Szacsvay eine Petition der freiwilligen 
Artillerie, zufolge deren die Nationalverſammlung gebeten wird, 
die entwuͤrdigenden Stock- und Ruthenſtrafen auch bei den Linien— 
truppen zu caſſiren. Die Petition wurde der betreffenden Commiſ— 
ſion zugewieſen. 

Nun beantragte der Präſident, daß im Sinne der Haus— 
ſtatuten das Haus neuerdings in 9 Sectionen durch Loſung eingetheilt 
werde. (Wurde nicht berückſüchtigt.) 

Der Präſident wollte nun die ſchon gemachten und im Dru⸗ 
cke erſchienenen Motionen zur Tagesordnung bringen und mittelſt 
Abſtimmung beſtimmen laſſen, welche derſelben von den Sectionen 
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vorgenommen, und welche verworfen werden follen. Bevor jedoch 
dieß noch geſchehen konnte, beantragte ein Deputirter, daß 
dieſe ſämmtlichen Motionen ad acta gelegt, und erſt in futuris vor⸗ 
genommen werden ſollen. Ein Zweiter wünſchte eine Regnicolar⸗ 
Deputation, welche für den künftigen Landtag vorarbeiten möge. 
Ein Dritter aber meinte, daß, wenn man ſchon Etwas motiviren 
läßt, dieß auch vorgenommen werden müffe. Noch ein Anderer 
wünſchte das Recrutirungsgeſetz vorzunehmen. 

Endlich nahm Miniſter Széchenyi das Wort, jedoch nicht 
als Miniſter, ſondern als Repräſentant, wie er ſich zu Aus 
ßern beliebte. Er ſagte naͤmlich, daß es eine himmelſchreiende Suͤnde 
wäre, mit fo vielen Motionen ſich jetzt zu plagen, wo das Vater⸗ 
land obendrein in Gefahr iſt. Sein Vorſchlag wäre demnach, nur 
folgende Motionen, als die wichtigſten Gegenſtände nämlich, zu ber 
rathen: das Recrutirungsgeſetz, den Finanzvorſchlag, 
die Urbarialangelegenheit und die wichtigſten Puncte in Be⸗ 
treff der Union mit Siebenbürgen. 


Lad. Madaräß erwiederte hierauf, daß der Miniſter dieſen 
Vorſchlag ſchon längſt hätte machen ſollen; wenigſtens wäre dadurch 
die bisherige Unthaͤtigkeit erſpart worden. Uebrigens ſchreiben die 
Hausſtatuten vor, daß betreffs jeder Motion durch Abſtimmung ent⸗ 
ſchieden werden muß, ob ſelbe zur Berathung komme oder nicht. 


Der Präfes beftätigte Letzteres. 

Deäk machte dem Deputirten Madaräß Vorwürfe, wollte 
die Beſeitigung der Motionen und erklärte ſich für die Vornahme 
der Finanzangelegenheiten. 

Hierauf erwiederte der Praſident, daß er von den Hausſta⸗ 
tuten nicht abweichen könne, und ließ die Motionen vorleſen. 

Die Meiſten wurden bei der Abſtimmung verworfen. Fuͤr die 
ſectionsweiſe Berathung wurden angenommen: der Geſetzvorſchlag 
betreffs der auswärtigen Vertretung Ungarns; Unionsgeſetze ſammt 
der Regulirung der Verhältniſſe des Szekler-Militärs. 

Die Szekler Deputirten ſprachen zwar den Wunſch aus, 
daß die Regulirung der Szekler-Verhältniſſe abgeſondert und 
ſogleich vorgenommen werde, weil ſonſt durch den Verzug Gefahren 
entſtehen dürften. . 

Miniſter Deäk jedoch war dagegen, und fo geſchah es, daß 
auch die Major it ät dagegen ſtimmte. 

Auch der Präſident Päz mandy wurde bei der Motion be— 
treffs der alſogleich zu bewerkſtelligenden Entſchädi— 
gung der Urbarialgiebigkeiten ein wenig parteiiſch. Die 
Miniſter ſtanden auf und auch ein Theil des Centrums und der 
Rechten. Der Präſes wiederholte zweimal dieſe Frage, allein die 
Zahl der Aufgeſtan denen bekam keinen Zuwachs; endlich mußte er 
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den Beſchluß ausſprechen, demzufolge dieſe Motion ganz ad acta 
gelegt wurde. 

Irinyi machte hierauf die Bemerkung, daß der Praͤſes, 
wie es ſcheint, bei Fragen, welche die Regierung intereſſiren, un— 
gewöhnlich lange zuwarte, und bei entgegengeſetzten Fragen ſehr bald 
den Beſchluß auszuſprechen pflegt. Präſident Päz mändy erwie— 
derte, daß er über die Zeit, in welcher er gewiſſenhaft die Mehrheit 
wahrzunehmen im Stande iſt, niemals Rechenſchaft geben wird. 

Die Motionen des Lad. Madaraß betreffs des Beſitzrechtes 
und betreffs der Abſchaffung der Regalbeneficien ſollten erſt bei Vor⸗ 
nahme der Urbarialfrage vorkommen. 

Lad. Madaraß ſtand faſt eine halbe Stunde auf der Tribune, 
bevor man ihn zu Wort kommen ließ. Er aber ſtand geduldig und 
ließ dem Ungeſtüme der intoleranten Repräſentanten freien Lauf. 
Endlich mußte der Präſes Mehrere namentlich zurechtweiſen, und 
nur mit Mühe wurde die Ruhe hergeſtellt. 

Zum Schluſſe machte noch Zäko die Motion, das Haus 
möge beſchließen, daß im Laufe dieſer Seſſion kein Vorſchlag mehr 
gemacht werden dürfe. (Wurde verworfen.) 

Unterhaus-Sitzung vom 12. Auguſt. 

Nach Verleſung des vorgeftrigen Protocolls zeigte der Präfte 
dent an, daß wieder mehrere Petitionen angelangt ſeien, welche an 
den Petitionsausſchuß verwieſen wurden. Darunter befand ſich die 
eines gewiſſen Tlinyi, welcher erklärte, daß ihn die Vorſehung zum 
Erlöſer Ungarns beſtimmt habe, und das Haus bat, ihn in 
dieſem Erlöſungswerke mit feinem Vertrauen zu unterftügen. Der 
Präſident erklärte, zur großen Erheiterung des Hauſes, daß der 
arme Mann wohl ein wenig an Verſtandesverwirrung leiden dürfte, 
doch wurde die Petition an den Ausſchuß verwieſen. 8 

Die neu zugekommenen Mitglieder wurden durch's Loos den 
Sectionen eingereiht. 

Endlich wurde der modificirte Geſetzentwurf über den Elemen⸗ 
tarunterricht nochmals vorgeleſen und mit großer Mehrheit angenom— 
men. Das Haus begab ſich nun in die Sectionsſitzung. 

Oberhaus-Sitzung vom 14. Auguſt. 

Praͤſident Majläth zeigte nach Authentication des Protocol: 
les an, daß ihm der Präſident des andern Hauſes den Geſetzvor— 
ſchlag über den Elementarunterricht uͤbermacht habe, welcher heute 
in Verhandlung zu nehmen wäre. — Der erwähnte Geſetzvorſchlag 
wurde vorgeleſen, dann einem Ausſchuß zugewieſen, zu welchem mit— 
tels geheimer Abſtimmung folgende 15 Mitgliedern gewählt wurden: 
G. Ant. Majlath, Biſchof Fogaraſſy, Peter Gẽczy; Päzmändy 
sen., Särközy, Bar. Nikol. Jöſika, Erzbiſchof Lonovics, Gr. Jof. 
Pälffy, Biſchof Popovics, Gr. Moriz Almäſſy, B. Sigmund 
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Perényi, Gr. Gedeon Räday, Gr. Pankraz Somſich, Gr. Seine 
rich Zichy, Gr. Sof. zapäry. 

Radvänßky. Es wäre nöthig, daß bei dieſem Ausſchuſſe 
auch die griechiſch nichtunirte Kirche repräſentirt ſei, darum ſchlage 
er vor, zum obigen Ausſchuſſe nachträglich den Herrn Biſchof Sa— 
guna zu ernennen. (Angenommen.) 

Nun wurde der Antrag des Gr. Joſ. Pälffy geleſen, wel: 
cher den Ausdruck der Sympathie gegen Deutſchland enthält. 

Präſident. Will das Haus dieſen Antrag gleich in Ver: 
handlung nehmen, oder einem Ausſchuß zuweiſen? — Man ver— 
langte einen Ausſchuß. 

Gr. Pälffy. Der vorliegende Gegenſtand iſt ſo bekannt, daß 
er keiner Ausſchußhandlung bedarf, da ohnehin auch das Haus der 
Repräſentanten einen bezüglichen Beſchluß gefaßt hat. Es iſt alſo 
nicht rathſam dieſen Gegenſtand wieder aufzuſchieben. 

B. Weffelenyi. Es iſt wahr, daß es ſchädlich wäre, die 
fragliche Verhandlung auf eine lange Zeit zu verſchieben, dar— 
aus folgt aber nicht, daß man keinen Ausſchuß ausſende. Allerdings 
hat das Haus der Repräſentanten in dieſer Angelegenheit ſchon 
einen Beſchluß gefaßt; aber es iſt leider etwas zu raſch dabei vor— 
gegangen. Wir müſſen jedes Wort, ja jeden Buchſtaben prüfen; 
darum bin ich auch dafür, daß dieſer Antrag früher im Ausſchuſſe 
zur Berathung komme. 

Ein Mitglied. Ich bin ganz entgegengeſetzter Meinung, in 
dem ich kein Freund der Ausſchüſſe bin. Ich war zwar mein gan: 
zes Leben hindurch noch immer in der Minorität, darum fürchte ich 
es auch jetzt zu bleiben, dem ungeachtet wünfchte ich, daß wir nicht 
bei jeder Gelegenheit mit der Wahl der Ausſchüſſe die Zeit verbrin— 
gen, ſondern auf einmal mehrere Deputationen waͤhlen, denen die 
vorkommenden Gegenftände adrepratirt werden follen. 

Präſident. Die Mehrheit iſt fuͤr die Ausſendung einer 
Deputation, folglich könnte ſich der bereits im Betreff des Elemen— 
tarunterrichts gewählte Ausſchuß auch mit dieſem Antrage befaſſen. 
(Angenommen.) 

Miniſter Széchenyi. Mehrere wollen in dem bekannten 
Beſchluſſe der Repräſentanten einen Separatismus erblicken; was 
aber nicht der Fall iſt; denn die darin ausgeſprochene Tendenz iſt 
nicht im Widerſpruche mit der Einheit der Monarchie, ſo wie die 
Treue und Anhänglichkeit an die königliche Dynaſtie (nicht aber an 
das Wiener Miniſterium) mit der größten Vaterlandsliebe auch 
nicht im Widerſpruch ſteht. Darum glaube ich, daß der Ausſchuß, 
in dieſer Beruhigung, den fraglichen Antrag gleich 3 in 
Verhandlung nehmen könnte. 

Unterhaus⸗Sitzung vom 16. Auguſt. 
Nach Verleſung des Protocolls berichtete der Präident über 
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mehrere Wahlen, über eine Petition des Nemetujvärer Bezirkes und 
die Petition der Hegyalja über Aufhebung der Zehenten. 

Paul Almä ſſy berichtete über die Reiſe der Deputation nach 
Innsbruck, ihren huldreichen Empfang und las die Antwort Sr. 
Majeſtaͤt vor. 

Ein Mitglied brachte eine Motion rückſichtlich der Auf— 
hebung der Königsſteuer in den Freiſtädten und 16 Zipſerſtädten, 
worauf der Praͤſident meinte, man könne fie vielleicht an die Cen— 
tralcommiſſion verweiſen, welche eben den Finanzplan vorhabe. 

An der Tagesordnung war das Recrutenaushebungsgeſetz. Man 
las auch das Gutachten der Centralcommiſſion. 

Kriegsminiſter Méßäros. Ehe er zum Gegenſtand 
ſelbſt komme, wolle er dem Haufe melden, daß er Tolna, Baranya, 
Böcs und Torontal bereiſt habe. Dieſe Reiſe habe ſeinen Glauben 
befeſtigt, daß dort Alle für das Wohl des Vaterlandes begeiſtert 
ſeien. Er erwähnte die Siege von Jarek, Sz. Tamäs und Neuſina. 
Das Linienmilitär thue feine Pflicht, die Nationalgarde habe Ord— 
nung und Subordination gelernt, auch von den Freiwilligen könne 
er nur Gutes berichten. Die Tolnaer haben geſchworen, ihre 
Scharte auszuwetzen, die Kumanen ſind wackere Männer, ſchade, 
daß in der Bäcska der Mais fo hoch ſei. Die Koften dürfe man 
nicht bedauern, denn wir haben kämpfen gelernt. Wolle man lieber 
jetzt mit großen Opfern oder ſpäter mit geringern Sicherheit haben? 
Der könig. Commiſſär Szentkirälyi verfährt mit der größten Energie 
und wird von G. Török und Vukovics trefflich ſecundirt. Oberge— 
ſpan Horväth thut gleichfalls feine Pflicht. 

Zur Sache übergehend, weiß er nicht, ob er ein Eljen erhalten 
werde, allein er folge ſeiner Ueberzeugung. Er wiſſe wohl, man 
werde ihn wegen ſeines Geſetzentwurfes hart angreifen. Er ſei an 
Gehorſam gewöhnt, doch müſſe er ſeine Ueberzeugung ausſprechen. 
Zwei Syſteme ſind vorhanden, das alte und das neue. Was das 
Letztere betrifft, wenn man wolle, daß er binnen 2 Monaten die 
Fehler von 2 Jahrhunderten gut mache, ſo begehre man eine Un— 
möglichkeit. Wenn der Lehrer noch lernen ſoll, ſo werden wir die 
Rolle von Molisòre's Profeſſor ſpielen. Jetzt wo wir alle Kraft 
anwenden müſſen, ſollen wir uns Niemanden entfremden. Jetzt, 
wo der König unſer einziger Freund iſt, dürfen wir ihn nicht belei— 
digen. Wir ſtehen noch unter Einem Hut und dürfen da keine 
Schlupflöcher ſuchen. Das alte Syſtem liebe er ſelbſt nicht, es 
machte ihm viel Verdruß. Stecken wir den Recruten unter die 
Andern, ſo wird er ſeinen Platz ausfüllen. Ueber die ungari— 
ſchen Regimenter wird noch nicht geklagt. Bisher war nur ein 
Corps untreu, welches jedoch, wie er glaubt, binnen einigen Ta— 
gen zur Treue zurückkehren wird. Die Trennung iſt ſelbſt in der 
Idee nicht gut, jetzt ſolle man nichts ändern, ſondern das Vorhan⸗ 
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dene benügen. Das Haus hat Recht, zu wünfchen, daß das Heer 
ungariſch ſei. Doch nur jetzt thue es dieß nicht, es waͤre für ihn 
und das Haus ſelbſt von ſchädlichen Folgen. Wünſche es, daß alles 
ungariſch ſei, fo gönne es ihm Zeit; man laſſe kein geflicktes Syſtem 
ins Leben treten. Wie ſchon Gibbon ſagt, braucht es viele Zeit, 
bis die Welt zu Grund geht. Wenn wir die Sache nicht gut erwä— 
gen, ſo können wir leicht Alles verderben. Sehen wir nun, was 
dem Zwecke am beſten entſpricht. Sollte Jemand in dieſer Hinſicht 
ſchnell einen zweckmäßigen Ausweg finden, ſo ſei er bereit, unter 
ihm als Gemeiner zu dienen. Man muß jetzt keine Magyaren 
ſchaffen, ſondern ſie retten. Er behält ſich vor, die nähern Details 
zu geben. 

Zäborßky hat ſich zwei Dinge in dieſem Geſetzentwurf an— 
gemerkt: 1. darf man die ungariſche Nationalität nicht auslaſſen, 
2. das eigentliche Militärfach betreffend. Beide kann man hier ver— 
einen. Die Militäradminiftration dürfte nicht die Principien der Zeit: 
erforderniſſe erſticken. Der Kriegsminiſter gründet ſeinen Geſetzent— 
wurf auf das Conſcriptions- und Landwehrſyſtem. Er wünſcht dieß 
nur proviſoriſch. Er halte die Menſchenſteuer für viel wichtiger als 
jede Geldſteuer. In den Zeiten des Abſolutismus habe man die 
Soldaten durch Beſtechung, jetzt durch Neid verdorben. Wenn die 
Freiwilligen ungariſch commandirt werden, warum nicht auch das 
Militär. Dem Rechte gebuͤhrt immer der Vortritt vor der Politik. 
Wir müſſen ein Heer einrichten, welches unſerer Nationalität als 
Schild dient. 

Fr. Kubinyi. Es iſt nicht genug, Soldaten zu geben, man 
muß auch das Geſetz vollſtrecken. Das Kriegs- und Finanzfach iſt 
ein Pfand unſerer Unabhängigkeit. Von dem Einen iſt jetzt die 
Rede, halten wir es feſt. Unſer Militär war bisher nur der Klei— 
dung nach ungariſch, und wollte daher dem Miniſterium auch nicht 
Folge leiſten. Die Geſchichte wird die niederträchtige Verrätherei 
unferer Feinde verewigen. In der Arbeit der Centralcommiſſion em« 
pfahl er einige Modificationen. 

Minifterpräfident Batthyäny machte das Haus auf 
zwei Puncte aufmerkſam: 1. daß wir ja eben von jener Armee 
unſere Vertheidigung erwarten, welche wir angreifen. Warten wir 
ab, wie ſie ſich zeigen wird und dann verurtheilen wir. Zweitens 
müſſen wir nicht blos vor Augen haben, was für ein Geſetz uns am 
meiſten zuſagen würde, ſondern, daß zur Schaffung eines Geſetzes 
die Einwiligung des Königs erforderlich iſt. Erhalten 
wir dieſe nicht, fo müßte das Miniſterium abtreten, allein wir haͤt⸗ 
ten dann noch immer kein Militärgeſetz, das uns doch ſo nöthig iſt. 

P. Luzſenßky. Von vielen Soldaten vernahmen wir, daß 
fie. gegen ihre Farben nicht kämpfen wollten. Die Croaten wer: 
den ſchwarzgelbe haben, wir müſſen daher unter der Nationalfahn e 
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kaͤmpfen, welche uns mit Begeiſterung erfüllen wird. Seien wir nach 
unſerem Erwachen nur Ungarn. 5 

Méßäros. Die Croaten haben keine Befehle Sr. Majeſtaͤt 
im Beſitz, unſere Soldaten haben fie, fie müjfen fie daher auch vorzeigen. 

Zfembery hat den miniſteriellen Entwurf aufmerkſam ge— 
leſen, doch leider das Princip der Nationalität nicht darin gefunden. 
Die prag. Sanction iſt nur eine vermoderte Schrift; jetzt iſt die 
Liebe der Völker die pragm. Sanction. Warum könnten wir nicht 
eine ganz ungariſche Armee haben? Wir werden nun über Sein 
und Nichtſein der Magyaren zu entſcheiden haben. Jellachich 
hat die Croaten damit beruhigt, daß er den Frieden verſuchte, doch 
ihn nicht zu Stande bringen konnte. Ohne ein ungariſches Heer 
werden wir nie unſere Freiheit behaupten. 

Ant. Szapäry. Ihn leite die Liebe zur Nationalität, doch 
auch die Berückſichtigung der obwaltenden Verhältniſſe. Er wünſche, 
daß unſer Militär auf die ungariſche Conſtitution ſchwöre, doch 
müffe man ſich den Umſtänden fügen. 

Nyäry. Als Miniſter Koſſuth uns zuerſt aufforderte, Sol— 
daten und Geld zu geben, antworteten wir ohne ein Wort zu wech— 
ſeln, wir geben ſie, und ſeit der Zeit geht es ſo, daß man glauben 
müßte die Nation ſei über ihre Lage in Verzweiflung; vorzuͤglich 
müßte man dieß nach den Aeußerungen des Kriegsminiſters und des 
Miniſterpraͤſidenten vermuthen, der erſte meint, man ſolle nur mit 
der nöthigen Vorſicht zu Werke gehen, damit wir mit dem neuen 
Recrutirungs-Geſetze nirgends anſtoßen; der andere erinnert uns, 
wir möchten das Geſetz abfaſſen, daß wir auf die königliche Sanc— 
tion rechnen können. Von ſolchem Geſichtspuncte darf aber die Na— 
tion nicht ausgehen. Die Nation iſt nicht des Königs wegen, ſon— 
dern der König der Nation wegen da. Wenn die Sanction nicht 
erfolgt, was wird dann geſchehen? — Ich will es nicht wiſſen; auch 
die Macht des Königs hat ihre Gränzen, er iſt nicht verantwort— 
lich, allein deßwegen darf er nicht Despot ſein. Die Geſchichte 
lehrt uns, daß ſolche Könige ſich nicht halten konnten, ſondern ſpä— 
ter immer ihre Thaten bereuten. Was in ſolchen Fällen anderswo 
geſchah, wird in Ungarn unter ähnlichen Verhältniſſen ebenfalls 
geſchehen und unſer guter König wird das Land nicht ſolcher Ge— 
fahr ausſetzen wollen. Meine Herren! Sie haben ſchon zweimal auf 
wichtige Fragen kurz und entſcheidend geantwortet, nämlich bei der 
erſten rückſichtlich der 200,000 Mann und des nöthigen Geldes, 
und bei der zweiten als es ſich von der Sympathie für die deutſche 
Nation handelte. Ich ſtelle nun auch eine Frage: wollen Sie ein 
ungariſches Heer oder nicht? (Ja, ja! Eine Stimme: wir wollen kei— 
nes!) Auf praktiſche Fragen kann man nur praktiſch antworten. 
Unſere Freiwilligen ſind in einigen Wochen ausgerüſtet worden und 
haben ſich, wie der Herr Kriegsminiſter äußerte, brav gehalten. 
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Warum ſollen wir nicht auch eine derartige Armee in kurzer Zeit 
organiſiren können? Sprechen wir nur das Princip aus: das neue 
Militär werde auf ungariſchem Fuße organiſirt, das ſchon beſtehende 
umgeſtaltet, ſobald es thunlich, das Uebrige werde dann dem Mini⸗ 
ſterium überlaſſen. Unſere jetzigen Soldaten preßt man gewaltſam 
in einen Frack, fie, die nicht das geringſte Talent für die deusfche 
Sprache haben, müſſen das deutſche Commando erlernen. Den 
furchtſamen entgegnet er, ob unſere Cunctatorpolitik uns bis jetzt ge⸗ 
rettet? Nein, ſie hat uns immer tiefer hineingerannt. Die Camarilla 
mit Radetzky und Jellachich als Werkzeugen will uns nicht vernich- 
ten, nur entwürdigen. Iſt aber die Frage, ſollen wir mit Ehren 
oder mit Schande zu Grunde gehen, ſo iſt die Antwort nicht zwei— 
felhaft. Fürchten wir die Reaction nicht, denn die Sonne der Ca— 
marilla iſt untergangen, die Gerechtigkeit muß ſiegen und dieſe iſt 
immer auf Seite der Völker. 

Méßäros. Er habe viel Schönes von den Freiwilligen ge: 
ſagt, doch könne man ſie nicht unbedingt empfehlen. Sie halten ſich 
gut, doch leiſten ſie nicht das, was das reguläre Militär. Der 
„Schwalbenſchweiſ“ habe ſchon gar oft das Vaterland 
gerettet; man dringe nicht auf ſchleunige Erfüllung deſſen, was 
im Augenblicke noch eine Unmöglichkeit. 

Berzenczei. Er ſei nicht miniſteriell, ſondern gehöre ſich 
ſelbſt an. Wenn er. einen Recruten deutſch commandiren höre, ge— 
rathe er immer in Zorn. Seine Anſicht ſei die: man ſolle vorläufig 
die Regimenter completiren, das neue Militär ſei rein ungariſch. 
Weil Bechtold nicht ungariſch kann, ſollen wir ihn darum entfer— 
nen. Die Raizen berathen nicht lange über die Commandoſprache, 
ſondern ſchlagen uns. Er halte denjenigen für einen Verräther, der 
keine ungariſche Armee wolle, nur nicht jetzt, wo dieß unausfuͤhr— 
bar iſt. 

Patay. Von einem Manne, welcher wie der Miniſterprä— 
dent ſo lange an der Spitze der Oppoſition geſtanden, ſei ihm die 
Aeußerung: er fürchte, das Geſetz werde nicht fanctionirt werden, 
unerwartet. Er hätte ſehen mögen, wie Gr. Batthyäny in dama⸗ 
liger Zeit auf einen ſolchen Einwurf geantwortet hätte. Das Haus 
habe auf ſo was keine Rückſicht zu nehmen, ſondern ſein Gewiſſen 
und Rechtsgefühl zu Rathe zu ziehen. Gr. Batthyaͤny habe ſich frei— 
lich auf ſeinen häufigen Reiſen nach Innsbruck und Wien ein ge— 
wiſſes Vorgefühl von dem zu eigen machen muͤſſen, was oben an— 
genehm ſei und was nicht, das gehe aber die Nation nichts an. 
Zum Gegenſtande ſelbſt übergehend bemerkte er, nur eine ſolche 
Armee gewähre Sicherheit, welche durch und durch national ſei, in 
Kleidung, Fahne, Geſinnung und Officieren, jede andere gebe nicht 
nur keine Garantie, ſondern fei im höchſten Grade gefährlich. Daher 
ſtimme er gegen den Geſetzentwurf. 
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Miniſterpraͤſident Batt hyäny. Er habe damit, daß er geſagt, 
ein Geſetz, wie es die Oppoſition wolle, werde kaum die königliche 
Sanction erhalten, durchaus nicht einſchüchtern, ſondern das Haus 
nur aufmerkſam machen wollen. Denn das Volk wer de, wie 
es auch komme, ſtets auf der Seite des Königs ſein. 
Dem Dep. Patay erwiedere er, wenn er nach Innsbruck und an— 
derswohin gereift fei, fo ſei dieß immer nur auf Anſuchen des Mini- 
ſteriums geſchehen, er hätte dieſes eben nicht angenehme, ja höchſt 
beſchwerliche Geſchäft gerne dem ehrenwerthen Deputirten überlaffen. 
Auf Patay's Aeußerung, wie ihm fein (Batthyäny's) heutiges Auf: 
treten unerwartet ſei, erwiedere er nur, daß er von Patay, ſeinem 
einftigen politiſchen Glaubensgenoſſen, fein heutiges Benehmen eben— 
falls nicht erwartet hätte. 

S. Pa pp. Die plötzliche Magyariſirung geht ſelbſt bei den 
Szeklern langſam, wie erſt bei den übrigen. 

Agoſton. Niemand will das Militär beleidigen. Daß der 
König das Geſetz nicht ſanctioniren werde, könne der Miniſterprä— 
ſident wohl nicht ernſtlich gemeint haben. 

Deäk. Zwei Puncte ſtehen klar vor ihm, 1. daß die Armee 
ungariſch ſei; 2. wie dieß geſchehen ſolle? möge man dem Minifter 
uͤberlaſſen. 

Zalljän. Die delicate Lage der Nebenländer fordere, daß 
man jede Uebereilung vermeide. Jellachich hat ſchon über die Drau 
eine Brücke ſchlagen laſſen. Wir haben keine Zeit zu verlieren, 
wenn wir dieſer Gefahr zuvorkommen wollen. Wir ſollten alſo jetzt 
nicht mit ſolchen Nebendingen Zeit verlieren. 

Die weitere Debatte wurde auf morgen ausgeſetzt. 

Oberhaus-Sitzung vom 17. Au guſt. 
Präſident Majläth. 

Nach Verleſung des Protocolls erſtattete Primas Sam Ber 
richt über den Empfang der nach Innsbruck geſandten Deputation. 
Obwohl die Deputation erſt eintraf, als Se. Majeſtät ſchon im Be— 
griff waren Innsbruck zu verlaſſen, iſt ſie doch den andern Tag Mor— 
gens halb 8 Uhr huldreichſt empfangen worden. Hier las der Pri— 
mas die Rede, welche der Wortführer der Deputation an Se. Maj. 
gerichtet, und die Antwort, welche der König in ungar. Sprache 
gab. Die Deputation hat den König bis zu feinem Reiſewagen ber 
gleitet. Von Seiten der dortigen Einwohnerſchaft wurde ihr viel 
Aufmerkſamkeit erwieſen. 

Präſident. An der Tagesordnung war das Commiſſions— 
Gutachten über den Antrag des Gr. Joſ. Pälffy. 

Sigmund Perényi (als Referent der Commiſſion). Die 
Commiſſion hat es für nöthig erachtet in dieſer Angelegenheit einen 
Beſchluß zu faſſen, ſonſt hätte man ſchließen müffen, daß fie die 
Sympathien für Deutſchland nicht theilt. Sie hat den fraglichen 
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Antrag in 2 Theile getheilt; im erſten äußert fie ihre Sympathie 
für Deutſchland; und im zweiten: daß durch dieſen Ausdruck der 
Sympathie die politiſchen Intereſſen ſowohl der Nation als auch der 
Dynaſtie befördert werden. (Hier wurde das Gutachten der Com⸗ 
miſſion verleſen.) 

Gr. Joſeph Pälffy. Es iſt nicht nöthig die Wichtigkeit eines 
ſolchen Beſchluſſes darzulegen; denn auch dieſes Haus ift, als ein 
Theil der Nation, verpflichtet ſich auszuſprechen. — Das Gutachten 
der Commiſſion weicht zwar in einzelnen Ausdrücken von dem Text 
meines Antrages ab, im Weſentlichen jedoch ſtimmt es mit dem⸗ 
ſelben überein; ich nehme es daher vollkommen an. Nur am Ende 
wünſchte ich folgende Motivirung hinzufügen: „Denn wir glauben, 
„daß in dieſer Hinſicht unſere Politik mit jener der Dynaſtie, de: 
„ren ausgezeichnetes Mitglied an der Spitze des 
„deutſchen Bundes ſteht, eine und dieſelbe fei,” u. ſ. w. 

Beöthy. Ein mächtiger Factor des jetzigen Zeitalters iſt Ein— 
heit der Intereſſen; darum ſtimme auch ich für das Gutachten. — 
Aber gegen deſſen Redaction habe ich eine Einwendung, denn wir 
drücken nicht darum unſere Sympathie gegen Deutſchland aus, weil 
dasſelbe in Frankfurt gegen Ungarn geſchah, ſondern weil wir dieß 
der Civiliſation ſchuldig find. Was die Modification des Gr. Pälffy 
anbelangt, ſo glaube ich, obwohl die Politik weder Weib noch Kind 
hat, daß dennoch den an der Spitze der deutſchen Einheit ſtehenden 
Erzherzog ein zartes Band an uns knüpft; darum nehme ich den 
Zuſatz des Gr. Palffy an. 

Sigmund Perény i. Daß wir nicht blos darum dieſen Be— 
ſchluß faßten, weil dieß auch in Frankfurt geſchah, erhellt aus dem 
ganzen Wortlaute dieſes Gutachtens. 

Ein Mitglied interpellirt das Miniſterium zur Darlegung 
jener Politik, welche es in Frankfurt befolgt hat. 

Miniſter Szechenyi. Ich war zwar auf dieſe Interpella⸗ 
tion nicht gefaßt; aber das Miniſterium hat es für nöthig erachtet 
zu erfahren, welche Geſinnungen jene Nation, die von allen Na— 
tionen des Continents auf der höchſten Spitze der Civiliſation ſteht, 
gegen Ungarn hege; und es iſt ihm gelungen, die Sympathie Deutſch— 
lands Ungarn zu erhalten. Mehr weiß ich nicht; und ich glaube, 
das Haus kann mit dieſer Antwort auf die Interpellation zu— 
frieden ſein. 

Weſſelényi. Ich nehme auch das Gutachten an; aber am 
Ende müßte man hinzufügen, daß durch dieß Verfahren die prag— 
matiſche Sanction unerſchüttert aufrecht erhalten werde. — Daß 
unſere Politik mit jener der Dynaſtie dieſelbe ſein wird, dieß kön— 
nen wir weder wiſſen, noch behaupten; denn wir werden uns nicht 
nach der Politik der Dynaſtie richten. — Der Ausfall gegen das 
öſterr. Miniſterium ſollte auch wegbleiben. 
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Miniſter Szécheny i. Mein Freund der B. Weffelenyi if 
im Irrthum; der jetzige Commiſſions-Beſchluß weicht von jenem 
Antrag ab, bei deſſen Berathung mein Freund vor etlichen Ta- 
gen anweſend war. Heute iſt der Herr Baron zu fpät gekommen, 
darum kennt er nicht das modificirte Gutachten. 

Das Gutachten wird mit der Modification des Gr. Pälffy noch 
einmal geleſen und angenommen. 

Präfident. Die Commiſſion iſt mit ihrem Bericht über 
den Elementar⸗Unterricht noch nicht fertig, folglich iſt kein anderer 
Gegenſtand an der Tagesordnung. 

Bar. Weffelenyi. Ich zeige an, daß ich in der nächften 
Sitzung einen Antrag ſtellen werde über die Ausgleichung der ver⸗ 
ſchiedenen Sprach- und Nationalitäts-Wirren. (Wurde mit Beifall 
aufgenommen.) 

Unterhaus-Sitzung vom 17. Aug uſt. 

Nach Authentication des geſtrigen Protocolls zeigte der Praͤſi⸗ 
dent an, daß mehrere Petitionen eingelaufen. Der Bericht des Aus⸗ 
ſchuſſes iſt bereits beendigt. 

Hegeduüs brachte zwei Geſetzentwuͤrfe ein: 1. rüͤckſichtlich 
der Beſteuerung adeliger Güter; 2. über die Organiſation der Ges 
meinden. 

Keller interpellirte den Miniſter des Innern, man habe aus⸗ 
geſprengt, im Zipſerlande ſei ein Aufſtand, von den Polen gefchürt, 
ausgebrochen; und in Folge davon ſeien dort mehrere Verhaftungen 
erfolgt. Allein man habe dieß ganz ohne Grund gethan, denn es 
herrſche ungetrübte Ruhe, Galizien wuͤnſcht vielmehr unſere voll— 
kommene Unabhängigkeit und freue ſich unſerer Errungenſchaften. 
Dieß alles ſeien bloße Machinationen der Reaction, vornehmlich 
des Gr. Stadion, welcher, da er in Galizien nicht die Auftritte von 
1846 wieder hervorzurufen vermochte, jetzt die beiden Nationen ans 
einander hetzen möchte. 

Da der betreffende Miniſter nicht zugegen war, ſo ging man zur 
Tagesordnung über. f 

Miniſter Méßäros. Der Deputirte Fabian habe neulich we— 
gen einer angeblichen kaiſerl. Verordnung an die Szekler interpellirt. 
Die Sache ſei nun unterſucht worden, und es habe ſich Folgendes 
herausgeſtellt: „Noch bevor die Unruhen begannen, hatte das fie 
benbürgiſche Generalcommando Vorſtellungen wegen Conceſſionen, 
welche den Szeklern zu gewähren, nach Wien gemacht, allein keine 
Antwort erhalten. Nun ſeitdem die Union ſanctionirt iſt, hat dieſe 
Stelle die Conceſſionen verkündigt, doch nur im Namen des ungar. 
Miniſteriums. Das Ganze ſei nur ein kleiner Schreibfehler geweſen, 
doch der Commandirende von Siebenbürgen habe ſich im Ganzen 
ſehr loyal benommen. 

Gal. Unſere Hauptidee müffe wohl die Nationalität fein, doch 
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darüber dürfe man das Vaterland nicht zu Grunde gehen laſſen; 
das jetzige Geſetz aber ſei zur Rettung des Vaterlandes gemacht. 
— Daher ſtimmte er dafür, die Ausführung dem Miniſterium zu 
überlaſſen. 

Pälffy. Während feiner 9jährigen militariſchen und 12jäh⸗ 
rigen Civillaufbahn ſer ihm die Ueberzeugung geworden, daß nur ein 
vollkommen ungariſches Heer unferen Bedürfniſſen entſpreche. Als er 
Soldat geweſen, blutete ihm über die deutſchen Commandoworte das 
Herz. Der Soldat iſt vor allem Bürger des Vaterlandes, für das 
er ſein Leben zu opfern hat. (Großer Beifall.) Er las im Geſetze, 
daß Ungarn frei fei, doch es war dem nicht ſo; erſt jetzt ſei es dieß 
geworden. Vor Waffenkraft neigt ſich jeder Deſpotismus; die brau— 
chen wir alſo nöthig, und zwar müſſen wir eine ungariſche Armee 
haben. Darüber ſei man im Hauſe einig, nur über die Ausführung 
nicht. Er aber ſei dafür: alle Soldaten ſollen auf ungariſchem Fuße 
organiſirt werden. (Rauſchender Beifall.) Welche Stimmung würde 
dieß im Lande hervorbringen, wenn man ſagen würde: von den 
40,000 Mann ſollen 6— 7000 Ungarn, die Uebrigen Deutſche 
fein! Er ſelbſt (Pälffy) würde um keinen Preis in deutſcher Uni: 
form dienen wollen. Es wäre nicht ſo ſchwer, gute ungar. Officiere 
zu finden, man möge nur unter den Szeklern ſuchen, welche bisher 
durch deutſche Herrchen und engliſche Mylordchen unterdrückt wor— 
den ſeien. Man habe eine Befuͤrchtung ausgeſprochen, als könne der 
König ein Manıfeft erlaſſen, welches das Volk aufwiegeln würde. 
Das wolle er nicht glauben, dafür achte er den König und die Na— 
tion viel zu hoch. 

Miniſter Méßäros. Er müſſe auf dieſe Rede, deren Treff— 
lichkeit er anerkannte, doch einige Bemerkungen machen. Er ſelbſt 
wünſche ungariſche Soldaten. Doch laſſe ſich das nicht augenblicklich 
bewerkſtelligen. Man ſolle ihm Zeit laſſen. Er wolle gerne in Alles 
einwilligen, was möglich ſei, doch dieß ſei momentan unaus führbar. 
Derjenige, welcher es auf der Stelle zu bewirken verſteht, trete vor 
— er wolle ihm gerne weichen, ja unter ihm dienen. Wir können 
wohl den Schwalbenſchweif in einen Attila verwandeln, doch ſei da— 
mit noch wenig geſchehen. Wenn die neuen Militärgeſetze ins Leben 
treten, ſo werden die Ausländer von ſelbſt fortgehen. 

Papp. Die neuzuerrichtenden Regimenter ſollen alle ungariſch 
ſein, die Ergänzungstruppen jedoch vorläufig auf dem alten Fuße 
bleiben. a 
Lad. Madaräß. Jetzt nachdem wir den alten Schlendrian 

weit hinter uns geworfen wähnen, ſollten wir wieder von vorne 
anfangen? Nein. Der Miniſterpräſident habe angefuͤhrt, wenn Se. 
Majeſtät eine Proclamation an das Volk erlaſſe, werde dieß auf 
ſeiner Seite ſein. Er meine, der König könne keine Proclamation er⸗ 
laſſen ohne Contraſignation des betreffenden Miniſters und ein Mi: 
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nifter, der feine Unterſchrift dazu hergäbe, werde ſich nicht finden. 
Eben fo feien die Zeiten der Sanctions Verweigerungen vorüber. 
Der Kriegsminiſter verlangt Zeit. Da wären wir ja wieder da, wo 
wir unter dem frühern Syſtem waren, wo man Geſetze machen ließ 
aber ihre Vollziehung ins Unendliche hinausſchob. Er ſtimmt dafuͤr, 
daß man den Entwurf der Centralcommiſſion in Berathung nehme. 

Miniſter Méeßäros. Wiederholte nochmals, daß die alſo— 
gleiche Magyariſirung der Armee unmöglich ſei. Wenn er Zeit be⸗ 
gehrte, fo habe er nicht beabſichtigt es ad calendas graecas hin- 
auszuſchieben, ſondern nur ſo lange bis es irgendwie geſchehen könne. 
Vermöge das ehrenwerthe Mitglied dieß gleich zu thun, ſo be— 
grüße er in ihm mit Vergnügen den künftigen Kriegsminifter, 

Dom. Kemeny meinte, man hätte dieſen Gegenſtand in ge— 
heimer Sitzung behandeln ſollen, ſtimmte übrigens für den miniſte— 
riellen Geſetzentwurf. 

Glatz. Dieſer Gegenſtand ſei durchaus nicht für eine geheime 
Sitzung geſchaffen. Er hege alles Vertrauen zum Miniſterium, doch 
müſſe man es ausſprechen, daß die Armee auf ungariſchen Fuß ein— 
gerichtet werden ſoll. 

Antal macht die Motion, die Proprietaͤre ſollen ganz aufger 
hoben und die Regimenter Namen ungariſcher Helden erhalten, 
z. B.: Hunyady, Zrinyi u. ſ. w. 

Szacsvai. Der König fei entweder Herr oder blos erfter 
Staatsbürger. Was er ſagen werde, wiſſe er nicht, aber er ſetze auf 
Ferdinands Rechtsgefühl alles Vertrauen. Er hat die Freiheit, 
welche wir ſeit 1791 blos auf dem Papier hatten, ins Leben treten 
laſſen. Deßwegen ſage er es geradezu, daß der Centralcommiſſions— 
entwurf der beſte ſei. Wenn der König nur der erſte Repraͤſentant 
der Nation ſei, ſo müſſe er das Geſetz ſanctioniren. Wäre er dieſer 
Hoffnung nicht, ſo müßte er jeder politiſchen Freiheit entſagen, die 
Conſtitution wäre nur eine Täuſchung, und wuͤrde bei erſter Gele— 
genheit auseinander fallen. 

Carl Szäß. Man könne im Hauſe wohl pfychofogifche, 
allein keine diplomatiſchen Studien machen. Der Miniſter ſagte, 
ich will ungariſches Militär, nur nicht morgen, ſondern übermor— 
gen. Nun frage er, gehöre die Ausführung hieher? Man ſolle 
dieſelbe dem Miniſterium überlaſſen. 

Palöczy. Als man am 11. Juli wie Ein Mann Alles be: 
willigte, vermuthete man keine Rückhalte, und wie bitter werden 
wir jetzt getäuſcht! Man ſagt, wir hätten keine geſchickten Officiere, 
nun mögen ſie aus den deutſchen Regimentern herüberkommen, die 
fremden hinübergehen, fo iſt beiden geholfen, die aber bleiben wol⸗ 
len, ſouen ungariſch lernen. Uebrigens, woher nahm Napoleon 
ſeine Marſchälle? Von Pike auf! Das können auch wir thun. 
Daß der König das Geſetz nicht fanctioniren werde, fürchte ir nicht; 
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in England wagte dieß ein König und — fiel, Er erinnerte das 
Haus, wenn es fein muß, lieber mit Ehren zu fallen, als ſchmach⸗ 
voll zu leben. 

Miniſter Méßäros. Die Geſchi chte lehrt nicht immer 
das Wahre, und manche Beiſpiele hinken; ſo waren Napoleons 
Marſchaͤlle ohne ihn oft ſehr unglücklich, und in England wußte der 
König die Katholikenemancipation 12 Jahre lang zu verhindern. 
Uebrigens wiederhole er nochmals: es ſei unmöglich, die Ma: 
en ang der Armee alſogleich zu bewirken. 

Unterhaus ⸗ Sitzung vom 18. Auguſt. 

Nach Vorleſung des geſtrigen Protocolls ne der Praͤſident 
- an, daß mehrere Petitionen eingelaufen, unter andern eine von der 
Stadt Preßburg gegen die Emancipation der Juden. Der Petitions— 
ausſchuß war mit ſeiner Arbeit ſchon beinahe zu Ende, doch meinte der 
Präſident, fie alle drucken zu laſſen würde zu viel Unkoſten verurfar 
chen. Irinyi beantragte, daraus nur kurze Auszüge machen zu 
laſſen. 

Perczel. Interpellirte das Miniſterium in der italieniſchen 
Frage. Wir haben zwar im Lande a thun genug, doch dürfen wir 
das Ausland nicht ganz vergeffen. In der Thronrede ſprachen wir 
unſern Wunſch aus, Italiens Freiheit geſichert zu ſehen; nun aber 
iſt die Lombardei im alten Joche, und er frage, ob das Miniſterium 
Schritte gethan habe, um den Lombarden eine Conſtitution zu ſichern? 
Auch im Wiener Parlamente ſei hievon die Rede geweſen, man habe 
einen als Werkzeug der Camarilla bekannten Mann, Montecu— 
culi, als Staatsminiſter dahin abgeſendet, was ganz anticonſtitu— 
tionell ſei. Bei ſolchen Thatſachen haben wir die moraliſche Pflicht, 
unſer gegebenes Wort zu löſen. — Eine andere Frage ſei folgende: 
das Wiener Kriegsminiſterium habe von dem ungar. Schießbedarf 
verlangt, da wir doch deſſen ſelbſt nicht genug haben. Was iſt dar— 
auf geantwortet worden? — Endlich habe er gehört, daß man in 
Steiermark und Kärnten ſich anſchicke, Jellachich, welcher Ungarn an— 
greifen wolle, zu unterſtützen. Ob das Miniſterium für dieſen Fall 
vorgeſehen und die Grenzen zur Vertheidigung gerüſtet habe? 

Kriegsmin. Méßäros. Die Beantwortung der erſten 
Frage könne er nicht auf ſich nehmen. Auf die zweite Frage er- 
wiedere er, daß der Wiener Kriegsminiſter ihn erſucht habe, im 
Lande überflüſſiges Kriegsmaterial ihm zu überlaffen, und da er 
(Mepäros) von jenen Bomben, die nur in Böhmen gegoſſen wer— 
den, und 600 Gewehre begehrt und zugeſagt bekommen habe, ſo 
konnte er ihm dieſe Gefälligkeit nicht verweigern. Die letzte Frage 
betreffend, ſeien ein Grenadierbataillon und andere Truppen nach 
der Grenze marſchirt, und die feſten Plaͤtze in den möglichften 
1 en cn geſetzt worden. 

D. 3 Der Kriegs miniſter entſchuldigt die Hinauf⸗ 
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fendung von Kugeln damit, daß wir deren einen großen Vorrath be: 
figen. Dadurch werden wir uns nur laͤcherlich machen. Mögen wir 
ſie immerhin entbehren können, ſo zeigt ſich doch das Wiener Mini— 
ſterium uns ſo feindſelig geſinnt, daß er — der Redner — gar nicht 
geneigt ſei, ihm noch Waffen in die Hand zu geben. Er finde die 
Antwort des Miniſters nicht befriedigend. 

Min. Ko ſſuth. Er ſei feſt entſchloſſen, dem Wiener Mini— 
ſterium nicht ein Haarbreit nachzugeben; — dafuͤr ſei er (Koſſuth) 
männiglich bekannt; er werde Jenen nichts überlaffen, was wir ſelbſt 
nöthig haben. Wenn wir aber gewiſſe Artikel in großem Ueberfluſſe 
beſitzen und dagegen andere benöthigen, welche in Oeſterreich zu 
haben ſind, ſo räth es ſchon die Klugheit, uns im Wege eines freund— 
ſchaftlichen Tauſches abzufinden. Wir ſtehen ja doch einmal mit 
Oeſterreich im Verbande, ſo ſtreben wir denn das freundſchaftliche 
Verhaͤltniß fo lange als es möglich aufrecht zu erhalten. 

Man ging zur Tagesordnung über. 

Hußär war der Anſicht, daß das Haus nur die Grundprin⸗ 
cipien des Geſetzes feſtzuſtellen habe, die Ausführung könne man 
dem redlichen und nationalgeſinnten Miniſter überlaſſen. 

Alex. Buday. Er glaube, der Kriegsminiſter ſoll die Errich— 
tung der Armee auf ungar. Fuße wenigſtens verſuchen. Er finde, es 
ſei doch leichter, dem ungar. Recruten das ungariſche Commandowort 
einzuſtudiren, als das deutſche. Jedenfalls wünſcht er ungariſche 
Farben und Fahnen. Ferner werde die Stockſtrafe durch ein eige⸗ 
nes Geſetz unterſagt. a 

Kriegsmin. Méßäros. Geſtern habe er geroſſen viele 
Stürme ausgeſtanden, heute aber packe man ihn bei ſeiner ſchwachen 
Seite. Doch er laſſe ſich nicht ſo leicht beſiegen; er müſſe hier leider 
blos ſeine Vernunft, nicht ſein Gefuͤhl zu Rathe ziehen. Als 35jäh— 
riger Soldat habe er dulden gelernt, und beſitze daher jetzt einen gu— 
ten Magen. Geſtern habe er nichts verſagt, in Alles eingewilligt, 
nur ein wenig Zeit begehrt, um den Hauptzweck, die Rettung des 
Vaterlandes, erreichen zu können. Als Vater müſſe er ſein Kind ver— 
treten. Nach ſeiner inneren Ueberzeugung ſei die Conſtituirung der 
Armee nur in der Weiſe ausführbar, die er vorgeſchlagen. 

Heinr. Schmidt (Hermannſtadt). Er könne die Organiſi— 
rung des Militaͤrs auf ungar. Fuße mit der pragm. Sanction nicht 
in Einklang bringen, und muͤſſe ſich daher derſelben widerſetzen. 

L. Bezeré dy. Die Organiſirung des Heeres auf ung. Fuße 
ſei ſchon im Geſetz, denn als Se. Maj. das Geſetz über ein ungar. 
Kriegsminiſterium ſanctionirte, ſo ergab ſich das von ſelbſt. Man 
ſollte ſich doch ums Himmelswillen verſtändigen, und dem Miniſte⸗ 
rium entgegenkommen; jene Männer, welche ſich ſtets als Patrioten 
bewieſen, und ſo viel für die Nation gekämpft und geopfert haben, 
verdienen dieſes. Der Kriegsminiſter habe ſchon, als er fein Porte⸗ 
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feuille angenommen, ſich zur Errichtung einer nationalen Armee 
verpflichtet, wenn dieß geſchehe, fo werde die Begeiſterung mehr ber 
wirken als alle techniſchen Mittel. Napoleons Wort, drei Dinge 
ſeien im Kriege erforderlich: Geld, Geld und Geld, modificire er 
dahin, daß er ſtatt Geld fage: Enthuſiasmus. Der Kriegsminiſter 
möge das Beiſpiel des Cultusminiſters annehmen, welcher den Com— 
miſſionsentwurf bereitwillig ſeinem eigenen Geſetze ſubſtituire. 

Lad. Teleki. Alle wünſchen ein ungar. Heer, nur die einen 
gleich, die anderen ſpäter. Das „ſpät“ iſt unſer Fluch. Gott 
möge nur dann nicht ſagen: zu ſpät! Wir können nichts verſchie— 
ben; vor- oder rückwärts! heißt es. Man ſagt: Nur Soldaten — 
das Uebrige iſt alles eins! Nun, wir haben 120,000 Grenzer, ge— 
währen fie uns eine Stütze? nein, nur Gefahr! Was nützen uns 
ſolche 400,000 Mann — gar nichts! Der Kriegsminiſter ſagt: das 
Werk ſei ſchwer, und doch will er ſich doppelte Arbeit machen, die 
Recruten deutſch einexerciren und fie dann maghariſiren. Frankreich 
hat gleich nach ſeiner Umſtaltung die Nationalfarben eingeführt, da— 
her wird auch der Beiſtand des Himmels mit ihnen ſein. Man 
ſagt, man müſſe den Geiſt des Militärs ſchonen. Iſt es treu, wo⸗ 
zu? iſt es nicht treu, ſo wird es unſeren Fahnen, auch wenn ſie 
ſchwarzgelb, den Rücken wenden. Den Grenzern gaben wir Freiheit, 
wie ſie nie zu hoffen wagten, und doch ſchließen ſie ſich nicht an. — 
Früher, als er die Anſicht des Kriegsminiſters nicht kannte, hätte er 
ihm die Aus führung überlaſſen, jetzt wolle er dieß nicht mehr. Ger 
ben wir Acht! Sieht Europa, daß wir frei waren und doch uns von 
ſelbſt ins Joch ſchmiegten, fo wird es ſagen: wir haben die Frei— 
heit nicht verdient. Seine Anſicht iſt: die Armee ſolle ohne 
Ausnahme national ſein. 

Kriegsmin. Méßäros. Man habe ihn nun mit Kartätſchen 
angegriffen, allein noch ergebe er ſich nicht. Auch die Türfen fin⸗ 
gen gerade damals zu reformiren an, als ſie Krieg mit den Ruſ— 
ſen bekamen; was war die Folge davon? ſie wurden überall und 
immer geſchlagen. Der vorige Redner habe bemerkt, man mache ſich 
doppelte Arbeit. Allein was würden die Offciere von Tursky, Ale— 
xander u. ſ. w. ſagen, wenn fie jetzt auf einmal ungariſch comman⸗ 
diren müßten? (Starkes Murren.) Er ſei in einer fatalen Lage, 
das ſehe er wohl ein, doch könne er nicht anders. Bei den Franzo⸗ 
ſen ſei es ganz anders, dort ſei Eine Sprache, Eine Nation. 

Sig m. KemeEny verkennt nicht, mit welchen Schwierigkeiten 
die radicale Reform jetzt zu kampfen hätte, und ſtimmt für den Ber 
ſchluß der Commiſſion. 

Mich. Antal (Bauer aus Veröcze). Er muͤſſe es wagen, 
kurz, aber feſt auszuſprechen, daß er blos ein ungar. Heer wuͤnſche, ja 
er wage zu behaupten, daß die Raitzen ſeines Comitates, wenn ſie 
aufgeklärt würden, gute ungar. Soldaten werden würden. 
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Vagyon wuͤnſchte eine ungar. Armee um jeden Preis. 

Bud ay (von Zemplin). Er habe vieles von Dem und Jenem 
reden gehört, doch alles verſchwinde vor der Rückſicht der Nationa— 
lität. Der Kriegsminiſter will eine ganze Nation zu Conceſſionen 
bewegen, die ihrer nicht würdig ſeien; das gehe nicht. Lieber ſollen 
die Wogen über uns hereinbrechen, doch ſterben wir, wie es ehrlichen 
Ungarn geziemt. 

Ku bicza. Er ſei nicht als Ungar geboren, doch die Neigung 
zu den ungar. Inſtructionen habe ihn zu einem ſolchen umgeſtaltet, 
und als dieſer müſſe er ausrufen: Eine ungar. Armee um jeden 
Preis! Hätte er von der Abſicht des Kriegsminiſters gewußt, ſo 
wäre er bei dem Aufrufe Koſſuth's zur Stellung von 200,000 
Mann wahrhaftig ſitzen geblieben; er ſtimmte gegen den Geſetzent— 
wurf des Kriegsminiſters. 

Die weitere Debatte wurde auf den nächſten Tag vertagt. 

Unterhaus-Sitzung vom 19. Auguſt. f 

Der Präſident Päazmändy eröffnete dem Haufe, daß nach— 
dem morgen am 20. Auguſt, als am Tage des heil. Stephans, in 
der Ofner Hauptpfarrkirche ein feierlicher Gottesdienſt gehalten wer— 
den ſoll, diejenigen Herren Deputirten, die an demſelben Theil zu 
nehmen wünſchen, ſich um 7 Uhr Morgens in der Ofner königl. 
Schloßcapelle, von wo aus der Zug ſich weiter begeben wird, ein— 
finden mögen. 

Hierauf nahm der Deputirte Jvanka Anlaß, den Antrag zu 
ſtellen, daß bei dieſer Gelegenheit das Haus der Volksvertreter zu— 
gleich dem Erzherzog und Palatin Stephan, als Stellvertreter Sr. 
Majeſtät, ſeine Huldigung und Glückwünſche darbringe, und ward 
dieſer Antrag nach kurzen Gegenbemerkungen der Deputirten Joſ. 
Irinyi und Lad. Madaräß vom Haufe angenommen. 

Nun gab Miniſter Koſſuth auf die geſtrige Interpellation 
Perczels die Auskunft, daß das ungar. Miniſterium gleich nach dem 
Adreſſebeſchluß des Unterhauſes dem Miniſter der auswärtigen An- 
gelegenheiten Fürſten Eſterhäzy den Auftrag ertheilt habe, allen 
ſeinen Einfluß dahin geltend zu machen, daß der Krieg mit der Lom— 
bardei durch einen eben ſo für Oeſterreich würdevollen, als die con— 
ſtitutionelle Freiheit der italieniſchen Provinzen ſicherſtellenden Frie— 
den baldigſt beendigt werde, und weil der Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten über den Erfolg ſeiner dießfälligen Schritte bisher 
noch nichts berichtete, ſei ihm nun von Seite des geſammten Mi— 
niſteriums neuerlich die Aufforderung zugeſendet worden, darüber, 
welche Schritte er zur Erzielung jener Sicherſtellung gethan habe, 
und welcher Einfluß überhaupt ihm in die Bedingungen der Paci⸗ 
fication Italiens zugeſtanden wurde, eheſtens Auskunft zu geben. 

Hierauf wurde der Miniſter der öffentl. Arbeiten von dem De⸗ 
putirten Klauſenburgs darüber interpellirt; ob und welche Schritte 
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er zur Herſtellung einern ſchnellern und ſicheren Communication 
zwiſchen Peſt und Klauſenburg bisher gethan habe? Worauf Gr. 
Szechenyi die beruhigende Auskunft ertheilte: daß er ſich die je 
ſchnellere Herſtellung dieſer Verbindung zu einer feiner Hauptauf⸗ 
gaben geſtellt, und die darauf bezüglichen Vorkehrungen theils ſchon er= 
folgt, theils demnaͤchſt erfolgen ſollen. Und weil der Graf in feiner kurzen 
Erwiederung bemerkte, daß übrigens die Inſtandſetzung dieſer Com— 
munication wohl zumeiſt durch die Herbeiſchaffung der nöthigen 
Geldfonde bedingt ſei, fand ſich der Finanzminiſter Koſſuth durch 
dieſe Berufung an die Geldquelle veranlaßt, in einer glänzenden 
Improviſation, wo er die Wichtigkeit der Siebenbürger Union, ſei— 
nen feſten Glauben an die Unauflöslichkeit derſelben, ferner das 
Verdienſt der Stadt Klauſenburg um die Union, ſodann die im Ge— 
genfage mit den Prämiſſen gerade in dieſer Stadt neuerlich aus 
kleinlich materiellen Intereſſen aufgetauchten ſeparatiſtiſchen Tenden⸗ 
zen in der Forderung einer fortdauernden Gubernial-Regierung, die 
doch mit einem verantwortlichen Landesminiſterium geradezu un— 
verträglich ſei, und die er daher nur einer kleinen Faction Klaufen: 
burgs zuſchreiben könne, mit gewohnter Klarheit heraushob, und 
ſeine Rede damit ſchloß, daß er ſeinerſeits jede Gelegenheit zur 
Verwirklichung der Union mit Siebenbürgen mit beiden Händen er: 
greifen, und eben darum in dem Augenblicke, als ihn der Miniſter 
der öffentl. Arbeiten dießfalls auffordern werde, Tag und Nacht 
keine Mühe ſparen werde, um die zur Herſtellung jener gewünſchten 
Communication zwiſchen den zwei Hauptſtädten Ungarns und Sie: 
benbürgens nöthigen Geldfonds herbeizuſchaffen, und ihm zur Dis⸗ 
poſition zu ſtellen. 

Man ging zur Tagesordnung über, 

Szintay verlangte, man ſolle nicht nur die neu zu errichtende 
Armee, ſondern auch die früheren Regimenter ganz magyariſiren. 

Min. Koſſuth. Das Haus möge ihm geſtatten, auch ſeine 
individuelle Meinung zu äußern. Der 4. Art. vom J. 1848 habe 
dem Lande die Selbſtregierung wiedergegeben, welche ſchon vor 50 
Jahren zu ſeinem geſetzlichen Rechte ward, daß nämlich Un⸗ 
garn feine innern Angelegenheiten felbftftändig ordnen, auf die aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten aber einen gewiſſen Einfluß üben ſolle. 
Was die ſchwebende Frage betreffe, ſo könne man nur zweierlei 
wollen: 1. Daß das bereits beſtehende wie das neuerrichtete Miliz 
tär auf ung. Fuße conſtituirt werde; oder 2. daß das frühere bleibe, 
wie es iſt, und nur das neue Militaͤr auf ungar. Fuße eingerichtet 
werde. Ueber das Princip ſelbſt iſt das Haus, ſo wie das Miniſte⸗ 
rium einig, der Zwieſpalt liegt nur in der Art der Ausführung. Er 
bedauere, daß ſich ein großer Theil der Debatte um die Frage der 
Nothwendigkeit gedreht habe, denn davon ſeien ja Alle überzeugt. 
Eine andere Frage ſei die, ob die Maßregel günftigen oder unguͤn⸗ 
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ftigen Erfolg haben werde. Allein er (der Redner) fei überzeugt, daß 
das Errichten einer nichtungariſchen Armee felbft gegen die Intereſ⸗ 
ſen der Dynaſtie wäre. Diejenigen, welche ſagen, Ungarn wolle ſich 
von Oeſterreich losreißen, erklärte er fuͤr Verleumder, denn hätte 
Ungarn dieß gewollt, fo hätte es in den Märztagen die beſte Gele— 
heit dazu gehabt, und eine ganz andere Sprache geführt, als es wirk— 
lich geführt, da fo zu ſagen alle Leidenſchaften entfeſſelt waren. Auf 
ein ungar. Heer könne ſich die Dynaſtie doppelt verlaſſen, denn Be— 
geiſterung für das Vaterland und König werde es beſeelen, ja er 
könne — wenn auch das Glück Oeſterreich jetzt etwas mehr zu lä— 
cheln ſcheine, doch kuͤhn behaupten, daß Ungarn die Hauptſtütze der 
Dynaſtie ſein werde. Die Vergangenheit hatte das große Gebrechen, 
daß ſie den Soldaten vom Bürger losgeriſſen. Eine ſolche Armee ſei 
nicht verläßlich. — Streben wir etwa eine Suprematie über Oeſter— 
reich an? durchaus nicht! — nur eine Coordination! Das öſterrei— 
chiſche Volk wieder iſt zu aufgeklärt, als daß es Ungarns Unterord— 
nung wünſchte, ſondern die Stellung der beiden Nationen ſei gleich, 
ihre Freiheit gemeinſchaftlich. (Rauſchender Beifall.) — Das Haus 
habe mehremale die Anſicht des Kriegsminiſters vernommen, er be— 
dauere, daß ſeine (des Redners) Meinung von der des Kriegsmini— 
ſters verſchieden ſei; er und alle Miniſter haben mit ihrem Gewiſſen 
Rath gepflogen, und er glaube ſo viel nachgeben zu können, als eben 
die Dringlichkeit der Umſtände erfordere, mehr durchaus nicht. 
Heute wird die entſcheidende Schlacht geſchlagen. 
In wenigen Stunden werden wir die Nachricht vom entſcheidenden 
Siege oder der Niederlage erhalten. Siegen wir, ſo werden wir die 
Verdienſte zu würdigen wiſſen, werden wir beſiegt, fo ſeien wir nicht 
entmuthigt, ſondern Jedermann werde ſich fuͤr das Vaterland opfern. 
Was auch das Haus immer beſchließen möge — das Vaterland 
werde dankbar ſein. — Es ſtoßen wohl praktiſche Schwierigkeiten 
auf, welche nicht leicht zu beſeitigen ſeien. Deßwegen fordere er den 
Kriegsminiſter neuerdings jetzt — wie früher im Conſeil — auf, 
dem Hauſe gegenüber etwas nachzugeben. Vorhinein bemerke er, 
daß das zu Sagende auf Croatien, wenn es — wie zu hoffen — 
pacificirt würde, keine Anwendung faͤnde. Seine Anſicht ſei folgende: 
man ſolle die drei Bataillone der ungar. Regimenter in ihrer bis— 
herigen Form ergänzen, aus den übrigen Truppen ſollen Landwehr— 
bataillone errichtet werden, und das Haus ſpreche aus, daß die Offi— 
ciere der übrigen Regimenter auch bei dieſen anzuſtellen ſeien. Bei 
den Hußarenregimentern, wo das Exercitium complicirter ſei, und 
die auch jetzt vom beſten Geiſte beſeelt ſeien, ſolle es beim Alten 
bleiben. Er ſetze in das Militär kein Mißtrauen, denn es ſei nichts 
gefährlicher, als wegen einzelner Menſchen einen ganzen Stand zu 
verdächtigen. — Er werde ſich glücklich fühlen, wenn es ihm ge- 
länge, die getheilten Meinungen zu vereinigen, denn wir ſollen einig 
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fein um jeden Preis; fo wird der Zweck, den wir wollten, gewiß er⸗ 
reicht werden. (Allgemeiner, nicht enden wollender Beifall.) 
Kriegsminiſter Méßäros Er wünſchte jetzt ein Phi: 
loſoph zu ſein, um gut beginnen zu können, was nach einem ſolchen 
Redner ſehr ſchwer ſei. Er ſei bis jetzt ſo unglücklich geweſen, daß 
ſeine Ueberzeugung mit der des Hauſes im Widerſpruche geſtanden. 
Er habe es ausgeſprochen, daß er ein ungariſches Heer wünſche, 
und das habe er als Mitglied des ungar. Miniſteriums thun müſſen. 
Doch hätte er auch gewünſcht, eine ſolche ungariſche Armee dauer— 
haft zu begründen, die Soldaten zu Bürgern, die Bürger wehrhaft 
zu machen (was uns vielleicht bald Noth thun dürfte). Er habe 
ſeine Ueberzeugung ausgeſprochen, daß wir dem Heere, das für uns 
kämpft, Vertrauen ſchuldig ſeien, und nach feiner Weiſe habe er 
das beſte Mittel empfohlen, eine Armee zu bilden, die wir alsbald 
benützen könnten. Er hätte nicht einen ſo bedeutenden Widerſtand 
erwartet. Warum iſt das Haus doch ſo inconſequent, zuerſt war es voll 
Vertrauen, jetzt ſo geizig damit! Da er (der Redner) verſprochen, 
die Armee baldmöglichſt magyariſiren zu wollen, und man ihm doch 
nicht glaubte, fo thue ihm dieß ſehr wehe; wenn er ſchon ſehe, 
daß der Wunſch des Hauſes mit dem ſeinigen nicht übereinftimme, 
ſo werde er ſich doch freuen, wenn bei alle dem das Vaterland 
ſiege. Er bleibe feſt bei ſeiner Ueberzeugung, doch unterordne er 
dieſelbe dem Wunſche des Hauſes (Stürmiſcher Beifall.) Das ſei 
ein ernſtes Wort für ihn, denn er habe fein gegebenes Wort 
gebrochen, was für einen Soldaten nicht wohl zieme. Ob das 
Haus ſeine Reſignation würdigen werde oder nicht, wiſſe er nicht, 
doch wünſche er jedenfalls, daß das Haus die Verantwortlichkeit 
mit ihm theile. (Beifall.) Noch eine Bitte habe er. Man möge 
ihm wenigſtens geſtatten, bei jedem Regimente 1 oder 2 Reſer⸗ 
vecompagnien zu errichten. Dieſe vierten Bataillons ſeien wahre 
Schreckbilder für das Haus. Ferner ſollen die Hälfte der Officiere 
von den Regimentern zu den neuen Landwehrbataillons verſetzt 
werden können. Er wiſſe nicht, ob es ihm gelungen ſei, die Beiſtim— 
mung ſeines verehrten Freundes, des Finanzminiſters, zu gewinnen. 
Jränyi. Iſt auch mit der jetzigen Conceſſion des Kriegsmi— 
niſters nicht zufrieden, ſondern ſtimmt für Pälffy's Antrag. 
Källa y. Faſt jede Frage mache das Minifterium zu einer 
Cabinetsfrage, das ſei kein würdiges Benehmen, das heiße die 
Freiheit des Hauſes mit Füßen treten. Dieß könne wohl in an— 
deren Ländern geſchehen, doch nicht jetzt und nicht bei uns, wo 
wir zwiſchen Leben und Tod ſchweben. Zur Frage übergehend 
wünſchte er eine ungariſche Armee, damit wir nicht wieder ung. 
Officiere haben, die ſich weigern, gegen die Croaten au fechten, denn 
fonft würden wir es 40 ſpaͤt bereuen. 
P. Farkas. Er ſtimme weder für Koſſuth's noch für Me: 
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ßäros's Anſicht, denn fo werde die Ausführung des Geſetzes uns 
möglich werden. Er habe noch ein Wort an den Miniſterpräſiden⸗ 
ten, deſſen Drohung wegen Verweigerung der Sanction ein mora⸗ 
liſcher Zwang gewefen ſei; denn entweder würde Sr. Maieftät die 
Camarilla oder das ungariſche Miniſterium dazu rathen, doch ſei 
es Verleumdung, fo was von Sr. Majeftät vorauszuſezen. 

Miniſterpräſ. Batthyäny. Er werde immer ſtolz dar— 
auf ſein, durch Gründe auf das Haus einen moraliſchen Zwang 
ausüben zu können. 

Das Haus wurde nun ungeduldig und hörte, ungeachtet des 
öfteren Klingelns keinen Redner mehr an. Viele vorgemerkte Redner 
entſagten ihrem Rechte, und ſomit war die allgemeine Verhand— 
lung zu Ende. 

Oberhaus—⸗ Sitzung vom 19. Auguſt. 

Präſident Majläth zeigte an, daß morgen der Na— 
menst ag des Erzherzogs Palatins ſei. Der Präfident des Unter: 
hauſes habe ihm ämtlich mitgetheilt, daß die Repräfentanten zur 
Beglückwünſchung des Erzherzogs bereits eine Deputation ausgeſen— 
det haben, ob dieſes Haus nicht ein Gleiches thun wolle? 

Peter Géczy (Honter Obergeſpan). Wir ſollten keine 
Deputation ausſenden; ſondern gehen wir alle in corpore unter 
der Anführung des Reichsprimas. 

B. Vay. Auch ich bin der Meinung, daß ſich das ganze Haus 
zum Erzherzog begebe. Der erſte ungariſche König war Stephan, 
und nach ſo vielen Jahrhunderten iſt wieder der erſte ungariſche 
Erzherzog Stephan. Der h. Stephan war der Gruͤnder des Rei— 
ches, und nach ſo vielen Jahrhunderten iſt wieder Stephan der 
Gründer der Freiheit. Es liegt hierin ein glückliches Omen. Darum 
ergreifen wir dieſe Gelegenheit, um unſere Gefühle in corpore aus— 
zudrücken. Aber der Anführer kann Niemand anderer ſein, als der 
geſetzmäßige Präſident dieſes Hauſes. (Wird angenommen.) 

Präſident. Der Miniſterpräſident wie auch der Miniſter 
des Innern haben mich ämtlich benachrichtigt, daß morgen zu Eh 
ren des h. Stephans, Königs von Ungarn, in der Pfarrkirche der 
Feſtung eine Feierlichkeit ſtattfinden wird. Darum lade ich das Haus 
ein, morgen um 7 Uhr in der benannten Kirche zu erſcheinen. Nach 
der Feierlichkeit, gegen 11 Uhr, werden wir in den Vorzimmern 
des Erzherzogs zuſammenkommen. — Hiemit ſchließe ich die Sitzung. 

Unterhaus-Sitzung vom 21. Auguſt. 

Als zur Tagesordnung übergegangen wurde, beftieg Zäk ö die 
Tribune, und beſchwerte ſich über das ſeit lange im Haufe geübte 
Temporiſirungs⸗ Syſtem, welches ihm bisher bei den wichtigſten Fra— 
gen ein unfreiwilliges Schweigen auferlegte. Nun aber haben die 
Complimente ein Ende, und man müſſe aufrichtig reden. Er will 
Niemanden verleumden, aber weil er das Bäcſer Comitat gut kennt, 
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kann er ſagen, daß der Angriff vom 19. d. M. der ungeſchickteſte 
von der Welt war; unſere Leute haben nicht nur Schanzen einzu— 
nehmen gehabt, ſondern ſie haben auch ſchwimmen muͤſſen. Redner 
wünſcht daher, daß vom Hauſe die Maßregel getroffen werde, daß 
der Kriegsminiſter ſelbſt zur Leitung der ferneren Angriffe ſich auf 
den Kriegsſchauplatz begebe. 

Moriz Perczel. Verehrtes Haus! Was ich ſchon ſeit Wochen auf 
dieſer Tribüne, auf gründlich erhärtete Ereigniſſe geſtützt, ausgeſprochen 
habe, das iſt in Erfüllung gegangen. Wenn man durch einen engliſchen 
oder franzöſiſchen Corporal die Geſchehniſſe der letzten Wochen in der un⸗ 
tern Gegend und das Ereigniß des neueſten Angriffs unterſuchen ließe, 
würde er beweiſen, daß der größte Verrath begangen wurde. (Lärm.) 
Ich bitte mich auszuhören. (Moriz Szentkirälyi tritt in den Saal, 
und wird mit ſtürmiſcher Begeiſterung empfangen.) Meine Herren! Ich 
habe oft wiederholt, daß das Vaterland in Gefahr iſt, aber nicht wegen 
der Macht des äußern Feindes, ſondern ob unſerer eigenen Ungeſchicklich— 
keit und Feigheit. Dieß beſtätigt ſich nun, und es ſteht außer allem Zweifel, 
daß der ſerbiſche und croatiſche Aufſtand von jener Seite her unterſtützt 
wird, für die die Nation ſeit Monaten das größte Vertrauen ausdrückte, 
ja durch Thaten bewies. Immer ſtand es klar vor meinen Augen, daß 
jene Individuen, die durch einen Schwur ewiger unbedingter Ergebenheit 
gebunden ſind, niemals, wenn wir ihnen auch die höchſte Gewalt in die 
Hand geben, einen ernſten Angriff gegen Diejenigen unternehmen werden, 
deren Werkzeuge ſie ſelbſt ſind. Mit Recht hat der Redner vor mir geſagt, 
daß der Kriegsplan vom 19. ungeſchickt und ſchlecht war. Wenn man nach 
mehrmonatlichen Vorbereitungen, mit einer regulären Armee von 20 —24 
Tauſend Mann, mit 48 trefflich montirten Kanonen und 3—4000 guten 
Cavalleriſten, gegenüber einem Feinde, der kein gutes Geſchütz (welches er 
auf Wägen führt) und keine Cavallerie hat, nicht einmal eine Schanze 
einnehmen kann, ſo beweiſt das hinlänglich, daß wenn auch unſere unga= 
riſchen Soldaten und Officiere, wie ich nach Daten weiß, die höchſte pa⸗ 
triotiſche Sympathie für uns hegen, die allgemeine Geſinnung aber, die 
hier die Leitung hat, nicht ſo handelt, wie das Intereſſe des Landes 
erheiſcht. Ich begnüge mich daher nicht mit dem geäußerten Wunſche des 
Redners vor mir. Ich rufe: »Das Vaterland it in Gefahr,“ Jellachich 
wird offenbar von den Oeſterreichern unterſtützt, es find foeben von Lai— 
bach 3 Bataillons Artillerie zu ihm geſtoßen; wollen wir, wie bisher, auch 
jetzt abwarten, bis er in Ungarn einbricht? Das Volk hegt ohnehin ſchon 
Mißtrauen gegen uns, weil wir ſeit 6 Wochen gar nichts gethan haben, 
ſollen wir alſo zuſehen, bis der offene Unwillen des Volkes, und der Auf 
ſtand in den obern Gegenden ausbricht, damit wir fo in die Enge getrie⸗ 
ben, endlich an Oeſterreich alles abtreten müſſen, was es von uns for⸗ 
dert? Wir brauchen raſche Verfügungen, und ich wünſche, daß das Mi⸗ 
nifterium die Schritte thue. Ich verehre den Herrn Kriegs miniſter, aber 
wenn je, iſt es jetzt nothwendig, daß wir an den parlamentariſchen Fors 
men feſthalten. Wenn Jemand, nach einem Monate langen, fortwäh— 
renden Aufſchieben, in der Abſicht noch mehr Kräfte zu ſammeln, doch 
am Ende nicht im Stande iſt, das gefaßte Vorhaben auszuführen, ſo 
halte ich es als Volks-Repräſentant für meine Pflicht, wenn ich auch das 
größte Vertrauen für dieſe perſon hege, es auszuſprechen, daß ich für 
jetzt die Kriegsleitung dieſen Händen nicht anvertrauen mag. (Das Cen⸗ 
trum und die Rechte lachen.) Der Herr Finanzminiſter hat igefagt: wenn 
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unſer Heer auch verlieren wird, wird er doch demſelben einen Dank voti⸗ 
ren. (Koſſuth ruft: „Das habe ich nicht geſagt.) Auch ich würde das 
thun, wenn unſer Heer in offener Schlacht verlieren, und der Angriff ſo 
geſchehen würde, wie er geſchehen muß, und wenn auch Tauſende dabei 
zu Grunde gingen; wenn aber die Officiere ihre pflicht nicht thun, und 
ſo die ausgegebene Zuſage nicht eingehalten wird, müſſen wir dafür ſor⸗ 
gen, daß unſere braven ungariſchen Soldaten durch unſere Feinde nicht 
aufgerieben werden, die ſich mit unſerer conſtitutionellen Stellung nicht 
befreunden können. Ich wünſche daher, daß der königl. Commiſſär, der 
mit Vollmacht verſehen war, und ſo den Stand der Dinge kennen muß, 
dem Hauſe die Lage der Verhaltniſſe unterbreite, und wenn ſich meine 
Behauptung nicht bewähren ſollte, ſo will ich gerne ganz allein verurtheilt 
bleiben; ſollte aber der geringſte Verdacht eines Verraths aus ſeiner Dar— 
legung hervorleuchten, ſo muß das Haus eine andere Politik einſchlagen, 
und Schritte zu verfolgen beginnen, die für eine verzweifelnde Nation 
Pflicht ſind. Ich ſtelle daher die zweifache Motion: 1. Soll der königl. 
Commiſſar dem Haufe eine getreue Schilderung der Verhältniſſe unter: 
breiten? 2. Soll das Haus in Folge diefer Relation bevollmächtigte Com: 
miſſäre in die untere Gegend ſenden, die das Vaterland retten? (Lärm.) 

Mori; Szentkirälyi. In einer fo ernſten und wichtigen 
Zeit darf das Haus um ſo weniger ſich übereilen; er kann daher 
nicht dafür ſtimmen, daß man jetzt eine Unterſuchung in der untern 
Gegend anordne. Uebrigens hat er das Wort Verrath ſchon 
mehrmals in den Zeitungen geleſen, heute aber war es das erſte 
Wort, welches er hörte als er in den Saal trat. Dieß iſt aber ein ſo 
ſchweres Wort, daß man Demjenigen, der es unüberlegt gegen einen 
Andern ſchleudert, eben ſo wenig Vertrauen ſchenken kann. (Wahr.) 
Außerdem liegt die Garantie für die Vertheidigung des Vaterlandes 
nicht ſowohl in der Begeiſterung, als einzig und allein in der Dis— 
ciplin. Wenn ein Verrath wirklich vorhanden wäre, könnte ihn auch 
keine geſchwollene Rede, ſondern nur die Energie des Miniſteriums 
verhindern; er ſelbſt hat als Abgeſandter des Miniſteriums vorerſt 
nur dieſem allein ſeine Relation zu geben, hier kann er jetzt nur ſo 
viel ſagen, daß eine Feſte angegriffen, aber nicht eingenommen wor— 
den iſt. So können aber die Dinge in der untern Gegend nicht blei— 
ben, und was heute mißglückt iſt, könnte morgen gelingen. Auch 
kann er zur Beruhigung des Hauſes verſichern, daß er nirgends 
einen Verrath wahrgenommen, vielmehr ſowohl von Seite der An— 
führer als des übrigen Militärs nur Begeiſterung, Vaterlandsliebe 
und Bereitwilligkeit zur Selbſtaufopferung bemerkt hat. (Eljen.) Er 
bittet daher die Herren Repräſentanten, ihren etwaigen Interpella— 
tionen an das Miniſterium mindeſtens einen 24ftündigen Aufſchub 
zu geben. 

Miniſter Méößäros. Verehrte Repräſentanten! Ich habe ſchon in 
den letzten Tagen geſagt, daß der Befehlshaber der Armee viel lieber einen 
Sieg als einen Verluſt anzeigen würde; aber ſo iſt das Kriegsloos, bald 
gewinnt das Heer, bald verliert es. Wer aber nach einmaligem Verluſt 
ſchon alle Hoffnung aufgibt, wird auch dann nicht mehr ſiegen, wenn er 
noch vollſtändig ſiegen könnte. (Wahr.) Der Angriff iſt geſchehen, und 
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der ſehr geehrte Redner vor mir, deſſen heilſamer Wirkſamkeit im Lager 
ich ſchon öfters mit Dank und Anerkennung erwähnt habe, hat auch eines⸗ 
theils meine Anſicht ausgeſprochen, nur muß ich jetzt um Erlaubniß bitten, 
daß ich mich nach dieſer Seite (der Linken) wende, und ſage, daß wer 
das Wort Verrath gebraucht hat, ein ſehr ſchweres Wort fallen ließ, und 
daß ich es der weiſen Einſicht des Hauſes überlaſſe, das Urtheil über den 
zu fällen, der nicht beweiſen kann, auf welcher Seite der Fehler iſt. 
Bevor ich zurück nach Ungarn kam, war ich darauf vorbe⸗ 
reitet, daß eine fünfzigjährige Rechtlichkeit hier in Rauch 
aufgehen kann, vielleicht daß die Leute mich einen Vaterlandsver⸗ 
räther nennen, aber das habe ich nicht geglaubt, daß man in dieſem Hauſe 
dem Werke meiner Leitung einen ſolchen Verdacht unterſchieben könnte. 
Hier bleibt nichts Anderes übrig, als daß Sie entweder über mich das 
Verdict ausſprechen, oder demjenigen ihre Mißbilligung erkennen laſſen, 
der fi des Wortes Verrath bedient hat. Ein Herr Deputirter hat gelagt, 
daß ein Corporal den Krieg in der untern Gegend beifer hätte leiten 
können, und zwar ein engliſcher Corporal. Wenn er einen ſolchen Cor: 
poral meint, den man Wellington nennt, ſo würde dieſer vermuthlich noch 
einige Fehler bemerkt haben. Der Verluſt aber iſt nun geſchehen; und 
ich meinestheils muß dieſem Heere, ſo wie ich es kenne, mag es auch 
dieſes gethan oder jenes nicht gethan haben, und wenn auch das Haus 
es miß billigte, meinen öffentlichen Dank votiren, nicht darum weil es jetzt 
verloren hat, ſondern weil es dieſen Verluſt wird zu erſetzen verſtehen. 
Wer ſein Leben opfert, verdient jedesmal, mag der Kampf zu ſeinen 
Gunſten oder zu ſeinem Nachtheile ausfallen, anſtatt Tadel nur Dank. 
(L. Madaräͤß: Es iſt nicht von den gemeinen Soldaten die Rede.) 
Auch den Anführern werde ich meinen Dank widmen, weil ich aus Er— 
fahrung weiß, daß es wenig Feldherren gab, die mit einem Male ſiegten, 
ſondern wenn ſie verloren, haben ſie noch den Muth nicht aufgegeben 
und ſich zu neuen Kämpfen bereit gemacht Es iſt auch geſagt worden, 
warum ein fo ftarfed Heer von 24,000 Mann Linie, 48 Kanonen und 
3000 Mann Cavallerie eine Schanze nicht ſoll einnehmen können. Nun 
weiß ich aber, daß das 7. Huſaren-Regiment anno 1790 die Schlacht bei 
Verona gewonnen hat. Wie ſo? Weil der hintere Theil der Schanzen 
offen war, wo man einſtürmen konnte; es bluteten viele Menſchen, aber 
der Sieg wurde doch errungen. Wo man aber nicht blos den Canal, ſon⸗ 
dern auch noch andere Wäſſer hätte überſetzen müſſen, wie hätte man da 
von der Cavallerie Gebrauch machen können? Auch begreife ich die 24,000 
Mann Linientruppen nicht, da in Ungarn nicht fo viel find. — Es wurde 
geſagt, daß die Officiere ihre Pflicht nicht gethan hätten; ich weiß nicht, 
wie weit ſie ſie nicht erfüllt haben; wo es aber von ihnen zwei Getödtete 
und 9 Verwundete gibt, müſſen ſie doch einen Theil dieſer Pflicht abge⸗ 
tragen haben. — Was meine geringe Perſon betrifft, daß ich nämlich 
ſelbſt nach dem Kriegsſchauplatze gehen ſoll, ſo verſtehe ich mich gerne 
dazu, wenn es ſein muß; ob ich aber dort die Angelegenheiten beſſer 
leiten würde, weiß ich nicht; was ich thun kann, thue ich, nur muß ich 
ſagen, daß ich den jetzigen Befehlshaber für geſchickter halte, als ich ſelbſt 
bin. Vielleicht hätte ich den Vortheil, daß ich das Heer perſönlich aneifern 
könnte, doch auch der jetzige Befehlshaber hat die nothwendige praktiſche 
Erfahrung und darum ſetze ich in ihn mein ganzes Vertrauen. Wenn 
das jetzt ſeit 5 Tagen an der Tagesordnung befindliche Recrutirungsgeſetz 
beendigt ſein wird, bin ich wieder geſonnen, eine größere Rundreiſe in 
die Gegend des Kriegsſchauplatzes zu machen, und ich zeige dieß auch dem 
verehrten Hauſe im voraus an; ſollte es das Haus für nothwendig erach⸗ 
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ten, daß ich gleich abgehe, will ich auch dieſen Wunſch erfüllen, und fo 
wie jetzt, ſtehe ich allemal bereit, meine Kraft und Fahigkeit zuſammen⸗ 
raffend, mich ſelbſt aufzuopfern (Eljen!) 

Miniſter Koſſuth. Meine Herren! Ich habe dieſer Tage die Hoff— 
nung ausgedrückt, daß das Haus, wenn eine Siegesbotſchaft bei uns 
anlangen ſollte, mit Acclamation jenen Patrioten feinen Dank votiren 
wird, die das Höchſte, was ſie beſitzen, ihr Blut und Leben, dem Vater— 
lande opfern. Aber ſelbſt dann, wenn nach der Fügung des Schickſals 
die Nachricht von einem Verluſte eintreffen ſollte. Wir Ungarn haben leis 
der den Fehler, datz wir nicht ſchweigen können, würden wir dieſen Patrioten, 
weil Jeder von ihnen feine Pflicht gethan hat, Dank und Anerkennung votis 
ren müſſen, ſelbſt wenn ein ſolches Schweigen das Vaterland retten könnte. 
(Wahr.) Der Ungar ſpricht, wenn er handeln fol, und wenn er ſpricht, 
wählt er gewöhnlich die Worte ſchlecht. Iſt ſchon jemals leicht ein Treffen 
gewonnen worden, wo man im voraus austrompetete, wie viel Militär im 
Lager ſich befindet u dgl m, damit der Feind ſich commod orientiren könne? 
Von dem letzten Ereigniß weiß ich fo viel, daß eine Schanze angegriffen wurde, 
die man, nach der Benennung meines ſehr verehrten Freundes, der in dieſem 
Augenblicke der Verdienſtlichſte unter den Mitgliedern dieſes Hauſes iſt, auch 
eine Feſtung nennen kann. Soweit ich aber die Weltgeſchichte kenne, weiß 
ich wenige Fälle, wo eine Feſtung nach einem einzigen Sturme eingenom— 
men worden wäre. Ich gehöre nicht zu Jenen, die das Vergehen bemänteln 
und das Verbrechen ungeſtraft hingehen laſſen wollen, aber ich mache 
Jedermann auf die Kraft des Vaterlandes aufmerkſam, die auf den Vor— 
kehrungen und der Disciplin beruht, und wenn er eine Klage vorbringt, 
ſoll er Perfonen nennen und Beweiſe mitbringen, nicht aber ſolcher Aus— 
drücke ſich bedie⸗ nen, die Männer unliebſam berühren müſſen, denen das 
Haus, wenn die Verhältniſſe bekannt werden, nur Dank wird zu entrichten 
haben. So z. B. der Oberbefehlshaber der Armee, der ſtundenlang auf den 
gefährlichſten Poſten ſtand, oder auch Bakonyi (Eljen), deſſen Betragen 
ſo war, daß wenn auch der Sieg ſein Thun gekrönt hätte, er nicht mehr 
Anerkennung hätte wünſchen können, als ihm jetzt zukommt. Was ge: 
ſchieht aber in dieſem Hauſe! Man ſpricht zugleich von Anführern und 
von Verrath. Ich aber halte es für einen Verrath gegen die Sache des 
Vaterlandes, und ſehe das Haus ſo lange als compromittirt an, bit 
nicht jenes hier ausgeſprochene Wort entweder widerlegt iſt, oder man 
auf Specialitäten mit Herbeibringung von Beweiſen einging, um in 
Folge deſſen die ſchlechte Wirkung aufzuheben, die das Vaterland in 
Gefahr ſtürzen kann. (Richtig.) Meine Motion lautet daher, daß das 
Haus eine Deputation ernenne, die den betreffenden Herrn Deputirten 
auffordere, ihr die nöthige Aufklärung über das, was er geſprochen, zu 
geben, wonach denn das Haus ſo zu verfügen haben wird, wie es die 
Rettung des Vaterlandes erheiſcht. (Eljen!) 

L. Madaräß. Jetzt handelt es ſich um keine Parteifrage, 
ſondern um den Zuſtand des Vaterlandes, die Berathung muß 
daher mit kaltem Blute geſchehen. Redner erblickt nur einen Grund 
zur Betrübniß, aber nicht zur Verzweiflung. Er kann den Vorſchlag 
des Finanzminiſters zur Ernennung einer Commiſſion nicht billigen; 
denn er mag das Haus nicht auf das Feld der Ingquiſition hin— 
überſpielen. (Lärm.) Er meinte, es ſei die Pflicht des Hauſes, einen 
Repräſentanten anzuhören, der etwas ausgeſprochen hat. (Geſchrei: 
Verrath!) Er hat das Wort Verrath vernommen! doch hat er nicht 
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gehört, daß es ſich auf das Lager bezog. (Laͤrm.) Alſo muß ein 
Repräſentant, der ein Wort gebraucht hat, woran einige Mit⸗ 
glieder des Hauſes Anſtoß nehmen (Man ruft: Alle!) ausgehört 
werden. Uebrigens ſtimmte er Perczel bei, der ſogleich Aufklärun⸗ 
gen vom königl. Commiſſär wünſchte. (Das iſt ſchon abgemacht!) 
Um ſo mehr, damit die Politik des Vaterlandes auf ein anderes 
Terrain hinübergeleitet werde. (Eine Stimme: Vielleicht in Eure 
Hände.) Nach dem Muſter anderer Länder iſt er für Reichs-Kriegs⸗ 
commiſſäre, aber Convent und Inquiſition mag er nicht. 

Koſſuth ſetzte auseinander, wie fo das Haus ein Recht habe, 
Aufklärungen vermittelſt einer Commiſſion zu fordern. Wohin würde 
es fuͤhren, wenn durch ſolche Verdächtigungen auch der Unſchuldige 
leiden müßte? Das mögen Jene bedenken, die in ſeiner Motion ohne 
allen Grund eine ſpaniſche Inquiſition erblicken. Wenn er in einer 
Armee diente, über die eine ſolche allgemeine Anklage ausgeſprochen 
würde, wäre er ſogleich bereit, ſeinen Degen niederzulegen. Was 
für eine Maßregel ſoll denn das Haus in einem ſolchen Falle ergrei- 
fen? Der verehrliche Deputirte hat, ohne des kön. Commiſſaͤrs Be— 
richt abzuwarten, das Wort Verrath fallen laſſen; wenn derſelbe 
alſo, wie Redner vorausſetzt, Daten hat, ſo hat das Haus ein Recht 
auf dieſe Daten. (Billigung.) 

Miniſterpräſident Gr. Batthyäny will die Commiſ⸗ 
ſion nicht zu dem Zwecke, daß Perczel ſich rechtfertige, ſondern da: 
mit das Haus, wenn die Anklage ſich rechtfertigen ſollte, die nöthi— 
gen Schritte einzuleiten wiſſe. Auf jeden Fall hält er den Ausdruck 
Verrath, der ohne alle Specification gebraucht wurde, für tadelns— 
werth. Weil aber der Kriegsminiſter ſich ſelbſt mit der Armee iden— 
tificirt hat, ſo fordert es ſeine ämtliche Stellung an der Spitze der 
Regierung, daß er dieſen Gegenſtand zu ſeiner und der Regierung 
Sache mache, und den Wunfch ausſpreche, das Haus möge entwe— 
der demjenigen, der dieſes Wort gebraucht hat, ſeine Mißbilligung 
ausſprechen oder dem Miniſterium ſein Mißtrauen ausdrücken. 
(Aufregung.) 

Mor. Perczel. Ich würde mich ſelbſt für einen außerors 
dentlich inconſequenten und unpolitiſchen Menſchen halten, wenn ich 
das geſagt hätte, weßhalb der Herr Finanzminiſter mich angriff. 
(Lärm.) Im Gegentheil, ich wollte ja durch Daten die treue Erge— 
benheit unſerer ungariſchen Officiere und Soldaten beweiſen; aber 
freilich, was ich ebenfalls durch Daten, die ſich zum Theil in den 
Portefeuilles der Herren Miniſter ſelbſt vorfinden möchten, beweiſen 
kann, iſt, daß bei der Führung des Krieges jenes Requiſit nicht vor— 
handen, welches jeder conſtitutionelle Bürger Ungarns beanſpruchen 
muß. (Lärm: Er hat das nicht geſagt.) Den Ausſpruch, daß Wer: 
rath bei dieſem Kriege unterläuft, nehme ich nicht zurück; und das, 
was ich ausſage, kann ich durch ämtliche Daten erhärten. Redner 
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erwähnt nun das erſte Bombardement Hrabowsky's, was der Ma- 
jor im Drau-Lager gethan, und was in Temes vär vorging. Zuletzt 
klammert er ſich beſonders an den Ausſpruch Szentkirälyi's, daß 
man im Anfange mit einer geringen Macht den Aufſtand hätte er— 
ſticken können. Vor dem in Antrag geſtellten Tribunal wird er als 
ausſagender Zeuge erſcheinen, aber dann muͤſſen die Miniſter das— 
ſelbe thun, denn in ihren Portefeuille's befinden ſich die Daten; als 
Delinquent aber wird er nie erſcheinen (Lärm), ſo wie er bis jetzt 
jeder Tyrannei widerſtanden hat, ſo wird er auch von hier keine 
Gewalt erdulden. (Lärm und Gelächter.) 

Minifterpräfident Gr. Batthyäny. Hier iſt nicht die 
Unterſuchung das Ziel, ſondern nur die mehrſeitige Beleuchtung des 
Gegenſtandes, damit das Haus über das, was von feiner Seite zu 
thun iſt, ſich entſcheiden könne. — Ich habe das Haus nur aufge— 
rufen, daß es jenen ſchlecht gebrauchten Ausdruck mißbillige, wos 
durch das Heer, der Kriegsminiſter, der ſich mit demſelben identifi— 
cirt, und auch ich verletzt find. Entweder das Haus ſpricht alſo dieſe 
Mißbilligung oder ſein Mißtrauen gegen das Miniſterium aus, oder 
wenn es dieſe Satisfaction nicht leiſtet, ſo erſchwert es die Stellung 
des Miniſteriums, welches unter dieſen Umſtänden nicht einen Tag 
regieren kann. (Billigung.) 

Min. Mepäros erklärte, daß wenn das Haus dieſe Miß⸗ 
billigung nicht beſchließt, und wir nicht bald damit ins Reine kom— 
men, er ſich von dieſem Augenblicke an nicht mehr als Kriegsmini⸗ 
ſter erkenne. (Lärm.) 

St. Bezerédi. Wer in einer fo wichtigen Zeit mit allge⸗ 
meinen Verdächtigungen herumwirft, und dort, wo Einigkeit das 
höchſte Bedürfniß, den Samen der Zwietracht ausſtreuet, der leiſtet, 
um den ſchonendſten Ausdruck zu brauchen, dem Vaterlande wahrlich 
nicht den beſten Dienſt. Doch meinte der Redner, da das Haus jene 
Ausdrücke mit allgemeiner Mißbilligung aufgenommen hat, ſo wäre 
das ſchon für ſich eine hinreichende Satisfaction geweſen. Nur jetzt, 
da die Commiſſion ſchon vorgeſchlagen wurde, kann das Haus aus 
Ruͤckſicht gegen die Armee fie nicht zurückweiſen, um nicht den Ver— 
dacht auf ſich zu laden, daß es, anſtatt die Sache offen zu beleuch⸗ 
ten, ſie nur vertuſchen will. 

Lad. Madaräß bezog ſich auf die von dem Minifterpräfie 
denten und dem Kriegsminiſter ausgeſprochene Drohung, daß fie 
ihre Stellung an die in Rede ſtehende Mißbilligung des Hauſes 
knüpfen. Das Vertrauen der Nation ſei etwas, womit man wegen 
der Ungebundenheit eines Individuums nicht nur ſo ſpielen dürfe. 
Wenn unſer Vaterland beſſer von allen Seiten conſolidirt ſein wird, 
dann könne man ein ſolches Kinderſpiel treiben. (Lärm.) Was Pers 
ezel betrifft, ſo entſchuldigte ihn Redner damit, daß ſich ſeine Worte 
auf K i Ottinger und Jellachich bezogen. (Lärm und Ge⸗ 
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laͤchter.) Iſt nicht Jellachich's Heer auch ein ungariſches? Und uͤbri⸗ 
gens hat der kön. Commiſſär in der That ausgeſagt, daß man noch 
vor einigen Wochen leicht den Aufſtand hätte unterdrücken können; 
warum ſoll man dieſen verfäumten Schritt nicht rügen dürfen? Ihr, 
ruft der Redner weiter, die Ihr von Euren Sitzen aus mit dem Ver: 
trauen des Vaterlandes prahlt, Ihr hättet die Fahne ausſtecken müf: 
ſen, und rufen, daß Ihr ſie immer vorantragen wollt, ſo hätte alles 
Leid bald ein Ende gehabt. Wenn aber die Miniſter glauben, mit 
lauter Vernünfteln das Vaterland zu retten, wenn wir ſehen, daß 
ſelbſt das Recrutirungsgeſetz aufgeſchoben und in die Laͤnge gezogen 
wird, ſo muß ich ſagen, daß auf Euch allein der Grund der Ver— 
ſäumniß laſtet. (Beifallklatſchen auf der Linken und auf der Gal— 
lerie.) 
Gr. St. Szedhenpyi. Wenn je, fo ift jetzt nothwendig, 
daß wir unfere Hitze mäßigen, denn ſehr gut hat unfer Camerad 
Szentkirälyi geſagt, daß man mit bloßer Begeiſterung keine Schlacht 
gewinnen könne. Mich betruͤbt nicht fo ſehr, daß unſere Feinde Flin— 
ten und Kanonen haben, ſondern das betrübt mich, daß es unter 
ihnen keine Factoren gibt, die jeden Schritt ihrer Anführer unmög— 
lich machen. Man fragt, warum das Miniſterium keine energiſchen 
Schritte gethan, kein Geld, keine Soldaten herbeigeſchafft hat? Aber 
das Miniſterium hat dieß wirklich gethan; nur reden wir Ungarn 
gern mit Catheder-Weisheit von Dingen, die wir gar nicht verſte— 
hen, und meinen, daß man Geld und Soldaten nur ſo her blaſen 
könne. Man ſagt, Ungarn benutzt einen reichen Schatz, es iſt hier 
leicht, Geld zu machen; wahr, nur braucht man auch dazu Zeit. 
Redner hat die wenigſte Beſchäftigung im Miniſterium, und doch 
gibt es keine zwei Stunden im Tage, daß er von ſeiner Mühe ra— 
ſtete; warum aber doch thut er nicht fo viel, als fein Pflichtgefüͤhl 
ihn antreibt? weil es ſehr Viele gibt, die ihm immer ſtörend an der 
Ferſe hängen. Ich weiß ſehr wohl, fährt er fort, daß die Begeiſte— 
rung eine Himmelsgabe iſt, ohne die der Menſch zum Zwerge herab— 
ſinkt, aber doch darf ſie nicht mehr als eine Baſis ſein. — Der 
Herr Deputirte von Somogy oder Weißenburg und ſeine Collegen 
wenden Alles an, um dieſes unglückliche Miniſterium zu ſchwächen 
und deſſen Credit zu ſchmälern; aber wenn der ſehr verehrte Depu— 
tirte dieß auch läugnet, ſo gibt es doch einen höhern Richter übre 
Welt und Zukunft, vor dem die Wahrheit nicht vertuſcht werden 
kann. Derſelbe Herr Deputirte hat ſich über die Tyrannei der Mi— 
niſter aufgehalten, unter den jetzigen Verhältniſſen ihre Stellung 
an irgend eine Frage zu knüpfen; aber er darf mir glauben, daß die 
Miniſter unter anderen Verhältniſſen ſchon hundertmal auf ihre 
Portefeuilles reſignirt hätten. Denn wenn Jemand nach ſeiner 
Ueberzeugung handelt, und doch gegen ihn agitirt wird, ſo iſt es 
natürlich, daß er abtreten muß. Das Miniſterium hat aber immer 
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die ſchweren Zeiten bedacht und manche Unannehmlichkeit verſchluckt, 
um nur dem Vaterlande nützen zu können; wenn aber Jemand gar 
das Wort Verrath hören läßt, und fo den kitzlichen Punet der Ehre 
angreift, fo kann man Seelenkraft genug haben, um ſich mit Refig- 
nation unter den Trümmern des Vaterlandes zu begraben, aber zu 
tranſigiren nicht. Wenn das allgemeine Vertrauen bei Anderen iſt, 
ſo mögen ſie an unſere Stelle treten, nur das ſteht auf jeden Fall 
feſt: „sunt certi denique ſines, quos ultra citraque nequit 
consistere rectum.“ (Lärm auf der Linken.) Ja, fo iſt es, Ihr 
verehrten Landsleute, Ihr habt uns alle Kraft genommen (Stim— 
men: Wahr !); ich verzweifelte über Ungarns Zukunft nie, aber das 
ſage ich, der Ungar bringt ſich ſelber um. Wenn wir nicht vernüaf— 
tiger werden, ſo bin ich, der alte Veteran, der ich den ſchönſten Theil 
meines Lebens, obgleich nur in der Rolle der beſcheidenen Ameiſe, 
der herrlichen Emporbringung des Vaterlandes geweiht habe (Bei: 
fallsklatſchen), gezwungen, das von mir bereits Ausgeſprochene zu 
wiederholen, daß ich nicht weiß, ob ich mich zu freuen habe 
über den Wurf, den uns die neueſte Zeit beſchert 
hat. Der Ungar hat den großen Fehler, daß er nicht weiß, wann 
er die Segel einziehen muß, fondern er rennt in purem Enthuſias- 
mus dahin, wie eine blinde Fliege. Vielleicht ſollte ich während 
dieſer Seſſion nicht mehr oft reden, aber im heiligen Namen des 
Vaterlandes bitte ich Euch, reichen wir uns frei die Hände zum 
feſten Zuſammenhalt, ſo werden wir vielleicht das Vaterland retten. 
(Eljen!) a 

Nyäry wünſchte, nachdem er dem Miniſterium noch mehrere 
Inconſequenzen nachgewieſen hatte, daß man die Sitzung aufhebe. 

Batthyäny wollte, im Falle die Motion Nyäry's ange⸗ 
nommen wird, fein Portefeuille ſogleich in die Hände des k. Statt: 
halters niederlegen. Er forderte nochmals das Haus auf, ſogleich 
zu votiren. Votiren — ou la vie! 

Källay (Oed.) ſpricht ſich für, 

Irinyi gegen Perczel aus. 

Präſes. Was das Vertrauensvotum für die Miniſter anbe⸗ 
langt, darüber hat die große Mehrheit des Hauſes ſich bereits ent— 
ſchieden. Es ſind alſo noch zwei Fragen zu erledigen. Erſtens: ob 
der Dep. Perczel von Seite des Präſidiums zurechtgewieſen 
werde. Zweitens: ob eine Commiſſion ernannt werde, der Per— 
czel feine Beweiſe vorzulegen habe. 

Nach langem Debattiren wurde die erſte Frage mit großer 
Majorität bejahend entſchieden. Gegen Ernennung einer Com— 
miſſion jedoch entſchied die Mehrheit; Perczel ſollte blos dem 
Miniſterium die Beweiſe vorzulegen haben. 

Man ging zur Tagesordnung über. 

Von den vorliegenden Geſetzentwuͤrfen in Bezug auf die Re⸗ 
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erutirung trat der Kriegsminiſter dem des Central⸗Comité's bei, behielt 
ſich jedoch vor, bei einzelnen Paragraphen ſeine Meinung abzugeben. 

Zweite Unterhaus-Sitzung vom 21. Auguſt. 

(8 Uhr Abends.) ö 

Da der Kriegsminiſter ſich dazu verſtanden hat, daß der Ent⸗ 
wurf der Commiſſion in Verhandlung genommen werde, ſo wurde 
dieſer geleſen und die drei erſten $$. nach unbedeutenden Bemer- 
kungen angenommen. 

ü Bei $. 4 ſtellte der Kriegsminiſter das Amendement, daß bei 
jedem ungariſchen Infanterieregimente die dritten Bataillons ergänzt 
und Reſerve⸗Compagnien errichtet werden. Die Hußarenregimenter 
ſollen bis zu vier Diviſionen ergänzt und eine Reſerveſchwadron 
errichtet werden. Bei den übrigen außer Landes befindlichen Truppen 
ſoll nach dem §. 2 verfahren werden. 

Nyäry. Ehe Ungarn eine geordnete Armee haben wird, iſt 
ſein Schickſal nicht geſichert, und es kann von neuem unterjocht 
werden. Es iſt nun die Frage, ob die Modification des Kriegsmini⸗ 
ſters angenommen werden könne? Er glaube nein, denn es wird kein 
ſtehendes Heer haben. Ferner habe Oeſterreich im Jahre 1848 ge— 
zwungen ſeinen Staaten gewiſſe conſtitutionelle Formen gegeben, 
allein dieß ſind auch nur Formen. Der Kriegsminiſter ſagte, wenn 
wir die Regimenter nicht ergänzen, werden wir keine Armee haben. 
Sehen wir nun die praktiſche Seite, denn nur bei der Geſetzgebung 
iſt Beſonnenheit erforderlich, bei der Ausführung vielmehr Begeiſte— 
rung. Das Volk wind nicht wollen. Nehmen wir an, 20,000 Mann 
ſind zur Completirung nothwendig. Nach welchem Maßſtabe wer— 
den wir beſtimmen, welche Recruten unter den Frack und welche 
unter den Attila gehören, um ſo mehr, da er (Redner) ſelbſt erfahren 
habe, wie bei Loosziehungen die meiſten Recruten zu den Hußaren 
zu kommen wünſchen? Es wäre für uns eine Schmach zu ſagen, 
daß wir nicht ſtark genug ſeien, eine ungariſche Armee zu errichten. 
Der Redner wiederholt die Connivenz der öſterreichiſchen Reactions— 
partei gegen Jellachich und meint, 15 Millionen Menſchen ſollten 
ſich nicht beſchämen laſſen, ſonſt wären ſie verloren. Er brachte in 
ſeinem Sinne ein Amendement ein. 

Kazinezy. Man habe vier Tage lang ſo ſchön geſprochen, 
daß die Sache von allen Seiten erörtert ſei. Die Zeit der Capici— 
tation ſei vorüber, man möge nicht ſprechen, ſondern abſtimmen. 

Min. Meßäros. Er fuße auf der Anſicht der Centralcom⸗ 
miſſion, welche doch das Vertrauen Aller beſitze. Ob man ihm auch 
den kleinen Lappen, welchen man ihn ſtatt ſeines neuen Kleides ge— 
währt, wieder rauben wolle? 

Min. Batthyäny verſicherte das Haus, daß wenn er in 
dieſem Amendement nicht den Keim und die Zukunft einer echt un— 

gariſchen Armee gefunden hätte, er es nie unterſtützt haben wurde. 
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3486. Ungarn wird ſich verwundern, daß es in der National: 
verſammlung Männer gegeben, welche, wenn auch in der reinften 
patriotiſchen Abſicht, der Reaction dienten, da ſie das Zuſtandekom⸗ 
men unſerer Armee verzögern. 

Dieſe Worte erregten nun einen furchtbaren Sturm; Per— 
czel nahm die Sache, als habe man feine Partei der Reaction ver— 
dächtigen wollen. Er wies dieſe Inſignation mit Entrüſtung zurück 
und vergaß ſich fo weit, daß der Präfident ihn wiederholt zur 
Ordnung verweiſen mußte. Koſſuth und Pälffy aber ſuchten zu be- 
ſänftigen und zu verſöhnen, obgleich von entgegengeſetzten Geſichts— 
puncten ausgehend. Sie verdeutlichten den Sinn der Zäkö'ſchen 
Worte, baten alle Aufregung zu vermeiden und einträchtig zu Werke 
zu gehen. Endlich da man keine weitern Redner hören wollte und 
dieſe vom Worte abſtanden, wurde über die in verſchiedenem Sinne 
lautenden Amendements von Kubinyi, Repeczky, Pälffy, Nyäry, 
Mößäros abgeſtimmt und das letzte, nämlich, das des Kriegsmini— 
ſters, mit 226 gegen 117 Stimmen angenommen. 

Unterhaus⸗ Sitzung vom 22. Auguſt. 

Nach Verleſung des Protocolles wurde angezeigt, daß die 
Stadt Gran eine Petition eingereicht, worin Beſze zurückgerufen 
wird, 1) weil er Major der Nationalgarde und 2) weil er die 
Wuͤnſche feiner Vertreter nicht erfüllt. Die Commiſſion ſtimmte für 
Abweiſung, da Gran allein ihn nicht gewählt und übrigens auch das 
Recht nicht habe (nach den Wahlgeſetzen oom J. 1848) ihn zur 
rückzurufen. Wurde angenommen. Peter Mänich, Deputirter 
von Bäcs, wurde als minderjährig durch Abſtimmung zurückgewieſen. 

Man ging zur Tagesordnung über. Es folgt der §. 7. 

Nyäry meinte, man ſolle die Sorge nicht blos auf die Offi⸗ 
ciere, ſondern auch auf die ausgedienten Krieger ausdehnen und brachte 
in dieſer Hinſicht ein Amendement ein, daß kein Officier, der nicht 
ungariſch kann, angeſtellt ſei. a 

Min. Méßäros bemerkte hierauf, daß man fo viele fonft 
nützliche Individuen entbehren müßte. Die Officiere, welche aus— 
treten wollen, werden, wenn fie gut gedient haben, penſionirt, müſ-⸗ 
ſen jedoch verſprechen, weder gegen Oeſterreich noch gegen Ungarn 
zu dienen. Auch der Gemeine, welcher im Dienſte verkrüppelt, wird 
verſorgt. Ueberdieß werden neue Penſions-, Exercirungs- u. ſ. w. 
Reglements für das ungariſche Militär vorbereitet. 

Lad. Teleki. Da Alle wollen, daß das Heer ſobald als 
möglich ungariſch ſei, ſo mache er das Amendement, daß die jetzigen 
Officiere wohl bleiben, kuͤnftig aber nur derjenige Officier werden 
könne, der ungariſch verſteht. 

Miniſter Méßäros. Er habe jetzt den Befehl erlaſſen, 
daß jeder Officier, der avanciren wolle, die Sprache des Regiments 
inne haben muͤſſe. a . 
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Min. Széchenyi. Man ſolle ſich keine Illuſtonen machen. 
Als Hauptbedingniß könne man das Wiffen der ungariſchen Sprache 
nicht ſtellen. Es gebe viele, welche die Sprache nicht konnen, und 
doch beſſere Patrioten ſind, als mancher Zungenheld. 

St. Bezeredy. Man muͤſſe ſich beruhigen, es ſei ja ſchen 
im Geſetz. 

L. Telek i. Er wüͤnſche es direct ausgeſprochen, damit der 
Miniſter nicht darum beftürmt werden könne, fremde Officiere auf— 
zunehmen. Wenn wir die Antipathien fuͤrchten, ſo müßten wir auch 
den Titel des fraglichen Geſetzentwurfes auslaſſen. 

Bei der Abſtimmung wurde der $. nach dem Geſetzentwurf 
beibehalten, doch kamen folgende Anhängfel dazu: a) Daß hinfür 
alle neu eintretenden Officiere ungariſch können müſſen; b) daß für 
die verdienten Officiere, und e) für die Witwen und Waiſen der 
fuͤrs Vaterland gefallenen Gemeinen vom Staate geſorgt werde. 

Bei $. 9 kam die Motion Antals vor, daß die Proprietäre 
aufhören ſollen, dem ſich der Miniſter Méßäros widerſetzt. Es werde 
kein Mißbrauch getrieben werden, denn die Ernennungen müßten 
ihm früher unterbreitet werden. Manche wuͤnſchten, die Regimenter 
ſollen blos mit Zahlen bezeichnet werden, die ungariſche Armee ſolle 
keine ausländiſche Namen fuͤhren u. dgl. 

Bei der Abſtimmung wurde das Amendement des Kriegsmini— 
ſters angenommen, daß die Officiere bis zum Stabsofficier auf Un⸗ 
terbreitung der Betreffenden der Miniſter zu ernennen habe. Als 
Anhang: die neu zu errichtenden ungariſchen Regimenter dürfen 
keine Proprietäre haben. 

Bei §. 10. — Auf Agoſtons Motion wurden vor den Worten 
„meinen Vorgeſetzten gehorchen“ die Worte „dem ungariſchen Mi: 
niſterium und den von dieſem geſetzlich ernannten? eingeſchoben. 

§. 11. — Fr. Kubinyi wollte die Bergknappen befreit wiſſen, 
wogegen Szäß es für ungerecht hielt, daß man blos die 19 jährigen, 
welche doch meiſt in ihrer Ausbildung ſind, nehmen ſoll und macht 
den Vorſchlag zu fagen: Alle von 19—30 Jahren ſollen militär- 
pflichtig und alle Studirenden und Kuͤnſtler ausgenommen ſein. 


Pal 6czy bat, wenigſtens die einzigen Söhne zu befreien, welche 


ſelbſt der eiſenherzige Napoleon ausgenommen. 

Bei der Abſtimmung wurde Palôczys Amendement mit 132 ge⸗ 
gen 122 Stimmen verworfen, bei e) wurde ftatt „Familienhaupt,“ 
„Individuum“ geſetzt. 

Miniſterpräſident Gr. Batthyänyi zeigte an, daß ein kön. Re⸗ 
ſeript herabgelangt ſei. Es wird verlefen, Se. Mai. geben darin 
kund, wie Höchſtdieſelben Ihre Geſundheit wiedererlangt und die 
Zügel der Regierung wieder ergriffen, demnach die Sr. kaiſ. Ho— 
heit dem Erzherzog Palatin proviſoriſch übertragene Gewalt als kön. 
Stellvertreter wieder zurückzunehmen geruhen. 
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Zweite Unterhbaus-Sigung vom 22. Auguſt. 
- (8 Uhr Abends.) 

Die Verhandlung des §. 11 wurde fortgeſetzt und an der Ta⸗ 
gesordnung war der Antrag, daß die Bergwerksarbeiter vom Milis 
tärdienfte befreit werden ſollen. 

Ein Mitglied. Es gebe keine Menſchenclaſſe, deren Loos 
bedauernswerther ſei, als das dieſer Arbeiter. Sie haben die ſchwerſte 
Arbeit, entbehren die freie Luft, haben ſchlechte Nahrung, und alſo 
durchaus nicht die nöthigen Krafte zum Militärdienſte. 

Min. Mepäros. Er wünſche ſelbſt, daß dieſe Menfchen- 
claſſe, welche in ihrem Fache fo nützlich, ja unentbehrlich ſei, vom 
Dienſte befreit werde. 

Ungeduldig verlangte das Haus die Abſtimmung, welche das 
Reſultat ergab, daß die Bergknappen nicht ausgenommen werden. 

Min. Eötvös bat, die Studirenden der Mediein und des 
Ingenieurfaches ausnehmen zu wollen, denn ſonſt würden wir keine 
Aerzte und Ingenieure haben. In der Regel ſtünden dieſe im 19. 
und 20. Lebensjahre und könnten nach Ajähriger Unterbrechung ihre 
Studien nicht mehr wohl fortſetzen. Ungeachtet dieſer Gründe ent— 
ſchied die Mehrheit, daß auch rückſichtlich dieſer Individuen keine 
Ausnahme Statt finden könne. 

§. 12 blieb. 

Bei $. 13 wurde der Anhang angenommen, daß wenn Ein 
Vater mehrere Söhne hat, von Dieſen nur Einer während der— 
ſelben Recrutenſtellung zum Militärdienſt gezwungen werden könne. 

Die ſiebenbürger Deputirten wünſchen: 1) Daß die geſtellten 
4000 Mann den Urbarialiſten eingerechnet werden; 2) daß diejeni⸗ 
gen, welche ſie geſtellt haben, nicht mehr genommen werden; 3) daß 
Jene nicht auf 8, ſondern auf 4 Jahre dienſtpflichtig ſeien. 

$. 14. 

Haläß. Als man die 200,000 Mann und das hiezu nöthige 
Geld votirte, ſagte Koſſuth: er beuge ſich vor der Großherzigkeit 
der Nation. Er gebe nichts auf große Worte, weit mehr auf kleine 
Handlungen. Wenn wir jetzt erſt Commiſſäre ausſenden, ſo ver— 
ſpäten wir uns mit der Conſcription. Distribuiren wir vorläufig 
die Anzahl der Soldaten auf jedes Comitat, iſt ein Fehler geſchehen, 
fo läßt er ſich verbeſſern. Er las nun ein in dieſem Sinne abgefaßtes 
Amendement vor. 

Nemeth. Das Gefeg wird nur dann ſchnell ins Leben treten, 
wenn noch vor der Sanction das Miniſterium die Conſcription be— 
ginnen läßt. Doch möge man ſtatt des Commiſſärſyſtems lieber das 
bisher gebräuchliche nehmen. 

Zſembery. Statt der Commiſſäre möge man die Oberge⸗ 
ſpaͤne mit der Conſcription betrauen, welche das Oberhaus ohne alle 
Gefahr für das Vaterland verlaſſen können, Man ſolle nicht ein« 
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mal das Ende des Landtages erwarten, um das Geſetz ins Leben 
treten zu laſſen. i 

Kazin czy unterſtützte den Vorſchlag Zſembery's ruͤckſichtlich 
der Betrauung der Obergeſpäne mit der Conſcription. 

Präſident. Es ſei unmöglich, dem Geſetze vor der Sanction 
eine verbindliche Kraft zu geben. 

Es wurde abgeſtimmt und der urſprüngliche Geſetzentwurf ans 
genommen. 

$$. 15, 16, 17, 18, 19 blieben unverändert. 

8. 20, 21. 

Nyäry beantragte die Aufhebung der Stockſtrafe. 

Miniſter Méßäros. Es ſei wahr, daß das Prügeln nicht 
für Menſchen gehöre, doch ehe wir etwas aufheben, ſollen wir da— 
für ſorgen, etwas Anderes an deſſen Stelle zu ſetzen. Wenn das 
Haus wünſche, die unzähligen ungehorſamen Soldaten gleich todt— 
ſchießen zu laſſen, in Gottes Namen! 

Miniſter Szeͤchenyi. Vielen wird es ſonderbar erſcheinen, 
daß er bei einer ſolchen Frage auf die Tribüne komme. Wenn wir uns 
aufrecht erhalten wollen, fo können wir dieß nur mit einem discipli- 
nirten Heere thun. Er beruft ſich auf Szentkiraälyi's Worte, daß 
es unmöglich ſei, blos mit Begeiſterung zu ſiegen. Selbſt das freie 
Amerika erkennt es an, daß man gewiſſe dem Viehe ähnliche Men— 
ſchen nur durch Prügel bezwingen kann. Schiffscapitaͤn Maitland, 
welcher Napoleon nach Elba führte, habe ein neues Syſtem ver— 
ſprochen, wobei jede körperliche Strafe abgeſchafft werden ſolle, aber 
ſeine eigenen Matroſen hätten es mißbilligt. Wenn wir die Schlech— 
ten nicht beftrafen, fo werden die Guten dafür büßen müſſen. Wir 
ſollen den Heerführern nicht dieß letzte Mittel, die Disciplin aufrecht 
zu erhalten, aus den Händen nehmen. Anders ſei es unter dem alten 
Syſtem geweſen, jetzt duͤrfen wir keine Willkür und keinen Miß⸗ 
brauch fürchten. Teleki (der eben aufſteht) könne ohne Zweifel da— 
gegen eine ſchöne Rede halten, doch würde ſie die Erfahrung wider— 
legen. 

L. Teleki. Er wolle in das neue Syſtem nicht ſolche Dinge 
einflicken, die nicht dahin gehören. Wir ſtellen unſere ganze gebildete 
Jugend hin und müſſen fie vom Stacke befreien. 
| Nyäry. Er habe das Amendement eingereicht und am wenig— 
ſten von Seite des Miniſteriums Widerſtand erwartet. Er haſche 
nicht Phantaſieen, er ſei Mann der That. Er habe wohl, wenn 
irgendwo in Rückſicht der öffentlichen Sicherheit einige Verdienſte, 
und doch habe er ſeit längerer Zeit kein Urtheil an die kön. Tafel 
(deren Namen er ſtets mit Achtung erwähnt) überfendet, wo körper⸗ 
liche Strafen dictirt ſeien. 

Bernäth hielt dieſe Angelegenheit für ſehr wichtig. Als Eug. 
Beöthy im Bihärer Comitat Vicegeſpan geweſen ſei, habe er die 
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Stockſtrafe aufgehoben. Sei deßhalb während 5 Jahren weniger 
Sicherheit geweſen? 

Min. Méßäros. Es ſei nicht die Frage, ob die Stock⸗ 
ſtrafe bleiben ſolle oder nicht? Man laſſe ſie nur ſo lange, bis wir 
einen neuen Kriegscodex haben. 

Patay. Er wundere ſich über Szechenyi, welcher früher die 
Fahne des Fortſchrittes getragen habe, und jetzt die des Rückſchrit⸗ 
tes ſchwinge. 

Min. Széchenyi erinnert Patay feine Worte wohl zu 
bedenken und verwahrt ſich gegen dieſelben. 

St. Bezerédy. Wenn der Stock das einzige Mittel zur 
Aufrechthaltung der Disciplin wäre — ſo aber gibt es ja deren 
mehrere. f 

Präſident. 20 Mitglieder wuͤnſchen in dieſem Puncte 
öffentliche und namentliche Abſtimmung. 

L. Teleki bat dieſe davon abzuſtehen, da der Erfolg nicht 
zweifelhaft ſein könne, doch vergebens. Da aber weniger als die 
Hälfte der Mitglieder zugegen, ſo wurde die Abſtimmung auf den 
nächſten Tag verſchoben, wo der Beginn der Sitzung auf 12 Uhr 
Mittags anberaumt wurde. 


Unterhaus-Sitzung vom 23. Auguſt. 

Prafes Päzmändy. 

Nach Verleſung des Protocolls und Anmeldung einiger Peti— 
tionen wuͤnſchten noch einige Redner über die in der letzten Sitzung 
bereits zur Abſtimmung geſtellten Fragen zu ſprechen, was von der 
linken Seite verhindert wurde, da es gegen die Hausſtatuten ſei. 

Meéßäros hätte wohl gerne die Stockſtrafe beibehalten, 
überläßt es jedoch dem Haufe, darüber zu entſcheiden. 

Da Abſtimmung durch namentlichen Aufruf verlangt wird, ſo 
wünſchte Gr. Batthyäny, daß dieſelbe unterbleibe, da das Mi— 
niſterium dem verlangten Zuſatze beiſtimmt. Die Stockſtrafe wurde 
alſo in Zukunft beim ungariſchen Heere abgeſchafft. 

Nun wurden vom Präfidenten noch einige Zufäße in Be— 
zug auf die Recrutirung in Siebenbürgen verleſen, und auf ſeinen 
Vorſchlag wurde deren Verhandlung auf übermorgen verſchoben, wo 
der angenommene Geſetzartikel nochmals vorgeleſen werden ſollte. 

Nyäry ſtellte die Motion, daß man bei dieſem Geſetzartikel 
nicht erſt die Sanction des Königs abwarten, und die Conſcription 
in den Comitaten ſofort beginnen möge. 

Deäk wünſchte, daß man dieß dem Miniſterium überlaſſe, 
welches die Sache gewiß möglichft beſchleunigen wird. 

Präſes kündigte an, daß nun der Bericht des in Betreff des 
Budgets des Hauſes ausgeſendeten Comités an der Tagesordnung ſei. 

Buday wünſchte, daß das Miniſterium ſobald als möglich 


einen Geſehvorſchlag in Bezug auf die Militärerziefungsanftalt brin« 
gen moge. 

Die Motion wurde ſowohl vom Kriegsminiſter als von 
Ko ſſuth bereitwilligſt angenommen. 

Der Bericht uͤber das Budget des Hauſes wurde verleſen. Da 
nun über den Gehalt des Präſidenten debattirt werden ſollte, ver— 
ließ Päzmän dy den Praͤſidentenſtuhl, der von Pal 6ezy ein- 
genommen wurde. 

Miniſter Batthyäny wünſchte, daß der Gehalt des 
Präſidenten außer freier Wohnung auf 1000 fl. CM. monatlich 
feſtgeſezt werde. (Im Comité-Berichte waren 5000 fl. jährlich 
angegeben.) 

Der Antrag des Minifterpräfidenten wurde nach längerer De⸗ 
batte angenommen. 

Von den Vicepräſidenten und Hausnotären geſchah im Be: 
richte keine Erwähnung. 

Batthyäny beantragte, daß die Vicepräfidenten außer ihren 
Diurnen 10 fl. CM. täglich, und die Notäre 5 fl. CM. erhalten 
ſollen. 4 

Wurde verworfen. 

Irinyi wuͤnſchte, daß, da die Notäre keinen Gehalt bezie- 
hen, den Archivnotären die Führung der Protocolle überlaffen bleibe. 

Wurde nicht angenommen. 

Der übrige Theil des Entwurfs wurde ohne Debatte ange— 
nommen, und nur in Bezug auf das Perſonale, nach Antrag 
Irinyi's, die Aenderung getroffen, daß anſtatt 4 Archivnotären 
nur einer, und anſtatt 10 Schreibern, blos vier angeſtellt 
werden. 

Päzmän dy nahm wieder den Präſidentenſtuhl ein. 

Koſſuth wünſchte, daß das Haus auf irgend eine Weiſe 
dafür ſorge, daß er ſobald als möglich die nöthigen Ausgaben decke. 
Für die zu exmittirenden Fünf- und Zehngulden-Banknoten iſt ein 
Tilgungsfond nöthig. Das Haus möge daher ſo ſchleunig als möglich 
ſeinen hierauf bezüglichen Geſetzvorſchlag in Verhandlung nehmen; 
auch wünſchte er, daß die Sectionen bald die Berathungen über die 
Finanzoperate beendigen mögen. 

Präſes zeigte an, daß die Sectionen ihre Arbeiten ſchon 
beendigt, blos das Central-⸗Comité hat noch Einige Artikel zu be⸗ 
rathen, was heute und morgen geſchehen kann. 


Unterhaus-Sitzung vom 24. Auguſt. 


Nach Verleſung des geſtrigen Protocolls wurden mehrere Pe— 
titionen vorgezeigt, unter Andern von Seiten der Stadt Tyrnau 
gegen allſogleiche Emancipation der Juden. 

Romän interpellirte weg en des Verbotes der Ausführung 
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edler Metalle und der Emittirung von Banknoten, und brachte in 
Ruͤckſicht auf die ſichere Baſis der letztern eine Motion ein. 

Finanzminiſter Koſſuth. Er ſehe ſich in Folge dieſer 
Aufforderung genöthigt, feine Anſichten zu äußern. Er halte das 
Verbot der Geldausfuhr im Allgemeinen nicht für zweckmäßig, denn, 
wie alle Verbote, die den Handel drücken, gebe es blos zu Schmug⸗ 
geleien Anlaß. Noch ehe das Wiener Minifterium die Ausfuhr 
verbot, erſuchte es das ungariſche Finanzminiſterium um dieſe Maß⸗ 
regel; es wurde erwiedert, man halte fie nicht für zweckmaͤßig, da 
fie den Handel verhindere, er (der Redner) aber wünſche, daß Un— 
garn, zumal Peſt, einen unabhängigen Handel beſitze. Wäh rend 
dieſer Zeit gerieth die Wiener Nationalbank in Verlegenheiten und 
emittirte ſo viele Banknoten, daß dieſe ſich zu der baaren Baſis ſo 
verhielten wie 10 zu 1. Die Bank verſuchte nun ein Anlehen in 
England, doch verlangte man dort 25 Procent Disconto. Als das 
ungariſche Miniſterium dort Kriegsſchiffe und Waffen ankaufen ließ, 
mußte es eben ſo viel zahlen. Das war der Bank doch zu theuer 
und ſo ließ ſie nun unter der Hand Silber aufkaufen, das ſie mit 
8 Procent Agio bezahlte. Dadurch erwachte die Habgier und Ge— 
winnſucht und ſtreckte ihre raubgierigen Krallen namentlich uͤber 
Ungarn aus. So ſuchte man das edle Metall von Ungarn abzulei— 
ten und mit Papier zu überſchwemmen, wodurch er (der Redner) 
genöthigt worden ſei, das Silberausfuhrverbot gleichfalls ergehen 
zu laſſen. Die aufgefangenen Sendungen wurden aber nicht confis- 
cirt, ſondern nur gegen Banknoten eingetauſcht, welche ja ohnedem 
bei allen öffentlichen Caſſen vollen Werth haben. Er (der Redner) 
ſei ein Freund der Preßfreiheit, obwohl ſie, wie jede menſchliche 
Inſtitution, ihre Schattenſeite habe, doch bedauere er ſehr, daß ein 
Theil der Wiener Preſſe ſich von der Reaction dazu mißbrauchen laſſe, 
Oeſterreich gegen Ungarn aufzuhetzen. Er habe es ja ſchon der Wie⸗ 
ner Regierung erklart und erkläre es abermals, daß er fein Verbot 
mit Freuden zuruͤcknehmen werde, ſobald der fernere Geldverkehr der 
Wiener Bank und die Verhaͤltniſſe ihm dieſe Maßregel geſtatten 
würden. Man habe über die Tyrannei des ungariſchen Finanzmini⸗ 
ſteriums Zetter geſchrieen, daß es Geld und Silberſendungen, welche 
blos als Tranſito, und zwar aus der Walachei nach Wien geſandt 
worden, mit Beſchlag belegen und gegen Banknoten auswechſeln 
ließ, allein dieß iſt nicht wahr; die Sendungen wurden in Kron— 
ſtadt und Hermannſtadt aufgegeben und waren nicht Tranſito er— 
klärt, daher mußte fie das Miniſterium als eine dem Verbot entge- 
gen gemachte Sendung aufheben und mit Beſchlag belegen laſſen. 
Er bat daher, die Motion des ehrenw. Deputirten einfach an das 
Finanzminiſterium verweiſen zu wollen. 

Es kam nun der vom Finanzminiſter gefordete Credit an die 
Tagesordnung. Die Centralcommiſſion war der Anſicht, das Haus 
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ſolle durch einen einfachen Beſchluß den Miniſter ermächtigen, zur 
Deckung der dringendſten Ausgaben Banknoten bis zu 3 Millionen 
emittiren zu können, und das Geſetz erſt mit dem Finanzgeſetz über: 
haupt in Verhandlung nehmen. 

Miniſter Koſſuth. Er habe gegen die Anſicht der Com— 
miſſion im Allgemeinen nichts einzuſenden, nur habe er folgende 
Bitten an das Haus zu ſtellen: 1) möge das Haus ihn ermächtigen, 
fuͤr dieſen Betrag nicht blos 1 und 2 Gulden-Banknoten, ſondern 
auch Fünfer, Zehner u. ſ. w. zu emittiren. 2) Möge das Haus 
erklären (da der ganze Credit davon abhänge), daß dieſes Anlehen 
der Staat garantire und die Banknoten als baares Geld betrachte, 
denn nur die Garantie der Legislatur verleihe ihnen vollen Werth. 
3) Eine härtere Strafe für Banknotenverfälſcher einzuführen, denn 
der Juſtizminiſter habe geäußert, er könne nach den jetzigen Geſetzen 
dieſe Fälſcher nur ſo wie die Wechſelfälſcher d. i. mit 8 Jahren Ge— 
fängniß beſtrafen, dann aber ſei zu fürchten, daß alle ſolche Men— 
ſchen nach Ungarn kommen würden, da in Oeſterreich, Preußen die 
Strafe weit härter ſei. Es ſei ohnedem Ungarn immer der Sam— 
melplatz dieſer Verbrecher geweſen, erſt dieſer Tage habe er ein Neſt 
ſolcher Menſchen aufheben zu laſſen das Glück gehabt, man habe 
für die Folge noch mehr zu befürchten, wenn die Strafe zu leicht 
ſei. Das Haus möge demnach wenigſtens 15 Jahre ſchweren 
Kerker für ſolche Verbrecher beſtimmen. Die Commiſſion wünſche 
das Creditgeſetz nicht gleich zu verhandeln. Er widerſetze ſich nicht, 
doch wäre es ihm lieber, wenn es geſchehen könnte, deßwegen ſolle 
das eigentliche Budget keine Verſpätung erleiden. Was die Sanction 
betrifft, werde er ſchon dafuͤr ſorgen, daß nicht damit bis zum Ende 
des Landtages gewartet werde, ſondern dasſelbe ſogleich unterbreitet 
werden folle, damit die Finanzoperationen des Landes ununterbro⸗ 
chen und den Verhältniſſen gemäß ihren Gang nehmen könnten. 

L. Bezeré dy. Da die Kraft eines Beſchluſſes ſich nur auf 
dieſes Haus erſtreckt, fo wünſche er beſonders den allgemeinen Cre— 
dit der erſten Banknoten nicht aufs Spiel zu ſetzen, und verlange 
daher, ſie durch ein Geſetz ſichergeſtellt zu wiſſen. Daher könne er 
das Gutachten der Commiſſion nicht theilen. 

Agoſton. Er möchte das Geſetz ſogleich in Verhandlung ge⸗ 
nommen wiſſen, denn er wünſche nicht, daß unſer Credit auch nur 
einen Augenblick lang gefährdet werde. Er wolle Banknoten, kein 
en denn wir könnten am meiften Vertrauen zu uns felbft 

aben. 

Sebeftyen. Das fei eine kitzliche Frage, welche das Haus 
zur größten Vorſicht veranlaſſen möge. Die Geſchichte und das durch 
ähnliche Operationen herbeigeführte Unglück ſolle uns aufmerkſam 
machen, hier nur ſehr vorſichtig zu verfahren. 

Miniſter Koſſuth. Jedermann fühlt die Wichtigkeit die⸗ 
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ſer Frage und es ſei vielleicht nicht die beſte Taktik, ſie gleich im 
Anfange angreifen zu wollen. Die Zeit ſei vielleicht nicht fern, wo 
wir auch andere, beſſere Quellen haben werden. Das frühere Uns 
glück mit den Bankozetteln ſei daher geſchehen, daß die damaligen 
Miniſter: Wallis, Zichy, Stadion u. ſ. w. rückſichtlich der 
Emiſſion nicht beſchränkt waren und ſtatt 30, 60 Millionen aus⸗ 
gaben. Er würde die allſogleiche Verhandlung des Entwurfes ſehr 
gerne feben.. 

G. Lonyay. Er müſſe die Anſicht des einfachen Beſchluſſes 
vertheidigen. Dieſes Papiergeld werde nur dann Credit finden, wenn 
über deſſen Emittirung ernſt und mit gebührender Vorſicht verhan— 
delt wird und zwar in der Ordnung, nicht aus dem Verbande her— 
ausgeriſſen. 

Raiß. Er wünſche die Staatsgüter nicht zu dieſem Zwecke 
angewieſen zu wiſſen, da ſie ja als Sicherheit für die Entſchädigung 
der Grundbeſitzer dienen müßten. 

Miniſter Koſſuth. Wenn die Grundbeſitzer in der Ehre 
der Nation keine beſſere Sicherheit fänden, ſo ſtünde es ſchlimm 
um ſie. 

M. Löny ay. Wenn es ſich um größere Summen gehandelt 
hätte, ſo hätte die Centralcommiſſion ein Geſetz beantragt. Sie ſei 
darin nur dem Beiſpiel anderer Parlamente gefolgt. Bei fo wichti— 
gen Geſetzen ſei es nöthig, ſie zuerſt ſectionenweiſe, dann durch die 
Centralcommiſſion unterſuchen zu laſſen. 

Das Haus entſchied jedoch, durch Abſtimmung den Geſetzent— 
wurf gleich in Verhandlung nehmen zu wollen. 

Perczel. Er könne kaum begreifen, wie das Haus einen 
Beſchluß der Art faſſen könne. (Es wurde ſtark geziſcht.) So ein 
kindiſches Geziſche beachte er nicht. N 

Präſident machte das Haus darauf aufmerkſam, daß die 


Wuͤrde desſelben durch die ſeit einigen Tagen dort herrſchende Auf— 


regung verletzt wird. Wenn jeder Redner auf den Beifall oder das 
Mißfallen einzelner Mitglieder repeiciren will, fo iſt das Anſehen 
des Hauſes gefährdet. 

Szälpek. Es gebe Dinge, welche das Haus nicht dulden 
könne. P. betrage ſich fo, daß es nicht mehr zu ertragen ſei; ent— 
weder werde er vom Präſidenten darüber zurechtgewieſen, oder das 
Haus ſpreche es aus, daß er beſtraft werden ſolle. 

Bonis. Ihn leite keine Aufregung, doch ſei er es ſich und 
dem Vaterlande ſchuldig, die Repräſentanten um mehr Ruhe zu 
bitten, denn ſonſt müßte man ſie mit Recht der Zeitverſchwendung 
anklagen. 

L. Teleki. Er wolle nicht mehr Zeit verlieren. Es ſei hin⸗ 
länglich, wenn jeder Gegenſtand dreimal verhandelt werde. 

Miniſter Koſſuth las nun feinen modificirten Geſetzent⸗ 
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wurf vor, der auch von der Linken mit vollem Beifall aufgenom⸗ 
men wird. N 

Joh. Papp. Er mache nochmals auf das große Unglück auf⸗ 
merkſam, welches mit den franz. Aſſignaten geſchehen. Man ſolle 
das Land nicht wieder in ſolche Gefahr ſtürzen, Witwen und Wai— 
ſen ihres wenigen Beſitzthums berauben. 

Miniſter Koſſuth. Aus den Worten des vorigen Red— 
ners müffe man die Folgerung ziehen: Koſſuth ſolle nach Haufe 
gehen, denn er verſtehe das Geſchäft nicht. Wenn er in den Wiener 
Zeitungen ſo etwas leſe, ſo wundere es ihn nicht. Wenn das ehrenw. 
Mitglied beſſere Mittel wüßte, fo trete es hervor; er Koſſuth) über— 
laſſe ihm mit Vergnügen ſein Portfeuille; er bitte, ſeinen Entwurf 
wenigſtens als Baſis der Berathung anzunehmen. 

Das Haus nahm den Entwurf der einen Credit von 61 Mill. 
fordert, zur Baſis an, worauf die Sitzung beendigt wurde. 

Oberhaus Sitzung vom 25. Auguſt. 

Nach Verleſung des Protoco 8 kam an die Tagesordnung der 
Bericht der in Angelegenheit des Elementatunterrichtes ausgeſende— 
ten Commiſſion, deren Referent, 

L. Perenpi, ſich folgendermaßen äußerte: Die Commiſ— 
ſion, obwohl durchdrungen von der Wichtigkeit und Nothwendigkeit 
der Volkserziehung, denn ohne ſie wird das Volk nie aufblühen kön— 
nen, glaubte dennoch mit Vorſicht fürgehen zu müſſen, indem wir 
die Beruhigung der Mehrheit des Volkes zu gewinnen haben. Und 
eben darum hielt es die Commiſſion nicht für rathſam, unter den 
jetzigen Umſtänden in Debatten ſolcher Erziehungsgrundſätze ſich 
einzulaſſen, worüber die Begriffe, Ideen und Wünſche ſo verſchie— 
denartig ſind, daß Aufwiegler ein leichtes Feld hätten, dieſe zu ihren 
Gunſten zu mißbrauchen. Ferner hat die Commiſſion den 20ſten 
Artikel des Geſetzes 1848 in Erwägung ziehen müſſen, wonach frü- 
her die verſchiedenen Glaubens-Confeſſionen vernommen werden 
ſollen, um das Erziehungsweſen zweckmäßig einzurichten. Dann 
glaubte auch die Commiſſion, daß früher Ruhe, Friede und Ord— 
nung herzuſtellen ſei, bevor wir uns in die Berathung des fraglichen 
Gegenſtandes einlaſſen; und endlich, da das entworfene Geſetz ohne— 
hin nicht ſogleich ins Leben treten könnte, weil uns in dieſem Augen— 
blicke die nöthigen Geldmittel nicht zu Gebote ſtehen, ſo geht die 
Meinung der Commiſſion dahin, daß dieſer Gegenſtand auf beſſere 
Zeiten verſchoben werde. 

Miniſter Eötobs: 

Die Commiſſion iſt für die Aufſchiebung meines von dem Hauſe 
der Repräſentanten modifieirt angenommenen Geſetzvorſchlages über den 
Elementarunterricht, obwohl ſie die Wichtigkeit desſelben anerkennt. 
Dieſe Wichtigkeit hat ſich aber verdoppelt durch unſere neuen Umgeſtal⸗ 
tungen. Der Grundſatz der Gleichheit iſt ausgeſprochen worden, folglich 
muß dieß auch realiſirt werden, was nur mittelſt der Erziehung geſchehen 
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kann. — Daß das entworfene * nicht gleich ins Leben treten könnte, 
iſt wahr, allein die beiten Geſetze muͤſſen ja jahrelang vorbereitet wer⸗ 
den, um erfolgreich ins Leben zu treten; eben deß halb iſt es nöthig, 
daß wir je früher den Elementarunterricht geſetzlich ordnen. — Mir iſt 
zu Theil geworden, mich mit dem Schickſale der Volkserzieher zu befaſſen, 
und ich fand dieſelben in der traurigſten Lage. Der 20ſte Artikel von 
1848 hat ſie zwar mit Freude erfüllt, aber dieſe Freude und ihre Hoff⸗ 
nungen werden nicht verwirklicht, wenn der jetzige Geſetzvorſchlag auf⸗ 
geſchoben wird. Ja die Volkslehrer werden in eine noch viel traurigere 
Lage gerathen. Denn bisher haben ſie ihre Einkünfte von den Patronen 
und Biſchöfen bezogen, da aber dieſe in ihren Einkünften auch ſehr ge⸗ 
fhmälert wor den find, fo haben die Volkslehrer jetzt gar nichts, auß er 
den paar Kreuzern, die ihnen die Schulkinder zahlen. — Wenn wir 
alſo auch nicht eine große Summe dem Unterrichte opfern können, ſo 
müſſen wir doch ſorgen, daß den Schulmeiſtern die verlornen Einkünfte 
erfetzt werden; darum habe ich die Schulſteuer vorgeſchlagen. — Die 
andere Einwendung der Commiſſion, als wenn durch das fragliche Ge— 
ſetz Reibungen entſtehen würden, überzeugt mich ebenfalls nicht. Denn 
der Zweck des 20ſten Artikels von 1848 war, die verſchiedenen Confeſ— 
ſionen zu beruhigen, und hat auch die beſte Wirkung hervorgebracht, 
wie dieß z. B. die orientaliſche Kirche beweiſt. Darum glaube ich, daß, 
wenn jetzt die Geſetzgebung bei ihrer erſten Zuſammenkunft den fragli⸗ 
chen Geſetzartikel noch weiter entwickelt und formulirt, dieß eine um fo 
größere Beruhigung herbeiführen müſſe, wobei man nicht außer Acht laſſen 
darf, daß Schule und Kirche im innigſten Zufammenhange find. — Das 
vorliegende Geſetz iſt zwar nicht vollkommen, aber wo exiſtirt ein voll⸗ 
kommenes Unterrichtsgeſetz? Durch das vorgeſchlagene wird Jedermann 
zufrieden geſtellt, denn ſowohl die Lehrfreiheit als auch die Stiftungen 
werden jeder Confeſſion belaſſen und geſichert. — Die Commiſſion ſagt, 
daß laut Artikel 20: 1848 früher die verſchiedenen Confeſſionen gehört 
werden müſſen; aber in dem angeführten Artikel iſt nicht von der Er⸗ 
ziehung, fendern von den Schul- und Kirchenbedürfniſſen die Rede. — 
Meiner Meinung nach haben wr hinſichtlich der Schulen zweierlei zu 
thun: 1) für die Zukunft das Nöthige vorzubereiten und neue Schulen 
zu errichten; 2) die ſchon beſtehenden umzugeſtalten Eben deßhalb war 
es aber nöthig, 3 5 ein Örundprintip in dem vorliegenden Geſetzvor⸗ 
ſchlage aufzuſtellen. Darum bitte ich das hochlöbliche Haus meinen Ge⸗ 
ſetzvorſchlag nicht aufzuſchieben, ſondern allſogleich in Berathung zu 
nehmen. 
Päzmändy. (Stuhlweißenburger Obergeſpan). Vor der 
Gefahr des Vaterlandes muß ſich alt und jung, groß und klein beu— 
gen. Die jetzigen Umſtände ſind ſo wichtig, daß ſie nicht erlauben, 
uns gegenwärtig mit dieſer Frage zu befaſſen; darum ſtimme ich auch 
mit der Commiſſion für die Vertagung. 

Beöthy. Ich erkenne es, daß der Herr Miniſter des Unterrichts 
feine Pflicht erfuͤllte, daß er dem 20ſten Artikel Genüge geleiſtet, 
und daß er zur Einbringung des fraglichen Vorſchlages von dem 
Hauſe bevollmächtigt wurde. In thesi könnte kein heilſamerer Ge— 
genſtand aufs Tapet kommen, als die Volkserziehung, denn alle 
Uebel, an welchen wir leiden, hat die Vernachläſſigung der Erziehung 
ver urſacht. Aber dieſer Gegenſtand iſt fo verwickelt und mit fo vielen 
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Intereſſen in Berührung, daß zu deſſen Gt, eine ruhigere 
Zeit erforderlich iſt. Wir dürfen nicht fo verfahren, wie die alte 
Regierung, die in Schulangelegenheiten Verordnungen auf Ver— 
ordnungen haͤufte, welche aber Niemand ins Leben treten ließ. 
Wenn wir ein Geſetz bringen, müſſen wir demſelben auch Geltung 
verſchaffen. Und die ungariſche Legislation muß beſonders mit großer 
Vorſicht zu Werke geben, indem bei uns ein Moſaik von Naliona— 
litäten ſich vorfindet. Wer wagt es zu läugnen, daß der verfloſſene 
Reichstag die heilſamſten Geſetze brachte, und doch hat ſich eine 
Reaction erhoben, deren Folgen traurig ſein können. So ſtehen die 
Sachen auch mit dem vorliegenden Geſetzvorſchlag, indem die Uebel— 
geſinnten ſelben zu unſerem Nachtheil benützen würden. — Das 
Syſtem der Erziehung muß auf eine feſte Baſis gegründet werden, 
was jetzt unmöglich iſt. Es iſt genug, wenn wir dem Hrn. Minis 
ſter die Volkserziehung anvertrauen und ihm empfehlen, daß ſie 
wenigſtens nicht tiefer ſinke, als ſie jetzt ſteht. Darum weiſen wir 
ihm auch eine Summe Geldes an, daß er damit zu Gunſten der 
Volkserziehung einſtweilen diſponire. — Es iſt kein Dorf in meinem 
Comitate, welches von der Erziehung einen Begriff hätte. Der 
Knabe wächſt auf, und wie er 7 Jahre alt wird, ſchickt man ihn 
mit der Gaiß — 5 die Weide, wo er unterm freien Himmel den 
Herrgott anſtaunt. Das ift feine ganze Erziehung. Die Statthal— 
terei hat zwar oft befohlen, daß die Grundherren Schulen errich— 
ten; aber mit welchem Recht? Dann hätte ja die Erziehung nicht 
des Staates, ſondern der Grundherren Eigenthum ſein müſſen. Und 
wie viele kleine Gutsbeſitzer waren da, die kaum ihr Leben friſte— 
ten, geſchweige, daß ſie noch Schulen hätten errichten ſollen. Wir 
haben jetzt eine eigene Regierung, möge ſie für die Volkserziehung 
das Möglichſte leiſten. Aber für jetzt finde ich es nicht rathſam, daß 
die Geſetzgebung etwas beſtimme. Darum theile ich die Meinung 
des Stuhlweißenburger Obergeſpans Päzmändy. Nur darauf muß 
ich wa den Herrn Miniſter aufmerkſam machen, daß er für ein Er— 
zieher-Seminär ſorge. Bisher hat ſich der erſte beſte Vagabund, 
der aufs Land gekommen iſt, als Erzieher angetragen, und wenn 
uns fein Geſicht angeſprochen hat, nahmen wir ihn auf und ſchick— 
ten ihn zugleich in den Garten arbeiten. — Ich erkenne den Eifer, 
die Erfahrung und Thätigkeit des Hrn. Miniſters, aber daß er mit 
ſeinem Vorſchlag Jedermann zufriedenſtelle, das glaube ich nicht. 
Ich wuͤnſche alſo die Aufſchiebung. 

Päzmändi las nun die Formulirung ſeines Antrages. Gr. 
Joſeph Pälffy wünſchte dieſen Antrag drucken zu laſſen, aber auf 
das Verlangen Ujhäzy's wurde der Antrag noch einmal durch den 
Notär vorgeleſen. 

Beöthy. Die weitere Motivirung, warum wir das Geſetz 
vertagen, könnte wegbleiben, indem dadurch genug geſagt wird, 
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